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Horizont

"Hinterm Horizont gehts weiter ..."

Das tröstliche Fazit einer Zeile aus dem gleichnamigen Udo Lindenberg
Song, welche das Dilemma mit der Schärfe einer
Bewältigungseinschränkung, beispielsweise als Gesichtsfeldgrenze, und
ihrer Überwindbarkeit durch den Gebrauch der Füße oder eines
rollenden, gleitenden oder fliegenden Hilfsmittels menschlicher
Technik durch ihre fortschreitende Verschiebung treffend zu
beschreiben weiß, ist so oder ähnlich der menschlichen
Selbstbehauptungsfertigkeit als Offenbarung und Chance einerseits und
als neu aufgerichtet in Folge andererseits geradezu schicksalsgewaltig
an die Hand gegeben.

Möglich wäre es sicherlich ebenso, aus diesem Wortsinn die endliche
Gefangenschaft und Verfügbarkeit humanen Strebens an der Kette bloßer
Wiederholungen oder in dem Kessel unvermeidbarer Absehbarkeiten die
Zwecklosigkeit jeglicher Mühe und jeglichen Tuns herzuleiten.

Allerdings kann auch die kompromißlos gegenteilige Erklärung
hineininterpretiert werden. Jede Grenze wäre dann gleichermaßen der
Zweck, die Funktion und das Instrument ihrer Überwindung und schon
würde aus jedwedem Horizont eine mehr oder weniger lebensspendende und
alles in allem freundlichere Herausforderung werden. Nicht zu
unterschätzen wäre auch die damit zu verknüpfende Gewißheit, gerade
deshalb nie allein zu sein.

Ihre Schattenblick-Redaktion


12. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/393: Hambacher Forst - höchste Not ... (Michael Zobel)


Alarmstufe ROT - für den Wald - für die Dörfer - für den
Kohlekompromiss - Keinen Meter Weiter!

von Michael Zobel, 8. Juli 2019



Guten Tag liebe Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen,
liebe Mitmenschen,

die Bewegung ist nicht aufzuhalten, es geht weiter, und wie...!!!

Besondere Zeiten erfordern besondere Maßnahmen. Die Zeit drängt, wir
brauchen dringend den schnellen Kohleausstieg. Vor Allem brauchen wir
ein Ende der politischen Untätigkeit, der Klimawandel kennt keine
Sommerpause.

Ohne Druck scheint nichts zu passieren, also machen wir weiter und
nutzen unsere Kraft und Vielfalt. Auch am kommenden Wochenende:

Freitag, 12. Juli, 13 Uhr, Fridays for Future in Düsseldorf, die große
Sommerdemo für alle Generationen zum Ferienstart

https://www.bund-nrw.de/termine/detail/event/demo-die-klimakrise-kennt-kein-hitzefrei/

Samstag, 13. Juli, Dorfspaziergang in Keyenberg, Britta Kox, Eva Töller
und Michael Zobel führen durch ein Stück Heimat, das nicht in der Grube
enden darf!

http://verheizte-heimat.de/tag/keyenberg/

Sonntag, 14. Juli, 63 Monate Waldspaziergang, Wald statt Kohle, 11.30
Uhr Treffpunkt, diesmal in Manheim, 12.00 Uhr geht es los... die
großen Verbände werden in den kommenden Tagen dazu aufrufen, am Sonntag
zum Hambi zu kommen, die Veranstaltung ist bei der Polizei angemeldet.
Wir brauchen eine große Mobilisierung...

Die Lage ist dramatisch, Dörfer verschwinden gegen jede Vernunft, der
Hambacher Wald wird ausgetrocknet, die Bagger nähern sich dem Wald auf
50 Meter...

https://www.bund-nrw.de/meldungen/detail/news/braunkohlenbagger-gefaehrden-hambacher-wald/

Anbei ein Appell an den Ministerpräsidenten aus Aachen (siehe unten).

Deshalb am Sonntag:

Alarmstufe ROT -für den Wald - für die Dörfer - für den Kohlekompromiss
Keinen Meter Weiter!

Wald statt Kohle, Sonntag, 14. Juli - Treffpunkt 11.30 Uhr
Manheim/Ortskern, rund um den Marktplatz - 12.00 Uhr Beginn - kurzer
Geisterdorf-Spaziergang, dann zur BUND-Wiese und zum Nordrand des Waldes
- mit spontaner Aktion/Performance vor Ort, ca. 3 Stunden - ÖPNV,
S-Bahnhof Kerpen-Buir, wir schicken bei Bedarf Shuttles - keine
Begrenzung der Gruppengröße, kein Teilnahmebeitrag - bitte eigene
Tassen, Teller und Besteck mitbringen, vielleicht gibt es wieder etwas
zu essen - der Wetterbericht ist vielversprechend...

nächster Spaziergang 4. August...

Zum Thema Zerstörungswahn passt die Petition zum Erhalt des Lucherberger
Sees, bitte unterschreiben, teilen, weiterverbreiten, DANKE...

https://www.change.org/p/monika-duker-rwe-lucherberger-see-muss-bleiben-dieses-naturschutzgebiet-nicht-einfach-trockenlegen?

Das für den Moment, es bleibt viel zu tun,

DANKE für die Unterstützung,

Michael und Eva und Todde und Antje und viele tausende klimabewegte und
optimistische Menschen

 * 

Aachen, im Juli 2019

Appell an die Verantwortlichen in der Politik - "der Erhalt des
Hambacher Waldes ist wünschenswert", stehen Sie zu Ihrem Wort - Einladung
an Armin Laschet zum Waldspaziergang am 14. Juli

Sehr geehrter Ministerpräsident Armin Laschet,

Sommer 2019, vermeintliche Ruhe im Hambacher Wald, Rodungsstopp bis Herbst
2020.

Wir haben viel erlebt in den vergangenen Monaten. Die Kohlekommission tagte
in Berlin und legte Ende Januar ein Ergebnis vor. Alleine das ist als
Erfolg zu werten, viele Beobachter hatten nicht damit gerechnet, dass ein
Kompromiss zustande kommen könnte.

Nicht Alle sind mit jedem Detail zufrieden, das liegt in der Natur der
Dinge. Aber die Empfehlungen der Kommission zeigen erste Zielmarken, der
Politik bleibt es allerdings unbenommen, wegen der Dramatik der Lage über
diese Empfehlungen hinaus zu gehen.

Sie haben am 20. Februar 2019 im Landtag in einer Regierungserklärung unter
anderem erklärt:

"Ich schließe mich diesem Wunsch an und sage an RWE und die Bundesregierung
gerichtet: Der Erhalt des Hambacher Forstes ist wünschenswert und muss
Bestandteil der Verhandlungen sein".

"Wir wollen den Konsens der Kohlekommission eins zu eins hier im Land
umsetzen".

"Ich habe das Unternehmen RWE in den letzten Wochen gebeten, ein
Moratorium für diese und die kommende Rodungsperiode zu erklären -
unabhängig vom Ausgang der anstehenden Gerichtsentscheidungen. Dafür
habe ich seit gestern die schriftliche Zusage des Unternehmens, das
heißt, dass in jedem Fall bis zum Herbst 2020 das Moratorium gilt und der
Hambacher Forst nicht gerodet wird".

"Für zwei Jahre gibt es keine Gefahr für den Wald".

Die aktuelle Lage vor Ort stellt sich allerdings ganz anders dar:

Die Bagger auf der oberen Sohle baggern weiter nach Süden, im nordöstlichen
Teil des Waldes ist das Schaufelrad nur noch 50 Meter vom Waldrand
entfernt. RWE hat angekündigt, diesen
Abstand am kompletten Wald herstellen zu wollen. Neue Fotos belegen, dass
die Vorbereitungen dazu so gut wie abgeschlossen sind.

Dieses Vorgehen gräbt dem Hambacher Wald im wahrsten Sinn das Wasser ab,
die wasserstauenden Schichten werden angeschnitten. Der ohnehin durch die
jahrzehntelange Sümpfung geschwächte Wald droht auszutrocknen. Das
Wasserdefizit ist nach dem trockenen Sommer 2018 noch nicht annähernd
ausgeglichen. Aktuell bahnt sich eine ähnliche Wetterlage wie im letzten
Jahr an. Es entsteht mehr und mehr der Eindruck, dass RWE den Hambacher
Wald vernichten möchte, ohne roden zu müssen.

Nun liegt bei der Bezirksregierung Arnsberg den Antrag auf Entwässerung des
Tagebaus Hambach 2020 - 2030. Dabei geht es um die Genehmigung, in den
kommenden zehn Jahren bis zu 450 Millionen Kubikmeter Grundwasser abpumpen
zu dürfen. 450 Millionen Kubikmeter, das ist übrigens die neunfache Menge
des jährlichen Wasserverbrauchs der Landeshauptstadt Düsseldorf.

Die Auswirkungen dieser Sümpfung gehen weit über den Tagebau Hambach und
den dortigen Wald hinaus.

Am Sonntag, 14. Juli, 12 Uhr, findet der 63. monatliche Waldspaziergang am
Hambacher Wald statt. Erneut werden viele Menschen dabei sein und sich
ansehen, wie der Wald im wahrsten Sinne des Wortes um das Überleben kämpft,
während RWE weiterhin möglicherweise unumkehrbare Fakten schafft.

Herr Ministerpräsident Laschet, ich lade Sie ausdrücklich dazu ein, an
diesem Spaziergang teilzunehmen. Dort können Sie den Menschen vor Ort
erläutern, was Sie dazu beitragen wollen, den verbliebenen Hambacher Wald
zu retten.

Mein dringender Appell an Sie:


	Keinen Meter weiter! Die oberste Sohle des Tagebaus Hambach muss jetzt ihren Endpunkt erreicht haben, damit mögliche Beeinträchtigungen des Hambacher Waldes sicher ausgeschlossen werden können.

	Keine neue wasserrechtliche Erlaubnis! Der RWE Antrag auf Erteilung eines wasserrechtlichen Erlaubnis zur Sümpfung des Tagebaus Hambach von 2020 bis 2030 ist abzulehnen. Es kann nicht sein, dass trotz vollständig geänderter Rahmenbedingungen die Tagebauplanungen unverändert weitergeführt werden. Zudem besitzt die RWE Power AG wegen einer entsprechenden BUND-Klage keine rechtskräftige Genehmigung zur Fortführung des Tagebaus über das Jahr 2020 hinaus.

	Melden Sie den Hambacher Wald endlich als Natura-2000-Gebiet an die EU!

	Tragen Sie dazu bei, Deutschlands CO2 - Bilanz zu verbessern, die Klimaziele zu erreichen und die Lebensgrundlagen für zukünftige Generationen zu bewahren!

	Sichern Sie durch Ihre Politik, dass die verbliebenen 10% des Hambacher Waldes nicht unwiederbringlich vernichtet werden.



Stehen Sie zu Ihren Worten, helfen Sie mit, den Hambacher Wald zu retten!

Mit freundlichen und optimistischen Grüßen,

Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge aus Aachen



P.S.: Diesen Brief erhalten in Kopie unter anderem Bundespräsident
Steinmeier, Bundeskanzlerin Merkel, Wirtschaftsminister Altmeier,
NRW-Wirtschaftsminister Pinkwart, NRW-Umweltministerin Heinen-Esser,
Umweltministerin Schulze

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 8. Juli 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/624: Klimakampf und Kohlefront - RWE-Aktienabstoß ... (Fossil Free Aachen)


Fossil Free Aachen - Pressemiteilung vom 10. Juli 2019

Vollständiges Divestment aus Stromkonzern RWE beschlossen: 

Fossil Free Aachen gratuliert Städteregionstag



Die Städteregion Aachen macht in Sachen Klimaschutz endlich Nägel mit
Köpfen und trennt sich von ihren rund 550.000 Aktien des Stromriesen
RWE. Den Verkauf ca. eines Drittels ihrer RWE-Beteiligungen hatte die
Städteregion bereits im Haushalt 2018 beschlossen, um mit den
freiwerdenden Geldern Den sozialen Wohnungsbau und den Strukturwandel in
der Region zu unterstützen. Ein zweites Aktienpaket sollte laut Haushalt
2019 veräußert werden. Bislang hat zwar keine einzige Aktie tatsächlich
die Besitzerin gewechselt, aber das könnte sich nun zügig ändern. Neben
der Bestätigung der früheren Beschlüsse und der Ausweitung auf sämtliche
RWE-Aktien im Besitz der Städteregion wurde ein konkreter Zeitplan
vorgelegt. Laut diesem sollen die letzten Aktien schon im kommenden Jahr
verkauft werden.

Der frühere Städteregionsrat Helmut Etschenberg hatte sich noch massiv
gegen das Divestment gesträubt. So war er schon seit 2016 zum Ziel einer
Kampagne mit vielen öffentlichkeitswirksamen Aktionen der Initiative
Divest Aachen geworden, die sich später in Fossil Free Aachen
umbenannte. Das Lieblingsargument der Divestment-Gegner*innen, vor Allem
aus der SPD, ist der Einfluss, den Aktionär*innen auf den Konzern
ausüben können. "Wir sind froh und erleichtert, dass laut eines Berichts
der Aachener Nachrichten nun zumindest die gemeinsam mit den Grünen
regierende CDU endlich verstanden hat, wie illusorisch dieser angebliche
Einfluss ist", erklärt Lea Heuser von Fossil Free Aachen. "RWE muss
spüren, dass Klima- und Umweltzerstörung von den Menschen nicht mehr
hingenommen werden - und sowas merkt ein Konzern nur am Geld."

Der Stromkonzern RWE betreibt den gesamten Braunkohleabbau im
Rheinischen Revier sowie zahlreiche, teils besonders alte und dreckige
Braunkohlekraftwerke. Nachdem die Kohlekommission sich auf ein Ende der
Kohleverstromung für das Jahr 2038 geeinigt hatte, sagte auch RWE
Kraftwerksschließungen zu. Momentan steht der Konzern jedoch massiv in
der Kritik, da er wider jede Vernunft dennoch weitere Dörfer umsiedeln
will und bis an die Baumwurzeln des Hambacher Waldes baggert. Sowohl der
Erhalt des Hambacher Waldes als auch der Dörfer war von der
Kohlekommission noch als wünschenswert bezeichnet worden, jedoch schafft
der Konzern weiter Tatsachen, indem er den Wald austrocknet und den
Lebensraum der Menschen dem Erdboden gleich macht.

Braunkohlekraftwerke erzeugen nach CO2-Ausstoß pro Kilowattstunde den
klimaschädlichsten Strom überhaupt. Ohne ihre unverzügliche Abschaltung
ist eine Begrenzung der verheerenden Erderhitzung und des sich längst
abzeichnenden Klimazusammenbruchs nicht mehr möglich. Fossil Free Aachen
begrüßt daher die Entscheidung des Städteregionstags und wird wachsam
die Umsetzung des Aktienverkaufs beobachten. Die Initiative kämpft seit
vielen Jahren gemeinsam mit dem weltweiten Netzwerk 350.org für ein
kommunales Divestment.

Divestment ist das Gegenteil von Investment und bedeutet hier, sich von
Aktien der Kohle-, Erdöl- und Erdgas-Industrie zu trennen. Fossil Free
ruft Institutionen und Einzelpersonen dazu auf, dem Beispiel vieler
Kommunen und nun auch der Städteregion zu folgen und fossilen
Energiekonzernen den gesellschaftlichen Rückhalt zu entziehen.
"Investieren sie lieber in Erneuerbare Energien statt in die ewig
gestrige Braunkohle, dann ist auch der Strukturwandel ein Kinderspiel",
so Heuser "Und wechseln sie vor allem endlich den Stromanbieter, falls
nicht längst geschehen!"

 * 

Quelle:

Fossil Free Aachen

c/o kommunikatz - Text und Kommunikation für eine bessere Welt

E-Mail: kommunikatz@web.de

Internet: http://kommunikatz.wordpress.com/
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RAUBBAU/121: Fracking nicht mit uns - Kritikentsorgung ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 10. Juli 2019

Endfassung des Jahresberichts der Fracking-Kommission entlarvt
Öffentlichkeitsbeteiligung endgültig als Farce



(Bonn, Berlin, 10.07.2019) Für den Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU e.V.) zeigt die nun veröffentlichte Endfassung des
Jahresberichts der Fracking-Kommission deutlich, dass die
Öffentlichkeitsbeteiligung zum Bericht eine Farce war. Der Jahresbericht
blieb trotz massiver Kritik fast unverändert. Eine konkrete Darstellung
der Kritikpunkte der Öffentlichkeit und aussagekräftige Antworten darauf
fehlen auf der Homepage der Kommission fast völlig. Das ist das genaue
Gegenteil eines Dialogs auf Augenhöhe. Der BBU fordert, die Kritik der
Öffentlichkeit im Original auf der Homepage der Kommission zu
veröffentlichen und verlangt von ihr, dazu konkret Stellung zu beziehen.

Oliver Kalusch vom Geschäftsführenden Vorstand des BBU erklärt hierzu:
"Dass die Kommunikation mit der Öffentlichkeit ein Desaster war, hat die
Fracking-Kommission anscheinend selbst gemerkt. Denn nun will sie
gemeinsam mit den Bundesministerien für Forschung, Umwelt und Wirtschaft
ein Konzept für die Presse- und Öffentlichkeitsarbeit erarbeiten. Doch
es ist nicht zu erwarten, dass Verbesserungen für Umweltschützer
eintreten. Denn in welche Richtung die Kommunikation mit der
Öffentlichkeit geht, lässt sich angesichts des Umgangs mit der
eingereichten Kritik am Jahresbericht bereits jetzt erahnen.

So wurde der Entwurf des Jahresberichts fast unverändert als Endfassung
übernommen. Die Kritik der Öffentlichkeit und die Reaktion der
Kommission werden im Jahresbericht in keiner Weise dargestellt.
Stattdessen sollen Kommentare nun in einem Dokument zu regelmäßig
gestellten Fragen (FAQ) auf der Kommissions-Homepage behandelt werden.
Damit werden Kritikpunkte einfach zu Fragen umdefiniert. Doch auch in
dieser Form wird die Kritik des BBU in diesem Dokument kaum
aufgegriffen, wie ein Beispiel von vielen zeigt. So hatte der BBU die
Möglichkeit der Abgabe von Stellungnahmen angesichts der fehlenden
Bekanntmachung als völlig unzureichend kritisiert. Darauf gibt es keine
befriedigende Reaktion. Stattdessen findet man die Frage: 'Wie wurde die
Öffentlichkeit über die Webseite der Expertenkommission Fracking
informiert'?. In der Antwort wird insbesondere auf Presseerklärungen der
drei betroffenen Ministerien verwiesen, die nach Ablauf der Abgabefrist
für Stellungnahmen zum Entwurf des Jahresberichts veröffentlicht wurden
und so gar nicht zur Abgabe von Stellungnahme motivieren konnten. So
werden Kritikpunkte unsichtbar gemacht und Nebelkerzen geworfen. Auch
ansonsten sind die Ausführungen im FAQ-Dokument von einem 'Weiter so'
geprägt. Das ist nicht akzeptabel."

Der BBU fordert die Fracking-Kommission auf, ein Dokument zu
veröffentlichen, in dem die Kritik der Öffentlichkeit im Original
dargestellt wird. Zu diesen Kritikpunkten muss die Fracking-Kommission
konkret Stellung beziehen.


Zum Hintergrund:

BBU-Pressemitteilung vom 18. Juni 2019

https://www.bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202019/18.06.19.pdf

BBU-Stellungnahme vom 25. Juni 2019

https://www.bbu-online.de/Stellungnahmen/Jahresbericht%20_Fracking_OK_oU.pdf

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung vom 10.07.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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AKTION/7264: Kiel - Literatursommer Norwegen I, 22.07. bis ca. 15.09.2019


KIEL - Literaturhaus Schleswig-Holstein

Literatursommer Norwegen I



wir laden Sie herzlich ein zum Literatursommer 2019, bei dem Sie bis
Mitte September in ganz Schleswig-Holstein die literarische
Landschaft Norwegens entdecken können. Die Veranstaltungsreihe wird
am offiziell am 23. Juli in Flensburg u.a. mit dem Bestsellerautor
Jostein Gaarder eröffnet, der mit seinem neuesten Werk auch in Kiel
zu Gast ist.

Jostein Gaarder geht in seiner Erzählung "Genau richtig. Die kurze
Geschichte einer langen Nacht", in der ein alter Mann auf sein Leben
zurückblickt, den existentiellen Fragen des Menschseins auf den Grund
(22.07., außer Haus: Kunsthalle).

Mit "Bergeners" stellt Tomas Espedal sein jüngstes autobiographisches
Prosawerk vor. Espedal erzählt auf beeindruckende Weise und so intim
wie noch nie von den Wechselfällen seines Lebens, wobei seine
Heimatstadt Bergen und einst geliebte Frauen eine zentrale Rolle
spielen (Sommerfest LH: 02.08.).

Kjersti A. Skomsvold ist als wichtigste Stimme der jüngeren
norwegischen Literatur bei ihrer Lesereise mit ihrem Debütroman
kennenzulernen. Dieser amüsante wie berührende Roman handelt von dem
Versuch einer alten Dame, nach dem Tod ihres Mannes ins Leben
zurückzufinden.

Hanne Oerstavik stellt ihr neues Buch "Die Zeit, die es dauert" vor,
welches davon handelt, dass die Geschichten unseres Lebens immer in
uns präsent sind (LH: 07.08.).

Einen pointierten Blick auf die heutige norwegische Gesellschaft
wirft Nina Lykke in ihrem Familienroman "Aufruhr in mittleren
Jahren". Sie schildert mit viel Biss den Zerfall einer
mittelständischen Familie in der Wohlstandsgesellschaft und schafft
humorvoll, ironisch und mit einer vielstimmigen Sprache eine
Familientragikomödie (LH: 18.08.).

Der Musiker, Schriftsteller und politische Aktivist Pål Moddi Knutsen
berichtet von zensierten und verbotenen Liedern aus aller Welt, die
 er übersetzt und als »Unsongs« neu aufgenommen hat. Seine
Geschichten handeln von der Macht der Musik (26.08., außer Haus:
Anscharparkt).

Zum Abschluss des norwegischen Sommers präsentiert Johan Harstad
seinen enthusiastisch aufgenommenen Roman "Max, Mischa und die
Tet-Offensive" (LH: 16.09.).

Im Rahmenprogramm zu den Lesereisen gibt es für Sie einiges zu
entdecken, so eine theatralische Lesung zu Gunnar Staalesens
Kriminalroman »Die Schrift an der Wand« (u.a. in Kiel am 02.08.) oder
den jährlichen Parcours zur Lyrik des Gastlandes.

Eine Übersicht zum Literatursommer bieten umfassend unsere Homepage
und das Programmheft.

www.literaturhaus-sh.de

Kooperationspartner: Landesbeauftragter für politische Bildung SH,
Heinrich-Böll-Stiftung SH

Förderer: Land Schleswig-Holstein, Norwegian Literature Abroad,
Europa-Union SH, Förde Sparkasse.

 * 

Quelle:

Literaturhaus Schleswig-Holstein e.V.

Schwanenweg 13, 24105 Kiel

Telefon: 0431 / 57968-40, Fax: 0431 / 57968-42

E-mail: info@literaturhaus-sh.de

Internet: www.literaturhaus-sh.de
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AKTION/7263: Bremerhaven - Ein Fest für Groß und Klein: 360° POLARSTERN Familientag, 21.7.2019


Deutsches Schifffahrtsmuseum - Leibniz-Institut für Maritime Geschichte

Ein Fest für Groß und Klein: 360° POLARSTERN Familientag



Sonntag, der 21. Juli, steht im Deutschen Schifffahrtsmuseum / 
Leibniz-Institut für Maritime Geschichte (DSM) im Zeichen der Familie 
und der Forschung rund um "Wasser und Eis". Innerhalb der aktuellen
Sonderausstellung "360° POLARSTERN - eine virtuelle Forschungsexpedition"
warten beim Familientag von 11 bis 17 Uhr ein spannendes Programm und
tolle Mitmach-Aktionen auf große und kleine Gäste.

Ein Programm-Highlight bieten Physikanten & Co. Sie sind mit einem Team
aus Naturwissenschaftlern, Schauspielern und Moderatoren vor Ort. Mit
ihrer spektakulären Physik- und Wissenschaftsshow haben sie bereits mehr
als 750.000 Zuschauer begeistert. Fürs Fernsehen baut das Team zudem
eindrucksvolle Experimente, unter anderem für "Galileo", "Frag doch mal
die Maus" oder "Wer weiß denn sowas XXL". Wie schon Harald Lesch oder
Ranga Yogeshwar wurden die Physikanten für ihre Arbeit mit der Medaille
für naturwissenschaftliche Publizistik der Deutschen Physikalischen
Gesellschaft (DPG) ausgezeichnet. Besucher erleben um 13 und 16 Uhr
spannende Experimente, verblüffende Effekte und intelligente Comedy zum
Thema "Wasser und Eis".

Zuvor - ab 11 Uhr - sind seltene Bewegt-Bilder im DSM zu sehen: Sie
stammen aus einem Stumm-Dokumentarfilm über die Arktisexpedition von
Alfred Wegener 1930/31, dem deutschen Meteorologen, Polar- und
Geowissenschaftler. Komponist und Pianist Ezzat Nashashibi hat eigens für
den Familientag ein Musikstück komponiert, um den Film live zu vertonen.
In seinen musikalischen Begleitungen beschränkt er sich meist nicht auf
die Tastatur des Klaviers. Je nach Film kommen zusätzliche Instrumente zum
Einsatz, außerdem spezielle Spieltechniken wie Inside-Playing auf den
Saiten des Klaviers oder auch Präparationen, die den Klangreichtum
erheblich vergrößern.

Außerdem werden Besatzungsmitglieder der POLARSTERN über ihre Arbeit an
Bord sprechen und den Fragen der Gäste Rede und Antwort stehen: Wie wird
auf der POLARSTERN geforscht, gefahren, gelebt? Innerhalb der
Veranstaltungsreihe "Angeheuert! Berufe an Bord" können Interessierte um
12 und 15 Uhr jeweils eine halbe Stunde mit der AWI-Wissenschaftlerin Dr.
Sandra Tippenhauer und dem ersten Offizier Steffen Spielke ins Gespräch
kommen.

Neben den großen Höhepunkten können Jung und Alt kleine Mitbringsel für
daheim basteln, denn zahlreiche Aktionen laden den ganzen Tag zum
Mitmachen ein. Die Besucher haben zudem die Möglichkeit, sich innerhalb
der Virtual-Reality-Sonderausstellung zur POLARSTERN selbst auf
Forschungsreise zu begeben: VR-Brille auf uns rein ins Abenteuer.

Der Familientag ist im Eintritt enthalten. Weitere Informationen zum
Rahmenprogramm der Sonderausstellung:

www.dsm.museum/polarsternprogramm


Über das Deutsche Schifffahrtsmuseum / Leibniz-Institut für Maritime
Geschichte:

Die wechselvolle Beziehung zwischen Mensch und Meer zu erforschen und in
Ausstellungen erlebbar zu machen - das hat sich das Deutsche
Schifffahrtsmuseum / Leibniz-Institut für Maritime Geschichte (DSM) in
Bremerhaven zur Aufgabe gemacht. Es ist eines von acht Leibniz-
Forschungsmuseen in Deutschland. Mit seinen mehr als 80 Mitarbeitenden und
Auszubildenden und rund 8000 Quadratmetern überdachter Ausstellungsfläche
zählt es zu den größten maritimen Museen Europas. Zurzeit befindet sich
das DSM im Wandel und verbindet eine Gebäudesanierung sowie den Bau eines
Forschungsdepots mit einer umfassenden Neukonzeption aller Ausstellungs-
und Forschungsbereiche. Während dieser bis 2021 andauernden Phase bleibt
das Haus geöffnet - mit einem vielfältigen Programm, wechselnden
Sonderausstellungen und Veranstaltungen. Auch die mehr als 600 Jahre alte
Bremer Kogge und die Museumsschiffe im Außenbereich können weiterhin
besichtigt werden.

Forschungsprojekte am DSM werden durch namhafte nationale und
internationale Förderprogramme unterstützt. Als attraktiver Arbeitsort für
junge und berufserfahrene Talente in der maritimen Forschung unterhält das
DSM vielfältige Kooperationen mit Universitäten, Hochschulen und
außeruniversitären Forschungseinrichtungen.

Unterstützung erfährt das Museum nicht zuletzt von den fast 3000
Mitgliedern des "Fördervereins Deutsches Schifffahrtsmuseum e.V." Dieser
sowie das "Kuratorium zur Förderung des Deutschen Schifffahrtsmuseums
e.V." hatten einst die Eröffnung des Hauses im Jahr 1975 vorangetrieben
und begleiten es nun auf seinem Zukunftskurs.

Für weitere Informationen:

https://dsm.museum/ueber-uns

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution256

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Schifffahrtsmuseum - Leibniz-Institut für Maritime Geschichte, 11.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KURSUS/5042: Bielefeld - "Japanisch für Einsteiger" ab 29. Juli 2019


Stadt Bielefeld

Japanisch lernen in den Sommerferien



Bielefeld (bi). In der Ravensberger Spinnerei startet am Montag, 29.
Juli, ein vierwöchiger Japanisch-Kurs für Einsteiger. Der Kurs für
Erwachsene und Jugendliche ab 16 Jahren ist jeweils montags, dienstags
und mittwochs von 16 bis 18 Uhr. Der muttersprachliche Trainer
Masayoshi Tsuchiya vermittelt einen Einstieg in die japanische
Sprache, Kultur und Lebensart. 

Infos und Anmeldung unter www.vhs-bielefeld.de oder Telefon 0521 51-6811.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. Juli 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TREFF/1409: Stuttgart - Franz Suess, Ingo Beck, Paul Zwei, 177 Bilder mit Sounds und Stimmen, 13.07.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juli 2019

Samstag 13.07.19 19.00 Uhr

Paul Zwei

Franz Suess, Ingo Beck

Veranstaltungsreihe: Wetterleuchten

177 Bilder mit Sounds und Stimmen

Moderation: Jürgen Lagger



Die Hauptfigur ist ein junger Mann namens Paul, der aus der Provinz
in eine Wohngemeinschaft in Wien zieht. Das Leben dort beschert ihm
statt des erhofften Lebensglücks vor allem Enttäuschungen - auch weil
sein Selbstbild mit der Realität nur wenig zu tun hat. In
filigran-kratzigen Bleistiftzeichnungen nähert sich Franz Suess
seinem Protagonisten Paul an, schildert dessen Gefühlsleben zwischen
Selbstzweifel und Selbstüberschätzung, zwischen sexueller Obsession
und unerfüllten Wünschen und erzählt die Geschichte einer
Geschlechtstransformation, als gäbe es nichts Normaleres auf der
Welt. Franz Suess lebt und arbeitet als Comiczeichner, Autor von
Bilderbüchern und Illustrator in Wien. (Luftschacht)

Mit freundlicher Unterstützung der Berthold Leibinger Stiftung.

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juli 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1408: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Programm vom 15. - 19. Juli 2019




Kulturcafé Komm du - Das Programm der 29. Kalenderwoche 2019

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und Ausstellungen




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]






Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr



Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de



Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end



Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de




!ACHTUNG!

Das Komm du Kulturcafé schließt vom 21. Juli bis zum 4. August für die jährliche Sommerpause!

Veranstaltungen finden wieder regelmäßig ab dem 7. August statt.

Das Konzert von Claude Bourbon am Mittwoch, den 17. Juli 2019, muss wegen persönlicher Gründe leider abgesagt werden!  
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        Einladung und Pressemitteilung vom 10.07.2019

        

        Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

        

        

                                                - + * + * + * + -

        

        

        * Donnerstag, 18. Juli 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr: Autorenlesung

           Laura Adrian: "(K)ein Leben mit Borderline und Essstörung"

           Eintritt frei / Hutspende

        

           Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

           Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

           Homepage: http://www.komm-du.de
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Laura Adrian: "(K)ein Leben mit Borderline und Essstörung"

        

        Die Geschichte eines Mädchens, das unerbittlich um ein lebenswertes
        Leben kämpft.

        

        Was ist Borderline? Weshalb rutscht jemand in eine Essstörung? Wie
        kommt man dort wieder heraus? Bei dem Thema psychische Erkrankungen
        gibt es viele Fragen. Für Nicht-Betroffene ist es häufig kaum oder
        nur schwer nachvollziehbar, wie ein Mensch sich so etwas antun kann.
        In ihrer Lesung nimmt die Autorin Laura Adria die Zuhörer mit auf
        eine Reise durch ihr Leben und zeigt ihnen ihre Welt. Sie berichtet
        von Klinikaufenthalten, von ihren Gefühlen, den Kampf gegen ihr
        eigenes Ich, von ihren Ängsten und der Hoffnung, irgendwann "normal"
        zu sein.

        Die Lesung ist sowohl für Betroffene als auch für Freunde, Bekannte,
        Angehörige oder einfach nur Interessierte geeignet.

        

        Besetzung:

        Laura Adrian (Autorin)

        

        Weitere Informationen:

        https://www.laura-adrian.de/

        

        

        

        

        *  Freitag, 19. Juli 2019, 20.00 bis 22.00: Konzert

            Alabama Hot Six | Feuriger Dixieland Jazz 

            Eintritt frei / Hutspende

        

            Kulturcafé Komm du, Buxtehuder Str. 13, 21073 Hamburg-Harburg

            Platzreservierung per Telefon: 040 / 57 22 89 52  oder E-Mail:
        kommdu@gmx.de

            Homepage: http://www.komm-du.de
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Alabama Hot Six | Feuriger Dixieland Jazz

        

        Die Dixielandband wurde vor fast 40 Jahren von dem Trompeter Gunnar
        Thielemann gegründet, der nach langer Pause sein Instrument neu
        entdeckt hatte.Dann kam natürlich sehr bald der Wunsch hoch, eine
        Dixieland-Formation zu gründen. Bereits wenige Jahre später kamen
        die ersten Auftritte .In den 80-ziger Jahren war die Band dann beim
        Hamburger Jazzmarathon im CCH zu Gast, Höhepunkt war der Auftritt im
        großen Saal 1 auf der Bühne mit Papa Bue`s Viking Jazzband und der
        Dutch Swing College Band.Das war der  Durchbruch, danach waren die
        Jatzer viele Jahre auf den Duckstein-Festivals, dem Hafengeburtstag,
        den Cruise Days,Alstervergügen usw. im Einsatz. Ebenso ist seit
        dieser Zeit die Band regelmäßig im Hamburger Cotton Club zu hören.
        Auftritte in Dänemark und auf vielen Festivals waren bisher
        ebenfalls erfolgreiche Veranstaltungen. Die Band gefällt durch
        gepflegten Dixieland, der sich besonders auszeichet durch eigenen
        Sound, eingebaute Riffs und Bläsersätze. Konzerte sorgen beim
        Publikum stets für Begeisterung und gute Laune.

        

        Besetzung:

        Gunnar Thielemann - Trompete und Gesang

        Jörg Hohmann - Posaune und  Gesang

        Stefan Orendi - Klarinette,Saxophon

        Horst Pantel - Banjo                                               

        Peter Schützeberg - Bass       

        Christian Hirschbrich - Schlagzeug

        

        Weitere Informationen:

        https://www.youtube.com/watch?v=Kbx4kQ52EGM

        https://www.youtube.com/watch?v=j4AajX1Jiv8
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Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Svantje Buchholz

Telefon: 0172 36 00 494

E-Mail: kommdueventmanagement.assistenz@gmx.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Wochenprogramm des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Str. 13

21073 Hamburg

Tel.: 040/57228952

E-Mail: kommdu@gmx.de

Internet: www.komm-du.de

Facebook: https://www.facebook.com/KommDu



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1407: Berlin - Das Helvetische Fest 2019, Literatur und Musik aus der Schweiz, 30.07.2019


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im Juli 2019

30. Juli, Di 19.30

Das Helvetische Fest

Literatur und Musik aus der Schweiz

Es lesen Ivna Zic und Klaus Merz

Moderation: Bernadette Conrad, Yael Inokai

Musikalische Performance von Fitzgerald & Rimini



Auch in diesem Jahr feiert das LCB die Literatur der Schweiz. Ivna
Zic war im Sommer 2013 Stipendiatin im LCB; nachdem sie lange als
Theaterautorin und Regisseurin gearbeitet hat, erscheint nun ihr
erster Roman »Die Nachkommende« bei Matthes & Seitz. Ihre
Mitstipendiatin, die Schriftstellerin Yael Inokai (»Mahlstrom«,
VERLAG 2017), spricht mit ihr über das Buch. Neben der Debütantin
liest mit Klaus Merz ein Schriftsteller, der seit vielen Jahren zu
den außerordentlichen und prägenden Stimmen der deutschsprachigen
Gegenwartsliteratur gehört. "Wie Blitze in der Nacht leuchten seine
Texte in die Welt" schrieb Stefan Sommer in der Süddeutschen Zeitung
über ihn. Heute liest er aus seinem kürzlich im Haymon Verlag
erschienenen Band »firma«. Das Duo Fitzgerald & Rimini arbeitet seit
2005 an der Schnittstelle von Literatur, Musik und Performance; heute
treten sie erstmals im LCB auf. Der Abend klingt dann mit einer
Einladung der Schweizerischen Botschaft zu Käse und Wein aus.

Mit freundlicher Unterstützung durch die Kulturstiftung Pro Helvetia
und die Schweizerische Botschaft.

5 / 8 Euro

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / BEDROHTE VÖLKER





AFRIKA/756: Algeriens Rechtsanwälte streiken für Rechtsstaatlichkeit


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 12. Juli 2019

Algeriens Rechtsanwälte streiken für Rechtsstaatlichkeit

Europäische Union schweigt zu wachsender Gewalt gegen friedliche
Demonstranten



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) hat die Europäische Union
aufgefordert, die wachsende Gewalt von Sicherheitskräften gegen die
algerische Demokratiebewegung zu verurteilen. "Wenn in Algerien
willkürlich friedliche Demonstranten niedergeknüppelt werden, darf
Europa nicht wegschauen. Die systematische Einschüchterung der
Protestbewegung durch die Armee braucht eine klare Antwort aus der
EU", erklärte GfbV-Direktor Ulrich Delius am Freitag in Göttingen.
Algerische Rechtsanwälte hatten am Donnerstag mit einem Generalstreik
für mehr Rechtstaatlichkeit protestiert.

Mehr als 1.000 Anwältinnen und Anwälte zogen in ihren schwarzen Roben
durch die Hauptstadt Algier und forderten die Freilassung von 34
Masiren (Berbern). Diese hatten bei den Demokratie-Protesten der
letzten Wochen die masirische Fahne geschwenkt und waren dafür
verhaftet worden. Die Juristen verlangen zudem den Rückzug der Armee
aus dem öffentlichen Leben und Freiheit für alle politischen
Gefangenen. Sie fordern, die Unabhängigkeit der Justiz zu
gewährleisten und ein Ende der Rechtsprechung auf Telefonanruf. In
Algerien sei es seit Jahrzehnten üblich, dass die Mächtigen des
Staates per Telefonanruf die Verurteilung von Regierungskritikern
durchsetzen, wie Richter vor Ort berichten.

Mit ihrem Streik kritisieren die Juristen auch die zunehmende Gewalt
der Sicherheitskräfte gegen die Demokratiebewegung. Als am 5. Juli
mehr als 100.000 Menschen für ein Ende von Willkür und Rechtlosigkeit
protestierten, knüppelten Sicherheitskräfte die friedlichen
Demonstranten systematisch nieder. Selbst unbeteiligte Passantinnen
wurden wahllos aufgegriffen, in weit entfernte Haftzentren
transportiert, eingeschüchtert und sexuell missbraucht. "Algeriens
Kultur der Straflosigkeit muss endlich ein Ende haben. Europa muss
die Willkür der Sicherheitskräfte anprangern, selbst wenn Frankreich
um seine Interessen in Algerien fürchtet", so Delius.

Das wochenlange Schweigen des französischen Staatspräsidenten
Emmanuel Macron, der sich ansonsten gerne als Anwalt der Entrechteten
stilisiere, sei bezeichnend. Doch in Algerien stehe Frankreich auf
der Seite des kompromittierten Bouteflika-Regimes. Wichtige
algerische Gewährsleute französischer Interessen seien seit dem Sturz
des früheren Staatspräsidenten Abdelasis Bouteflika am 2. April 2019
festgenommen worden. Doch Europa dürfe sich in Algerien nicht alleine
von Frankreichs Interessen leiten lassen, forderte der
Menschenrechtler.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12. Juli 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / MEINUNGEN





AUFRUF/063: Für eine weltweite Kampagne gegen die Auslieferung von Julian Assange (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Aufruf für eine weltweite Kampagne gegen die Auslieferung 
von Julian Assange

Von Sabine Bock, 12. Juli 2019






[image: Bild: © Sabine Bock]

Kundgebung "Candles4Assange", am Abend des 3. Juli 2019, auf dem
Pariser Platz, zwischen der US-Botschaft und dem Brandenburger Tor in
Berlin

Bild: © Sabine Bock



Auf der Kundgebung "Candles4Assange", am Abend des 3. Juli 2019, auf
dem Pariser Platz, zwischen der US-Botschaft und dem Brandenburger Tor
in Berlin hielten Vertreter der World Socialist Web Site [1] und
weitere Aktivisten eine Ansprache zur weltweiten Kampagne für ein
globales Verteidigungskomitee gegen die Überstellung von Julian
Assange an die USA.

Es wurden auch weitere Redebeiträge von politischen Bewegungen wie der
DiEM25 [2], der Bundestagsabgeordneten Sevim Dagdelen [3] von der
Partei "Die Linke" sowie von Vertretern von Freedom of the Press [4]
sowie des WikiLeaks-Mitarbeiters Jacob Appelbaum gehalten, die alle
das gleiche forderten: "Keine Auslieferung von Julian Assange an die
USA sowie die sofortige Freiheit für Julian Assange und Chelsea
Manning!"

"Aber die Tage, an denen ich lesen, sprechen und mich organisieren
konnte, um mich, meine Ideale und meine Leute zu verteidigen, sind
einstweilen vorbei, bis ich wieder frei bin. Ihr alle müsst meinen
Platz einnehmen", schrieb Julian Assange aus dem britischen Gefängnis
Belmarsh.


Anmerkungen:


[1] http://www.wsws.org/

[2] https://diem25.org/main-de/

[3] https://www.sevimdagdelen.de/

[4] https://freedom.press/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis
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INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / REPORT





INTERVIEW/190: Kreuzfahrtschiffe - zu Lasten der Natur...    Wolfgang Meyer-Hentrich im Gespräch (SB)


Gespräch am 2. Juli 2019 in Kiel



Die Fiktion des "Traumschiffs" war für das deutsche Fernsehpublikum
ein beliebter Dauerbrenner, lange bevor auch die hiesigen Konsumenten
des modernen Massentourismus begannen, dank Pauschalangeboten zum
Discounterpreis selber zu Tausenden die Kreuzfahrtschiffe zu stürmen
und von dort aus die Anlegehäfen heimzusuchen. Aus einem
Millionärsprivileg hat die florierende Branche ein boomendes
Freizeitvergnügen für breite Bevölkerungsteile gemacht, dessen
gravierende Schadensfolgen schon seit einigen Jahren in Fachkreisen
thematisiert, doch erst in jüngster Zeit von den Medien wahrgenommen
werden.

Der Kölner Autor und Journalist Wolfgang Meyer-Hentrich hat
darüber mehrere Bücher geschrieben, in denen er eindringlich vor der
Umweltverschmutzung durch diese Schiffsgiganten, der Ausbeutung von
Arbeitskräften an Bord und dem Kreuzfahrtimperialismus in aller Welt
warnt. Die Vermarktungsstrategien der Unternehmen liefen auf
Greenwashing hinaus, und die technologischen Verbesserungen blieben in
ihrer Umsetzung weit hinter den in Aussicht gestellten Möglichkeiten
zurück. Nachhaltiger Massentourismus, wie er immer wieder bis in
Kreise der Grünen hinein herbeiphantasiert werde, bleibe zwangsläufig
ein Widerspruch in sich.

Wenige Wochen nach der spektakulären Blockade eines Kreuzfahrtschiffes
am Pfingstsonntag in Kiel stellte Wolfgang Meyer-Hentrich auf
Einladung der dortigen "Initiative gegen Kreuzfahrt" am 2. Juli im
Klingelhörsaal der Christian-Albrechts-Universität sein neu
erschienenes Buch "Wahnsinn Kreuzfahrt" vor. [1] Im Anschluß an die
Lesung und rege Diskussion beantwortete er dem Schattenblick einige
Fragen.




[image: Bei der Buchvorstellung - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Wolfgang Meyer-Hentrich

Foto: © 2019 by Schattenblick



Schattenblick (SB): Früher sind Menschen auf Reisen gegangen, um
fremde Länder kennenzulernen, sich zu bilden und anderen Menschen zu
begegnen. Warum unternehmen die Leute heute eine Kreuzfahrtreise, wo
sie doch das gleiche Unterhaltungsprogramm eigentlich auch zu Hause
erleben könnten?

Wolfgang Meyer-Hentrich (WMH): Das Prinzip der modernen Kreuzfahrten
kommt aus Amerika. Dort geht es vor allem um Freizeitvergnügen,
Unterhaltung, darum, sich den Tag möglichst effektiv spaßmäßig zu
gestalten, und das ist heute Weltmaßstab bei dieser Form von
Massentourismus. Das, was früher in den 60er, 70er Jahren in Amerika
angefangen hat, ist heute überall auf der Welt der Standard für
Kreuzfahrtschiffe. Es geht nicht um ferne Länder, fremde Kulturen, es
geht nicht um Natur, sondern es geht vor allem um Erlebnisurlaub auf
dem Meer in schwimmenden Ferienparks, und das Ganze ist so preiswert,
daß es längst für jedermann bezahlbar wird.

SB: Kontrastiert man den Kreuzfahrttourismus mit den
Flüchtlingsströmen, mutet dies wie zwei völlig voneinander geschiedene
Welten und Kategorien von Menschen an. Die einen unternehmen Reisen in
alle Welt ohne Rücksicht auf Verluste, während andere mit allen
erdenklichen Gewaltmitteln daran gehindert werden, den umgekehrten Weg
zu nehmen.

WMH: Da sehe ich zunächst insofern keine Parallelen, als es in dem
einen Fall das Elend ist, was die Menschen zur Flucht treibt und in
Bewegung bringt, im anderen Fall hingegen die Sucht nach Vergnügen.
Das, was die Leute Erlebnisurlaub oder einen
All-inclusive-Urlaub nennen, kann man nicht mit dem Flüchtlingselend
vergleichen. Der Kreuzfahrttourismus bedeutet indessen Gefahr für
Natur und Menschen, und das in vielerlei Hinsicht.

SB: Wie sind die Bestrebungen der Kreuzfahrtkonzerne einzuschätzen,
bestimmte Ressorts in aller Welt aufzukaufen und exklusiv für ihre
Kunden zu reservieren?

WMH: Die Kreuzfahrtindustrie ist soweit, daß sie Flughäfen und Häfen
kauft und sich ihre eigene Infrastruktur schafft. Ihr Bestreben geht
dahin, von der Produktion bis zum Endverbrauch alles in eigener Hand
zu organisieren. Das Prinzip des modernen Massentourismus ist generell
die kanalisierte, organisierte Bewegung von Menschen. Es geht um die
Kollektivierung der Freizeit, und diese Kollektivierung der Freizeit
ist keine individuelle Angelegenheit, weil der Individualreisende
solche Massenunternehmungen nicht mag. Die Kreuzfahrtunternehmen
sprechen vor allem die Leute an, die organisiert und kanalisiert
reisen und sich auch keine Gedanken darum machen wollen, wie sie ihren
Urlaub gestalten. Die werden zu Hause abgeholt, sie werden irgendwohin
geflogen und haben dann ihren Spaß.

Das sieht man den Leuten teilweise auch an, so wie sie reisen. Sie
kommen in Shorts oder in Jogginghose aufs Schiff und fahren mit den
gleichen Shorts und der gleichen Jogginghose auch wieder nach Hause.
Vielleicht darf ich diesen Satz noch anfügen: Die legere
Freitzeitkleidung ist zur globalen Uniform des Massentourismus
geworden. Die Menschen ziehen sich auch nicht mehr individuell an,
sondern erscheinen überall in der Welt gleich vom Aussehen her, ob das
in Australien ist, ob das vor Hongkong ist, ob das in den USA ist, in
der Karibik oder ob das in Japan oder China ist. Die Menschen tragen
überall die gleiche Art von Freizeitklamotten, die auch durchaus von
den gleichen Herstellern kommen. Und daran erkennt man sie dann auch
oft.

SB: Auf welche Quellen konnten Sie im Zuge Ihrer Arbeit an dem Buch
bei der Recherche zurückgreifen? War es schwierig, sich
Insiderinformationen zugänglich zu machen?

WMH: Das wichtigste ist tatsächlich langjährige Erfahrung, auch
Insidererfahrung, anders hätte ich dieses Buch nicht realisieren
können. Das alles nur von außen zu schreiben, halte ich zwar für
möglich, aber dann wird es, glaube ich, nicht gut. Wenn das Buch eine
gewisse Resonanz nach sich gezogen hat, ist das meines Erachtens nicht
zuletzt auf den Eindruck des Lesers zurückzuführen, daß hier jemand
spricht, der den Laden auch von innen kennt. Neu war für mich dabei,
weil ich doch nicht mehr unbedingt der Computer-Generation angehöre,
die Internet-Recherche. Es existiert zu diesem Thema sehr wenig
geschriebene Literatur in Gestalt von Büchern, die mein erster
klassischer Zugang sind. Da in dieser Hinsicht nur ganz wenig zu
finden ist, war ich auf das Internet angewiesen und mußte dort
breitflächig recherchieren. Aber man findet alles - wer sucht, der
wird im Internet immer fündig.

SB: Welche Erfahrungen haben Sie bei Ihren Lesungen gemacht? Wie waren
in der Reaktion des Publikums Zustimmung und Einwände verteilt?

WMH: Das Thema Kreuzfahrten polarisiert in hohem Maße. Das merke ich
bei den Lesungen, aber auch dort, wo beispielsweise Zeit-Online
Leserkommentare veröffentlicht. Dort gab es zu einer Veröffentlichung
rund 270 Leserkommentare, die sehr konträr ausfielen. Die einen
fragen, ob sich etwa nur Reiche solche Kreuzfahrten leisten dürfen,
oder werfen mir vor, ihnen das Kreuzfahrtwesen vermasseln zu wollen:
Der feine Herr hat jetzt genug Kreuzfahrten gemacht und wird plötzlich
vom Saulus zum Paulus. Oder er predigt Wasser, trinkt aber Wein. Diese
Argumentation ist mir nicht unvertraut, aber sie stört mich nicht,
denn ich habe ja niemand verraten, ich habe nicht die Seiten
gewechselt. Ich habe vielmehr meinen Horizont erweitert und bin zu
Erkenntnissen gekommen, die nicht mit den Ansichten übereinstimmen,
die ich vor fünfzehn Jahren hatte. Es ist normal, daß man seine
Ansichten und Einsichten im Laufe der Zeit ändert und etwas, was man
früher gut gefunden hat, dann auf einmal nicht mehr gut oder sogar
schädlich findet, wenn man sich intensiver damit auseinandersetzt.

WMH: Was antworten Sie Leuten, die Ihnen vorwerfen, Sie wollten ihnen
ja nur die günstigen Kreuzfahrten vermiesen oder gar wegnehmen?

WMH: Denen kann ich nur raten zu versuchen, meine Argumentation zu
verstehen und das, was sie an diesen Kreuzfahrtreisen gut finden,
vielleicht auch mal zu hinterfragen. Ich kann nur hoffen, daß die
Medien und auch die Politik das Bewußtsein der Menschen dahingehend
verändern, daß sie zu ähnlichen Einsichten gelangen wie ich und daraus
Konsequenzen ziehen.

SB: Haben Sie in diesem Sinne die Erfahrung gemacht, daß Pressemedien
und Sender sich stärker als in der Vergangenheit dieses Themas
annehmen und auf Sie zugehen, um diese Problematik mit Ihnen zu
erörtern?

WMH: Ja, ich erfahre durchaus eine breite positive Medienresonanz,
wobei sich das aber erstaunlicherweise immer im Feuilleton und nicht
in der Reiseredaktion abspielt. Alle Interviewwünsche, alle
Buchvorstellungen oder Buchrezensionen gehen nur von der
Feuilletonseite aus und nicht von den Reiseredaktionen. Von den
Reiseredaktionen kommt dann eher Kritik, weil sie eben mit der
Tourismusbranche sehr eng verschlungen sind. Im Grunde interessiert
sich nur das Feuilleton für diese kritische Sicht auf den heutigen
Kreuzfahrttourismus.

SB: Bei Ihrer Buchvorstellung hier in Kiel saßen heute abend
überwiegend junge Leute im Publikum. Entspricht es Ihren Erfahrungen,
daß dieses Thema in seiner kritischen Bearbeitung vor allem bei jungen
Menschen besonders gut ankommt?

WMH: Das ist so, Punkt.

SB: Herr Meyer-Hentrich, vielen Dank für dieses Gespräch.


Fußnote:


[1] BERICHT/130: Kreuzfahrtschiffe - Dekadenz auf Schrauben ... (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/buerger/report/brrb0130.html


12. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / VERANSTALTUNGEN





AKTION/184: Berlin - Kicken für den Frieden im Poststadion, Fußballturnier und Friedensfest, 19.-21.7.2019


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Kicken für den Frieden

im Berliner Poststadion - Fußballturnier und Friedensfest

Von Reto Thumiger, 11. Juli 2019



20 Mannschaften mit Kindern, Jugendlichen und Erwachsenen werden am
Wochenende 19.-21. Juli zum Fußball-Friedensturnier "Abrüsten jetzt"
[1] im Poststadion Berlin antreten.

Viele davon Frauen und Männer gemischt. Darauf wurde Wert gelegt,
erklärt Türker Ünal, sportlicher Leiter des SAV e.V. [2], es sei
allerdings keine Teilnahmebedingung. Und auch der Inklusionsgedanke
wird natürlich großgeschrieben.

Reiner Braun verweist darauf, dass der Sport seit der Antike als
Friedensstifter zur Völkerverständigung beigetragen hat. Dieser
Friedensgedanke soll im Fußballturnier angesichts der täglich
sichtbaren Auswirkungen von Kriegen und militärischer Gewalt in allen
Gesellschaften und des enormen menschlichen Leids aufgegriffen werden.
Nicht zu vergessen die Rekordzahl von 70 Millionen Menschen auf der
Flucht gemäß UNHCR Bericht 2018.

Die unverhältnismäßigen weltweiten Rüstungsausgaben von 1,7 Billionen
US-Dollar und das von der der deutschen Bundesregierung angestrebte
Ziel von 2% des BIP für Rüstungsausgaben (je nach Grundlage ca. 72
Milliarden Euro) gefährdet den sozialen Zusammenhalt der Gesellschaft.
Diese Gelder fehlen besonders in Bereichen wie Bildung, Gesundheit,
dem öffentlichen Verkehr, im Sozialen und im Klimaschutz.

Lucas Wirl (IALANA) [3] möchte mit der von ihm initiierten Idee aktiv
für ein friedliches Miteinander wirken und zwar überall. Abrüsten
anstatt aufzurüsten ist ein wichtiger Schritt hin zu einer
friedlicheren Welt und diese Forderung soll das Turnier unterstützen,
denn wer kickt schießt nicht.

Ein vielfältiges Rahmenprogramm erweitert das Fußballturnier zum
Friedensfest mit Tombola, Hüpfburg sowie Diskussionen und Live-Musik.

Zu Ende geht das Friedensturnier am Sonntag um 15 Uhr mit der
Siegerehrung, wobei ein Sieger bereits feststeht, nämlich der Frieden.


Programm

http://www.friedensturnier.berlin/

(Änderungen vorbehalten)

Freitag, den 19. Juli

18:00 Eröffnung

18:30 Filmvorführung "Pelé aus Neubrandenburg: Die Story von
Souleymane Chérif" mit anschließender Diskussion mit den Autoren
Benjamin Unger und Matthias Hufmann
19:45 live-Musik von Gina Pietsch

(Berlin), zwölfhalbe (Berlin) und Wedge (Berlin)

Samstag, den 20. Juli

10:00 Fußball-Friedensturnier

Ab 17:00 Live-Musik u.a. mit Frank Viehweg, Laura Korinth (Berlin),
bots (Niederlande)

Sonntag, den 21. Juli

10:00 Fußball-Friedensturnier

15:00 Siegerehrung


Anmerkungen:

[1] https://abruesten.jetzt/

[2] http://asv-berlin-ev.de/

[3] https://www.ialana.de/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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AUSSICHTEN/8698: Und morgen, den 13. Juli 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 13.07.2019 bis zum 14.07.2019 +++






[image: Jean-Luc 8698 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Sonne, Regen, Quellgewölk,

Jean-Luc kann es kaum ertragen,

Vogelzwitschern, Kuhgebölk.

Was soll Frosch auch dazu sagen?
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FRAGEN/029: Nachhaltigkeitspolitik - "In vielen Ländern wurden die SDGs zur Chefsache" (idw)


Institute for Advanced Sustainability Studies e.V. - 11.07.2019

EU-Expertin Niestroy im Interview: "In vielen Ländern wurden die SDGs
zur Chefsache"



Die Europäische Union (EU) sortiert sich neu und ringt um die
Spitzenpositionen. Wie es auch ausgeht, Nachhaltigkeitspolitik dürfte eine
stärkere Rolle spielen. Nun wird die EU beim UN High-Level Political Forum
erstmals über die Umsetzung der SDGs berichten. So hat IASS-Senior Fellow
Ingeborg Niestroy dort beispielsweise die Wissenschaftsplattform
Nachhaltigkeit 2030 vorgestellt. Niestroy befasst sich seit zwanzig Jahren
mit EU-Nachhaltigkeitspolitik. Ein Gespräch über eine von ihr geleitete
Analyse zur Nachhaltigkeitsstrategie aller EU-Länder.


IASS: Sie haben die Governance-Ansätze der 28 EU-Mitgliedstaaten
bezüglich der Nachhaltigen Entwicklungsziele der Vereinten Nationen (SDGs -
vom Englischen Sustainable Development Goals) miteinander verglichen. Wie
nachhaltig sind die Länder nach dieser Analyse denn aufgestellt?

Ingeborg Niestroy: Die SDGs haben neuen Schwung in die
Nachhaltigkeitsbemühungen aller Länder gebracht - in vielen wurden sie zur
Chefsache erklärt. Das Besondere ist, dass die SDGs universell sind,
folglich zwar für alle gelten, aber die Wege dahin unterscheiden sich sehr
je nach Ausgangslage. Eine Mehrheit der Länder hat Maßnahmen ergriffen, um
die Koordination zwischen den Ressorts, den regionalen und lokalen Ebenen
zu verbessern sowie das Engagement gesellschaftlicher Gruppen zu stärken.
Typischerweise werden neue Gremien, Prozesse und unterstützende
Instrumente eingeführt. Hierzu zählt die Beratung durch die Wissenschaft
etwa bei Folgenabschätzungen von Politikoptionen.

IASS: Gibt es Leuchtturmländer?

I.N.: Einzelne Leuchtturmländer zu benennen, ist nicht angemessen.
Eher umgekehrt wäre es möglich: Fast alle EU-Mitgliedstaaten haben beim
Hochrangigen Politischen Forum der UN einen sogenannten freiwilligen
nationalen Bericht (Voluntary National Report) abgeliefert - und haben
somit recht aufrechtes Bemühen gezeigt. Bis 2018 waren es 24, dieses Jahr
kommen zwei zögerliche hinzu (Kroatien und UK), und dann fehlen immer noch
zwei (Bulgarien und Österreich). Diese Berichte sind meist keine
"Papiertiger", sondern sie beschreiben konkrete Maßnahmen. In einigen
Ländern zahlt sich aus, dass sie sich schon lange um Governance für eine
nachhaltige Entwicklung bemühen. Hier wurden viele Maßnahmen ergriffen,
Varianten ausprobiert, es wurde in allen Bereichen nachgesteuert und
eingeführt, was sich bewährt hat. Zu diesen Ländern gehören beispielsweise
Finnland und Deutschland, und ähnlich auch Lettland und Tschechien.

Andere Länder mit längerer Historie hat der neue Schwung weniger getragen,
- dazu zählen beispielsweise Portugal, Frankreich, Belgien und die
Niederlande. Die Niederlande setzen stark auf die Selbstorganisation von
Wirtschaft und Zivilgesellschaft. Ebenso ist in Italien "von unten" eine
große Allianz entstanden. In anderen Ländern kommen die SDGs gerade zum
richtigen Zeitpunkt, um ein "Sich-neu-Aufstellen" anzuregen wie
beispielsweise in Spanien und auch Irland ist ein Spätzünder, der aber
Feuer gefangen hat.

IASS: Welche Rolle spielen bei den SDGs die Parlamente?

I.N.: Neben ihrer legislativen Funktion sind Parlamente zugleich
"Watchdogs" der Regierung. Wie bei Querschnittsthemen im Allgemeinen tun
sich sich Parlamente beim Thema Nachhaltigkeit eher schwer,
Regierungshandeln zu überprüfen. Sie sind ebenfalls nach Ressorts
organisiert, haben aber keine übergeordnete "Koordinierungsebene". Die
Fraktionen sind hier das Querschnittselement, aber insgesamt erscheinen
die thematischen "Silos" eher stärker als auf Regierungsebene. Die SDGs
haben in den Parlamenten zum ersten Mal eine spürbare Bewegung ausgelöst:
In einigen Nationalparlamenten wurden Gremien mit Zuständigkeit für die
SDGs ausgestattet, wie etwa der "Ausschuss für die Zukunft" in Finnland.
Während hier die Regierung Rechenschaft ablegen muss, gibt?s bei dem seit
rund zehn Jahren bestehenden parlamentarischen Beirat im Bundestag (PBNE)
noch ausreichend Luft nach oben hinsichtlich Intensität und "Zahngehalt"
der Aktivitäten.

In anderen Ländern wurden neue Gremien gegründet wie beispielsweise im
dänischen Folketing ein Agenda-2030-Netzwerk, in der französischen
Nationalversammlung eine Transitionsinitiative oder Ausschüsse sowie
Beiräte in den Parlamenten von Lettland, Ungarn und Rumänien.

IASS: Und auf EU-Ebene?

I.N.: Im Europaparlament hat der Umwelt- und Entwicklungsausschuss
insgesamt drei Resolutionen zur Umsetzung der Agenda 2030 erarbeitet. Als
institutionelle Neuerung haben diese beiden Ausschüsse die gemeinsame
Leitung für Agenda-2030-Angelegenheiten übernommen. Sie erstellen einen
jährlichen Bericht und nehmen mit einer gemeinsamen Delegation am
Hochrangigen Politischen Forum der UN teil. Das neue Europaparlament muss
diese Regelung entweder erneut beschließen, kann sie erweitern oder
revidieren.

IASS: 2019 gilt als entscheidendes Jahr für die nachhaltige
Entwicklung auf EU-Ebene - welche Verbesserungsvorschläge haben Sie?

I.N.: Die Hauptbotschaft unserer Studie ist, dass die Zusammenarbeit
zwischen der EU-Ebene und den Mitgliedstaaten verbessert werden sollte:
Hier sehe ich großes Potential für die erforderliche Beschleunigung. Dies
gilt für alle Institutionen - wo ich hinschaue, wird daran nicht gedacht,
und auch bei den Parlamenten gibt es Nachholbedarf und ungenutzte
Potentiale!

Es sind zwar schon nützliche Instrumente im Einsatz wie beispielsweise das
"Peer 2 Peer Tool" der Europäischen Kommission, mit dem gegenseitiges
Lernen stimuliert und die Umsetzung von Umweltregelungen verbessert wird.
Auf EU Ebene wiederum sollte die Umsetzung der SDGs aber das rahmengebende
Leitbild für die nächste Kommission werden. Die vom Europäischen Rat am
20. Juni beschlossene neue strategische Agenda enthält schon
Kernbausteine, auf die aufgebaut werden kann.

IASS: Welcher Mythos über die EU gehört ein für alle Mal
klargestellt?

I.N.: Dass die Entscheidungen der EU durch "die Bürokraten in
Brüssel" getroffen werden. Das ist falsch. Die Kommission unterbreitet
Vorschläge, und Entscheidungen werden vom Rat, dem Verbund der
Mitgliedstaaten, in der Regel zusammen mit dem Europaparlament getroffen.
Diese werden typischerweise durch informelle Gespräche (Triloge) von Rat,
Parlament und Kommission vorbereitet.


Originalpublikation:

Ingeborg Niestroy, Elisabeth Hege, Elizabeth Dirth, Ruben Zondervan:

Europe's approach to implementing the Sustainable Development Goals: good
practices and the way forward,

European Union 2019.

doi:10.2861/28364

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1699

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institute for Advanced Sustainability Studies e.V., 11.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRÜHGESCHICHTE/147: Frühester Homo sapiens außerhalb Afrikas in Griechenland gefunden (idw)


Eberhard Karls Universität Tübingen - 10.07.2019

Frühester Homo sapiens außerhalb Afrikas in Griechenland gefunden

Forscher der Universitäten Tübingen und Athen ordnen 210.000 Jahre alten
Schädel dem frühen modernen Menschen zu



Der Homo sapiens hat Afrika eher verlassen als bislang angenommen und
Europa damit schon 150.000 Jahre früher erreicht als gedacht - darauf
weisen Forschungsergebnisse der Universitäten Tübingen und Athen hin. Nach
umfassenden Analysen datierten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
einen Schädel aus dem Fundort Apidima in Südgriechenland auf ein Alter von
rund 210.000 Jahren und ordneten ihn frühen modernen Menschen zu. Damit
handle es sich um den ältesten modernen Mensch, der außerhalb Afrikas
gefunden wurde, sagte das Team unter Leitung von Professorin Katerina
Harvati vom Senckenberg Centre for Human Evolution and Palaeoenvironment
an der Universität Tübingen. Die Studie wurde im Fachmagazin Nature
veröffentlicht.

Der menschliche Schädel Apidima 1 wurde bereits in den 1970er Jahren in
Südgriechenland zusammen mit einem weiteren Exemplar, Apidima 2, bei
Untersuchungen des Museums für Anthropologie der Universität Athen
entdeckt. Das Forscherteam untersuchte die Schädel nun mit modernsten
Methoden, unter anderem rekonstruierte es virtuell die beschädigten
Partien. Es führte Vergleichsanalysen mit verschiedenen menschlichen
Fossilien durch und bestimmte anhand einer hochgenauen radiometrischen
Datierungsmethode das Alter. "Apidima 2 ist ungefähr 170.000 Jahre alt.
Den Schädel konnten wir Neandertalern zuordnen", sagt Katerina Harvati.
"Überraschenderweise ist Apidima 1 noch älter, etwa 210.000 Jahre, weist
aber keine Neandertalermerkmale auf." Vielmehr habe die Untersuchung eine
Mischung aus Merkmalen des modernen Menschen und solchen älterer Arten
gezeigt, was auf einen frühen Homo sapiens hindeute.

Komplexe Abstammungsgeschichte

"Unsere Ergebnisse legen nahe, dass im Mittelpleistozän im heutigen Süden
Griechenlands mindestens zwei Menschengruppen lebten: Erst eine frühe
Population des Homo sapiens und später eine Gruppe Neandertaler", sagt die
Wissenschaftlerin. Dies stütze die Hypothese, dass sich die frühen
modernen Menschen vielfach und in verschiedenen Wellen außerhalb von
Afrika ausbreiteten. Nach der Datierung des Adipima-1-Schädels, könnte
diese erste Ansiedelung moderner Menschen nun früher und schon bis nach
Europa stattgefunden haben: Der Schädel ist über 150.000 Jahre älter als
bislang bekannte Homo sapiens Funde in Europa.

"Wir gehen davon aus, dass die frühe Population anatomisch moderner
Menschen - repräsentiert durch Schädel Apidima 1 - wie im Nahen Osten von
Neandertalern abgelöst wurde", zeichnet Harvati ein mögliches Szenario.
Deren Anwesenheit in Südgriechenland ist gut dokumentiert, auch durch den
Apidima-2-Schädel. "Die Neandertaler mussten wiederum im
Spätpaläolithikum, vor etwa 40.000 Jahren, weichen, als sich neu
angekommene anatomisch moderne Menschen in der Region und in ganz Europa
niederließen. Auch dies ist unter anderem durch Funde bearbeiteter
Steinwerkzeuge dokumentiert." Ungefähr zu dieser Zeit starben die
Neandertaler aus. "Unsere Erkenntnisse unterstreichen die Bedeutung
Südosteuropas für die menschliche Evolution", zieht Harvati Bilanz.

Die Ausgrabungen in der Apidima-Höhle wurden in den 1970er und -80er
Jahren vom Museum für Anthropologie der Medizinischen Schule an der
Universität Athen durchgeführt. Wichtige Fundstücke sind heute im Museum
zu sehen, das 1886 gegründet wurde und zu den Ältesten seiner Art gehört.
Es spielte nicht nur in der Forschung - vor allem bei den Ausgrabungen in
Apidima - eine wichtige Rolle, sondern auch bei der Wissensvermittlung an
die Öffentlichkeit.

Die Wissenschaftler planen nun weitere Untersuchungen der Funde aus
Apidima, die nach den neuen Erkenntnissen eine noch wichtigere Rolle für
die menschliche Evolution spielte als bereits angenommen. "Das Museum für
Anthropologie beherbergt diese wichtigen Funde unserer 
Apidima-Ausgrabungen. Diese Publikation ist die erste einer Reihe 
detaillierter Untersuchungen, die wir gemeinsam mit dem Team von Katerina 
Harvati durchführen wollen", sagt Museumsdirektorin Professorin Mirsini
Kouloukoussa. Vassilis G. Gorgoulis, Leiter der Abteilung Histologie und
Embryologie an der Universität Athen fügt hinzu: "Dies ist ein weiteres
Beispiel für die Spitzenforschung der Universität Athen. Wir freuen uns
sehr, dass die erfolgreiche Zusammenarbeit unserer Institutionen nun zur
internationalen Anerkennung dieser Funde führt.


Diese Studie wurde durch den Europäischen Forschungsrat gefördert (ERC
Consolidator Grant "Human Evolution at the Crossroads", eingeworben von
Professor Harvati) sowie durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft DFG
(Forschergruppe "Words, Bones, Genes, Tools Tracking Linguistic, Cultural
and Biological Trajectories of the Human Past").

Der Europäische Forschungsrat, 2007 von der EU ins Leben gerufen, fördert
europäische exzellente und kreative Spitzenprojekte aus allen
Mitgliedsstaaten für eine Förderung ausgewählt. Der ERC schreibt vier
Förderformate aus: Starting Grant, Consolidator Grant, Advanced Grant and
Synergy Grant. Mit seinem Proof of Concept-Format unterstützt der ERC
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler dabei, die Lücke zwischen
bahnbrechender Grundlagenforschung und einer Vermarktung zu schließen.

https://erc.europa.eu


Publikation:

Katerina Harvati, Carolin Röding, Abel M. Bosman, Fotios A. Karakostis,
Rainer Grün, Chris Stringer, Panagiotis Karkanas, Nicholas C. Thompson,
Vassilis Koutoulidis, Lia A. Moulopoulos, Vassilis G. Gorgoulis & Mirsini
Kouloukoussa:

Apidima Cave fossils provide earliest evidence of Homo sapiens in Eurasia.

Nature, DOI 10.1038/s41586-019-1376-z,

https://www.nature.com/articles/s41586-019-1376-z

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution81

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eberhard Karls Universität Tübingen, 10.07.2019

WWW: http://idw-online.de
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FERIEN/953: Marbach - Kinder-Lachlabor. Sommerferien-Workshop in den Literaturmuseen, 29.-31.07.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Juni 2019

Mo. 29.7.2019 - Mi. 31.7.2019, Literaturmuseum der Moderne und
Schiller-Nationalmuseum

Kinder-Lachlabor. Sommerferien-Workshop in den Literaturmuseen



Worüber lachen wir eigentlich? In unserem Sommerferien-Workshop gehen
wir buchstäblich zum Lachen in den Keller: Welche Antworten finden
sich im Archiv und in den Museen? Erlaubt ist dabei alles, was zum
Lachen bringt: ein Grimassenschneidecontest, ein Lachdiktat, eine
Reimeschlangenkette auf Papier, Lachmusiknoten, Witzbilder,
Scherzfiguren, komische Tänze, glucksende Gedichte und alberne
Aufführungen.

Montag, 29. Juli bis Mittwoch 31. Juli, jeweils 9-16 Uhr

Alter: 8-12 Jahre

Treffpunkt: vor dem Schiller-Nationalmuseum

Teilnahmegebühr: 30 Euro

Anmeldung: 07144/848-617 oder museum@dla-marbach.de

Bitte Vesper für die Mittagspause mitbringen.

Für Familien mit Kindern gibt es auch eine eigene Kinderspur in den
Museen - einfach immer den pinkfarbenen Pappwürfeln folgen.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Juni 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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KURSE/494: Mönchengladbach - "Traumhäuser, Burgen, Wolkenkratzer" vom 23.-26. Juli 2019


Stadt Mönchengladbach

Traumhäuser, Burgen, Wolkenkratzer

Kursus für Kinder und Jugendliche im Museum Abteiberg



Kinder und Jugendliche im Alter von 11 bis 13 Jahren werden vom 
23.-26. Juli, von 14.30 bis 17 Uhr sich als Architekten austoben und
fantastische Bauten planen. Egal ob Eigenheim, Schwimmbad oder
utopische Freizeitparks. Dabei lernen sie auf einer spannenden Reise
durch das Museum Abteiberg alles über seine Architektur und seinen
Architekten kennen und beschäftigen sich außerdem mit den Film- und
Rauminstallationen von Cécile B. Evans, die in der aktuellen
Ausstellung zu sehen sind. Sie arbeiten und experimentieren mit
verschiedenen Baumaterialien, wie Draht, Holz, Pappe, Gips und
Kapa-Platten und realisieren so ihre Haus-, Wohn- und Abenteuerwelt.

Kosten: 35 Euro

Verbindliche Anmeldungen sind ab sofort auf der Internetseite des
Museums möglich. www.museum-abteiberg.de (Menü:
Veranstaltungen/Praktische Kurse)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 28. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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LESUNG/1880: Braunschweig - Bilderbuchkino "Piratenkater Pavarotti und die wilden Männer", 18.7.19


Stadt Braunschweig

Bilderbuchkino "Piratenkater Pavarotti und die wilden Männer" 



Braunschweig. Als Kinderbuchkino ist die Geschichte "Piratenkater
Pavarotti und die wilden Männer" von Isabel Abedi am Donnerstag, 18.
Juli, um 11 Uhr und um 16.30 Uhr, in der Zweigstelle Weststadt der
Stadtbibliothek, Rheinring 12, zu sehen. Eingeladen sind Kinder ab
sieben Jahren und ihre Eltern. Im Anschluss gibt es ein Malangebot.
Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Die
nächste Ferienveranstaltung findet in der Weststadt am Donnerstag, 25.
Juli, statt. Weitere Informationen unter der Telefonnummer 470-6857.

Es geht in der Geschichte um den Piratenkater Pavarotti und seine
fürchterlich gefährlichen Piratenmänner. Diese staunen nicht schlecht
über eine geheimnisvolle Kiste, gefüllt mit Hunderten von kleinen
Buchstaben. Die Bande ist ratlos. Doch der Kater weiß sofort, wie
daraus ein kostbarer Schatz wird. Einer, der reich und sogar
weltberühmt macht.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. Juli 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MELDUNG/399: Internationale Tagung über Leben und Werk Leonardo da Vincis (idw)


Universität Leipzig - 11.07.2019

Internationale Tagung über Leben und Werk Leonardo da Vincis



Er war ein einflussreicher Künstler und forschte auf allen damals
bekannten Wissensgebieten: Zum 500. Todestag Leonardo da Vincis
(1452-1519) befasst sich vom 18. bis 21. Juli eine internationale Tagung
an der Universität Leipzig mit Leben und Werk des Universalgenies. Zu der
Tagung "Paragone. Leonardo im Kontext" werden 100 Teilnehmer aus aller
Welt erwartet. Aus gleichem Anlass widmet das Museum der bildenden Künste
Leipzig in Zusammenarbeit mit Studierenden des Institutes für
Kunstgeschichte der Universität Leipzig Leonardo eine Ausstellung.

"Die Gesamtheit aller mit Leonardo da Vinci assoziierten Themenkomplexe
lässt sich nur schwer unter einem einenden Gesichtspunkt in den Blick
nehmen. Damit unterscheidet sich Leonardo von anderen einflussreichen
Künstlern der italienischen Renaissance wie Raffael, Michelangelo oder
Tizian", sagt Prof. Dr. Frank Zöllner. Der Direktor des Instituts für
Kunstgeschichte der Universität Leipzig hat die Tagung organisiert. Er
gehört zu den weltweit anerkanntesten Leonardo-Experten.

Erfolg, Einfluss und Ruhm Leonardos gründeten sich nicht allein auf seinem
innovativen künstlerischen Werk, sondern ebenso auf seinem ungewöhnlich
umfangreichen und heterogenen Corpus von Zeichnungen, Notizen,
Reflexionen, Abhandlungen und Studien zu fast allen damals bekannten
Wissensgebieten, sagt Zöllner. Daraus resultiere ein sehr umfangreicher
künstlerischer und schriftlicher Nachlass, der zusammen mit anderen
zeitgenössischen Dokumenten eine präzise Rekonstruktion von Leonardos
Denken und seinem Schaffen sowie seiner intellektuellen Entwicklung
erlaubt.

"Die große Zahl möglicher Arbeitsgebiete Leonardos führt allerdings zu
einer Zersplitterung der Forschung", berichtet Zöllner. Ziel der Tagung
sei es daher, die Spartenforschung unter dem Gesichtspunkt des
kontextualisierenden Vergleichs am Beispiel einzelner Projektfelder, wie
der Malerei, der Architektur oder der Kriegstechnik, zusammenzuführen.
Titelgebend sei der Begriff "Paragone", mit dem die Auseinandersetzung
Leonardos mit benachbarten Künsten und Wissenschaften beschrieben werden
kann.

Ausstellung "Leonardo war nie in Leipzig" im Museum der bildenden
Künste

"Leonardo war nie in Leipzig" heißt die Ausstellung, die am 11. Juli
eröffnet wird und ein Gemeinschaftsprojekt des Museums der bildenden
Künste mit Studierenden der Universität Leipzig ist. Die Schau verfolgt
die Spuren, die Leonardo im Laufe der Jahrhunderte in Leipzig hinterlassen
hat, ohne die Stadt jemals besucht zu haben. Sie sind Zeugnisse für die
Verbreitung der von ihm geschaffenen künstlerischen Ideen. Die Ausstellung
widmet sich in einem ersten Teil der Rezeption der künstlerischen Konzepte
Leonardos am Beispiel mehrerer Gemälde und druckgraphischer Reproduktionen
des 16. bis 19. Jahrhunderts. Der wesentliche Teil der Exponate stammt aus
der Sammlung Maximilian Speck von Sternburgs, die zum Kern der
Altmeistersammlung des Museums gehört. Das größte Werk der Ausstellung ist
eine Kopie von Leonardos "Abendmahl", die James Marshall 1889 für die
Leipziger Lutherkirche geschaffen hat.

Der zweite Teil der Ausstellung, die bis zum 15. September zu sehen ist,
behandelt die Rezeption der wissenschaftlichen Studien Leonardos. Die
Exponate stammen hauptsächlich aus den reichhaltigen Beständen der
Universitätsbibliothek Leipzig, darunter auch die erste faksimilierte
Reproduktion der heute berühmten Proportionszeichnung nach Vitruv in
Giuseppe Bossis "Del Cenacolo di Leonardo da Vinci" aus dem Jahre 1810.
Die Faksimiles der Manuskripte und ihre Wirkungsgeschichte vermitteln
einen Eindruck sowohl von der Vielfalt der Studien Leonardos, als auch von
der bis heute anhaltenden Wertschätzung seiner Ideen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 11.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERVIEW/044: bauhaus imaginista - die Zukunft der Vergangenheit ...    Thomas Meyer im Gespräch (SB)


Vom 15. März bis 10. Juni war im Haus der Kulturen der Welt (HKW) in Berlin die
Ausstellung bauhaus imaginista [1] zu sehen. Das in diesem Rahmen abgehaltene
Schulprojekt "bauhaus reloaded - Schüler*innen gestalten Zukunft" war der
praktischen Anwendung und weiteren Erforschung der in der Ausstellung
vermittelten Erkenntnisse gewidmet. SchülerInnen aus vier Berliner Schulen
untersuchten in Zusammenarbeit mit KünstlerInnen, MedienpädagogInnen und
BildungsaktivistInnen, welche Impulse vom Bauhaus heute ausgehen und wie sie für
die aktive Gestaltung der Zukunft fruchtbar zu machen wären. Am 7. Juni wurden
die Ergebnisse des Projektes im HKW präsentiert und in einer Veranstaltung mit
allen Beteiligten der Öffentlichkeit vorgestellt.

Der Ausstellungs- und Kommunikationsdesigner Thomas Meyer erforscht die
anthropologische Wirkung digitaler Systeme. Das 2016 von Kaori Kristensen und
ihm gegründete Projekt T(o)uring Schule unterstützt Bildungseinrichtungen dabei,
die Folgen der Digitalisierung zu bewerten und für die Schulentwicklung zu
nutzen. Rike Scheffler und Thomas Meyer begleiteten die SchülerInnen der
Evangelischen Schule Berlin Zentrum bei der Arbeit am Projekt bauhaus reloaded
und waren bei der Abschlußveranstaltung zugegen. Am Rande erläuterte Thomas
Meyer gegenüber dem Schattenblick, worum es dabei ging.




[image: Im Haus der Kulturen der Welt - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Mira Thomsen und Thomas Meyer
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Schattenblick (SB): Herr Meyer, wie ist das Projekt bauhaus reloaded
zustandegekommen?

Thomas Meyer (TM): Das Haus der Kulturen der Welt hat dazu angeregt, daß vier
Schulen mit vier Projekten beziehungsweise vier Künstlerinnen und Künstlern
zusammenkommen und über das Schuljahr die vier einzelnen Ausstellungsbereiche
kritisch reflektieren. Dabei sollte, ausgehend von der Baushaus-Pädagogik, über
das Lernen der Zukunft nachgedacht werden. Diese vier Teile der Ausstellung
setzen sich mit der Wirkung des Bauhauses auseinander, aber der erste Teil
explizit auch mit dem Verhältnis von künstlerisch arbeitenden Schulen
zueinander, mit dem Verhältnis von Lehrerinnen und Lehrern zu Schülerinnen und
Schülern, und eben mit den Methoden innerhalb der einzelnen Systeme.

SB: Spielt da auch der Gedanke rein, daß im Bauhaus kein Unterschied zwischen
HandwerkerInnen und KünstlerInnen gemacht werden soll?

TM: Das war eine große Idee von Walter Gropius, die bei der Gründung des
Bauhauses Pate stand. Wir haben mit unserer Gruppe sehr intensiv reflektiert,
was das Ästhetische heute und in Zukunft ausmacht und wie Menschen ästhetisch
arbeiten. Von daher ist das sicherlich etwas, was sich auch in die Gegenwart
überführen läßt.

SB: Könnten Sie etwas dazu sagen, was dabei herausgefunden wurde?

TM: Bei uns sind acht relativ kritische Arbeiten entstanden auf Grundlage des
ersten Teils der Ausstellung namens Corresponding With. Darin geht es um zwei
weitere Schulen, die sich zur gleichen Zeit wie das Bauhaus gegründet hatten,
eine in Indien und eine in Japan. Diese haben untereinander kommuniziert und
sind auf jeweils eigene Art dazu gekommen, Schülerinnen und Schüler in die Welt
zu schicken, mit ihnen zu arbeiten und Dinge aus der Welt zu den Schulen zu
bringen. Für uns war es wichtig, die Schülerinnen und Schüler einfach mal
schauen zu lassen, was künstlerische Techniken oder adäquate Dinge heute für uns
bedeuten. So beschäftigen wir uns beispielsweise mit virtueller
Realität, erweiterter Realität, also technischen Dingen, die es überall gibt,
aber in den Schulen heute definitiv nicht drin sind, Stichwort Digitalisierung
und so weiter. Uns geht es gar nicht darum, das zu kritisieren, sondern
die Schülerinnen und Schüler einfach experimentieren zu lassen. Ist das etwas,
was uns in irgendeiner Weise zu einem neuen künstlerischen Ausdruck oder zu
einem neuen Gefühl als Lernende bringt?

Und da muß ich sagen, hat sich aus diesem Bauhaus-Gedanken, erst einmal Dinge in
Werkstätten zu unterteilen, etwas entwickelt, was eigentlich multimedial
funktioniert. Das führt vielleicht auch zu einer kritischen Auseinandersetzung
damit, daß das Bauhaus zu seiner Zeit aufgrund der Idee, das Künstlerische mit
der Gesellschaft zu verbinden, revolutionär war. Heute jedoch wäre das nichts
Revolutionäres mehr, sondern uns interessieren vielleicht eher Themen wie
Künstliche Intelligenz oder was passiert, wenn wir unser Erbgut genetisch
mittels Bioengineering verändern. So sind wir zu dem Schluß gelangt, daß das
Bauhaus der Zukunft definitiv ein anderes wäre.

SB: Gibt es bei Jugendlichen noch Interesse, sich mit der Materialität des
Bauhauses, dem Umgang mit stofflichen Materialien, zu befassen, die in dieser
Ausstellung in Form vieler gegenständlicher Artefakte und Produkte gezeigt wurde?

TM: Auf jeden Fall, das sehen Sie, wenn Sie bei uns in die Räume kommen. Wir
hatten zum Glück ein Schuljahr mit einem Kunst-Leistungskurs, und in diesem
Rahmen auch noch eine Workshop-Woche. Mit den daran teilnehmenden Schülerinnen
und Schülern sind wir zu Anfang des Projektes nach Dessau gefahren. Sie haben
das, was sich beim Bauhaus Vorkurs nennt, darin realisiert, daß sie Möbel
gebastelt und Objekte hergestellt haben. Davon ausgehend haben sie die sozialen
Aspekte dieser Möbel erforscht, so zum Beispiel die Frage, was geschieht, wenn
wir uns jetzt gegenüber sitzen, oder wenn eine Person höher sitzt als die
andere? Auf diese Weise sind dann wiederum andere Fragestellungen entstanden.

Materialität ist immer vorhanden, selbst bei den digitalen Arbeiten. Das
versuchen wir ein wenig mit dieser Installation zu zeigen. Da verbinden sich
Dinge miteinander, und das eine geht nicht ohne das andere. Neben einer unserer
Arbeiten, die sehr virtuell ist, liegt ein Buch. Und aus der
Auseinandersetzung mit dem Buch ist sozusagen eine Welt entstanden, die aber in
dieser Abgeschlossenheit auch wieder in der Digitalität wunderbar funktioniert.
Dann haben wir Arbeiten, wo man konkret Materialien und Objekte anfassen kann
und dadurch etwas passiert, etwa Geräusche entstehen. Diese Verbindung ist das
eigentlich Interessante. Das eine wird das andere nicht ablösen. Es geht mehr
darum, neue Dinge inhaltlich einzubinden.
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Präsentation der Ergebnisse des Schulprojektes
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SB: In letzter Zeit ist Fridays for Future ein großes Thema. Wie ist Ihr
Eindruck als Pädagoge, findet da tatsächlich eine Repolitisierung der Jugend
statt, gibt es ein neues Interesse an den Verhältnissen zwischen Menschen,
zwischen Staat und Gesellschaft?

TM: Ich arbeite mit Schulen zusammen und befasse mich mit ihrem Curriculum. Bei
unserem Projekt zur Schulentwicklung geht es genau um solche Fragen. Wie
entwickelt man Gesellschaftsrelevanz oder wie führt man die Schülerinnen und
Schüler heute dahin, daß sie fähig werden, sich an einem politischen Prozeß zu
beteiligen? Durch das Internet, durch Technologie verändert sich gerade die
soziale Komponente unserer Gesellschaft. Im Erfahrungsaustausch über die letzten
Jahre stelle ich fest, daß die Schülerschaft durchaus politisch ist. Und gerade
die Fridays for Future-Bewegung stellt derzeit das bildungspolitisch wichtigste
Projekt dar. Man kann es so sehen: Sie verzichten auf ihren Unterricht, um für
die Gesellschaft etwas zu verändern. Ich stelle mir auch die Frage: Wird es
irgendwann Mondays, Tuesdays, Wednesdays, Thursdays for Future geben? Es gibt ja
noch mehr Themen, die unsere Gesellschaft unter Umständen extrem verändern
werden. Ethische Fragen zur Gentechnik, zur Ernährung, zur Zukunft der Arbeit,
zu Künstlicher Intelligenz, Klimawandel und Geo-Engineering, all diese Fragen
müssen lösungsorientiert angegangen werden.

Wie gehen wir mit diesem wichtigen Impuls um, die Dinge jetzt in den Unterricht
zu bringen, ohne darauf zu warten, daß viel Technik da ist? Auch das ist eine
Idee unseres Projektes. Wir können jetzt schon etwas ändern, und dafür brauchen
wir keine Technik. Wenn man dann feststellt, daß man bestimmte Dinge besser
thematisieren kann, wenn man einen iPad oder einen Beamer dafür benutzt oder was
auch immer, dann kann man das ja kaufen. Aber demgegenüber, irgend etwas zu
kaufen und nicht zu wissen, wie das den Unterricht verbessert oder erweitert,
wäre es wichtiger, das Curriculum zu aktualisieren und nicht die Ausstattung.
Das ist, glaube ich, der Punkt, an dem die Fridays for Future-Schülerinnen und
-Schüler wahnsinnig wichtig sind, weil sie tatsächlich auch etwas in die Schule
einbringen. Die Schulen müssen sich ja auch damit beschäftigen - und nicht nur
durch Fehlzeiten. Diese Fehlzeitendiskussion ist halt traurig. Ich würde eher
sagen, geht mal eine Woche nicht zur Schule, bis die Entscheidungsträger sich
bequemen, etwas zu tun.

SB: Herr Meyer, vielen Dank für das Gespräch.
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Fußnote:


[1] http://www.schattenblick.de/infopool/kunst/report/kurb0062.html
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AKTION/949: Brandenburg - Ausschreibung zur Teilnahme am Kunstsymposium im Oktober 2019 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Ausschreibung für bildende Künstlerinnen zur Teilnahme am 
Kunstsymposium im Oktober 2019 in Brandenburg

Von Julja Schneider, 11. Juli 2019



Anlässlich des Tages der Gewaltfreiheit am 2. Oktober 2019 findet vom
1. bis zum 5. Oktober 2019 im humanistischen Studien- und
Reflexionspark in Schlamau, Brandenburg ein Symposium für
Künstlerinnen und Künstler zum Thema Gewaltfreiheit statt.

Ziel des Zusammentreffens der Künstler ist die Kreation freier und
ortsbezogener Arbeiten zum Thema Gewaltfreiheit.

Die Arbeiten werden in einer gemeinsamen Ausstellung am 5. Oktober
2019 öffentlich gezeigt.

Der Studien- und Reflexionspark ist ein wunderschön gelegener
Begegnungsort der weltweit vernetzten, humanistischen Bewegung. Er
besteht aus verschiedenen Gebäuden, ein Arbeitszentrum, ein
Studienzentrum, eine alte Scheune und zwei Werkstätten.

Die Ausstellung soll überwiegend im Außenbereich stattfinden, so dass
besonders ideal Installation und Skulptur realisiert werden können.

Außerdem können die Werkstätten und die Scheune genutzt werden.

Die Ausschreibung ist international, aufgerufen zur Bewerbung sind
professionell arbeitende Künstlerinnen und Künstler mit
abgeschlossenem künstlerischem Hochschulstudium und/oder einer
aussagekräftigen Ausstellungsvita.

Die Künstlerinnen erhalten freie Kost und Logis. Material- oder
Reisekosten können leider nicht übernommen werden.

Am Symposium können maximal 15 Künstlerinnen teilnehmen. Die Bewerbung
ist bis zum 1. September möglich.

Der Studien und Reflexionspark Schlamau besteht aus mehreren Gebäuden
und einer sehr großen Außenfläche, die an einen Wald grenzt. Direkt
neben dem Park befindet sich der Löschteich des Dorfes und eine
Spielfläche für Kinder.

Die Künstler werden in Mehrbettzimmern untergebracht, der Komfort ist
mit einer hübschen, gepflegten Jugendherberge vergleichbar. Es gibt
Frühstück, Mittag- und Abendessen.

Bewerbungen bitte ausschließlich per Mail an Juljaschneider@web.de mit
einer Vita und PDF mit Arbeitsbeispielen.

Was ist die humanistische Bewegung?

Bitte informiere Dich auf unserer Homepage: 

http://www.parkschlamau.org/der-park/tueren-zur-geistigen-welt/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9728: Bad Steben - 25 Jahre Grafikmuseum Stiftung Schreiner, 14.07.-13.10.2019


Pressemitteilung von: Grafikmuseum Stiftung Schreiner

Neuzugänge der Sammlung - 25 Jahre Grafikmuseum Stiftung Schreiner 

mit Performance von "Gnadenlos Schick" (Kostümtheater aus Weimar)

Eröffnung am 14. Juli, 11 Uhr

Einführung: Reiner Schwarz (Berlin)

Ein Vierteljahrhundert Grafikmuseum Stiftung Schreiner

Ausstellungseröffnung mit ausgefallen-fantasievoller Performance



Das Grafikmuseum Stiftung Schreiner wurde 1994 durch Stefanie Barbara
und Dr. Wolfgang Schreiner gegründet. Sie wollten mittels Kunst Bücken
zwischen Regionen und Gesellschaften bauen helfen. Seit nunmehr 25
Jahren bereichern Ausstellungen zeitgenössischer und vor allem
figurativer Druckgrafik das Kunstleben der Region. Über 90 Werkschauen
wurden im letzten Vierteljahrhundert eröffnet. Dabei konnten immer
wieder internationale Höhepunkte gesetzt werden: Christo und
Jeanne-Claude, Hausner, Goya oder Picasso. Neben den zahlreichen
Ausstellungen aus Osteuropa war auch Grafik aus China, Dänemark,
Frankreich, Italien und Kuba in Bad Steben zu sehen.

Sammeln gehört zu den Kernaufgaben von Museen. Die Bad Stebener
Sammlung, in der vor allem Druckgrafik aus Ostdeutschland und
Osteuropa vertreten ist, konnte trotz fehlendem Ankaufsbudget
kontinuierlich auf ca. 4.500 Werke von 400 Künstler/innen aus 25
Ländern anwachsen. Viele Neuzugänge wurden in Zeitungsberichten
vorgestellt, die Kunstwerke selbst jedoch noch nicht gezeigt. Das soll
die aktuelle Ausstellung nun ändern. Für die Schau wurde die
"Schatzkammer" Depot systematisch gesichtet. Entstanden ist ein
Überblick über das jüngste Wachstum der Sammlung anhand der
verschiedenen künstlerischen Drucktechniken. Die
Querschnittsausstellung zeigt die Vielfalt von Hoch-, Tief-,
Flach- und Durchdrucken sowohl stilistisch, motivisch als auch ihre
technischen Raffinessen. Zum Jubiläum erscheint ein umfangreicher
Katalog, der einen detaillierten Einblick in die Vielfalt der
Grafiksammlung bietet.

Zur Ausstellungseröffnung wird es eine Performance von "Gnadenlos
Schick" geben. Das Mode- und Kostümtheater aus Weimar "spielt" in
seinen Aufführungen mit Farben, Formen, Textilien und Humor. Das
Ensemble wird sein kreatives, verrückt-originelles Tun mit Nadel und
Faden bei einer Performance in Szene setzen. Die fantasievollen
Verkleidungskünstler haben sich auch vom Bauhaus anregen lassen.

Ausstellungsdauer: 14.07. - 13.10.2019

Grafikmuseum Stiftung Schreiner Bad Steben

Badstr. 30/31

95138 Bad Steben

Täglich geöffnet von 9 bis 18 Uhr

Eintritt frei

 * 

Quelle:

bpar - Beisel Public Art Relations

Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln

Telefon: 0221 / 4 678 300 - 2, Fax: 0221 / 4 678 300 - 9

E-Mail: info@bpar.de

Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/9727: Köln - Praktiken der Annäherung, 14.-28.07.2019


Pressemitteilung von: Temporary Gallery

Praktiken der Annäherung

Sophia Bauer, Pascal Marcel Dreier, Nieves de la Fuente, Verena
Friedrich, Thomas Hawranke, Hörner/Antlfinger, Jiha Jeon, Christelle
Jornod, Karin Lingnau, Katharina Mönkemöller, Hanna Noh, Erik
Sandelin, Sebastian Thewes, Myrto Vratsanou

14-28 Juli 2019

Eröffnung: 13 Juli, 19 Uhr



Eine Kooperation von Aneta Rostkowska (Direktorin, Temporary Gallery),
Mathias Antlfinger, Nieves de la Fuente Gutiérrez, Thomas Hawranke,
Ute Hörner (Atelier Transmedialer Raum, KHM), Verena Friedrich und
Karin Lingnau (exMedia Lab und experimentelle Informatik, KHM).

Die gemeinsame Ausstellung von Studierenden, mit der KHM verbundenen
Künstler_innen und Lehrenden versammelt Arbeiten, welche die
gesellschaftliche Konstruiertheit der Beziehungen zwischen den Spezies
reflektieren und dabei den Versuch unternehmen die Perspektiven
nicht-menschlicher Akteur_innen (wie z.B. Tiere oder Pflanzen)
mitzudenken bzw. einzubeziehen. In einer Zeit, in der wir die Verluste
und Veränderungen, die auf uns zukommen noch gar nicht umfassend
einschätzen können, versuchen die Autor_innen dieser Kunstwerke im
Hier und Jetzt Praktiken und Rituale der Annäherung zu entwickeln, die
uns dazu befähigen uns aufeinander einzulassen. Einige von ihnen
beinhalten eine dezidierte Aufmerksamkeit, genaue Beobachtung und
Untersuchung, andere können als Praktiken der Fürsorge bezeichnet
werden, wieder andere versuchen, die Perspektive nicht-menschlicher
Subjekte anzunehmen. Gemeinsam ist ihnen die Überzeugung, dass, auch
wenn es nicht möglich ist, einen grundlegend nicht-menschlichen
Standpunkt einzunehmen, sich eine Annäherung dennoch lohnt, da wir in
Zeiten der ökologischen Krise die privilegierte Position des
menschlichen Subjekts unterlaufen müssen, um möglichst nah bei den
"Kreaturen" zu sein.

Ein wichtiger Aspekt vieler Praktiken in dieser Ausstellung ist, dass
sie Gewohnheitspraktiken sind - ihre Autor_innen haben neue
Gewohnheiten entwickelt oder fordern die Betrachter_innen auf, solche
zu praktizieren. Eine Gewohnheit, die in erster Linie als eine Praxis
des Körpers verstanden wird, etwas, das sie tun und das einen
materiellen Charakter (wie die Pflege einer Pflanze) im Gegensatz zu
Denkschemata hat. Diese Gewohnheiten haben die Fähigkeit, unseren
Geist zu beeinflussen und auf diese Weise unsere allgemeine
Einstellung zur Welt zu verändern.

Die Präsentation folgt der Ausstellung "Heart of an old crocodile
exploding over a small town" in der Temporary Gallery und ist
inhaltlich mit ihr verbunden. In beiden Ausstellungen wird unser
Verhältnis zur Natur und eine mögliche Bildung von Gemeinschaften
untersucht. Die Ausstellungsgestaltung wurde nur teilweise demontiert,
um den thematischen Zusammenhang zwischen den beiden Shows zu
verdeutlichen.

Programm:

14 Juli, 16-22 Uhr

Performance- und Filmprogramm mit Sina Seifee, Sin Kabeza Productions,
Neozoon, Jessica Rinland, Justyna Górowska, Leszek Golec i Tatiana
Czekalska, Kroot Juurak und Alex Bailey und anderen.

18 Juli, 19 Uhr

Lektüreseminar

Eintritt:

2,50 Euro

für Mitglieder und während des KHM Rundgangs (13+14 Juli) frei

Förderer und Unterstützer

Kulturamt der Stadt Köln

Deltax Wirtschafts- und Steuerberatungsgesellschaft mbH

Hotel Chelsea

Besuch / Visit

Temporary Gallery

Zentrum für zeitgenössische Kunst

Mauritiuswall 35, D 50676 Köln

T +49 221 302 344 66

E info@temporarygallery.org

www.temporarygallery.org

Do-So 12-19 Uhr

Eintritt 2,50 Euro, Mitglieder frei

 * 

Quelle:
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Eine Initiative der Healthcom GmbH

Agrippinawerft 22, 50678 Köln
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Internet: www.bpar.de
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AUSSTELLUNG/9726: Zwickau - bau1haus. Zwickau und die Moderne in der Welt, bis 06.10.2019


Pressemitteilung von: Galerie am Domhof Zwickau

bau1haus. Zwickau und die Moderne in der Welt

Eine fotografische Weltreise von Jean Molitor

Ausstellungsdauer: 07.07. - 06.10.2019



100 Jahre nach Gründung des Bauhauses in Weimar, der wohl populärsten
und gleichzeitig umstrittensten Kunstschule, zeigt die Galerie am
Domhof Zwickau in einer Ausstellung die Spuren der architektonischen
Moderne weltweit. Mit 100 Fotografien von Bauhaus-inspirierten
Gebäuden nimmt uns Jean Molitor mit auf eine spannende
Entdeckungsreise in Länder wie den Libanon, Israel, Kuba, Kambodscha,
Burundi, den Kongo, Guatemala, Indien und die USA. Die fotografische
Weltreise führt aber auch nach Europa und in Deutschland sogar bis
nach Zwickau. Die Eröffnung der Sonderausstellung findet am Sonntag,
dem 7. Juli um 11 Uhr statt. Zu sehen ist sie bis 6. Oktober.

Die eigentliche Moderne begann nach 1918. Bedürfnisse der Menschen
nach Licht und Luft, nach Wohn- und Stadthygiene, der Einsatz neuer
Materialien wie Beton, Stahl und Glas sowie innovative
Entwurfsprinzipien wie Funktionalität und organische Tendenzen im
Bauen, führten zur klassischen Moderne in der Architektur, die den
Einsatz historischer Formen abgelehnt.

Der Berliner Fotograf Jean Molitor ist auf seiner Fotosuche nach
Bauten der Moderne in der ganzen Welt fündig geworden. Die Ausstellung
bau1haus will Augen und Herz öffnen für die Ästhetik der Zeit und
Impulse zur Erhaltung unwiederbringlicher Bausubstanz geben.

In seinen künstlerisch-ästhetischen, großformatigen Schwarz-Weiß-Fotografien, 
die auf eine Betonung der formalen Aspekte der
Architektur abzielen, werden Bauten der Moderne aus verschiedenen
Ländern und Erdteilen präsentiert. Seine Werke setzen die Architektur
der Moderne mit ihrem wegweisenden Design in einen weltweiten Kontext
und machen gegenseitige Wechselwirkungen sichtbar. Sie sind die
einzige Auseinandersetzung mit dem Thema Bauhaus in dieser Art. Auf
der ganzen Welt findet er die Erben des Bauhauses - sei es in Berlin
oder Casablanca, Stuttgart oder Havanna, St. Petersburg und Guatemala
Stadt, in Wien oder auch in Zwickau.

In Zwickau fotografierte Jean Molitor Gebäude wie das Kaufhaus
Schocken und Wohnblocks in der Erlmühlenstraße. Besonders herausragend
ist dabei eine Fotostrecke, welche die Pestalozzischule in den Focus
rückt. Die 1928 fertiggestellte und am 7. Oktober 1929 eröffnete
Pestalozzischule ist die einzige Schule im Bauhausstil in Sachsen.

Die 100 Bilder in den vier Ausstellungsräumen der Galerie am Domhof
Zwickau sind thematisch geordnet. Ein Raum widmet sich den Motiven aus
Zwickau. Ein weiterer Raum zeigt Bauwerke aus Sachsen und Deutschland,
ein Ausstellungsraum spiegelt bauhausangelehnte Architektur aus Europa
und im größten Ausstellungsraum werden Fotografien von Bauwerken aus
der Welt präsentiert.

Jean Molitor

Der Berliner Fotograf Jean Molitor studierte künstlerische Fotografie
an der Leipziger Hochschule für Grafik und Buchkunst bei Prof. Arno
Fischer. Seit 1993 ist er freischaffender Fotograf für Magazine,
Zeitungen und Industrie. 2009 startete er sein Projekt bau1haus.

Ein Ziel des Fotoprojektes "bau1haus" ist es, die globalen
Verbindungen und den weltumspannenden Austausch der modernen Bauformen
sichtbar zu machen. bau1haus ist ein offenes Projekt. Mittlerweile
existieren Fotografien von Bauwerken aus mehr als 30 Ländern.

Veranstaltungen

Sonntag, 7. Juli 2019, 11 Uhr

Ausstellungseröffnung

Eintritt frei

Sonntag, 7. Juli 2019, 14 Uhr

Ausstellungsrundgang mit Jean Molitor

Bei dieser besonderen Ausstellungsführung haben die Besucher die
Gelegenheit mit dem Künstler Jean Molitor ins Gespräch zu kommen. Der
Fotograf erläutert dabei gern sein Projekt "bau1haus" und vermittelt
ein lebendiges Bild von den oft schwierigen Bedingungen unter denen
die Fotografien seiner Ausstellung "bau1haus - Zwickau und die Moderne
in der Welt" entstanden sind.

Eintritt 6 Euro, ermäßigt 3,50 Euro

Sonntag, 25. August 2019, 15 Uhr 

Vortrag: bau1haus. Zwickau und die Moderne in der Welt

Das Projekt bau1haus ist auf den Spuren der architektonischen Moderne
international unterwegs. Die schwarz-weiß-Fotografien von Jean Molitor
führen den Besucher auf eine Bilderreise durch die Welt. Der Vortrag
der Architekturhistorikerin Dr. Kaija Voss, die bau1haus seit 2016
wissenschaftlich begleitet, gibt Erläuterungen zur Architektur der
Moderne und ihrer Entstehung sowie zu vielen der gezeigten Bauten und
ihren Architekten. Ausgehend von Zwickau geht es über Deutschland und
Europa, einmal rund um den Globus.

Eintritt 6 Euro, ermäßigt 3,50 Euro

Sonntag, 8. September 2019, Sonderöffnungszeit 11 bis 18 Uhr

Tag des offenen Denkmals

13 bis 17 Uhr

Vorführung einer historischen Drucktechnik

14 Uhr

Öffentliche Führung durch die Ausstellung

Der Ausstellungsrundgang stellt den Fotografen Jean Molitor und sein
Projekt "bau1haus" vor, für das der Künstler weltweit moderne Gebäude
mit Bauhaus-beeinflusster Architektur fotografisch festhält. Dabei
wird auch erläutert, welche besondere Bedeutung den in Zwickau
entstandenen Fotografien innerhalb der Ausstellung zukommt.

Eintritt frei

Samstag, 14. September 2019, Sonderöffnungszeit 11 bis 20 Uhr

Historisches Markttreiben. Zwickau im Wandel der Zeit

13 bis 17 Uhr

Vorführung einer historischen Drucktechnik

16.30 bis 19.30 Uhr

Live-Musik im Oberlichtsaal

Eintritt frei

Sonntag, 15. September 2019, Sonderöffnungszeit 11 bis 18 Uhr

Historisches Markttreiben. Zwickau im Wandel der Zeit

13 bis 17 Uhr

Vorführung einer historischen Drucktechnik

Eintritt frei

Katalog zur Ausstellung

Im be.bra Verlag ist der Katalog "Bauhaus. Eine fotografische
Weltreise / A photographic journey around the world" mit Texten von
Dr. Kaija Voss erschienen.
 
46,00 Euro

MUSEUMSPÄDAGOGISCHES BEGLEITPROGRAMM

Zu den Ausstellungen in der Galerie am Domhof sind museumspädagogische
Begleitprogramme buchbar. Nähere Informationen, Terminvorschläge und
Preise auf Anfrage.

ÖFFNUNGSZEITEN

Dienstag bis Sonntag, Feiertag 13 bis 18 Uhr

Schließtage: Karfreitag, Heiligabend, Silvester, Neujahr

Sonderöffnungszeiten

Freitag 16. August 2019, bis Sonntag 18. August 2019:

Zum Stadtfest bleibt die Galerie am Domhof Zwickau geschlossen.

Historisches Markttreiben. Zwickau im Wandel der Zeit:

Samstag, 14. September 2019, Sonderöffnungszeit 11 bis 20 Uhr

Sonntag, 15. September 2019, Sonderöffnungszeit 11 bis 18 Uhr

EINTRITT

Erwachsene: 3 Euro

Ermäßigt: 2 Euro (Schüler, Vollzeit-Studenten über dem vollendeten 18.
Lebensjahr (jedoch nicht Gasthörer, berufsbegleitende Studiengänge,
Fernstudium, Beurlaubung) sowie Schwerbehinderte (mind. 50% GdB) gegen
Vorlage eines gültigen Nachweises)

Eintritt frei für Kinder und Jugendliche bis zum 18. Lebensjahr,
Zwickau-Pass-Inhaber

1. Mittwoch im Monat Eintritt frei

BARRIEREFREIHEIT

Zur Eröffnung der Ausstellung ist für maximal 15 Personen eine
induktive Höranlage verfügbar. Um Voranmeldung zur Nutzung wird
gebeten.

Galerie am Domhof Zwickau

Domhof 2, 08056 Zwickau

Tel.: 0375 834567

E-Mail: galerie@zwickau.de

Internet: www.galerie-zwickau.de

 * 

Quelle:
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AUSSTELLUNG/9725: Hannover - "2000 Mensch. Natur. Twipsy." Henrike Naumann, 13.07.-25.08.2019


Pressemitteilung von: Kunstverein Hannover

"2000 Mensch. Natur. Twipsy." Henrike Naumann

13. Juli - 25. August 2019

Eröffnung: 12. Juli 2019, 20.00 Uhr

Begrüßung: Ellen Lorenz (Vorsitzende Kunstverein Hannover)

Grußwort: Konstanze Beckedorf (Kulturdezernentin der Landeshauptstadt Hannover)

Einführung: Kathleen Rahn (Direktorin Kunstverein Hannover)



Den Ausgangspunkt für die künstlerische Praxis von Henrike Naumann
(*1984) bildet die »deutschdeutsche Wiedervereinigung« und deren
Folgen, die die Künstlerin aus dem Blick des Jahres 2000 betrachtet.
Was passierte nach 1989, wie sah das alles im Jahr 2000 aus, und wie
prägten diese Jahre unsere Gegenwart?

Anhand von Möbeln, die manchmal mehr »sagen« können als Worte,
inszeniert Naumann die Postwendezeit mit all jenen Objekten und
Schrankwänden, die als Billigvarianten das Design der Postmoderne
widerspiegeln und die nach der Wende dann auch die Wohnzimmer der
»Neuen Bundesländer« überfluteten. Bis ins kleinste Detail plant die
Künstlerin, die zunächst Bühnenbild in Dresden und Szenenbild in
Potsdam studierte, ihre Installationen, die uns in die 1990er-Jahre
führen. Ihre Settings bewegen sich zwischen Concept Store, Wohnzimmer
und Ruinen einer gefühlt soeben erst vergangenen Zeit.

Mit ihren Installationen arbeitet Henrike Naumann wie kaum eine andere
Künstlerin ihrer Generation am Puls der Zeit, um zu fragen, wo wir
letztendlich heute stehen. Was passierte damals und was passiert heute
hinter den Türen der Wohnungen in Ost- und Westdeutschland und mit
welchen Konsequenzen? Zwischen lilafarbener Kuhfelldecke und
Sperrholzmobiliar zeigt Henrike Naumann auf Röhrenfernsehgeräten Filme
über sich radikalisierende Jugendliche bei konspirativen Treffen, die
auf entsprechenden Sofas sitzen - ähnlich wie etwa damals
NSU-Angehörige in Naumanns Geburtsort Zwickau, die die Republik durch
ihre Anschläge erstarren ließen.

Als Henrike Naumann im Zuge ihrer Erinnerungsarbeit Bildmaterial zur
»Treuhand-Abwicklung« in den ostdeutschen Ländern suchte, stieß sie
auf Birgit Breuel und damit auf die Expo 2000, während derer zudem
erstmalig Deutschland als Ganzes im Kontext »Mensch, Natur, Technik«
präsentiert wurde. Ihre Recherchen führten sie schließlich zum
EXPOSEEUM, einem Verein, der unzählige nach der Weltausstellung in
Hannover verbliebene Relikte versammelt: Gastgeschenke, Reste von
Pavillons, Tausende von Filmbändern, die auf sehr unterschiedliche
Weise die Ereignisse dokumentieren, die man als Besucher*in mehr oder
weniger erinnert.

In der Ausstellung »2000. Mensch. Natur. Twipsy.« im Kunstverein
Hannover erinnert Henrike Naumann nun an die Nationenausstellung der
Expo und eliminiert mit ihrem Titel die Natur aus ihrem Blickwinkel.
Henrike Naumann fragt vielmehr, wie private, aber auch nationale
Repräsentanz als metaphorische Bilder inszeniert werden, indem sie die
Exponate des EXPOSEEUMs mit den für sie typischen Einrichtungen
kombiniert, die in der Region um Hannover für die Ausstellung erworben
wurden.

Durch die künstlerische Arbeit von Henrike Naumann wird nun das
EXPOSEEUM einer breiteren (Kunst-) Öffentlichkeit zugänglich sein.
Zugleich ist ein Verein im Kunstverein zu Gast, und das Team des
EXPOSEEUMs wird jeden Sonntag persönlich präsent sein - im EXPOSEEUM
im Kunstverein Hannover.

Seitdem die Werke der Künstlerin Henrike Naumann institutionell
erstmalig und schon damals mit ersten Artefakten aus dem EXPOSEEUM im
Museum Abteiberg in Mönchengladbach (Frühjahr 2018) zu sehen waren,
wurde die vor uns liegende Ausstellung koooperativ erarbeitet.
Gleichzeitig hat sich das Interesse an Henrike Naumann blitzartig
verbreitert, sodass sie in den Fachzeitschriften sowie den Feuilletons
bereits vielfach besprochen wurde. Allein seit der Mönchengladbacher
Museumsausstellung nahm sie an zahlreichen Ausstellungen teil, wie der
Busan Biennale in Südkorea, im MMK Frankfurt, bei den Urbanen Künsten
Ruhr, derzeit bewusst kurz vor den Landtagswahlen in Sachsen bei
mehreren Ausstellungen in Chemnitz im Open Space direkt hinter der
Karl Marx Büste und im Museum der Bildenden Künste, Leipzig. Im Herbst
folgt eine Einzelausstellung im Belvedere 21 in Wien und eine weitere
Gruppenschaubeteiligung im Haus der Kunst, München.

Um Henrike Naumanns Ansätze zu reflektieren, werden wir am Samstag,
dem 17. August 2019 ab 14.00 Uhr ein Symposium auf dem Expo Gelände
anbieten. Hierzu erhalten Sie eine separate ausführliche Einladung. Im
Kontext der Ausstellung widmen wir uns im Hinblick auf die Arbeit von
Henrike Naumann zudem der DDR-Kunst: mit einem Vortrag der
Kunsthistorikerin Dr. Kathleen Reinhardt aus Dresden (Mittwoch,
24.07.2019, 19 Uhr), und wir werden auch an die im Kunstverein
ausgestellte Kunst aus der DDR, die hier noch während des Eisernen
Vorhangs gezeigt wurde, in unserem Raum 7 erinnern.

Zur Ausstellung erscheint in Kooperation mit dem Museum Abteiberg in
Mönchengladbach ein Künstlerbuch.

Eine Besonderheit im breiten Vermittlungsprogramm stellt das
Sommerferien-Programm »Sommercamp 2000« dar. Ausgehend von den
künstlerischen Arbeiten in der Ausstellung, initiiert das Sommercamp
in Form von Workshops eine interdisziplinäre Erinnerungsarbeit zu
Deutschland im Jahr 2000. In drei Ferien-Workshops für Kinder und
Jugendliche wird die Ästhetik und Gesellschaft seit der deutschen
Einheit in den Blick genommen.

www.kunstverein-hannover.de

 * 
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TREFF/742: Kunsthalle Münster - Im Gespräch: Christiane Blattmann und Oriane Durand, 21.07.2019


Kunsthalle Münster

Im Gespräch: Christiane Blattmann und Oriane Durand 

21.7.2019 - 15 Uhr in der Kunsthalle Münster

Finissage der Ausstellung

Christiane Blattmann. Un-Break My Walls

6.4. - 21.7.2019



Zum Ende der Ausstellung Christiane Blattmann. Un-Break My Walls findet ein
Gespräch zwischen der Künstlerin und Oriane Durand, Künstlerische Leiterin
Dortmunder Kunstverein, statt, dieses ermöglicht einen tieferen Einblick in
das Werk Blattmanns, die in ihren Werken mit verschiedenen Arten der
Formgebung experimentiert, wobei die Interaktion der eingesetzten
Materialien ebenso wie theoretische und literarische Referenzen wichtige
Ausgangspunkte darstellen.

Christiane Blattmann hat zunächst an der Universität der Künste Berlin
studiert, bevor 2006 sie an die Hochschule für bildende Künste Hamburg
wechselte, wo sie 2013 ihren Abschluss gemacht hat. Zwischen 2011 und 2013
betrieb sie gemeinsam mit Jannis Marwitz die Betongalerie - einen
Ausstellungsort im öffentlichen Raum in Hamburg St. Pauli. Zudem gehört sie
seit 2012 zum Team des Verlags Montez Press, den sie 2012 gemeinsam mit
Than Hussein Clark, Anja Dietmann, William Joys und James Connick gegründet
hat. 2012 war sie mit dem Reisestipendium von Neue Kunst in Hamburg e. V.
in Mexiko City, 2018 als Stipendiatin an der Cité Internationale des Arts
in Paris. Ihre Arbeiten wurden international in Ausstellungen gezeigt, u.
a. bei The Community (Paris), im Kunsthaus Hamburg, bei Damien & The Love
Guru (Brüssel), dem Kunstverein Harburger Bahnhof (Hamburg), bei Croy
Nielsen (Berlin), der Mathew Gallery (New York/Berlin), dem Goethe Institut
Paris, VI,VII (Oslo), bei Marwan (Amsterdam), der Biennale Regard Benin
(Cotonou) und dem NEK - Neuer Essener Kunstverein.

Oriane Durand ist Kuratorin, Kunsthistorikerin und Autorin. Von 2010 bis
2014 war sie am Kunstverein Nürnberg als Kuratorin tätig. 2014 wechselte
sie zum Bonner Kunstverein, wo sie die Einzelausstellungen von Klaus
Merkel, Raphaela Vogel und Jonathan Binet verantwortete. Seit Juli 2015 ist
sie künstlerische Leiterin des Dortmunder Kunstvereins. Ihr Programm zeugt
von einem Interesse an künstlerischen Positionen, die die technisierte,
globalisierte Gesellschaft reflektieren und alternative Szenarien
entwerfen.

Kunsthalle Münster
Hafenweg 28, 48155 Münster
Telefon: +49 (0) 251 492 4191
E-Mail: kunsthalle@stadt-muenster.de
Internet: http://www.kunsthalle.muenster.de
Öffnungszeiten: : Di - Fr 14 - 19 Uhr, Sa/So 12 - 18 Uhr

Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Kunsthalle Münster

Hafenweg 28, 48155 Münster

Telefon: +49 (0) 251 492 4191
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GLEICHHEIT/6905: Große Koalition verschärft Kriegspolitik in Syrien und Nahost


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Große Koalition verschärft Kriegspolitik in Syrien und Nahost

Von Johannes Stern

12. Juli 2019



Die Bundesregierung will den Kriegseinsatz der Bundeswehr in Syrien
fortführen und die Luftwaffe entgegen der Bestimmung im aktuellen Mandat
auch über den 31. Oktober hinaus in der gesamten Region einsetzen. Dies
verkündete Regierungssprecher Steffen Seibert im Rahmen einer
Pressekonferenz in Berlin Anfang dieser Woche.

Deutschland leiste "seit Jahren einen erheblichen und auch international
anerkannten Beitrag zur Anti-IS-Koalition", erklärte Seibert. Die
Bundeswehr sei "in der Luftaufklärung tätig, in der Luftbetankung und auch
bei der Ausbildung von irakischen Einheiten". Nun sei die deutsche
Regierung "gemeinsam mit unseren Verbündeten, mit der amerikanischen Seite,
im Gespräch, wie sich das Engagement in der Region weiter entwickeln soll".

Die Entsendung deutscher Bodentruppen, wie sie die US-Regierung und ihr
Sonderbeauftragter für Syrien, James Jeffrey, am Wochenende für die
Ausbildung kurdischer Kämpfer in Nordsyrien ins Spiel gebracht hatten, ist
laut Seibert angeblich nicht geplant. Gleichzeitig machte er deutlich, dass
die Bundesregierung hinter dem Rücken der Bevölkerung eine Ausweitung ihres
Engagements in der US-geführten Anti-IS-Koalition vorbereitet.

Dabei gehe es "um eine ganze Reihe von sowohl militärischen als auch
zivilen Komponenten, die geeignet sein könnten, um vor Ort in der Region
eine Stabilisierung zu erreichen". Der deutsche Ansatz sei, "dass wir
unsere bisherigen Maßnahmen möglichst fortführen wollen". Denn eines sei
klar: "Die Herausforderung durch den sogenannten Islamischen Staat ist noch
keineswegs verschwunden. Es ist gelungen, ihm Gebiete abzunehmen, die er
vormals in Syrien und Irak gehalten hat. Aber die Gefahr durch den
Islamischen Staat besteht weiterhin."

Das ist die bekannte Propaganda. In Wirklichkeit geht es den
imperialistischen Mächten nicht um den Kampf gegen den IS, der selbst ein
Produkt des brutalen Regimewechselkriegs in Syrien ist, der 400.000
Menschen das Leben gekostet und große Teile des Landes zerstört hat. Das
eigentliche Kriegsziel war und ist der Sturz des Regimes von Baschar
al-Assad und die Installation eines pro-westlichen Marionettenregimes in
Damaskus.

Anders als noch beim Überfall auf den Irak 2003 und im Libyen-Krieg 2011
hat sich Deutschland daran von Anfang an beteiligt. Bereits 2012 hatte das
Auswärtige Amt gemeinsam mit dem regierungsnahen Think Tank Stiftung
Wissenschaft und Politik (SWP) das Projekt "The Day After" [1] ins Leben
gerufen und eine "Vision für eine Nach-Assad-Ordnung" veröffentlicht.

Nun, da Assad und seine russischen und iranischen Verbündeten vor einem
militärischen Sieg stehen und die USA ihre Kriegsvorbereitungen gegen den
Iran eskalieren, rüsten auch die europäischen Mächte weiter auf, um ihre
wirtschaftlichen und geostrategischen Interessen in der Region
durchzusetzen.

Medienberichten zufolge haben Frankreich und Großbritannien der Bitte der
US-Regierung entsprochen und sich bereit erklärt, zusätzliche Soldaten nach
Syrien zu schicken. Paris und London würden ihre Truppen "geringfügig" um
10 bis 15 Prozent aufstocken, zitierte das Magazin Foreign Policy am
Mittwoch einen US-Regierungsvertreter. Auch Italien stehe kurz davor,
zusätzliche Streitkräfte zu mobilisieren. Ebenso seien eine Reihe von
Balkan- und baltischen Staaten "fast sicher" dass sie Soldaten entsenden,
um US-Truppen zu ersetzen, zitiert das Magazin eine andere Quelle.

Auch in Deutschland plädieren führende Politiker der Regierungsparteien für
die Entsendung von Bodentruppen nach Syrien. So erklärte die
CDU-Vorsitzende Annegret Kramp-Karrenbauer am Sonntag im 
ZDF-Sommerinterview, deutsche Bodentruppen in Syrien wären "für uns ein ganz
großer Sprung". Man müsse sich aber "immer bewusst machen: es geht hier
auch ein gutes Stück um unsere eigene Sicherheit in Deutschland, nicht nur
um das, was die Vereinigten Staaten möchten".

Der stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Johann
Wadephul erklärte gegenüber Vertretern der Deutschen Presse-Agentur, dass
die Anfrage aus Washington "nicht reflexartig zurückgewiesen werden" dürfe.
Schließlich gehe es "in dieser Region um unsere Sicherheit und nicht die
amerikanische".

Der CDU-Verteidigungsexperte und Vorsitzende der
Reservistenarbeitsgemeinschaft des Bundestags, Patrick Sensburg, betonte in
einem Interview mit dem Focus, dass die Forderung der USA nach Bodentruppen
keineswegs vom Tisch sei. Es sei auch "unsere Verpflichtung, in der Region
für Frieden zu sorgen" und "eine größere Verantwortung [zu] übernehmen".
Schließlich sei "der Kampf gegen den IS weit weg von den USA und nah dran
an Europa". Man könne "nicht immer sagen: 'Das sollen mal schön die
Amerikaner machen'."

Führende Sozialdemokraten, die die US-amerikanischen Rückzugspläne aus
Syrien bereits in der Vergangenheit scharf verurteilt [2] hatten, haben
ebenfalls deutlich gemacht, dass sie die Anfrage aus Washington im Kern
unterstützen.

Die USA seien "unter anderem wegen der internationalen Kritik von ihren
Abzugsplänen wieder abgerückt. Denn der IS ist in der Region weiterhin eine
reale Gefahr", sagte der verteidigungspolitische Sprecher der
SPD-Bundestagsfraktion, Fritz Felgentreu. "Jetzt erwarten die USA von den
gleichen Ländern Unterstützung. Das ist nachvollziehbar." Man solle
"deshalb mit den anderen Ländern der Anti-IS-Koalition bewerten, was jetzt
noch notwendig ist und welches Land dabei welche Aufgabe übernehmen kann".

Auch die Oppositionsparteien im Bundestag sind nicht grundsätzlich gegen
eine Ausweitung des Einsatzes und die Entsendung von Truppen. Sie betonen
allerdings, dass er stärker den deutschen und europäischen Interessen in
der Region dienen müsse.

Der FDP-Fraktionsvize Alexander Graf Lambsdorff erklärte gegenüber der
Welt: "Solange es keine politische Lösung für Syrien gibt, brauchen
wir über deutsche Bodentruppen nicht zu reden." Die Anfrage der USA zeige
allerdings, dass es mittelfristig ohne einen europäischen Beitrag nicht
gehen werde. "Die Bedingung dafür muss sein, dass Europa an der Erarbeitung
einer neuen politischen Ordnung in Syrien gleichberechtigt beteiligt wird.
Beim bisherigen Ansatz kann es jedenfalls nicht bleiben."

Der verteidigungspolitische Sprecher der Grünen, Tobias Lindner, äußerte
sich gegenüber der Welt ähnlich. "Deutsche Bodentruppen in Syrien
wären überhaupt nur dann denkbar, wenn es ein Mandat des
UN-Sicherheitsrates und eine glaubwürdige Friedensperspektive gibt."

Am aggressivsten drängt die Linke, die von Anfang an Kriegspartei im
Syrienkrieg [3] war, auf eine größere außenpolitische Unabhängigkeit von
den USA. Deutschland dürfe kein "Befehlsempfänger der Vereinigten Staaten"
sein, forderte Dietmar Bartsch, der Fraktionsvorsitzende der Linken im
Bundestag. Tobias Pflüger, der verteidigungspolitische Sprecher der
Linkspartei, warnte, der US-Administration gehe es "nur um Ersatz für ihre
Soldatinnen und Soldaten, auch damit sie auf anderen Feldern freie Hand
haben". Deutschland dürfe sich "nicht noch weiter in den Syrienkrieg ziehen
lassen".

Tatsächlich beschränken sich die deutsch-europäischen Militärplanungen
nicht auf Syrien. Am Donnerstag plädierte die Süddeutsche Zeitung in
einem Kommentar dafür, dem von US-Präsident Donald Trump anvisierten
anti-iranischen Militärbündnis für die Straße von Hormus beizutreten. "Die
Freiheit der Schifffahrt" sei "ein hohes Gut, gerade für eine derart vom
Export abhängige Nation wie Deutschland", heißt es dort. Sie müsse "auch in
Krisenregionen wie dem Persischen Golf verteidigt werden".

Der Vorschlag des Blatts: Auch "Kriegsschiffe aus Europa oder aus Asien"
sollten "das Nadelöhr vom Golf von Oman zum Persischen Golf", durch das "40
Prozent des weltweit verschifften Erdöls" gehen, sichern. Sie "wären für
Iran weniger provokativ als amerikanische oder saudische Patrouillenboote"
und zugleich "ein weiteres Signal an Teheran, dass Europa zwar das
Atomabkommen aufrechterhalten will, nicht aber die aggressive
Regionalpolitik der Islamischen Republik widerspruchslos hinnimmt".

Die Behauptung der SZ, eine weitere Armada von Kriegsschiffen im
Pulverfass Naher Osten sei "ein Beitrag zur Krisenprävention", ist
offensichtlich absurd. Sie würde die Gefahr einer direkten militärischen
Konfrontation mit dem Iran erhöhen, die sich auf die gesamte Region
ausweiten und zu einer möglichen Konfrontation mit den Nuklearmächten
Russland und China und damit in einen dritten Weltkrieg führen könnte.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2012/07/syrb-j31.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/12/22/syri-d22.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2013/09/18/link-s18.html
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Flächenbrand verhindern!

Anfang Mai 2019 erhöhte sich die Gefahr neuer imperialistischer Kriege
in verschiedenen Regionen der Welt: Israel bombardierte Gaza mit
seiner modernen, den Palästinensern haushoch überlegenen
Militärmaschinerie.

US-Außenminister Michael Pompeo drohte Venezuela am 1. Mai öffentlich
mit Krieg. Die Bundesregierung schweigt offiziell dazu, unterstützt
aber offen den venezolanischen Putschistenführer Juan Guaidó.

Das ist auch eine Antwort. Die US-Gewaltandrohung gegen einen
souveränen Staat ist ein Verstoß gegen Artikel 2 der Charta der
Vereinten Nationen. Na und? Vom derzeit amtierenden Vorsitz des
UN-Sicherheitsrats, der Bundesrepublik, war nichts zu hören. Dafür gab
SPD-Außenminister Heiko Maas eine zusätzliche Antwort: Einen Tag vor
dem Putschversuch vom 30. April in Venezuela brach er zu einer
viertägigen Reise in die Region auf. Die Vermutung liegt nahe, daß
dabei ein Abstecher ins "befreite" Caracas geplant war. Frieden stand
jedenfalls nicht auf seinem Reiseplan, eine Vermittlungsmission war
ausgeschlossen. Maas traf sich mit dem Faschisten an der Macht, dem
Präsidenten Brasiliens Jair Bolsonaro, dem ultrarechten Staatschef
Kolumbiens Iván Duque und einem Abgesandten Guaidós.
Sozialdemokratische Außenpolitik 2019 ... Trump sei ein Problem für
den Westen, warnten bei seinem Amtsantritt die deutschen Leitmedien.
Die Kanzlerin tat besorgt. Bei Gewalt gegen Venezuela sind Berlin und
Washington aber wieder ein Herz und eine Seele. Zum
US-Wirtschaftskrieg schweigt Berlin. Mit ihm soll in der Sprache des
US-Sicherheitsberaters John Bolton dem Land die "Gurgel zugedrückt"
werden.

Allerdings wurde aus dem Putsch am 30. April und 1. Mai nichts. Der
"Spiegel" rügte daher am 4. Mai, die USA hätten eine "amateurhaft
wirkende Rolle" gespielt. So rümpfen Kriegsprofis ihre Nase.

Der Ruf "Deutsche an die Front" erschallt aber in der Karibik noch
nicht, dafür bei der "Landesverteidigung" am Hindukusch und in der
Sahara. In die begab sich die Kanzlerin am 1. Mai. Das einzige, was
sie mitbrachte, war Geld für das Militär der Sahel-Staaten, die nach
dem Libyen-Krieg des Westens 2011 mehr und mehr zerrüttet werden.
Außerdem wurde eine Verlegung der mehr als 800 Bundeswehrsoldaten
innerhalb Malis in eine sichere Region angeordnet. Es wäre interessant
zu erfahren, wie viele Angehörige dieses Afrika-Korps wissen, wofür
sie in die Wüste geschickt wurden: Es geht um Uran, Gold, Mineralien
und auch um Geld aus der von Frankreich kontrollierten regionalen
Gemeinschaftswährung. Paris hat sich in Libyen schwer verhoben, sein
immer noch intaktes Kolonialreich geriet ins Wanken. Da werden
Ausputzer benötigt. Das hilft über imperialistische
Interessengegensätze hinweg. Ein Rezept auch für den Brandherd
Karibik? Der deutsche Außenminister zeichnet sich jedenfalls seit dem
ersten Auftreten Guaidós im Januar durch besondere Putschbegierde aus.
Das Kriegsmagazin "Spiegel" verkündete, für Bolton sei der Sturz
Maduros nur der erste Schritt, um die "Troika der Tyrannei"
hinwegzufegen, nämlich die "Linksregime in Venezuela, Nikaragua und
Kuba". Erhalte Kuba kein venezolanisches Erdöl mehr, drohe der Insel
"womöglich eine neue 'Sonderperiode' wie nach dem Zusammenbruch der
Sowjetunion".

Beim Verfassen dieses Textes wußten die Hamburger schon, daß Trump als
erster Präsident seit 1996 eine Klausel des damals verabschiedeten
Helms-Burton-Gesetzes am 2. Mai in Kraft gesetzt hatte. Danach können
US-Bürger kubanische Körperschaften und ausländische Unternehmen wegen
Nutzung der nach der Revolution von 1959 beschlagnahmten Vermögen von
US-Firmen und Personen anklagen. Das träfe vor allem europäische
Firmen. Der Imperialismus zündelt wieder an vielen Stellen in der Welt
gleichzeitig. Deutschland macht mit. Es wird viel diplomatisches
Geschick, militärische Stärke, vor allem aber Widerstand und Protest
auf den Straßen nötig sein, um einen Flächenbrand zu verhindern.

Arnold Schölzel
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NATO-Exit - Raus aus der NATO!

Der 70. Geburtstag der NATO wurde von 29 Außenministern gefeiert, die
nicht im Hauptquartier der NATO in Brüssel, sondern im
Außenministerium in Washington zusammentrafen. Zeremonienmeister war
Generalsekretär Jens Stoltenberg, der aber lediglich die
Eröffnungsrede des Außenministers Michael Pompeo ankündigte. Es ist
also das US-Außenministerium selbst, das uns klar zeigt, daß die NATO
ein Instrument der Vereinigten Staaten ist. Es gab kaum politische
(Gegen-)Reaktionen in Europa.

Eine starke Antwort kam von der internationalen "No-Nato-Konferenz" am
7. April in Florenz, die vom italienischen "No-War-No-NATO-Komitee",
vom kanadischen "Global Research" (einem von dem
Wirtschaftswissenschaftler Michel Chossudovsky angeführten
Forschungszentrum) u. a. organisiert wurde. Es kamen etwa 600
Teilnehmer, darunter auch die Internationale Koalition für den Bann
von Uranwaffen (Coalition for a Ban on Uranium Weapons, ICBUW), um dem
Jubilar eine spezielle Torte zu überreichen:

Gefordert wurden der Abbau der NATO sowie die Schließung der 800
US-Basen im Ausland. Redner waren u. a: Der britisch-schweizerische
Geldexperte und langjährige Weltbankmitarbeiter Peter Koenig, Michel
Chossudovsky, Wladimir Kosin vom Zentrum für politisch-militärische
Studien am russischen Außenministerium sowie Zivadin Jovanovic,
Ex-Außenminister Jugoslawiens, Präsident des Forums von Belgrad. Die
Teilnehmer des Treffens verabschiedeten eine "Erklärung von Florenz"
zur Auflösung der NATO, in der es unter der Überschrift "Für eine
internationale Front NATO-Exit" heißt: "Die Gefahr eines riesigen
Krieges, der mit dem Einsatz von Atomwaffen das Ende der Menschheit
bedeuten könnte, ist real und wächst, auch wenn er von der breiten
Öffentlichkeit nicht wahrgenommen wird, die in Unkenntnis dieser
unmittelbaren Gefahr gehalten wird.

Ein starkes Engagement, um einen Weg aus dem Kriegssystem zu finden,
ist von entscheidender Bedeutung. Dies wirft die Frage nach der
Zugehörigkeit Italiens und anderer europäischer Länder zur NATO auf.
Die NATO ist kein Bündnis. Es ist eine Organisation unter dem Kommando
des Pentagons, und ihr Ziel ist die militärische Kontrolle West- und
Osteuropas.

US-Basen in den Mitgliedsländern der NATO dienen der Besetzung dieser
Länder, indem sie eine ständige militärische Präsenz unterhalten, die
es Washington ermöglicht, ihre Politik zu beeinflussen und zu
kontrollieren und echte demokratische Entscheidungen zu verhindern.
Die NATO ist eine Kriegsmaschine, die im Interesse der Vereinigten
Staaten operiert, unter Mitwirkung der großen europäischen
Machtgruppen, die Verbrechen gegen die Menschlichkeit begangen haben.

Der Angriffskrieg der NATO im Jahr 1999 gegen Jugoslawien ebnete den
Weg für die Globalisierung militärischer Interventionen, wobei Kriege
gegen Afghanistan, Libyen, Syrien und andere Länder unter völliger
Verletzung des Völkerrechts geführt wurden. Diese Kriege werden von
den Mitgliedstaaten finanziert, deren Militärhaushalte zum Nachteil
der Sozialausgaben ständig steigen, um kolossale Militärprogramme wie
das des US-Atomprogramms zu unterstützen, das 1,2 Billionen US-Dollar
kostet.

Unter Verstoß gegen den Atomwaffensperrvertrag haben die USA unter dem
falschen Vorwand der 'russischen Bedrohung' Atomwaffen in fünf
nichtnuklearen NATO-Staaten stationiert. Auf diese Weise riskieren sie
die Sicherheit Europas. Um das Kriegssystem zu verlassen, das immer
mehr Schaden anrichtet und uns immer größeren Gefahren aussetzt,
müssen wir raus aus der NATO und unsere Rechte als souveräne und
neutrale Staaten bekräftigen. Auf diese Weise wird es möglich, zur
Auflösung der NATO und aller anderen militärischen Bündnisse, zur
Neugestaltung der Strukturen der gesamten europäischen Region, zur
Schaffung einer multipolaren Welt beizutragen, in der die Wünsche der
Völker nach Freiheit und sozialer Gerechtigkeit verwirklicht werden
können.

Wir schlagen die Schaffung einer 'NATO Exit International Front'
(Internationale Front NATO-Exit) in allen europäischen
Mitgliedsländern der NATO vor, indem wir ein Basisnetzwerk aufbauen,
das stark genug ist, um den sehr schwierigen Kampf zu unterstützen,
den wir führen müssen, um dieses für unsere Zukunft lebenswichtige
Ziel zu erreichen."

Leonhard Schäfer

San Casciano (Italien)
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Unser Recht, Marxisten-Leninisten zu sein

Anläßlich des 70. Jahrestages der Beendigung des Großen
Vaterländischen Krieges drückte Fidel Castro im Mai 2015 seine tiefe
Bewunderung für das sowjetische Volk aus, das der Menschheit einen
unermeßlichen Dienst erwiesen hat:

Am 9. Mai wird des Jahrestags des Sieges im Großen Vaterländischen
Krieg gedacht. Wenn man den Zeitunterschied berücksichtigt, sind die
Soldaten und Offiziere des Heeres der Russischen Föderation, während
ich diese Zeilen schreibe, gerade dabei, mit den für sie typischen,
schnellen und exakten Schritten auf dem Roten Platz zu exerzieren.

Lenin war ein genialer Stratege, der nicht zögerte, die Ideen von Marx
zu übernehmen und sie in einem riesigen und nur teilweise
industrialisierten Land umzusetzen, dessen proletarische Partei sich
nach dem größten Gemetzel, das der Kapitalismus in der Welt verursacht
hatte, in die radikalste und tapferste der Welt verwandelte.

In diesem blutigen Kampf wurden zum ersten Mal in einem Krieg Panzer,
automatische Waffen, Flugzeuge und Giftgase eingesetzt und, wie
bekannt wurde, auch eine berühmten Kanone, die in der Lage war, ein
schweres Projektil mehr als hundert Kilometer weit zu schleudern.

Aus diesem Blutbad ging der Völkerbund hervor, eine Einrichtung, die
den Frieden erhalten sollte, der es aber nicht einmal gelang, den
schnellen Vormarsch des Kolonialismus in Afrika, in einem großen Teil
Asiens, in Ozeanien, der Karibik und Kanada und einen rohen
Neokolonialismus in Lateinamerika zu verhindern. Kaum zwanzig Jahre
später brach ein weiterer schrecklicher Krieg in Europa aus, dessen
Präambel der Spanienkrieg war, der 1936 begonnen hatte.

Nach der vernichtenden Niederlage der Nazis setzten die Länder ihre
Hoffnung in die Organisation der Vereinten Nationen, die sich bemüht,
ein Miteinander zu erreichen, das den Aggressionen und Kriegen ein
Ende setzt, den Ländern Frieden und Entwicklung sichert und die
friedliche Zusammenarbeit der großen und kleinen und der reichen und
armen Staaten der Erde gewährleistet.

Millionen von Wissenschaftlern könnten unter anderem die Möglichkeiten
für das Überleben der Spezies Mensch vergrößern, die bereits in kurzer
Zeit durch den Mangel an Wasser und Nahrung für Milliarden von
Menschen bedroht sein wird. Es leben bereits 7,3 Milliarden Menschen
auf der Erde. Im Jahr 1800 waren es nur 978 Millionen. Im Jahr 2000
stieg die Zahl auf 6,07 Milliarden an, und konservativen Schätzungen
zufolge werden es im Jahr 2050 zehn Milliarden sein.

Doch es wird kaum erwähnt, daß in Westeuropa Boote voll von Emigranten
ankommen, die dazu jeden Gegenstand, der schwimmt, nutzen, ein Strom
von Emigranten aus dem afrikanischen Kontinent, den die Europäer
Hunderte von Jahren kolonisiert hatten.

Vor 23 Jahren sagte ich in einer Konferenz der Vereinten Nationen über
Umwelt und Entwicklung: "Eine wichtige biologische Gattung ist wegen
der schnellen und fortschreitenden Beseitigung ihrer natürlichen
Lebensbedingungen in Gefahr zu verschwinden: der Mensch." Ich wußte
damals jedoch nicht, wie nah wir bereits an diesem Punkt angekommen
waren. Zum Gedenken an den 70. Jahrestag des Siegs im Großen
Vaterländischen Krieg möchte ich dem heroischen sowjetischen Volk, das
der Menschheit einen unermeßlichen Dienst geleistet hat, unsere tiefe
Bewunderung aussprechen.

Heute ist ein tragfähiges Bündnis zwischen den Völkern der Russischen
Föderation und dem Staat mit dem größten Wirtschaftswachstum der Welt,
der Volksrepublik China, möglich. Beide Länder mit ihrer engen
Zusammenarbeit, ihrer fortgeschrittenen Naturwissenschaft, ihren
mächtigen Heeren und tapferen Soldaten bilden einen mächtigen
Schutzschild für den Frieden und die Sicherheit in der Welt, damit das
Leben unserer Gattung gewahrt werden kann.

Die physische und mentale Gesundheit, der Geist der Solidarität sind
Normen, die obsiegen müssen, sonst wird das Leben des Menschen, wie
wir es kennen, für immer verlorengehen.

Die 27 Millionen sowjetischer Menschen, die im Großen Vaterländischen
Krieg starben, taten dies auch für die Menschheit und für das Recht,
sozialistisch zu denken und zu sein, marxistisch-leninistisch zu sein,
kommunistisch zu sein und aus der Vorgeschichte herauszutreten.

Fidel Castro Ruz

(7. Mai 2015; nach "Granma", Havanna)
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Entzündet vom Weltenbrand

Konstant in Wecker und die klassische Musik - für viele gehören
Violine, Bratsche und Cello seit jeher zu dem Münchner Liedermacher,
ebenso wie dessen Klavier und Stimme. Und all diejenigen und noch
viele mehr dürfen 2019 auf die ganz besonderen Konzertereignisse
"Weltenbrand" gespannt sein. Denn ab dem Tourstart am 1. Juni -
gleichzeitig Weckers 72. Geburtstag - werden der Musiker und seine
Band mit keinem Geringeren als dem Kammerorchester der Bayerischen
Philharmonie auf große Konzertreise gehen. Konstant in Wecker und der
Dirigent Mark Mast - die beiden Namen stehen für eine fast
20-jährige Zusammenarbeit.

Jetzt sind sie wieder auf der Bühne vereint, um mit alten und neuen
Songs des Liedermachers den globalen Traum einer herrschaftsfreien
Welt zu zelebrieren, darunter eben auch "Weltenbrand", "Empört euch!"
sowie das "Hexeneinmaleins", das der Münchner Komponist bereits in den
70er-Jahren für eine orchestrale Begleitung geschrieben hat.
Konstantin Wecker wird auch im Programm "Weltenbrand" seine Stimme
erheben gegen Krieg und die drohende Faschisierung der Erde.

Wer den bekennenden Pazifisten und Träger des Göttinger
Friedenspreises 2018 und seine unbändige Lust zu leben kennt, der
weiß, daß er damit keine Angst verbreitet, sondern Mut und
Lebensfreude. Und dies mit der außergewöhnlichen Kraft eines
großartigen Orchesters. RF

Tournee-Termine sind u. a.

14. 10. Köln,

29. 10. München,

08. 11. Freiburg,

14. 11. Dresden,

27. 11. Hannover,

28. 12. Erfurt
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Nehrus Fragen und die sowjetische Friedenspolitik

"Der Ausbruch eines großen Krieges kann zum Untergang der gesamten
Menschheit führen. Die abgeworfenen Bomben werden Giftgase enthalten,
die ganze Gebiete verseuchen und alles Leben ersticken können. Die
Zivilbevölkerung wird auf die grausamste und schmerzvollste Art und
Weise gequält und in Massen getötet werden ... Das ist jedoch nicht
alles. Die Bomben können ebensogut Mikroben und Bakterien unheilbarer
Krankheiten enthalten. Die bakteriologische Kriegführung sieht auch
noch andere Methoden vor: die Verseuchung von Nahrungsmitteln und
Trinkwasser ... Wie wird das alles enden? Stehen wir am Rande des
Grabes der Menschheit? Soll das stolze und schöne Gebäude menschlicher
Kultur und Zivilisation, das in Jahrtausenden mühselig errichtet
wurde, so schmählich und sinnlos zerstört werden?"

Diese alarmierenden Zeilen wurden am 14. Juli 1933 in einem britischen
Kolonialgefängnis in Indien geschrieben. Sie stammen aus der Feder
Jawaharlal Nehrus - Zeilen aus einem Brief an seine Tochter Indira
Gandhi.(*) Uns trennt von jener Zeit der zweite Weltkrieg mit 50
Millionen Toten, vielen Millionen Versehrten und verheerenden
Verwüstungen. Sein grauenvolles Schlußbild waren die Atompilze über
Hiroshima und Nagasaki, die 140.000 Menschen in der einen und 75.000
in der anderen Stadt den Tod brachten. Solche "Errungenschaften" hat
die Wissenschaft der kapitalistischen Welt aufzuweisen. Übrigens sah
Nehru dies bereits seinerzeit voraus. Mahnend wies er darauf hin, daß
die Wissenschaft - bei all dem Guten, was sie den Menschen gebracht -
dennoch gleichzeitig die Schrecken des Krieges in ungeheurem Maße
gesteigert habe. Wenn die modernsten Armeen vor einem halben
Jahrhundert noch ihre Ausrüstung mit Bombern ergänzten, die mehrere
hundert Kilometer pro Stunde zurücklegen konnten, sind heute Raketen
in der Lage, in wenigen Minuten Atomsprengköpfe auf andere Kontinente
zu bringen und mit einem einzigen Geschoß ganze Städte zu vernichten.
Doch wer bedroht so grauenvoll die Menschheit?

Der Feind der Menschheit hat eine ganz konkrete Gestalt. Er ist
befangen in blindwütigem Antikommunismus und Antisowjetismus und
hundertfach gefährlicher als vor einem halben Jahrhundert. Er hat sich
seitdem nahezu unvorstellbare Ergebnisse der Wissenschaft dienstbar
gemacht und beabsichtigt, sie rücksichtslos anzuwenden. In
wahnwitziger Verblendung kann und will er nicht einsehen, daß er damit
auch sein eigenes Verderben beschleunigt. Wir sind verpflichtet, genau
zu beobachten und zu analysieren, wie die herrschenden Kreise des
Imperialismus denken und wie sie handeln. Die Geschichte kann uns bei
unseren Schlußfolgerungen ein wichtiger Ratgeber sein.

Nach dem ersten Weltkrieg sahen sich die Führer der kapitalistischen
Länder genötigt, aus Propagandagründen den Völkern zu versichern, dies
sei der "letzte Krieg" gewesen, nun breche eine Friedensära an.
Gleichzeitig jedoch organisierten sie einen Feldzug von 14 Staaten
gegen Sowjetrußland. Und als Sowjetrußland die Attacken der äußeren
und inneren Konterrevolution zurückgeschlagen hatte, begannen die
Führer der kapitalistischen Länder von einer "Ära des Pazifismus" zu
sprechen. Ihr "Pazifismus" erwies sich als ein weiterer
Propagandatrick. Stets lehnten sie sämtliche Friedensvorschläge
Sowjetrußlands ab. Dazu einige Fakten: Im April 1922 kam es zu der
berühmten Konferenz von Genua, an der Sowjetrußland teilnahm.

Am 10. April legte im Palazzo San Giorgio der Volkskommissar für
Äußeres, Tschitscherin, namens der Sowjetregierung ein konstruktives
Abrüstungsprogramm vor, dessen Hauptpunkte lauteten:


	Friedliche ökonomische Koexistenz zwischen dem kapitalistischen und dem sozialistischen System

	Allgemeine Rüstungsverminderung für alle Staaten

	Einberufung eines Weltkongresses zur Wiederherstellung des allgemeinen Friedens unter Beteiligung von Arbeiterorganisationen



Nahmen die westlichen Regierungen die Vorschläge Sowjetrußlands an?
Nein. Gab die Sowjetunion nun ihre Abrüstungsbemühungen, die Suche
nach einem wechselseitig annehmbaren Frieden auf? Nein, sie setzte sie
vielmehr noch energischer und hartnäckiger fort.

Im Dezember 1922 fand in Moskau die erste internationale Konferenz zur
Rüstungsbegrenzung statt. Am 12. Juni 1922, ein halbes Jahr vor dieser
Konferenz, hatte die Sowjetregierung vier Ostseeanliegerstaaten -
Estland, Lettland, Polen und Finnland - vorgeschlagen, ihre Vertreter
nach Moskau zu entsenden, um gemeinsam mit den russischen Diplomaten
Fragen einer proportionalen Reduzierung der Streitkräfte für die von
ihnen repräsentierten Länder zu erörtern. Später nahmen auch Litauen
und Rumänien diesen Vorschlag an.

Lange vor der Konferenz hatte Sowjetrußland einen wesentlichen Beitrag
zur Abrüstung geleistet. Nach Beendigung des Bürgerkrieges war die
zahlenmäßige Stärke der Roten Armee auf ein Sechstel gesenkt worden,
so daß sie einen Bestand von 800.000 Soldaten aufwies. Zieht man das
Territorium des Sowjetlandes in Betracht, ferner die Politik der
imperialistischen Westmächte, die auch nach dem Scheitern ihrer
Interventionspläne die Absicht verfolgten, der Sowjetmacht ein Ende zu
bereiten, so war die Stärke der Roten Armee auf ein Mindestmaß
herabgedrückt worden. Dies stellte ein gutes Beispiel und die
Aufforderung zum Dialog dar.

Die Konferenz wurde am Morgen des 2. Dezember im Hause des
Volkskommissariats für Äußeres am Kusnezki Most eröffnet. Der
sowjetische Delegationsleiter Maxim Litwinow verlas eine Deklaration
der Sowjetregierung. Sie enthielt den Plan für eine beiderseitige
Reduzierung der Landstreitkräfte, und zwar: "Sowjetrußland vermindert
im Laufe der nächsten anderthalb bis zwei Jahre den Personalbestand
seiner Armee auf ein Viertel ihrer jetzigen Stärke, d. h. auf 200.000
Personen. Eine entsprechende Reduzierung ihrer Armeen nehmen jene
Staaten vor, die im Westen an Rußland grenzen."

Den sowjetischen Plan vervollständigten folgende konkrete Vorschläge:
Die vertragschließenden Staaten schränken ihre Militärbudgets ein; sie
neutralisieren ihre Grenzgebiete und lösen verschiedene irreguläre
Formationen militärischen Charakters auf - d. h. Überbleibsel
weißgardistischer Armeen, die in Ostseeanliegerstaaten Zuflucht
gefunden hatten.

Das bedeutete ein ganz konkretes Aktionsprogramm. Doch die
Delegationschefs der bürgerlichen Länder zettelten entsprechend den
Instruktionen, die sie aus London und Paris erhalten hatten, eine
aussichtslose Diskussion an, schlugen vor, zuerst "moralisch
abzurüsten" und danach an die Truppenreduzierung zu denken.

Am 5. Dezember legte Litwinow erneut die Position der Sowjetregierung
dar. Erste Bedingung für wirkliche Abrüstung sei die materielle
Abrüstung. Die Kriegsgefahr stehe in proportionalem Verhältnis zu der
in den Arsenalen befindlichen Waffenmenge. Die westlichen Diplomaten
wichen weiterhin aus.

Die sowjetische Seite setzte ihre Bemühungen fort, die Verhandlungen
in praktische Bahnen zu lenken. Doch die kapitalistischen Länder
verfolgten gänzlich andere Ziele, nämlich aufzurüsten und nach
entsprechender Vorbereitung eine erneute Intervention gegen
Sowjetrußland zu versuchen. Die erste internationale Konferenz zur
Rüstungsbegrenzung endete ohne Ergebnis. Allerdings mußten selbst
westliche Presseorgane zugeben, daß die Bolschewiki seit dem
Friedensappell im Oktober 1917 unbeirrbar an der Friedensinitiative
festhielten. Dies wurde bekräftigt durch weitere Initiativen der UdSSR
in den zwanziger und dreißiger Jahren. Es läßt sich Schritt für
Schritt verfolgen, wie die UdSSR weiterhin unbeirrt für die Abrüstung
gekämpft hat.

Sinowi Schejnis, Moskau

(1983; RF-Archiv)

(*) Jawaharlal Nehru: Briefe an Indira. Weltgeschichtliche
Betrachtungen. Progress-Verlag, Düsseldorf 1957, 1136 S.
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Gegen Russophobie, Hochrüstung und Meinungsmanipulation

Frieden mit Rußland!

Der heutige Tag, der 22. Juni, hat sich tief ins historische
Gedächtnis von vielen Völkern und Millionen Menschen eingebrannt: Bald
80 Jahre ist es nun her, daß Hitlerdeutschland die Sowjetunion
überfiel. Bis heute und bis in die nächsten Generationen gedenkt man
nicht nur in Rußland, sondern auch in Belarus, in der Ukraine und den
anderen heute unabhängigen kaukasischen und zentralasiatische
Republiken der Sowjetunion dieses Tages.

Dieser 22. Juni ist ein Tag des Gedenkens und ein Tag der Mahnung, ja,
der Warnung vor einer Wiederholung eines der tragischsten Kapitel der
Menschheitsgeschichte. Und das ist höchst aktuell.

Denn was erleben wir heute? Russophobie, Manöver an den Grenzen
Rußlands, NATO-Truppen auf deutschem Boden, deren Panzer über
panzertaugliche brandenburgische Autobahnen fahren sollen,
Hochrüstung, Geschichtsfälschung und Meinungsmanipulation. Und es
sieht so aus, daß wieder einmal keine Lehren aus den Erfahrungen der
Geschichte gezogen werden. Weder aus denen des Kriegs, noch aus der
historischen Tatsache, daß es den Völkern und Staaten am besten ging,
wenn sie gute partnerschaftliche, ja selbst familiäre Beziehungen
zueinander hatten.

Ursula von der Leyen meint, daß die westlichen Gesellschaften, im
Gegensatz zu Rußland, keine Feindbilder bräuchten. Die Realitäten und
Fakten zeigen aber, daß aggressive Schritte seitens des Westens eher
zu- als abnehmen. Seit 2010 veranstaltet die NATO regelmäßig Manöver
nahe der russischen Grenze. 2018 fand das bisher größte dieser Art
statt. Mit 18 000 Soldaten aus 19 NATO-Mitgliedstaaten, 1500 schweren
Fahrzeugen und 45 US-Panzern.

All dies erfolgt in unser aller Namen. Aber ich verweigere mich, ich
sage: "Nicht in meinem Namen!" Nicht gegen Wissen und Gewissen aller
im Sinne des Humanismus und des Friedens wirkenden Menschen!

Ich fordere alle - vor allem die jüngeren Generationen, die nie einen
Krieg erleben mußten - auf: "Laßt das nicht zu! Wehret den Anfängen!
Achtet den Frieden, achtet das Leben!" Das sind Lehren, die ich
persönlich aus meinem Leben und dem meiner Eltern gezogen habe.

1937 wurde ich in Moskau geboren, als Kind deutscher kommunistischer
Emigranten. Den Beginn des Krieges erlebte ich mit meiner älteren
Schwester in Rjasan, in einem Kinderferienlager unweit von Moskau. Wie
wir beide, zwei deutsche Kinder, Kinder aus dem Land der Täter, uns in
diesen ersten Tagen des Krieges zurück nach Hause, nach Moskau,
durchgeschlagen haben, grenzt an ein Wunder.

Zu diesem Zeitpunkt dachten viele Sowjetbürger noch: Das kann doch
nicht sein, daß das Volk der Dichter und Denker, daß die starke
deutsche Arbeiterbewegung das zuläßt.

Als wir kurz darauf nach Taschkent evakuiert wurden, lernte ich, was
es heißt, wenn Lebensmittel rationiert und immer knapper werden. Ich
sah die Trauer der Angehörigen, wenn wieder einer der Ihren an der
Front gefallen ist. Ich erlebte die konkrete Solidarität der Menschen:
Onkel Fedja, unser ukrainischer Nachbar, half uns in den Unterschlupf,
wenn es nötig war. Tante Nadja, die Armenierin von gegenüber, besuchte
uns täglich, um meinem bettlägerigen Vater die steifgewordenen
Gliedmaßen zu massieren. Die Menschen teilten das Wenige, was sie
hatten, mit uns, den Deutschen. Und ich erinnere mich, mit welcher Wut
eines achtjährigen Jungen ich mich weigerte, in den Kriegsspielen mit
meinen Freunden aus dem Viertel den "Fritz" zu spielen. Ich, der ich
doch ein Oktoberkind, ein junger Pionier war!

1947 zurück in Deutschland betrat ich zum ersten Mal das Land meiner
Eltern, das Land, von dem so viel Grausamkeit, Tod, Vernichtung und
Haß über so viele Menschen gebracht wurde. Und auch ich half, den
Schutt mit meinen Händen beiseitezuräumen. So wie es die Trümmerfrauen
getan hatten, in Berlin und in Moskau, in Leningrad und in Stalingrad
­...

"Nie wieder Krieg!" Wie oft hörte ich das aus russischen und deutschen
Mündern. Unsere Völker eint mehr, als sie trennt. Für das Einende
zwischen Russen und Deutschen habe ich mich immer eingesetzt, und
werde mich immer einsetzen. Nicht von ungefähr sagte mir ein guter
Freund: "Bruno, du bist zwar ein echter Deutscher, aber du verstehst
uns Russen!" Ich entgegnete: "Ja, ich bin ein echter Deutscher, aber
vielleicht kein typischer!"

Ich unterhielt mich einst in den 90ern mit Außenminister Lawrow über
die befremdliche und ablehnende Haltung des Westens gegenüber den
Vorschlägen der russischen Diplomatie und zitierte in dem Zusammenhang
das chinesische Sprichwort: "Mit einer Hand kann man keinen Beifall
klatschen." Sergej Wiktorowitsch sagte eindringlich, Rußland wolle
keine Konfrontation, Rußland werde sich immer aktiv um Verhandlungen
und Dialog bemühen. Bis heute wird dieser Kurs verfolgt. Erinnern wir
uns nur an Präsident Putins Appell, mit allen Mitteln einen 3.
Weltkrieg zu verhindern. Man kann nur hoffen, daß Geduld, Überzeugung
und diplomatisches Geschick ausreichen werden, um den wachsenden
Gefahren für den Frieden Einhalt zu gebieten.

Immer wieder haben uns die Russen ihre Hand zur Versöhnung, zur
Annäherung und für die Freundschaft gereicht: Es ist an der Zeit,
diese Hand zu ergreifen.

"Hauptsache, es gibt keinen Krieg!" hört man oft, wenn man sich mit
Russen, jung wie alt, unterhält. Sie sagen das nicht, weil sie einer,
wie es in deutschen Medien mitunter heißt, "Kreml-Propaganda"
aufgesessen sind, sondern weil jede Familie, ich wiederhole, jede
Familie am eigenen Leib erfahren hat, was das bedeutet: Krieg! Und
weil diese Erfahrung immer noch lebendig ist!

Die deutsche Friedensbewegung muß wieder aktiv werden. Der Widerstand
seitens der Friedenskräfte in unserem Land reicht noch nicht aus. Und
ich frage mich: Was ist mit der Gewerkschaftsbewegung? Was sagen die
Gewerkschaftsmitglieder, die in Unternehmen der deutschen
Rüstungsindustrie arbeiten? Unsere Stimme muß lauter werden: gegen
See- und Landmanöver auf und über deutschem Territorium, gegen
Rüstungsexporte, gegen Hetze, Verunglimpfung und Scharfmacherei, gegen
Hochrüstung sowohl auf der Erde als auch im Weltall.

Bruno Mahlow

(Aus einer Rede zum 22. Juni 2018)
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Anerkennung und Auszeichnungen für Putschisten und Diktatoren

Unrühmliche außenpolitische Tradition

Mit der völkerrechtswidrigen Anerkennung des selbsternannten
Interimspräsidenten Juan Guaidó in Venezuela setzt die Bundesregierung
mit Außenminister Heiko Maas eine lange unsägliche Tradition deutscher
Regierungen beim Umgang mit Putschisten und Diktatoren fort. Diese
Tradition reicht zurück bis ins Jahr 1936, als die faschistische
Hitler-Regierung am 18. November, nur vier Monate nach dem
Militärputsch, General Franco als "legitime spanische Regierung"
anerkannte und damit die rechtmäßige Regierung der Republik Spanien
als "illegitim" erklärte, so wie gegenwärtig der gewählte Präsident
der Bolivarischen Republik Venezuela als "unrechtmäßiger Machthaber"
bezeichnet wird.

Übrigens, Großbritannien und Frankreich hielten damals eine längere
Schamfrist ein und vollzogen diesen Schritt erst nach 2 ½ Jahren am
27. Februar 1939, also kurz vor der militärischen Niederlage der
Spanischen Republik, mit welcher der Bürgerkrieg endete und in eine
blutige faschistische Diktatur mündete.

Ein solcher Umgang mit Putschisten und Diktatoren wurde von der
Bundesregierung konsequent fortgeführt.

Bereits am 22. März 1955 - knapp zehn Jahre nach der Niederlage des
faschistischen Deutschland und 20 Jahre nach Anerkennung des Diktators
Franco durch Hitler - wurde dem blutrünstigen Diktator Hector Trujillo
aus der Dominikanischen Republik die höchste Auszeichnung der
Bundesrepublik, die Sonderstufe des Großkreuzes des Verdienstordens
der Bundesrepublik Deutschland verliehen. Übrigens einen Monat,
nachdem der Schah von Persien, Reza Pahlavi, die gleiche Auszeichnung
in Empfang nehmen durfte - eine saubere Gesellschaft, die von
Bundespräsident Theodor Heuss mit solcher Ehrung bedacht wurde!

Und es ging weiter. Im Mai 1957 weilte der kubanische Mörder-Diktator
Fulgencio Batista auf Einladung der damaligen Adenauer-Regierung zu
einem Staatsbesuch in der BRD.

Am 28. Mai 1957, zu einer Zeit, als die revolutionäre Rebellenarmee in
der Sierra Maestra unter Fidel Castro, Raul Castro, Che Guevara und
Camilo Cienfuegos für Freiheit und Demokratie, gegen die blutige
Diktatur in Kuba kämpfte, erhielt dieser menschenverachtende Batista
ebenfalls diese höchste Auszeichnung, welche die BRD zu vergeben hat:
die Sonderstufe des Großkreuzes des Verdienstordens der BRD - und
ebenfalls aus den Händen des damaligen Bundespräsidenten Theodor
Heuss.

Damit war aber noch nicht Schluß mit dieser schändlichen Reihe. 1959
wurde auch dem blutigen Diktator Luis Anastasio Somoza in Nikaragua
diese höchste Auszeichnung überreicht.

Eine Traditionslinie beim Umgang mit Putschisten, die - wie wir nun am
Beispiel Venezuelas erleben dürfen - aufrechterhalten wird. Dieses Mal
zögerte der SPD-Außenminister Heiko Maas nicht so lange wie damals
Hitler; er wartete keine vier Monate, sondern anerkannte den
selbsternannten Präsidenten in Venezuela schon nach einigen Tagen.

Bundespräsident Theodor Heuss hatte als Abgeordneter der Deutschen
Staatspartei am 24. März 1933 im Reichstag für das Ermächtigungsgesetz
Hitlers gestimmt - das Gesetz, mit dem Hitler diktatorische
Vollmachten übertragen bekam. Eine Hand, die für Hitlers Diktatur
stimmte, hatte auch später keine Probleme damit, blutigen Diktatoren
Verdienstorden der Bundesrepublik Deutschland zu verleihen.

Ob sich SPD-Außenminister Heiko Maas dieser unrühmlichen Tradition
bewußt war, als er den selbsternannten Präsidenten Venezuelas
anerkannte? Oder ist die Unterwürfigkeit unter die US-Politik so
stark, daß derartige Überlegungen erst gar keinen Platz haben und das
Völkerrecht ausgeblendet wird?

Wir rufen die Bundesregierung auf: Lassen Sie das Spiel mit dem Feuer!
Rufen Sie die venezolanische Opposition, die alle Verhandlungs- und
Vermittlungsangebote ablehnt und in der Person von Juan Guaidó sich
sogar für eine militärische Intervention ausspricht, lieber auf, diese
destruktive Haltung aufzugeben und eine Lösung zum Wohle des
venezolanischen Volkes zuzulassen.

Wir fordern: Respektierung des Völkerrechts! Keine Einmischung von
außen in die inneren Angelegenheiten Venezuelas! Hände weg von
Venezuela!

Gerhard Mertschenk

Berlin
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"Unkonventionelle" Kriegführung gegen Venezuela

Am 10. April gab der Botschafter Venezuelas, Samuel Moncada, bei
den Vereinten Nationen im UN-Sicherheitsrat eine Erklärung zur Lage in
seinem Land ab, aus der wir einen Auszug dokumentieren:

Die Situation (in Venezuela, RF), wie sie hier bestätigt wurde,
ist das Ergebnis menschlicher Handlungen. Was aber nicht gesagt wurde,
ist, daß diese Handlungen Teil eines Plans für die wirtschaftliche
Zerstörung sind. Er wurde von der Regierung der Vereinigten Staaten
entworfen, verursachte ein Maximum an sozialem Leid, löste die
Fähigkeiten unsres Landes, sich selbst zu versorgen, auf und sollte
schließlich eine Implosion herbeiführen, die eine ausländische
militärische Intervention erlauben sollte, gestützt auf die
schändliche Formel "Verantwortung zu schützen". Sie wurde bereits zur
Rechtfertigung kolonialer Invasionen in Länder, die Öl benutzen,
verwendet.

Es handelt sich um ein gigantisches, unmenschliches Experiment
unkonventioneller Kriegführung. Um eine Politik berechnender
Grausamkeit, die Menschenrechte in größtem Maße verletzt, die bis
dahin geht, Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu verüben. Das alles
mit dem Ziel, zu plündern und zu rauben, eine Regierung vor Ort
aufzuzwingen, eine untergebene Regierung, und in unserem Fall unter
Verwendung einer rassistischen Ideologie, die vor mehr als 200 Jahren
entstand. Damals waren die USA ein Land von Sklavenhaltern, heute
werben sie dafür unter Verletzung des Völkerrechts. Wir denken an die
berüchtigte Monroe-Doktrin. Aber hören sie ihre eigenen Worte:


	Am 9. Januar 2018 erklärte ein Sprecher des US-Außenministeriums: "Die Kampagne zur Erzeugung von Druck funktioniert ... Wir sehen einen völligen wirtschaftlichen Zusammenbruch in Venezuela. Also funktionieren unsere Politik und Strategie, und wir werden weiter an ihr festhalten."

	Am 12. Oktober 2018 sagte Botschafter William Brownfield: "Wir müssen das wie einen Todeskampf behandeln, wie eine Tragödie, die sich fortsetzt, bis sie schließlich ein Ende findet (...) Und wenn wir etwas dafür tun können, sie zu beschleunigen, müssen wir das tun. Aber wir müssen auch begreifen, daß sich dies auf Millionen Menschen auswirkt, Menschen, die schon genug Schwierigkeiten haben, Nahrung und Medikamente zu finden (...) Wir können das nicht tun und zugleich vorgeben, daß es keine Auswirkungen hat. Wir haben daher eine harte Entscheidung zu treffen, aber das erwünschte Ende rechtfertigt die strenge Bestrafung."

	Am 7. März 2019 erklärte Senator Marco Rubio: "In den nächsten Wochen wird Venezuela in eine Leidensperiode eintreten. Kein Land in unserer Hemisphäre wurde in der modernen Geschichte so damit konfrontiert."

	Am 22. März 2019 bemerkte John Bolton: "Es ist so ähnlich wie in 'Star Wars', wenn Darth Vader jemandem den Hals zudrückt. Das machen wirtschaftliche Sanktionen mit dem Regime."
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Brennpunkt Kolumbien

Einer der Brennpunkte auf dem lateinamerikanischen Kontinent ist neben
Venezuela das Nachbarland Kolumbien.

So traten im März mehr als 12.000 Indigene in vier Departements des
zentralen Südwestens des Landes in einen Generalstreik und blockierten
eine der wichtigsten Bundesstraßen, die Panamericana, mit Dutzenden
Straßensperren. Sie forderten endlich verbindliche Zusagen über 1000
Vereinbarungen, die seitens der Regierung ständig gebrochen werden. Es
kam zu schwersten gewaltsamem Auseinandersetzungen zwischen den
Streikenden und der Polizei und Armee mit Toten und Verletzten.

Solche Tatsachen wie diese oder der Generalstreik in Buenaventura, wo
sogar Kinder ihr Leben lassen mußten, werden totgeschwiegen.

Die rechte kolumbianische Vizepräsidentin Marta Lucía Ramírez erklärte
kürzlich Venezuela zu einer "Bedrohung für die Sicherheit Kolumbiens
und die regionale Sicherheit". Verantwortlich dafür sei eine
"kriminelle Diktatur", die das Volk unterdrücke. Im weiterem sprach
sie von der "humanitären Tragödie, in der wir das venezolanische Volk
leben sehen. Bei jeder Gelegenheit flüchtet die Bevölkerung, um ein
Minimum an Lebensqualität außerhalb ihres Landes zu finden."

Unter den Tisch gekehrt wird dabei, daß es laut UNHCR in Kolumbien im
Juni 2018 rund 7,7 Millionen inländische Flüchtlinge gab. Mittlerweile
dürfte die 8-Millionen-Grenze erreicht sein. Damit ist es das Land mit
den weltweit meisten Binnenflüchtlingen.

UN-Menschrechtsbeauftragte nennen die Situation in Kolumbien
"dramatisch". Die Zahl der bedrohten Menschenrechtsaktivisten und die
Zahl der politischen Morde steigen massiv an. Bekannt ist, daß
Menschen, die sich lokal engagieren, Opfer gezielter Morde werden. So
wird geschätzt, daß allein in dieser Personengruppe seit 2016 etwa 335
Aktivisten ermordet wurden. Seit Beginn dieses Jahres wird statistisch
alle 48 Stunden ein Mensch getötet. Besorgniserregend ist zudem, daß
nur etwa 50 Prozent der Fälle juristisch verfolgt werden.
Hauptverantwortlich dafür dürften die paramilitärischen Einheiten
sein, die ja angeblich nicht existieren. Daß diese die
Hauptverantwortlichen für die getöteten Zivilisten der letzten 60
Jahre sind, zeigt sich anhand der Zahlen des Konflikts. Sie haben fast
dreimal so viele Zivilisten durch Massaker, gezielte Morde und
Verschwindenlassen getötet wie die Guerillas, circa 95.000.

Man befürchtet, daß die "Sicherheits- und Verteidigungspolitik" von
Kolumbiens Präsident Iván Duque dem Paramilitarismus einen legalen Weg
ebnen wird. So sollen Netzwerke von Bürgern gegründet werden, die
"angesichts einer Bedrohung" in Kooperation mit den Sicherheitskräften
reagieren sollen. Der Plan sieht laut Duque vor, eine Million Menschen
bis Ende des Jahres zu diesem Zweck zu gewinnen. Solche Maßnahmen
hatten vergangene Regierungen bereits getroffen. Sie endeten in der
Ausbreitung paramilitärischer Strukturen. Schließlich ist es sehr
verlockend, die Drecksarbeit von den Paramilitärs statt vom Militär
erledigen zu lassen.

In Kolumbien darf heute etwa ein Andrés Felipe Rojas, Vorsitzender der
ultrarechten Nationalistischen Partei Kolumbiens (PNC), offen zum Mord
am linken kolumbianischen Senator Gustavo Petro aufrufen.

Was den Drogenhandel betrifft, ist es sehr leicht, alle Verantwortung
auf andere abzuwälzen und den Venezolanern vorzuwerfen, daß diese ihn
in großem Stil betreiben. Der Koka-Anbau in Kolumbien ist bis Ende
2017 auf 171.000 Hektar und die potentielle Kokain-Produktion auf 1379
Tonnen jährlich gestiegen. Tatsächlich ist die kolumbianische
Regierung nicht in der Lage, dieses Problem zu lösen.

Kolumbiens Machthaber werfen der venezolanischen Regierung
rechtswidriges Handeln vor, obwohl sie wissen, daß diese 2018
ordnungsgemäß entsprechend gültigem Recht gewählt worden war. Man kann
ihr nicht anlasten, daß andere politische Gruppierungen die Wahlen
boykottierten. Und wie war das bei den Präsidentenwahlen 2018 in
Kolumbien? Gab es da nicht eine politische Partei, die FARC, die ihren
Wahlkampf vorzeitig beenden mußte, weil ihre Mitglieder massiv mit dem
Leben bedroht wurden? Die Sicherheitskräfte konnten oder wollten
nichts unternehmen. Wie kann man da von fairen, demokratischen Wahlen
sprechen?

Gegenwärtig scheint sich der Massenmord an Mitgliedern der ehemaligen
Guerilla Revolutionäre Streitkräfte Kolumbiens (FARC) zu wiederholen,
der an der Linkspartei Unión Patriótica (UP) zwischen 1984 und 2002
verübt worden war. Nach offiziellen Angaben spricht man von 4153
ermordeten, verschwundenen oder entführten Mitgliedern der UP.
Darunter fallen die Präsidentschaftskandidaten Bernardo Jaramillo und
Jaime Pardo Leal.

Der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (UN) hat einen Bericht über
ihre Prüfungsmission in Kolumbien vorgelegt. Darin wird die Umsetzung
des Friedensabkommens mit der FARC, das 2016 in Havanna unterzeichnet
worden war, bewertet. Die fortlaufenden Morde an Mitgliedern sozialer
Bewegungen und Menschenrechtsverteidigern seien besorgniserregend,
heißt es im Bericht.

Politischen Gefangenen aus der Guerillaorganisation Nationale
Befreiungsarmee (ELN) in Kolumbien berichten von massiven Verletzungen
ihrer Rechte.

Ich selbst habe an der Wahlveranstaltung des Herrn Duque 2018 in
Cartagena teilgenommen. Soweit ich mich erinnern kann, versprach der
jetzige Präsident den Wählern, Recht und Ordnung im Land
durchzusetzen. Wann wird er endlich beginnen, diese Wahlversprechen im
Angriff zu nehmen? Ich spreche von dem Recht der Bauern, Fischer,
Hafenarbeiter, der kleinen Straßenhändler und der jungen Mütter mit
ihren Kleinkindern, die am Straßenrad Bonbons verkaufen, um zu
überleben. Wann bekommen diese ihr Recht, in Frieden zu leben?

Es ist schon interessant zu hören, daß der Bürgermeister der
kolumbianischen Grenzstadt Cúcuta, César Rojas, Präsident Duque
auffordert, den "Cucuteños", die unter Armut, Arbeitslosigkeit und
sozialen Problemen leiden, humanitäre Hilfe zukommen zu lassen. Er
schlug vor, die aus den USA gelieferten, für Venezuela vorgesehen
Hilfsgüter - darunter Lebensmittel und Medikamente - für die
Bürgerinnen und Bürger vor Ort zu nutzen.

Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier war vor wenigen Monaten zu
Besuch bei Präsidenten Duque in Kolumbien. Laut Bericht der Medien
wurde hauptsächlich über die Situation in Venezuela gesprochen,
weniger über die landeseigenen Probleme, die gelöst werden müssen. Für
mich ist das sehr verwunderlich, da Venezuela seit 1811 nicht mehr zu
Kolumbien gehört.

Peter Blöth

Penzberg
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Gemeinsame Interessen mit China

"Vom Standpunkt der ökonomischen Bedingungen des Imperialismus ...
sind die Vereinigten Staaten von Europa unter kapitalistischen
Verhältnissen entweder unmöglich oder reaktionär."

W. I. Lenin

Wir können ihn sehen, den ausgestreckten Zeigefinger unseres
Außenministers, wie er im Gewand von Lehrer Lämpel Zucht und Ordnung
in seiner Klasse durchsetzen will. Gemeint sind diejenigen Länder, die
sich erdreisten, allzu selbständig strategische Geschäftsbeziehungen
mit einem "Systemgegner" anzubahnen. Sie würden sich wundern, wie
beinhart die Chinesen zu verhandeln verstehen. Na so was! Ist das
nicht eine Tugend, die jeder Handelspartner für sich in Anspruch
nimmt? Jedoch, wird diese international übliche Praktik vom Reich der
Mitte ausgeübt, droht offenbar die Gefahr, in einen komatösen Zustand
versetzt zu werden, dem - wenn überhaupt - nur ein böses Erwachen
folgt. Soviel zu Heiko Maas, der als Nadelstreifen-Clochard ein
zweites Zuhause unter der Euro-US-Atlantikbrücke gefunden hat.

Nichts hält sich hartnäckiger am Leben wie das Vorurteil. Dieses muß
allerdings, je zwingender und nachhaltiger der Einfluß Chinas auf die
globale Ökonomie wird, regelmäßig gepflegt und mit reichlich
Kunstdünger versorgt werden. Ein schwieriges Unterfangen, denn China
wirbt um ganz andere Regeln in den internationalen Beziehungen. Werner
Rügemer hat sie in seinem lesenswerten Buch über "Die Kapitalisten des
21. Jahrhunderts" so zusammengefaßt: "Im Unterschied zu den westlichen
Staaten macht China seine Investitions- und Handelsbeziehungen nicht
von Freund-Feind-Beziehungen abhängig. Die Volksrepublik entwickelt
Beziehungen zu Iran, zu Saudi-Arabien, zu Israel und Palästina, zur
Ukraine und zu Rußland. Friedliche und inklusive Globalisierung ist
das Motto. Während die USA sich immer weiter von der UNO entfernen,
orientiert sich China prinzipiell am UN-Völkerrecht:
Gleichberechtigung der Staaten (z. B. auch in WTO und IWF), Teilnahme
auch an UN-Friedensmissionen, multipolares Weltsystem, Aufbau von
Kooperationen, keine politische Einmischungen.

In der "Berliner Zeitung" vom 30. März schrieb Arno Widmann: "Die
Chinesen mögen ihre Interessen beinhart vertreten, aber sie können es
dort am besten, wo die Europäer die ihren, ihre Solidarität
vergessen." Im Zuge ihrer Spar- und Privatisierungsorgien hatte die
berüchtigte Troika Griechenland gezwungen, ihr "Tafelsilber", u. a.
den Hafen von Piräus, zu verscherbeln, um Kredite und Zinsen an
westliche Banken zurückzahlen zu können. An Modernisierung und Ausbau
des Hafens waren EU und westliche Finanzakteure nicht interessiert.
Die Rettung kam aus dem Osten. Der chinesische Schiffahrtskonzern
Cosco hat den Hafen für 35 Jahren gepachtet, seine Logistik erneuert,
ihn zu einem der am schnellsten wachsenden Seeterminals in der Welt
entwickelt und ihn in die neue "Belt and Road Iniative" (BRI), die
"Neue Seidenstraße", eingegliedert. Schlimm genug - aber richtig
nervös wurde man in Brüssel erst, als Italien, immerhin
Gründungsmitglied der EU und G7-Mitgliedsstaat, sich dem Projekt der
"Neuen Seidenstraße" anschloß. Die geopolitische und geostrategische
Bedeutung seiner Häfen ermöglicht es Italien, seine eigene
wirtschaftliche Bedeutung auszubauen. Italien kann das wichtigste
strategische Tor Chinas zu Europa werden, was für die europäischen
Länder heißt, daß es unmöglich ist, die Tür vor China zu verschließen.
Augenblicklich wurde die anti-chinesische Schlagstockrhetorik mit dem
sattsam bekannten Vokabular hochgeladen: keine liberale Demokratie,
Unterdrückung der Meinungsfreiheit und Verachtung der Menschenrechte
­... Über allem schwebt die Warnung, China würde versuchen,
mittels des Trojanischen Pferds "Neue Seidenstraße" politischen
Einfluß in Europa zu nehmen.

Im Gleichschritt dazu wurden Bekenntnis-Phrasen zu Europa abgegeben.
Die im zurückliegenden EU-Wahlkampf plakatierte Europa-Euphorie -
"Europa ist nicht perfekt, aber ein verdammt guter Anfang" (Die
Grünen) - steht in einem geradezu grotesken Widerspruch zu den Ängsten
vor den das EU-Friedensprojekt angeblich gefährdenden
Spaltungsabsichten Rußlands und Chinas. Als Außenminister warnte
Sigmar Gabriel vor dem "globalen Führungsanspruch Chinas" sowie vor
dem "Machtanspruch Rußlands". Sie würden zu "Verschiebungen in unserer
Weltordnung" führen mit "unabsehbaren Konsequenzen" und damit die
"Werte", den Wohlstand und die Sicherheit EU-Europas und des Westens
bedrohen. Es gehe um die "Systemkonkurrenz zwischen entwickelten
Demokratien und Autokratien". Systemkonkurrenz? Wie wäre es, den
Gegensatz von Regimen mit imperialem Machtanspruch (USA/NATO//Europa)
und denen, die genau diesen Machtanspruch infrage stellen (China und
Rußland), zu benennen?

Die Frage, die sich aufdrängt, kann nur lauten: Aus welchem Grund und
eingedenk des realen Kräfteverhältnisses fühlt sich das angeblich
wohlstandgesättigte, demokratiegefestigte und militärisch
unbezwingbare Europa bedroht? Ist es vielleicht nur die allzu dünne
Firnis auf Glaubenssätzen und die Befürchtung, daß mit irreparablen
Rissen zu rechnen ist? Hier spiegelt sich das ganze Dilemma der EU
wider. Mit der Einführung des Euro wurde versprochen, daß sich mit der
Einheitswährung eine Angleichung der Lebensverhältnisse aller
Mitgliedsstaaten herausbilden würde. Tatsächlich ist aber genau das
Gegenteil eingetroffen. Die Arbeit im Europäischen Rat bietet
lebhaften Anschauungsunterricht, wie die Regierungen "ihren
kurzfristigen nationalstaatlichen Interessen beinahe reflexartig
Vorrang einräumen", wie Jürgen Habermas richtig diagnostiziert hat.
Was er nicht sieht oder sehen will, ist, daß sich in den EU-Organen
die Machtverhältnisse zwischen den EU-Staaten, ihren Konzernen und
Großbanken widerspiegeln.

Habermas wie auch die ganze Fraktion der "glühenden" Europäer drücken
sich an der Tatsache vorbei, daß sich beim Austragen von Gegensätzen
zwischen den Mitgliedsstaaten in der Regel der Wille der politisch,
ökonomisch und militärisch stärksten Teilnehmer - also Deutschlands
und Frankreichs - durchsetzt. Um es auf den Punkt zu bringen: Die EU
ist ihrem gesellschaftlichen Charakter nach eine
monopolkapitalistische Unternehmung, in der ein Begriff wie
"Solidarität" nie Wurzeln schlagen wird.

Doch nun, da China mit Nachdruck an die europäische Tür klopft, heißt
es, die Reihen fest zu schließen. Dem Ansturm könnten wir nur
standhalten, "wenn wir als Europa geeint sind", sagt der deutsche
Außenminister. Deshalb bedürfe es einer "Ein-Europa-Politik", tönt es
ausgerechnet aus Berlin, wo man die Anliegen und Probleme anderer
EU-Länder stets gern ignoriert hat. Der französische Präsident Macron
haut in die gleiche Kerbe: "Wir erwarten von unseren großen Partnern,
daß sie die Einheit der EU respektieren." Allerdings soll die
Chinapolitik strikt nach Maßgabe der EU und somit vor allem unter der
Fuchtel ihres mächtigsten Mitgliedsstaats Deutschland gestaltet
werden.

Um Chinas Einfluß in Europa einzuhegen, wird über ein Regelwerk
diskutiert, demzufolge die Vergabe von Aufträgen an chinesische
Unternehmen und Investitionen unter die Kontrolle Brüssels, mithin
Berlins, gestellt wird. Vorsicht! Auch Großbritannien wollte seine
Handelsbeziehungen zu den Ländern des ehemaligen Commonwealth nicht
einem Brüsseler Regelwerk unterstellen. Viele Briten haben sich nicht
nur wegen der Flüchtlingspolitik für eine EU-unabhängige Zukunft
entschieden. Nicht unwahrscheinlich, daß auch andere EU-Mitglieder auf
Abschiedsgedanken kommen. Es könnten dann die süd- und osteuropäischen
Staaten sein. Sie - vor allem Griechenland - wurden von der nicht
zuletzt auf Betreiben Deutschlands installierten sogenannten Troika in
den Sparzwang getrieben, gedemütigt und von einem
Privatisierungs-Tsunami heimgesucht. Chinas Alternativen zu
Sozialkahlschlag und Austerität sind die Antwort auf nicht eingelöste
Versprechen für Gleichberechtigung, Akzeptanz und gegenseitigem
Respekt.

Der Weg zur Erkenntnis ist mal lang, mal kurz. Langsam beginnt man in
Brüssel und Berlin zu begreifen, daß es aussichtslos ist, China in den
Schwitzkasten des Westlichen-Werte-Regimes zu nehmen, weil Letzterem
dabei selbst die Luft zum Atmen ausgeht. Folglich flüchtet man sich in
formelhafte Doktrinen. Die Kanzlerin hat die Formel ausgegeben, wonach
China einerseits ein strategischer Partner, andererseits ein
strategischer Wettbewerber sein soll. Ob sie glaubt, ihrem
transatlantischen Vorgesetzten damit nicht allzusehr auf die Füßen zu
treten?

Es wird Zeit zu erkennen, daß es zwischen Europa, Rußland und China
eine gemeinsame Interessenlage gibt - für friedliche Verständigung,
gesellschaftlichen Zusammenhalt und gegenseitigen Respekt.

Hans Schoenefeldt

Berlin
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Kampf für Frieden und Umwelt

Seit einigen Monaten gehen an jedem Freitag in zahlreichen Städten
der Welt junge Menschen auf die Straße, um eine Änderung der
Klimapolitik zu erreichen.

Laura von Wimmersperg (2019)

Wenn Sie heute die Schülerinnen und Schüler sehen, die zu
Zehntausenden bei "Fridays for Future" für den Umweltschutz auf die
Straße gehen, was löst das in Ihnen aus?

Ich begrüße das sehr! Ich finde das Engagement großartig. Ich habe mir
die Proteste in Berlin angesehen und bin begeistert, daß so viele
junge Menschen mit so vielen guten Ideen und Aussagen die Sache selbst
in die Hand nehmen, für den Schutz der Umwelt auf die Straße gehen.

Ich plädiere dafür, mit den Schülern ins Gespräch zu kommen, weil bei
ihren Protesten das Thema Frieden nicht vorkommt.

Gehören Friedensarbeit und Umweltschutz denn zusammen?

Na selbstverständlich! Der Krieg ist der größte Klimakiller. Ich hatte
schon damals, bevor ich 1979/80 richtig mit der Friedensarbeit anfing,
bei meinen Schülern festgestellt - ich habe immer in der Sekundarstufe
eins, also siebte bis zehnte Klasse an der Hauptschule, unterrichtet
-, daß die Schülerinnen und Schüler viel besorgter über die
Umweltprobleme diskutierten als über Friedensfragen. Viel wichtiger
waren für sie die Natur und der Kampf gegen das Waldsterben und später
gegen die Atomkraft. Ich habe damals immer zu erklären versucht, daß
die Sorge um die Umwelt und die Sorge um den Erhalt des Friedens
zusammengehören. Aber die jungen Menschen fühlen da anders, das mußte
ich damals schon akzeptieren.

Wie erklärt sich das? Schließlich ist es doch nur logisch, daß ein
Krieg die Umwelt am meisten schädigt ...

Das ist vielleicht zu abstrakt. Vielleicht verschließen die Menschen
deshalb in dieser Frage oft ihre Augen. Der Kampf für eine intakte
Natur ist offenbar für viele Menschen greifbarer.

Aus einem Gespräch, das Markus Bernhardt mit der Berliner
Friedensaktivistin Laura von Wimmersperg führte ("junge Welt",
20./21.4.2019)


Fidel Castro (1992)

Eine bedeutende biologische Gattung ist aufgrund der schnellen und
fortschreitenden Beseitigung ihrer natürlichen Lebensbedingungen vom
Aussterben bedroht: der Mensch. Wir werden uns jetzt dieses Problems
bewußt, wo es fast zu spät ist, es zu verhindern.

Es muß darauf verwiesen werden, daß die Konsumgesellschaften die
Hauptverantwortlichen für die grauenhafte Vernichtung der Umwelt sind.
Sie entstanden aus den ehemaligen Kolonialmetropolen und der
imperialen Politik, die ihrerseits die Rückständigkeit und die Armut
verursachten, welche heute die immense Mehrheit der Menschheit
geißeln. Sie verbrauchen zwei Drittel des Metalls und drei Viertel der
Energie, die auf der Welt erzeugt werden, obwohl sie nur 20 Prozent
der Weltbevölkerung darstellen. Sie haben die Meere und Flüsse
vergiftet, die Luft verschmutzt, die Ozonschicht geschwächt und Löcher
in ihr verursacht, haben die Atmosphäre mit Gasen angereichert, die
die klimatischen Bedingungen beeinträchtigen, was katastrophale
Auswirkungen hat, die wir schon zu spüren beginnen.

Die Wälder verschwinden, die Wüsten weiten sich aus, Milliarden Tonnen
fruchtbarer Erde enden jährlich im Meer. Zahlreiche Arten sterben aus.
Der aus dem Bevölkerungszuwachs resultierende Druck und die Armut
führen zu verzweifelten Anstrengungen, um selbst auf Kosten der Natur
zu überleben.

Man kann dafür nicht die Länder der Dritten Welt beschuldigen, die
gestern Kolonien waren und heute durch die ungerechte
Weltwirtschaftsordnung ausgebeutete und ausgeplünderte Nationen sind.
Die Lösung kann nicht sein, die Entwicklung jener zu verhindern, die
sie am meisten brauchen. Wahr ist, daß alles das, was heute zur
Unterentwicklung und zur Armut beiträgt, ein offenkundiges Attentat
auf die Ökologie ist. Zig Millionen Männer, Frauen und Kinder sterben
infolge dessen jährlich in der Dritten Welt, mehr als in jedem der
beiden Weltkriege. Der ungleiche Austausch, der Protektionismus und
die Auslandsverschuldung greifen die Ökologie an und fördern die
Zerstörung der Umwelt.

Wenn man die Menschheit vor dieser Selbstzerstörung retten will,
müssen die Reichtümer und die verfügbaren Technologien des Planeten
besser verteilt werden. Weniger Luxus und weniger Verschwendung in
einigen wenigen Ländern, damit weniger Armut und weniger Hunger in
großen Teilen der Erde herrschen. Schluß mit dem Transfer von Umwelt
zerstörenden Lebensstilen und Konsumgewohnheiten in die Dritte Welt!
Das menschliche Leben muß rationaler werden.

Es muß eine gerechte internationale Wirtschaftsordnung durchgesetzt
werden. Alle notwendigen wissenschaftlichen Forschungen sollen für
eine nachhaltige Entwicklung ohne Umweltverschmutzung eingesetzt
werden. Es soll die Umweltschuld bezahlt werden und nicht die
Auslandsschuld. Es soll der Hunger verschwinden und nicht der Mensch!
Jetzt, wo die angebliche Bedrohung durch den Kommunismus nicht mehr da
ist, und keine Vorwände für kalte Kriege, Wettrüsten und
Militärausgaben bleiben, was hindert daran, diese Mittel sofort dafür
einzusetzen, die Entwicklung der Dritten Welt zu fördern und die
Gefahr der ökologischen Zerstörung des Planeten zu bekämpfen?

Schluß mit dem Egoismus, Schluß mit dem Vorherrschaftsbestreben,
Schluß mit der Gefühllosigkeit, der Unverantwortlichkeit und dem
Betrug! Morgen wird es zu spät sein für das, was wir schon lange
gemacht haben müßten.


Aus einer Rede Fidel Castros auf der UN-Konferenz über Umwelt
und Entwicklung am 12. Juni 1992 in Rio de Janeiro. 
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Klimawandel

Sie irren, wenn Sie meinen, hier einen Beitrag über die globale
Erwärmung der Erde zu finden, obwohl auch diese Anlaß zu großer Sorge
bietet. Es gibt hier keine Beschreibung des heißen Sommers 2018 oder
der Schneemassen in Bayern und anderen Landstrichen im Januar.
Vielmehr geht es um Tummelplätze bestimmter Menschengruppen und neu
gegründeter Parteien, durch deren Ideologie, Polemik und Parolen das
gesellschaftliche Klima zunehmend beeinträchtigt und vergiftet wird.
Diese Entwicklung vollzieht sich nicht nur punktuell, sondern in
vielen Teilen der Welt.

Weil das so ist, hat Rußland gemeinsam mit anderen Staaten am 6.
November 2018 der UN-Generalversammlung einen Resolutionsentwurf
vorgelegt, der sich "gegen die Heroisierung des Faschismus" richtet
(siehe "Weltweit gegen Faschismus und Neofaschismus!", RF 252,
S. 12).

In diesem Entwurf geht es insbesondere um "moderne und sehr
gefährliche Formen des Rassismus". Es sei vielfach eine Wiederbelebung
von Bewegungen, Gruppierungen und Parteien zu beobachten, die unter
dem Deckmantel der Meinungsfreiheit extremistische Ideen propagieren.
Eine im Jahre 2017 vorgelegte Resolution wurde damals von einer
überwältigenden Mehrheit angenommen - dagegen sprachen sich lediglich
die USA und die Ukraine aus. In den bürgerlichen Medien war von diesen
Resolutionen keine Rede. Es wird zwar immer wieder über
Ausschreitungen, rassistische Äußerungen und Überfälle berichtet, aber
diese Ereignisse werden meist nur als "Einzelfälle" klassifiziert. Wie
berechtigt aber die Sorgen sind, die in der Resolution formuliert
wurden, zeigt der Blick auf eine Europa-Karte mit einer Übersicht über
rechtspopulistische und rechtsextreme Parteien. Von den
skandinavischen Ländern über die osteuropäischen, südosteuropäischen
und westeuropäischen Länder findet sich kein Land, welches keine
solche Gruppierung, Bewegung oder gar Partei hat. Auch Staaten wie
Luxemburg, die Schweiz oder Malta sind mit dabei.

Faßt man die Stoßrichtungen und Feindbilder der Rechten zusammen,
ergibt sich folgendes Bild:

Alle versuchen, sich die wirtschaftlichen Probleme und die Ängste um
persönliche Sicherheit der eigenen Bevölkerung für die Polemik gegen
das etablierte System zunutze zu machen. Für die eigene Rechtfertigung
werden unterschiedliche "Feindgruppen" wie Linke, religiöse Gruppen
oder Minderheiten ausgemacht. In Südeuropa sind das insbesondere die
Roma, während sich in Westeuropa das Augenmerk vor allem auf Muslime
richtet. Die "nationale Frage" wird in den Vordergrund geschoben. Man
möchte eine "homogene" Gesellschaft, keine Rassenvermischung. Also
werden Ausländer und Migranten generell abgelehnt, es sei denn, sie
übernehmen niedere Arbeiten, für die sich die eigene Bevölkerung zu
schade ist. Aus dieser Ideologie heraus ergeben sich fremdenfeindliche
Äußerungen und Taten.

Ein weiterer Sündenbock wurde in der Europäischen Union gefunden, die
als Verursacher sozialer und individueller Probleme herhalten muß.
Globalisierung und Vielfalt werden abgelehnt. Jüngstes Beispiel dafür
bietet die mittlerweile im Bundestag vertretene AfD. In ihrem Programm
zur EU-Wahl wurde das langfristige Ziel formuliert, Deutschland aus
der EU herauszulösen, falls diese nicht entsprechend den Vorstellungen
der Rechten reformierbar ist.

Viele Aktivitäten der genannten Parteien sind auf die Einbeziehung und
Ideologisierung der Jugend gerichtet. Junge Menschen, die noch kein
gefestigtes Weltbild haben, gehen den Rattenfängern auf den Leim. Über
entsprechende Symbole, Musik- und Mode-Trends sollen sie in diese
Gemeinschaft mit eingebunden werden und sich nach und nach auch mit
deren Ideologie identifizieren. Rechte Jugendgruppen beschäftigen sich
damit z. B. in Wochenend-Camps. Rechtsrock-Festivals ziehen Tausende
Besucher an (siehe "Ist es nun wieder soweit?", RF 254, S. 28).

Nicht wenige zeigen sich gewaltbereit. Auch vor Mord schrecken manche
nicht zurück, wie etwa das Attentat von Anders Breivik im Juli 2011 in
Norwegen oder die Morde des NSU-Trios in Deutschland zeigen.

Im Zeitalter der digitalen Vernetzung sind diese Gruppierungen,
Bewegungen und Parteien jederzeit in der Lage, untereinander die
neuesten Informationen auszutauschen, eine gemeinsame Strategie zu
verabreden und sich bei bestimmten Vorhaben wie Demos, Rockkonzerten
usw. gegenseitig zu unterstützen. Das betrifft nicht nur Referenten,
sondern auch rechte Krawall-Touristen. Wie gut das funktioniert,
zeigten z. B. die schnell verlegten Rockkonzerte in Thüringen, um
vorher ausgesprochene örtliche Verbote zu umgehen, oder die
unrühmlichen Ereignisse von Chemnitz.

Solche rechtsradikalen Aktivitäten erreichen auch einen Teil der
Bevölkerung, fallen zum Teil auf fruchtbaren Boden und bringen Massen
in Bewegung - ob in Dortmund, Dresden, Leipzig, Chemnitz, Paris,
Madrid oder Warschau. Das zeigt auch der Zulauf von Wählern. Hohe
Wahlergebnisse sind insbesondere in Ungarn, Dänemark, Frankreich, den
Niederlanden, der Schweiz, Deutschland und im Januar 2019 auch in
Schweden zu verzeichnen.

In einigen Ländern gibt es Regierungsparteien, welche die Forderungen
der rechten Parteien aufnehmen und kopieren, um ihre Wähler nicht zu
verlieren. Das hat bisher aber keiner Partei geholfen. Der Wähler will
das Original und nicht die Kopie. Staat und Gesellschaft dürfen diese
Aktivitäten nicht länger übersehen, sie nicht unter dem Deckmantel der
Meinungsfreiheit tolerieren, sondern müssen sie bekämpfen, sowohl
gesetzlich als auch in einem breiten gesellschaftlichen Konsens. Bei
der Gestaltung der eigenen Politik und des öffentlichen Lebens müssen
die Regierungen auf berechtigte Sorgen der Menschen mit konkreten
Angeboten und praktischen Veränderungen reagieren.

Im vergangenen Jahr haben Rechtsextreme versucht, fremdenfeindliche
Stimmungen für sich zu nutzen und dieses Klima weiter anzuheizen.
"Auschwitz war kein Vernichtungslager", behauptet z. B. eine 90jährige
bekennende Rechtsextremistin, die wegen der Leugnung des Holocausts
und Volksverhetzung rechtskräftig verurteilt wurde und eine
mehrjährige Haftstafe verbüßen muß.

Am 20. April 2018 feierten etwa 1000 Neonazis in Ostritz. Das
Geburtstags-Volksfest war eine einzige Propaganda-Show. Beliebt sind
bei den meisten Aufmärschen die Rufe "Deutschland den Deutschen -
Ausländer raus!", "Merkel muß weg!" oder "Wer Deutschland liebt, ist
Antisemit" und das von Polizisten gerne übersehene Zeigen des
Hitlergrußes. Eine der Opferanwältinnen im NSU-Prozeß wurde bereits
mehrfach mit Haß-Mails belästigt und bedroht.

Auch in den Reihen der Bundeswehr und der Polizei ist
nationalistisches und rechtes Denken verbreitet. Dazu gab es gerade in
den letzten Monaten neue Erkenntnisse und Berichte in Zeitungen wie
der "jungen Welt", der "taz" oder der "Frankfurter Allgemeinen
Zeitung". Mehrere hessische Polizeibeamte sind inzwischen vom Dienst
suspendiert worden, weil sie in Chats fremdenfeindliche Videos, Bilder
und Texte ausgetauscht haben.

Die Liste der Beispiele ließe sich fortsetzen. Daß viele diesem
Treiben nicht ruhig zusehen, zeigen gut besuchte Gegendemonstrationen
und andere Aktivitäten zur Bekämpfung rechtsextremer Umtriebe.
Untersuchungsausschüsse, Gedenktage, feierliche Reden und
Menschenketten alleine reichen nicht aus. Die gegebenen gesetzlichen
Grundlagen zur Bekämpfung rechtsextremistischer, neofaschistischer
Propaganda und Umtriebe müßten konsequent angewandt und wo nötig
verschärft werden.

Artikel 6, Absatz 5, der Verfassung der DDR hatte folgenden Wortlaut:
"Militaristische und revanchistische Propaganda in jeder Form,
Kriegshetze und Bekundung von Glaubens-, Rassen- und Völkerhaß werden
als Verbrechen geahndet." Könnte dieser Satz nicht ins Grundgesetz
(als Ergänzung und Konkretisierung des dortigen Artikels 3) übernommen
werden?

Waltraud Käß

Berlin
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Nicht wieder hinsetzen

Wie die DKP auf "Aufstehen"-Gruppen zugehen will

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]



 * 

"Aufstehen" lebt!

Es ist ein Gebot der Zeit, eine neue linke Bewegung aufzubauen.

Die etablierten Parteien regieren an den Interessen und Bedürfnissen
der Mehrheit der Bevölkerung vorbei. Die Partei Die Linke verläßt
linke Positionen und kommt in diesem Staat immer mehr an. Eine klare
antikapitalistische Haltung und eine eindeutige Friedenspolitik sind
nur bei der KPF erkennbar.

Die Linke zeigt keine klare Haltung zu den Gelbwesten in Frankreich,
dem Völkerrechtsbruch der Bundesregierung gegenüber der bestehenden
Regierung in Venezuela und der Stationierung der Bundeswehr an der
russischen Grenze. Der Antrag "Frieden mit Rußland" wurde sogar auf
zwei Parteitagen abgelehnt.

Davon wie auch von dem völkerrechtswidrigen Handeln der aktuellen
Politik im Land haben viele die Schnauze voll! Deshalb muß die
Bewegung "Aufstehen" gestärkt werden. Wir, die Regionalgruppe des
"RotFuchs" Neubrandenburg, sehen in der Sammlungsbewegung eine
Möglichkeit, unseren Auftrag besser wahrzunehmen. Zusammen mit der
Basisbewegung "Kommunikation" der Linken veranstalteten wir im
November 2018 eine Podiumsdiskussion mit 80 Teilnehmern zur
Sammlungsbewegung "Aufstehen". Von uns unabhängig gründete sich
zeitgleich eine zweite Struktur, mit der wir uns in einer darauf
folgenden Beratung vereinten. Die Aufgabe bestand nun darin,
arbeitsfähig zu werden und erste Aktionen zu planen. Der gewählte
Sprecher unserer Regionalgruppe "Aufstehen", Ottopeter Flettner,
entwickelte überdurchschnittliche Aktivitäten, die zu sogenannten
Anschiebertreffen mit anderen Gruppen in MV führten. Diese waren recht
produktiv. Im Ergebnis kam es zur ersten gemeinsamen Aktion der
"Bunten Westen", bei der in 14 von 16 Landeshauptstädten (auch in
Schwerin) und weiteren Städten Demonstrationen stattfanden.

Inhaltlich richteten sich die Veranstaltungen gegen das kriegerische
Treiben der Bundesregierung, gegen weiteren Sozialabbau und die
Zuspitzung der Wohnungsfrage. Die bürgerlichen Medien nahmen von der
Aktion Notiz und berichteten positiv über uns. Bemerkenswert ist, daß
diese Aktionen ohne Unterstützung der Zentrale in Berlin durchgeführt
wurden. Wir haben damit gezeigt, daß auch bundesweite Aktionen von
Basisgruppen organisiert werden können. Das ist eine entscheidende
Erfahrung für die Sammlungsbewegung "Aufstehen". Kleine Strukturen
können Aktionen planen und ausführen - auch ohne zentrale Vorgaben und
Koordinierungen.

Wir wollen uns in unserer Stadt als Personen zeigen, die die
Sammlungsbewegung "Aufstehen" unterstützen und Aktionen durchführen.
Der Ostermarsch 2019 war dazu eine gelungene Veranstaltung. Fast 100
Teilnehmer waren dabei. Der Liedermacher Tino Eisbrenner unterstützte
uns mit progressiven Liedern, die Stadtpräsidentin und Abgeordnete der
Linken Irina Parlow äußerte sich zu sozialen Fragen, und ein
ehemaliger Bundeswehrsoldat sprach über seine traumatischen
Kriegserlebnisse in Jugoslawien. Weitere Teilnehmer kritisierten in
Ihren Reden am offenen Mikrofon die gegenwärtige Kriegspolitik der
Regierung.

Am 1. Mai 2019 standen die Infostände vom "RotFuchs" und der Bewegung
"Aufstehen" auf dem Neubrandenburger Marktplatz dicht zusammen. So
konnten wir uns mit zahlreichen Besuchern unterhalten. Neue Mitglieder
für den "RotFuchs"-Förderverein und für "Aufstehen" konnten gewonnen
werden.

Unser halbjährlicher Bildungsplan für den "RotFuchs" zeigte sich
bisher immer als guter Aufhänger. Es werden niveauvolle
Veranstaltungen angeboten, über die es sich lohnt zu reden und die man
besuchen sollte.

Auf der Webseite von "Aufstehen" Neubrandenburg wird er demnächst
veröffentlicht. Wir hoffen auf noch mehr Teilnehmer.

Für uns steht fest, daß "Aufstehen" lebt. Aber nicht so, daß man den
Totgesagten die letzte Ehre erweist, sondern in zunehmender Gesundheit
und Kraft und noch lernend mit dem Ziel, diese kapitalistische
Gesellschaft bald zu verändern.

RF-Regionalgruppe Neubrandenburg / "Aufstehen"-Regionalgruppe
Neubrandenburg
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Die EU, ein supranationaler staatsmonopolistischer Zusammenschluß

Zu den Wahlen in der Europäischen Union

Die "Europawahlen" sollten am 26. Mai 2019 ohne Großbritannien über
die Bühne gehen. Nun ist alles anders. Sicher ist aber, daß das
Vereinigte Königreich zu Europa gehört. Island, Norwegen, die Schweiz
und andere europäische Nicht-EU-Mitglieder sind natürlich ebenfalls
europäische Staaten - Teil Europas.

"Europa" ist eben nur ein rein geographischer Begriff. Der gesamte
Kontinent erstreckt sich bis zum Ural/Kaukasus und schließt Teile des
Schwarzen Meeres ein. (10,5 Mio. km², 746 Mio. Einwohner)

Das politische und wirtschaftliche Konstrukt "Europäische Union" (EU)
umfaßt lediglich 4,381 Mio. km², ca. 41,7 % der Fläche Europas und
512,6 Mio. Europäer (68,7 %).

Warum Wahlen zum Europäischen Parlament nun "Europawahlen" heißen,
kann niemand sachlich begründen. Bei dieser Begriffsverwendung handelt
es sich offensichtlich um reine Propaganda.

Das (West-)Europäische Parlament wurde 1952 gegründet. Aber erst seit
1979 werden die Abgeordneten alle fünf Jahre durch die Völker der
Mitgliedsstaaten gewählt. Das Parlament mit 751 Sitzen tagt sowohl in
Brüssel als auch in Straßburg (Hauptsitz). Durch die beiden Standorte
ist das Europäische Parlament der kostenintensivste "Wanderzirkus",
der jährlich mehr als 200 Millionen Euro allein für Umzüge
verschlingt.

Auf der Konferenz von Messina wurde im Juni 1955 die Schaffung der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) - Vorläufer der
Europäischen Union - beschlossen, die am 25. März 1957 gemeinsam mit
der Europäischen Atomgemeinschaft gegründet wurde. Ziel war es,
Rahmenbedingungen zu schaffen, um einerseits bessere Profitbedingungen
für das westeuropäische Kapital zu etablieren. Gleichzeitig sollte der
Sozialismus bekämpft und die koloniale Ausbeutung der
Entwicklungsländer besser koordiniert werden. Andererseits gab es das
Bestreben, innerhalb des kapitalistischen Systems einen
Wirtschaftsraum zu bilden, um im Konkurrenzkampf gegen die
vorherrschenden USA-Monopole bestehen zu können.

Mit dem Vertrag von Maastricht wurde die EWG 1992 in die Europäische
Union (EU) umgewandelt. Generell trugen die Machthaber in der EU den
neuen politischen Bedingungen Rechnung. Der Weg zur Integration
ehemaliger sozialistischer Länder in den westeuropäischen
Wirtschaftsraum wurde geebnet. Gleichzeitig erhielt die EU
Zuständigkeiten in nichtwirtschaftlichen Politikbereichen.

1999 begann die dritte Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion.
Neunzehn von den 28 EU-Mitgliedern führten bis heute den Euro als
internationale bzw. Gemeinschaftswährung ein.

Mit dem Vertrag von Lissabon (2007, in Kraft getreten am 1.12.2009)
entschieden sich die Mitgliedsstaaten, die überstaatlichen
Zuständigkeiten der EU weiter auszubauen und eine quasidemokratische
Verankerung politischer Entscheidungsprozesse auf Unionsebene
auszudehnen. Der Lissabon-Vertrag veränderte die Außen- und
Sicherheitspolitik der EU. Er ist das Ergebnis eines gescheiterten
Versuchs, durch eine europäische Verfassung die Nationalstaaten
aufzulösen, d. h. "nur" eine "supranationale Volkssouveränität" zu
schaffen.

Das Bundesverfassungsgericht stellte am 30. Juni 2009 zum Vertrag von
Lissabon fest, daß er nicht im Einklang mit dem deutschen Grundgesetz
stehe und die Souveränität des nationalen Staates beeinflußt.
Insbesondere wurde darauf verwiesen, daß die Ermächtigung zur
Übertragung von Hoheitsrechten auf die Europäische Union durch die
souveräne Verfassungsstaatlichkeit und das Prinzip der begrenzten
Einzelermächtigung geprägt bleiben muß.

Die Aushöhlung der Nationalstaatlichkeit und der nationalen
bürgerlich-demokratischen Institutionen war und ist dessenungeachtet
ein schleichender Prozeß, der bereits seit den 80er Jahren in Gang
gesetzt wurde.

Mit dem Lissaboner Vertrag sind die Regelungen zu EU-Kriegs- und
Militäreinsätzen wesentlich erweitert worden. Das politische
Wirtschaftsbündnis ist ganz offen in ein Wirtschafts- und
Militärbündnis transformiert worden. Bis 2030 will die EU eine
Kriegsstreitmacht schaffen, die sowohl außerhalb als auch unter
Umständen innerhalb der EU eingesetzt werden kann.

Angeblich wären mit dem Lissabon-Vertrag auch die Rechte des
Europäischen Parlaments als "Mitgesetzgeber" gestärkt worden. Im
gesetzgeberischen Mitentscheidungsverfahren darf das Parlament
EU-Rechtsvorschriften, die durch die Europäischen Kommission und den
Rat der Europäischen Union (EU-Ministerrat, Fachminister) vorgegeben
werden, zustimmen. Eingeräumt wird gleichfalls, daß das EU-Parlament
internationale Abkommen und Erweiterungen der EU annehmen und ablehnen
kann.

Das Parlament prüft das Arbeitsprogramm der Europäischen Kommission.
Die Kommission erarbeitet z. B. den Entwurf des Haushaltsplanes, der
im Rat der EU beraten und dann dem Parlament für einen
Zustimmungsprozeß zugeleitet wird. Die Kontrolle des Haushaltes gehört
ebenfalls zu den parlamentarischen Rechten. Das Europäische Parlament
kontrolliert die Tätigkeit der Organe der EU, ein Unterfangen, was bei
der Komplexität kaum umfassend möglich ist. Die Kontrollausübung
bezieht sich insbesondere auf die Tätigkeit der EU-Kommission, die als
Exekutive in der Europäischen Union fungiert. Der bürokratische
Apparat umfaßt ca. 50.000 Beamte. Für 2019 hat die EU einen Haushalt
in Höhe von 165,8 Mrd. Euro.

Tatsächlich ist die Europäische Kommission ein Organ, das das
alleinige Initiativrecht im EU-Gesetzgebungsverfahren besitzt. Ihre 28
Kommissare werden durch EU-Staaten nominiert und im Europäischen
Parlament bestätigt. Der Europäischen Kommission steht ein Präsident
vor, der formal durch das Parlament gewählt wird. Das Vorschlagsrecht
für diesen Posten liegt jedoch allein beim Europäischen Rat. Der Rat
ist das oberste politische Machtorgan in der EU. Er setzt sich aus den
Staats- und Regierungschefs, dem Präsidenten des Europäischen Rates,
dem Präsidenten der Europäischen Kommission und dem Hohe Vertreter der
Union für Außen- und Sicherheitspolitik zusammen. Der Europäische Rat
trifft sich zweimal halbjährlich. Im EU-Vertag, Artikel 15, (1) heißt
es: "Der Europäische Rat gibt der Union die für ihre Entwicklung
erforderlichen Impulse und legt die allgemeinen politischen
Zielvorstellungen und Prioritäten hierfür fest."

Damit ist eigentlich alles Wichtige gesagt! Die EU ist ein
supranationaler staatsmonopolistischer Zusammenschluß mit der
Zielsetzung, einen Wirtschaftsraum zu sichern, der gemeinsamen
Grundsätzen in der Wirtschafts-, Sozial- und Militarisierungspolitik
folgt. Dabei geht es hauptsächlich darum, die Vorherrschaft des
westeuropäischen Monopolkapitals in großen Teilen Europas und in der
Welt zu festigen, die Bedingungen für die Kapitalverwertung zu sichern
und auf die Veränderung der Internationalisierung von Kapital und
Arbeit sowie auf die sich herausbildende multipolare Welt zu
reagieren.

Die EU ist so angelegt, daß man sie als eine Fassadendemokratie
bezeichnen muß. Die wichtigsten Organe in der EU sind durch die Völker
der Mitgliedsstaaten nicht demokratisch legitimiert. Die Konstruktion,
die Ziele und die Aufgabenstellungen der Europäischen Union dienen u.
a. dazu, die bürgerlich-demokratischen Institutionen in den
Mitgliedsstaaten auszuhebeln und die Nationalstaatlichkeit
einzuschränken.

Die gegenwärtige schwere Krise in der EU, die insbesondere durch den
Austrittsversuch von Teilen der britischen Finanzoligarchie aus der EU
gekennzeichnet ist, deutet darauf hin, daß widersprüchliche,
unüberbrückbare Interessen bei der gegenseitigen Durchdringung des
Monopolkapitals aufgetreten sind. Das betrifft insbesondere den
deutsch-französischen Führungsanspruch in der EU. Sicherlich spielen
hierbei auch die spezifischen Beziehungen der Briten zu den USA und
deren Weltherrschaftsansprüche eine wichtige Rolle. Die US-Regierung
unter Präsident Trump demonstriert ganz deutlich, die wirtschaftliche
und politische Entwicklung der EU als eines der multipolaren Zentren
schwächen zu wollen.

Für Linke wäre es fatal zu glauben, daß die Europäische Union
reformierbar ist. Ihre Entstehung, ihr Aufbau und ihre Zielsetzungen
sind imperialistisch. Sie widerspiegelt die Gesamtinteressen führender
europäischer kapitalistischer Länder nach Neuaufteilung der Welt, nach
Beherrschung und Ausbeutung anderer Staaten und Völker im Interesse
einer maximalen Kapitalverwertung.

Dr. Ulrich Sommerfeld
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Was will die Gemeinsame Landwirtschaft der EU?

Sicher ist es Tatsache, daß die europäischen Landwirtschaften zu den
modernsten und effektivsten Agrarproduzenten in der Welt zählen. Die
landwirtschaftlich genutzte Fläche der EU beträgt rund 172 Millionen
Hektar. Die Produktion darauf sichert das Leben von circa 510
Millionen Menschen auf vergleichsweise hohem Niveau.

Es ist aber nicht zu übersehen, daß es um diese äußerst
differenzierten Agrarwirtschaften noch viele ungelöste Fragen gibt.

Es gibt viele, die versuchen, darauf eine Antwort zu finden, darunter
die Kulturanthropologin Karen Schewina. Sie äußert sich unter der
Überschrift "Welche Landwirtschaft wir wollen" über die gegenwärtige
und künftige Reform der Gemeinsame Agrarlandwirtschaft (GAP) Solche
Beiträge spiegeln natürlich den jeweiligen politischen und fachlichen
Standpunkt des Autors. Da der Agrarhaushalt der EU Milliarden Euro
umfaßt, erwecken seine Verteilung auf die Mitgliedsstaaten große
Begehrlichkeiten. Es geht einerseits um mehr Geld für kleine
bäuerliche Landwirtschaftsbetriebe und andererseits um höhere
Zuwendungen für den Klimaschutz. Die Autorin läßt allerdings offen, ob
das so gelingt, denn es gibt allerlei Widerstand, wie kürzlich in
Sömmerda, Land Thüringen, wo ein Disput darüber stattfand, wie man das
EU-Geld verteilen solle - ein Interessenkonflikt zwischen den
Betreibern kleiner Höfe versus Großbetriebe. In dieser Fachtagung der
Linkspartei warben Umweltschützer und der Bauernverband für
unterschiedliche Wege in der Landwirtschaft.

Als 90jähriger, der sein Leben lang Landwirt war, kann ich mir ein
Urteil zu dieser Thematik erlauben. Es wird nämlich der Blick auf
kleine Bauernwirtschaften oft romantisiert. Die Arbeitsbedingungen bei
großen Betrieben sind selbstverständlich besser, Mitarbeiter erhalten
mehr Lohn. Es gilt auch das Arbeitszeitgesetz. In kleinen Betrieben
gibt es so etwas nicht oder kaum. Arbeit auf einem kleinen oder
mittleren bäuerlichen Familienbetrieb war und ist immer schwere Arbeit
mit wenig Freizeit.

Als ich 1955 mein Studium der Landwirtschaftswissenschaften beendet
hatte, bin ich in eine große Landwirtschaftliche
Produktionsgenossenschaft gegangen. Das war eine LPG mit 850 Hektar.
Später wurde sie die erste LPG Pflanzenproduktion der DDR mit rund
5000 Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche.

Sicher gibt es junge Landwirte, die aus Gründen der Erbfolge oder
anderen einen kleinen oder mittleren Familienbetrieb übernehmen. Aber
das ist ihre persönliche Entscheidung mit allen Konsequenzen, die es
natürlich zu respektieren gilt. In der Regel übernehmen junge
Fachleute auch gerne leitende Funktionen in landwirtschaftlichen
Großbetrieben, vor allem in Ostdeutschland mit seinen großen
Genossenschaften und GmbHs.

Ich habe fast 40 Jahre genossenschaftliche sozialistische
Landwirtschaft erlebt und mitgestaltet. Ich halte das für einen
richtigen Weg für die Landbevölkerung. Jetzt, da ich nun wieder im
entwickelten Kapitalismus gelandet bin, möchte ich betonen, daß man
keinerlei Illusionen haben darf, denn auch im Agrarbereich existiert
und wirkt unerbittlich das ökonomische Gesetz der Konzentration der
Produktion. Das bedeutet eine Tendenz hin zum Großbetrieb, kleine
Betriebe widerstehen ihr auf Dauer nicht. Das sieht man auch an den
jährlich weiter sinkenden Zahlen kleinerer Betriebe, die aufgeben
müssen.

Was will nun die EU von ihren Mitgliedsstaaten? Was man vorhat,
erscheint mir wie ein großer Hut über einem Ameisenhaufen von
Millionen Lebewesen. Das kostet jährlich extra 58 Milliarden Euro, was
von den Mitgliedsstaaten erst mal einzuzahlen ist. Deutschland muß
rund 9 Milliarden Euro zahlen. Anwärter auf Mittel aus dem
EU-Agrarhaushalt sind z. B. auch die baltischen Staaten Estland,
Litauen und Lettland. Allerdings ist ihre Ackerfläche von circa 3,976
Millionen Hektar im Vergleich etwa zu Deutschland mit 11,8 Millionen
Hektar recht klein. Die mittlere Betriebsgröße beträgt in Lettland nur
22 Hektar und in Litauen gar nur 14 Hektar. Es ist natürlich klar, daß
diese Länder darum kämpfen werden, für ihre kleineren Betriebe noch
mehr Geld zu bekommen.

In diesen drei Ländern gab es übrigens während der Zeit in der UdSSR
schon große Kolchosen und Staatsgüter. Die wurden aber mit der
Erreichung der sogenannten Unabhängigkeit wieder liquidiert, wogegen
in Ostdeutschland immer noch 60 % der Landwirtschaftlichen Nutzfläche
von neuen Genossenschaften und großen GmbHs bewirtschaftet werden.
Doch der Haß auf alles Russische war so groß, daß man nun auf das Geld
aus der EU-Kasse angewiesen ist.

Zur Zeit führt man eine Diskussion um eine Reform der GAP.

Seit der Anfangszeit 1957 der westeuropäischen Gemeinschaften haben
sich die Struktur sowie die Anzahl der landwirtschaftlichen Betriebe
schnell verändert. Von 2003 bis 2013 galt verstärkt das Prinzip:
Wachse oder weiche! Es hat ein Viertel der Betriebe die Existenz
gekostet. Dieser Prozeß dauert an. Die Zahl der großen Betriebe, vor
allem die mit über 100 Hektar, ist in den letzten 10 Jahren um 16 %
gestiegen. Das Höfesterben, wie es in Deutschland drastisch genannt
wird, ist unmittelbar mit der Frage verbunden, was für eine
Landwirtschaft wir wollen.

Wie Niedergang der kleinbäuerlichen Landwirtschaft im entwickelten
Kapitalismus aussieht, zeigt sich besonders in Äthiopien.
Hunderttausende Kleinbauern wurden dort von ihrem Land vertrieben. Es
wird nun von kapitalistischen Agrargesellschaften in Großbetrieben
genutzt.

Die Reform der GAP muß aus meiner Sicht als gesellschaftspolitisches
Problem betrachtet werden. Wenn es gelingt, einige Systemveränderungen
in den Gesellschaften von Staaten zu erreichen, gäbe es Möglichkeiten
der Umsteuerung. Doch der Interessenvertreter der deutschen Landwirte
ist der Bauernverband. Dessen Präsident Joachim Rukwied betonte
kürzlich: "Wir wollen keine Wende." Er sprach sich entschieden für
Exportorientierung und Konkurrenzfähigkeit am Weltmarkt aus. Die enge
Verbindung von ihm selbst und seiner Vorstandsmitglieder mit Industrie
und Großhandel spricht für sich.

Da nur ein Bruchteil der deutschen Landwirte in einem alternativen
Verband organisiert ist, der Arbeitsgemeinschaft bäuerlichen
Landwirtschaft, wird sich hier vorerst nicht viel ändern. In der GAP
sieht der große Bauernverband auch weiterhin die Chance, die
gesellschaftlichen Leistungen der bäuerlichen Betriebe zu wahren.

Ob nun Mittel aus der ersten Säule, der sogenannten
Flächenfinanzierung, in die zweite Säule getan werden, um damit den
kleineren Betrieben zu helfen, bleibt abzuwarten. Es ist vielleicht
eine Möglichkeit, dem Höfesterben entgegenzuwirken und Menschen für
die Weiterführung von Bauernhöfen zu finden.

Im übrigen gab es ja schon mal einen deutschen Staat, in dem die
Verhältnisse in der Landwirtschaft ganz anders gestaltet waren,
nämlich sozialistisch genossenschaftlich. Außerdem gab es noch
Hunderte Volkseigene Güter (VEG), die als Musterbetriebe fungierten
und in denen besonders Züchtungsaufgaben realisiert wurden. Mit der
politischen Wende 1990 wurde dieses System schnell wieder beseitigt,
denn man fürchtete die Konkurrenz.

Aber so ganz klappte das nicht, denn viele ehemalige LPG-Mitglieder
entschieden sich ein zweites Mal für die Genossenschaft, jetzt unter
kapitalistischen Verhältnissen. Das sind zum Teil flächenmäßig recht
große Betriebe mit bis zu 5000 Hektar oder mehr. Solche Betriebe sind
dem Einzelbauernsystem in den alten Bundesländern Deutschlands absolut
überlegen. Dieses System war es, was man erreichen wollte, als man
1990 den ostdeutschen Landwirten empfahl, doch wieder ihren "Dreck" zu
nehmen und auf klein, klein weiterzumachen. Zum Glück kam es anders.

Eberhard Herr
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70 Jahre Grundgesetz der BRD

Einen Monat ist es her, da bejubelten Politiker und die Medien den 70.
Jahrestag der Unterzeichnung des Grundgesetzes als größten
Freiheitsakt schlechthin. Doch wie lief es in Wirklichkeit ab, bis
dieses Grundgesetz am 23. Mai 1949 in Kraft trat?

Bereits im November 1948 stand fest, das Bonner "Grundgesetz" werde in
jedem Falle den Bestimmungen des Besatzungsstatuts der
Militärregierungen untergeordnet sein. So hieß es in einer
Information, die von Angehörigen der amerikanischen Militärregierung
in Berlin herausgegeben wurde und die sich auf Äußerungen des
amerikanischen Militärgouverneurs, General Clay, stützte.

Das in Bonn entstehende Grundgesetz enthält nach Carlo Schmids (SPD)
Auffassung einen Paragraphen, dem man nur entsprechende
Ausführungsbestimmungen zu geben brauche, um eine deutsche
Fremdenlegion unter amerikanischer Führung zu legalisieren. Dieser
Paragraph lautet: "Der Bund kann durch Gesetz Hoheitsrechte auf
zwischenstaatliche Einrichtungen übertragen."

Wer wollte bestreiten, daß die amerikanische Militärregierung eine
"zwischenstaatliche Einrichtung" ist?

Ende Februar 1949 wurde bekannt, daß die drei Militärgouverneure eine
Delegation des Parlamentarischen Rates in Frankfurt empfangen werden,
um das Prüfungsergebnis der politischen Berater über den
Grundgesetzentwurf bekanntzugeben.

Zur gleichen Zeit wandte sich der bayerische Ministerpräsident Hans
Ehard (CSU) in der Vorstandssitzung seiner Partei in Oberfranken gegen
das Grundgesetz, weil "Bayern auf seine Forderung nach einer
föderalistischen Verfassung unmöglich verzichten könne".

Daß ausschließlich auf der sogenannten Frankfurter Konferenz, dem
Treffen der Delegation des Parlamentarischen Rates, der kein
KPD-Mitglied des Rats angehörte, mit den drei westlichen
Militärgouverneuren, nur von den Interessen der Westmächte und nicht
von deutschen Belangen die Rede war, geht aus einer Äußerung von
Schmid hervor, der gegenüber Journalisten erklärte, die Delegation des
Rates habe nicht eine einzige Frage gestellt, sie habe nur zuhören
dürfen. Nicht weniger als ein Dutzend Artikel des Grundgesetzes mußten
gestrichen werden.

Wie alliierte Kreise in Frankfurt verlauten ließen, war mit einer
Ablehnung des "Memorandums" durch die Bonner Parlamentarier nicht zu
rechnen. Dieses "Memorandum" der Militärgouverneure machte klar, daß
das Bonner Verfassungsgeschäft absolut nichts mit deutschen Interessen
gemein hatte. Auf ausdrücklichen Befehl der Westmächte mußte mit den
Arbeiten am "Grundgesetz" für den westdeutschen Staat begonnen werden.
Sie überwachten pedantisch die Formulierung auch des letzten
Verfassungsartikels. Es mußte akkurat die westalliierte Marschroute
zum westdeutschen Staat, zur Spaltung Deutschlands, eingehalten
werden.

Anfang Mai 1949 erklärte der bayerische Kultusminister Alois
Hundhammer (CSU), seine Partei werde in jedem Fall eine
Volksabstimmung über die westdeutsche Verfassung durchführen. Wenn die
Bayern nein zu Bonn sagen, bleibe das Land außerhalb der sogenannten
Bundesrepublik Deutschland. Allerdings, so meinte Hundhammer, wolle
Bayern die wirtschaftlichen Beziehungen zu den anderen deutschen
Ländern aufrechterhalten.

Für die dritte Lesung des Grundgesetzes hatte die KPD-Fraktion erneut
den Antrag eingebracht, der "Parlamentarische Rat" solle Verbindung
mit dem Deutschen Volksrat in der Sowjetischen Besatzungszone
aufnehmen, um eine gesamtdeutsche Regierung zu bilden und einen
gemeinsamen deutschen Standpunkt für die kommende
Außenministerkonferenz in Paris auszuarbeiten.

Am 9. Mai 1949 wurde das Grundgesetz für die Bundesrepublik
Deutschland vom Parlamentarischen Rat in dritter und letzter Lesung in
namentlicher Abstimmung mit 53 gegen 12 Stimmen angenommen. Der
Parlamentarische Rat hatte 65 Mitglieder. 36 Vertreter der SPD, 21 der
CDU/CSU, 5 der FDP und der unabhängige Abgeordnete Friedrich Löwenthal
stimmten für das Grundgesetz, 6 Vertreter der CSU, die beiden
Abgeordneten der KPD, die beiden des Zentrums und die beiden der
Deutschen Partei stimmten dagegen. Das Grundgesetz wurde den
Militärregierungen zur Genehmigung überreicht, anschließend mußten die
Länderparlamente zustimmen.

Gleich zu Beginn der Beratungen wurde ein Antrag der KPD auf
Zusammenarbeit mit dem Deutschen Volksrat abgelehnt. Mit 50 gegen 13
Stimmen wurde der von Heinrich von Brentano (CDU) und Thomas Dehler
(FDP) eingebrachte Antrag abgelehnt, die Bevölkerung in einer
Volksabstimmung über das Grundgesetz entscheiden zu lassen. Alle
Forderungen nach einer Volksabstimmung würden ohne Erfolg bleiben,
erklärte ein Sprecher des Büros der westdeutschen Ministerpräsidenten.
Die Militärgouverneure hätten befohlen, daß die Ratifizierung dieser
"Verfassung" durch die Länderparlamente zu erfolgen habe.

Der bayerische Landtag hatte das Grundgesetz für den Weststaat zwar
abgelehnt, erklärte sich aber bereit, dessen Gültigkeit anzuerkennen,
wenn die Mehrheit der übrigen Landtage das Grundgesetz annehmen
sollte. Von der CSU mehrmals mit stürmischem Beifall überschüttet und
bejubelt wurde der SPD-Abgeordnete und 1945er Ministerpräsident
Wilhelm Hoegner, als er in verschiedenen Variationen immer wieder
beteuerte, Bayern sei ein "Sonderfall" und müsse sich einer "möglichen
Entwicklung zum Einheitsstaat" entgegenstellen. Nur aus einer
"Zwangslage" habe er sich entschlossen, mit seinen politischen
Freunden dem Grundgesetz zuzustimmen.

Das erste gesamtdeutsche Gespräch unter Beteiligung von 75 Delegierten
aus allen vier Zonen Deutschlands wurde am 20. Mai 1949 in Hannover
kurz nach Eröffnung von der britischen Militarregierung aufgelöst.

Nach den Klängen der Fantasie in g-moll von Johann Sebastian Bach und
einer Rede Konrad Adenauers unterschrieben am Montag, dem 23. Mai
1949, 88 parlamentarische Räte, Länderchefs und Landtagspräsidenten
das Grundgesetz. Nur die beiden Abgeordneten der KPD verweigerten die
Unterschrift. Als der Abgeordnete Renner aufgerufen wurde, sagte er:
"Ich unterschreibe nicht die Spaltung Deutschlands." Auch der
Vorsitzende der KPD, Max Reimann, hatte laut und feierlich mit nein
gestimmt.

Das Bonner Grundgesetz wurde in der belgischen Zeitung "La Libre
Belgique" scharf kritisiert. Das Gesetz, hieß es, sei ein großer
Betrug. Es sei von juristischen Spitzfindigkeiten durchtränkt, die zu
trügerischen Auslegungen verleiten und wahrscheinlich die schlimmsten
Seiltänzerkünste auslösen würden. Wie recht diese Zeitung hatte! Das
Grundgesetz war gerade einmal zwei Jahre in Kraft, als Adenauer 1951
grundgesetzwidrig die FDJ West verbot und den KPD-Verbotsantrag
einreichte.

Das Grundgesetz wurde den Bürgern in den Westzonen von den
Westalliierten aufgezwungen. Die Mitglieder im Parlamentarischen Rat
hatten keinen Gestaltungsspielraum. Die Länderregierungen konnten die
Vorlage zum Grundgesetz nur abnicken. Der Bevölkerung selbst war jedes
Mitwirkungs-und Mitbestimmungsrecht von den Westalliierten verweigert
worden.

Johann Weber
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Eine Episode aus der Anschlußzeit

Angekommen im Staat der Lobbyisten

Schon kurz nach der sogenannten Wende hörten wir von Gerüchten, daß es
seitens der BRD Überlegungen geben würde, nicht nur Vertretern
technischer Berufe, sondern auch uns Ärzten die Anerkennung unserer
Abschlüsse zu verweigern. Offensichtlich setzte sich aber die
Erkenntnis durch, daß dann die medizinische Betreuung der Bürger der
früheren DDR nicht zu sichern wäre. Wir selbst waren der Auffassung,
daß bestimmte Organisationsprinzipien wie Polikliniken und
Ambulatorien oder die Idee einer Gliederung in Grundbetreuung,
spezialisierte und hochspezialisierte Betreuung oder die Idee von
Dispensaires eine Berechtigung hätten, in das System des
Gesundheitswesens der BRD eingebracht zu werden.

Mit diesen Gedanken und Ideen meldeten wir uns 1991 in Bonn beim
Gesundheitsminister Horst Seehofer. Wir erhielten tatsächlich auch
einen Termin und flogen als sechsköpfige Delegation nach Bonn.

Dort teilte man uns mit, der Minister hätte leider noch andere
wichtige Termine. Er begrüßte uns aber freundlich und stellte uns
seine Staatssekretärin, Dr. Sabine Bergmann-Pohl - ehemals letzte
Präsidentin der Volkskammer der DDR - sowie mehrere Ministerialbeamte
vor.

Letztendlich blieb er aber dreieinhalb Stunden in der Runde. Er schien
deutlich interessiert. Mehrfach forderte er seine Beamten auf, einen
wichtigen Gedanken aufzuschreiben.

Zum Schluß faßte er die Probleme und unsere Vorschläge zusammen:
"Zuerst einmal, ich halte alles, was Sie vorgetragen und begründet
haben, für gut und bedenkenswert." Und fuhr fort: "Und nun, liebe
Kolleginnen und Kollegen, muß ich Ihnen einen Vortrag in Demokratie
halten. Ich bin Mitglied der CSU - in meiner Partei wohl gelitten -,
und hätte wahrscheinlich wenig Probleme, Ihre Gedanken in die Tat
umzusetzen. Mit der Schwesterpartei CDU sieht das schon ganz anders
aus. Und sollte es mir tatsächlich gelingen, auch die zu überzeugen,
hätte ganz sicher der Koalitionspartner FDP eigene Vorschläge.

Und gesetzt, ich würde auch diese Abgeordneten überzeugen und diese
Hürde nehmen, würde die Oppositionspartei SPD schon aus
parteitaktischen Gründen diese Vorschläge ablehnen. Und jetzt zum
Schluß noch etwas Wichtiges: Sie sind Hausärzte - Sie haben keine
Lobby. Die Pharmaindustrie hat eine Riesenlobby. Die Industrie der
Medizintechnik hat eine bedeutende Lobby. Die großen
Ärztegesellschaften wie der Hartmann-Bund haben eine Lobby. Noch
einmal: Sie haben keine Lobby! Und aus all diesen Gründen kann ich
Ihnen nicht versprechen, daß etwas von Ihren Vorschlägen umgesetzt
werden kann!"

Bei der Verabschiedung sagte ich zu ihm: "Haben Sie Dank für Ihre
Offenheit. Als ehemaliger Mitarbeiter im Ministerium für
Gesundheitswesen der DDR muß ich Ihnen sagen, daß wir in
Einzelentscheidungen vielleicht auch mal Mist gemacht haben, aber das
hier, in diesem Land - das ist einen Zahn schärfer!"

Er legte mir die Hand auf die Schulter und meinte, ich solle das doch
nicht so tragisch sehen, worauf ich antwortete: "Ich muß! Ich lebe
jetzt in diesem Deutschland einig Vaterland!" Ich war also
"angekommen".

OMR Dr. Michael Klauck

Berlin
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Worte wie winzige Arsendosen

Sie kommen ruhig, ohne Aufhebens daher, grüßen wie alte Bekannte,
obwohl es sie vorher gar nicht gab. Niemand weiß genau, woher sie
kommen und wann sie das erste Mal auftauchten - aber sie sind da und
haben sich in der Normalität häuslich eingerichtet. Sie gehören zum
allgemeinen Sprachgebrauch - gleich ob die Menschen, die sie benutzen,
eine politische Überzeugung haben oder nicht.

"Flüchtlingsabwehr". Viktor Klemperer, der während der Nazi-Zeit die
"LTI" schrieb (Lingua Tertii Imperii, die Sprache des Dritten Reiches)
würde "Flüchtlingsabwehr" sicherlich zu den "Pfeilerwörtern" zählen:
das sind Wörter, die etwas Charakteristisches über eine bestimmte
Epoche aussagen, in deren Sprachschatz sie häufig vorkommen und sich
wie Pfeiler eingerammt haben.

Daß "Flüchtlingsabwehr" im rechten politischen Spektrum gebraucht
wird, wundert nicht; denn dort hat es zweifellos seinen Ursprung. Ist
doch "Flüchtlingsabwehr" genau das, was rechte Parteien tun und was
deren Wähler wünschen. So versicherte Ende letzten Jahres die
CSU-Politikerin Andrea Lindholz, die große Koalition habe viele
"Maßnahmen der Abwehr von Geflüchteten und Migranten beschlossen".

Was bedeutet das Wort "Abwehr"? Das allgemeine, gängige Wort
"Gefahrenabwehr" beläßt im Ungenannten, was abzuwehren ist. Deutlicher
sagt es das Wort "Insektenabwehr", das ich neulich in einem
Drogeriemarkt las. Klar: Insekten sind unangenehm und lästig, können
sogar tödliche Stiche abgeben. Diese Schädlinge müssen abgewehrt
werden.

Im militärischen Bereich ist "Abwehr" ein häufig benutzter
Fachbegriff: Spionageabwehr, Luftabwehr, Raketenabwehr ... Immer
handelt es sich um Gegner, die uns bedrohen, gegen die wir uns
schützen müssen. "Flüchtlingsabwehr" ist also ein Beispiel für die
Militarisierung der Sprache, die Klemperer als ein Merkmal der LTI
feststellte. Und mehr noch, schlimmer noch: Handelt es sich bei den
anderen zusammengesetzten Wörtern um Insekten, um Dinge oder um
Abstrakta, so bezieht sich das Wort "Flüchtlingsabwehr" auf Menschen,
die abgewehrt werden müßten, und zwar Menschen, die nicht erobern
wollen und die ohne Waffen kommen.

Das Wort "Flüchtlingsabwehr" ist so unmenschlich wie die gedanklichen
Grundlagen der politisch Verantwortlichen und wie der Geist, in dem
die Gesetze gemacht werden. Diejenigen, die keine politische Macht
haben, auf deren Wählerstimme aber die politisch Verantwortlichen
angewiesen sich, bekommen vermittelt: Flüchtlinge sind eine Gefahr,
sie sind Feinde, die uns übelwollen, gegen die wir uns zur Wehr setzen
müssen.

Das Wort "Grenzschutz" und der Satz "Wir müssen unsere Grenzen
schützen" tun ein Übriges, um diese Botschaft zu verfestigen.
Klemperer stellte fest, was die Psychologie der darauffolgenden
Jahrzehnte bestätigt hat: Solche kurzen Sätze und einzelne, häufig
gebrauchte Begriffe wirken stärker als ausführliche Reden und
Abhandlungen - eine Tatsache, die die Werbung sich zunutze macht.
Solche Wörter und kurze Redewendungen werden von den meisten Menschen
unreflektiert übernommen und nicht hinterfragt.

Und gerade deshalb beeinflussen sie das Unterbewußtsein, werden zu
"Pfeilerwörtern". "Sprache lenkt auch mein Gefühl (...), je
selbstverständlicher, je unbewußter ich mich ihr überlasse. (...)
Worte können sein wie winzige Arsendosen: sie werden unbemerkt
verschluckt, sie scheinen keine Wirkung zu tun, und nach einiger Zeit
ist die Giftwirkung doch da." (V. Klemperer)

Ein Wort wie "Migrationsmanagement" klingt ein ganz klein wenig
menschlicher, weil "Migration" ein abstrakter Begriff ist. Aber
welches Bild kommt uns spontan, wenn wir das Wort "Migration" hören?
Menschen! Dagegen läßt das gängige Wort "Quartiersmanagement" nicht
spontan an Menschen denken, sondern eben an Quartiere aller Art.
"Migrationsmanagement" macht also Menschen zu Dingen, die gemanaged
werden müssen.

Gelegentlich sprechen oder schreiben auch Linke von
"Flüchtlingsabwehr". Das ist paradox, denn gerade sie wenden sich ja
gegen "Flüchtlingsabwehr" in des Wortes eigener Bedeutung. Es wäre
gut, sie benutzten dieses Wort überhaupt nicht oder höchstens in
Anführungsstrichen, um es zu thematisieren. Es aber zu benutzen wie
ein normales, geläufiges Wort, hieße denen recht geben, die im Sinne
dieses Wortes agieren.

Horsta Krum, Berlin

(aus "Mitteilungen der Kommunistischen Plattform", April 2019)
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WISSENSCHAFTLICHE WELTANSCHAUUNG

Juli/August 1935 - VII. Weltkongreß der Kommunistischen
Internationale 

Sendung des Deutschlandsenders vom 31. Juli 1975

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:

 Der Beitrag wurde nicht in den Schattenblick übernommen.]
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Damoklesschwert über den Intellektuellen

Von Berufsverbot bedroht wurden Menschen mit freigeistiger oder linker
Gesinnung in der alten Bundesrepublik und nach der Übernahme der DDR
in den neuen Bundesländern. Auch wenn Postbeamte und Lokomotivführer
betroffen waren, zielte die Verhängung von Berufsverboten
hauptsächlich auf Intellektuelle: Lehrer, Akademiker, Wissenschaftler,
Journalisten, die im öffentlichen Dienst arbeiteten.

Berufsverbote sind bis heute nicht offiziell abgeschafft, d. h.
juristisch latent wirksam, die Betroffenen bisher nicht rehabilitiert,
geschweige denn entschädigt.

Was war der Zweck der Berufsverbote? Rebellische, antifaschistische
und antimilitaristische Geisteshaltung wurde in Westdeutschland als
undemokratisch, grundgesetzwidrig diffamiert und mit Berufsverbot
belegt. An der Volks- und Realschullehrerin Heike Gohl, Tochter vom
KPD-Bürgerschaftsabgeordneten und antifaschistischen
Widerstandskämpfer Walter Möller, wurde mit einem Hamburger
Senatsbeschluß 1971 das allererste Berufsverbot exekutiert. Diese
Maßnahme wurde von den SPD-Regierungen der Länder übernommen und seit
1972 per Ministerpräsidentenbeschluß unter Willy Brandt für den Bund
eingeführt. Die Vorwürfe in den Anhörungen, die der Erteilung von
Berufsverboten vorausgingen, zielten auf eine persönliche Gesinnung,
die extremistisch, radikal, staatszersetzend sei, die Verhältnisse zu
revolutionieren beabsichtige, am Ende sogar an der DDR etwas Gutes
finden würde.

Im Raum stand das Verbot, eine sozialistische Alternative überhaupt zu
denken.

Die Wirkung der Berufsverbote hing wie ein Damoklesschwert über
potentiell Betroffenen: Unabhängig vom konkreten Tun eines einzelnen
schürte die Drohung eines Berufsverbots allgemeine Angst. Deshalb sind
auch Menschen - gerade unter Intellektuellen - indirekt vom
Berufsverbot betroffen, denen nie ein Berufsverbot erteilt wurde: Aus
Furcht vor einem möglichen Berufsverbot wechselten Studenten von ihrem
Lehramts-Studium zu einer anderen Karriere, berufstätige
Intellektuelle mischten sich nicht mehr in gesellschaftliche Konflikte
ein, andere unterschrieben zum Beispiel keine Solidaritätsaufrufe
mehr.

Berufsverbote und Berufsbeamtentum gibt es in anderen westeuropäischen
Ländern nicht, ebenso kein Verbot der kommunistischen Partei. Die
Verhängung von Berufsverboten und das - bis heute nicht aufgehobene -
KPD-Verbot sind Erfindungen spezifisch westdeutscher Politik bei der
Begründung und dem Wiederaufbau eines "Rechtsstaats" nach der
Niederlage des Hitler-Faschismus, und sie dienten gleichzeitig in
ihrer antikommunistischen Funktion der Führung des kalten Krieges
gegen die Sowjetunion, der DDR und die anderen sozialistischen Länder.

Das kurze Aufbegehren der außerparlamentarischen Opposition Ende der
60er-Jahre wurde von den Vollstreckern des "tiefen Staats" der BRD mit
dessen imperialistischen Europa-Ambitionen nicht zuletzt auch durch
die Praxis der Berufsverbote im öffentlichen Dienst erstickt. Heute
ist die politische Atmosphäre vergiftet, die Opposition mundtot. Was
nun - was tun? müssen sich deutsche Intellektuelle fragen und ihre
Kompetenzen beim Aufspüren von Lehren, die aus der Geschichte gezogen
werden können, vehement in den öffentlichen Diskurs einbringen.

Beate Brockmann

Praeto (Italien)
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"Unternehmerische Risiken ..."

Rheinmetall verlangt staatliche (d. h. mit unseren Steuern
finanzierte) Entschädigung für Profitminderungen, die dem Unternehmen
evtl. durch gestoppte Waffenexporte z. B. nach Saudi-Arabien
entstehen. 

Die Energieriesen verlangen staatliche (d. h. mit unseren
Steuern finanzierte) Entschädigung für Profitminderungen, die ihnen z.
B. durch AKW-Abschaltungen oder Proteste im Hambacher Forst
entstehen.

Hypo Real Estate, "systemrelevante Bank" in München, hat
sich verzockt und den Verlust von -zig Milliarden (!) Euro von uns,
den Steuerzahlern, bezahlen lassen. Die Manager erhielten gleichwohl
Boni.

Bayer/Monsanto verlangt staatliche (d. h. mit unseren
Steuern finanzierte) Entschädigung für Profitminderungen, die dem
Unternehmen durch ein Glyphosat-Verbot drohen.

Wäre es dann nicht konsequent, wenn wir, die Steuerzahler, auch die
Verdienstausfälle bezahlen müßten, die Grünenthal durch das
Verbot von Contergan entstanden sind?

Übrigens: Gemessen daran ist es ein Riesenunrecht, was der
Zigarettenindustrie durch die zunehmenden Rauch- und
Werbeverbote widerfährt. Oder etwa nicht?

Uli Bohnen

Eschweiler
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Wer war Kurt Eisner?

Der am 14. Mai 1867 in Berlin geborene Kurt Eisner war Sproß einer
jüdischen Kaufmannsfamilie. Nach der Erlangung des Abiturs und einem
Philosophie- und Germanistikstudium schlug er den Weg des Journalismus
ein. Er schrieb für verschiedene liberal-bürgerliche Zeitungen und
bezeugte in seinen Artikeln eine ausgezeichnete Kenntnis insbesondere
der Philosophie Kants, die er mit den Gedanken von Karl Marx in eins
zu bringen versuchte. In der Kritik an der Monarchie nahm er kein
Blatt vor den Mund, was ihm 1898 seinen ersten Gefängnisaufenthalt in
Plötzensee einbrachte. Auf Vermittlung von Wilhelm Liebknecht
arbeitete er nach dem Ende der Haft sowohl für den "Vorwärts" als auch
für andere sozialdemokratische Presseorgane wie die "Fränkische
Tagespost" und das von ihm herausgegebene "Arbeiter-Feuilleton".

In den Kriegsjahren 1914 bis 1918 geißelte er die Politik des
"Burgfriedens" und der Stützung der deutschen Militärmaschinerie durch
die SPD. Eisner stellte sich gegen die Politik der Kriegskredite.

Sein Weg und der der SPD trennte sich. Nachdem Eisner sich dem "Bund
Neues Vaterland", dem unter anderen auch Clara Zetkin und Albert
Einstein angehörten, angeschlossen hatte, gründete er 1917 die USPD in
Bayern und war fortan der führende Kopf der dortigen Revolution. Die
Organisation des Münchener Munitionsarbeiterstreiks im Januar 1918 mit
dem Ziel, ein Ende des Krieges herbeizuführen, wurde ihm vom
amtierenden König Ludwig III. als Hochverrat ausgelegt. Eisner wurde
am 31. Januar 1918 verurteilt und trat seine Haft an. Er kam im
Oktober des gleichen Jahres frei und rief in der Nacht vom 7. auf den
8. November 1918 die Republik aus.

Die Arbeiter- und Soldatenräte wählten Eisner zum ersten bayrischen
Ministerpräsidenten. Nach der Konzeption Eisners sollte die
Landesregierung die Arbeiter- und Soldatenräte nicht ersetzen, er
sprach sich für eine gleichberechtigte Zusammenarbeit der beiden
Institutionen aus. Hauptanliegen der Regierung war die Verbesserung
der Versorgungslage der Bevölkerung und die Beseitigung der
unmittelbaren Kriegsfolgen.

Die ersten 100 Tage der bayerischen Republik waren gekennzeichnet
durch den offen ausgebrochenen Streit mit den Führern der MSPD,
insbesondere deren Vorsitzenden Erhard Auer. Die MSPD wollte die Räte
mittelfristig abschaffen, kurzfristig sollten die Räte nur
ausführendes Organ der Regierung sein, "um die Ruhe wieder
herzustellen". Eisner verfaßte am 20. November 1918 die
Räte-Richtlinie, in der es u. a. heißt: "Die Räte sollen die Schule
der Demokratie werden. Die Räte sind die Grundmauer der Demokratie,
die Nationalversammlung, der Landtag ist die Krönung des Gebäudes."

Die Räte hatten in dieser Konzeption weitgehende Befugnisse: Sie waren
mit Kontrollrechten ausgestattet und hatten ein weitgehendes
Mitbestimmungsrecht in Tagespolitik und beim Regierungshandeln. Ganz
anders dagegen die Konzeption des Innenministers Auer: Schon zwei Tage
nach Ausrufung der Republik hatte er angeordnet, "daß die
unberechtigte Einmischung Dritter" in die Arbeit der Verwaltung zu
unterbleiben habe, was eindeutig gegen die Räte zielte.

Der offene Konf likt zwischen MSPD und USPD war vorprogrammiert.
Unschwer ist zu erkennen, daß Eisner den Erfolg und Fortgang der
Revolution als bedroht ansehen mußte. War es schon eine
Sisyphus-Aufgabe, die äußeren Verhältnis zu bessern, stand der ärgste
Feind in den eigenen Reihen. Die MSPD spielte die Karte des
Parlamentarismus, gerade auch um den Einfluß der Räte zurückzudrängen.

Eisner gab nicht auf. In einem Brief vom 10. Januar 1919, zwei Tage
vor der Reichtagsund Landtagswahl, schrieb er an seine Frau: "Es
bedrängt mich eine trübe Ahnung, als ob sich mein Schicksal bald
vollenden könnte, aber ich kann nicht anders. Ich könnte niemals mehr
frei atmen, wenn ich nicht täte, was ich für meine Pflicht halte."
Diese Worte enthüllen die ganze Tragik der Situation, in der sich
Eisner befand: Nolens volens mußte er auf die Stärkung der USPD in den
Wahlen vom Januar 1919 setzen. Einen anderen Weg, die reaktionäre
Politik der MSPD zurückzudrängen, sah er nicht. Es fehlte an
Bündnispartnern. Die KPD (Spartakusbund) trat als Partei mit ihrer
ersten Flugschrift am 15. Januar 1919 in München in Erscheinung, an
der Januarwahl hatte sie sich noch nicht beteiligt. Zuvor hatte
lediglich der Münchener Spartakist Max Levien, der mit dem Anachisten
Erich Mühsam zusammenarbeitete, den Vorsitz des Münchener
Soldatenrates übernommen. Erst mit der Entsendung des KPD-Mitglieds
Eugen Leviné im März 1919 sollte die KPD größeren Einfluß erreichen.

In den Tagen vor der Wahl am 12. Januar 1919 entfaltete die
bürgerliche Presse ihre wahre Macht und lancierte eine beispielslose
Hetzkampagne gegen die bayerische Revolution. Dabei griff sie das
Wahlmotto der Bayerischen Volkspartei auf: Die
"jüdisch-bolschewistische" Verschwörung müsse gestoppt werden. Die BVP
konnte aus dem Stand den Wahlsieg für sich verbuchen, der Eisner
wohlgesonnene Bauernbund erhielt lediglich 9 % der Stimmen, die USPD
landete weit abgeschlagen bei 2,5 %. Auch das mittlerweile eingeführte
Frauenwahlrecht schlug im Ergebnis nicht für die USPD zu Buche.

Eisner war es gewohnt, daß ihm der blanke Haß der reaktionären Kräfte
entgegenschlug, Nicht nur an die Beschimpfungen ("jüdischer
Bolschewist, Phantast, Caféhaus-Literat") hatte er sich gewöhnen
müssen, auch daran, daß sein Leben in jeder Stunde seit der Ausrufung
der bayerischen Republik durch die rechte Kamarilla, die sich aus den
Freunden der Monarchie, den Freikorps aber auch aus rechten Kräften in
der MSPD zusammensetze, bedroht war.

Als sich Eisner am Morgen des 21. Februar zu Fuß dem Eingang des
Landtags näherte, stürzte sein Mörder, Graf Arco auf Valley, der sich
in einem Hauseingang verborgen hatte, auf ihn zu und streckte ihn mit
zwei Schüssen in den Kopf nieder.

Der Mörder Eisners, Graf Arco, wurde Anfang 1920 von einem
Sondergericht zum Tode verurteilt, am Folgetag jedoch bereits wieder
begnadigt. In der Urteilsbegründung ist zu lesen, daß die
"Handlungsweise des politisch unmündigen Mannes nicht (aus) niedriger
Gesinnung, sondern (aus) der glühenden Liebe zu seinem Volke und
Vaterlande" entsprungen sei.

Nachdem die Beerdigung Eisners am 26. Februar 1919 zu einer
Massendemonstration für die Ziele der bayerischen Republik geraten
war, der Generalstreik ausgerufen wurde und über München der
Belagerungszustand verhängt war, konnte sich das Kabinett unter
Johannes Hoffmann (SPD) nicht mehr halten.

Es kam am 7. April 1919 zur Ausrufung der "Ersten Münchener
Räterepublik", die durch putschende Militärs schon eine Woche später
ihr Ende fand. Herbeigeeilte Rotgardisten unter dem Kommando von Franz
Egelhofer (KPD) schlugen den Putsch nieder und riefen die "Zweite
bayerische Räterepublik" aus. Die erbitterten Kämpfe mit den von
Hoffmann angeforderten Freikorpseinheiten dauerten bis zum Eintreffen
der von Reichswehrminister Noske (SPD) entsandten Militäreinheiten in
den ersten Maitagen 1919 an.

Die Revolution war zerschlagen. Max Levien, der zusammen mit Eugen
Leviné dem Vollzugsrat der Räterepublik vorstand, gelang die Flucht.
Der Kommunist Eugen Leviné wurde zum Tode verurteilt und in der ersten
Juniwoche 1919 hingerichtet (siehe RF 256, Seite 20).

In seiner Verteidigungsrede vor Gericht hatte er erklärt: "Wir
Kommunisten sind alle Tote auf Urlaub, dessen bin ich mir bewußt. Ich
weiß nicht, ob Sie mir meinen Urlaubsschein noch verlängern werden,
oder ob ich einrücken muß zu Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg".

Andreas Hohmann

Lich/Hessen
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Die Beisetzung Rosa Luxemburgs

Kurz vor Mitternacht wird am 15. Januar 1919 Rosa Luxemburg aus dem
Hotel Eden getrieben. Der Posten Otto Runge schlägt ihr mehrmals auf
den Kopf. Halbtot zerrt man sie ins Auto, wo sie erschossen wird. Kurz
vor der Lichtensteinbrücke werfen die Mörder die Leiche in den
Landwehrkanal. Anderntags kolportiert die reaktionäre Presse:
"Liebknecht auf der Flucht erschossen! Rosa Luxemburg von der Menge
getötet!"

Hauptmann Pabst bekennt 1969, "daß ich die Aktion ohne Noskes
Zustimmung gar nicht hätte durchführen können", und er bezichtigt
Friedrich Ebert der Mitwisserschaft.

Karl Liebknecht und die Opfer der Januarkämpfe 1919 sollten auch auf
dem Friedhof der Märzgefallenen von 1848 beigesetzt werden. Hier
fanden auch Opfer der Kämpfe vom November und Dezember 1918 ihre
letzte Ruhe. Doch der Berliner Magistrat unter Oberbürgermeister Adolf
Wermuth lehnt in Absprache mit den sozialdemokratischen
Volksbeauftragten den Antrag der Führungen von USPD und KPD ab.
Wermuth erinnert sich einige Zeit später daran, mit welcher Abneigung
er schon eine Rede Karl Liebknechts zur Beisetzung der Opfer der
Novemberrevolution im Friedrichshain anhören mußte. Er habe daher den
Beschluß gefaßt, "mit seinen Möglichkeiten der ernsten Gefahr eines
Übergreifens des Bolschewismus entgegenzuwirken".

Diese Entscheidung wird sogar außerhalb der KPD kritisch gesehen.
"Diese Regierung kann offenbar keine Gelegenheit unterlassen, um der
Berliner Arbeiterschaft zu demonstrieren, daß zwischen ihr und dieser
Regierung die Maschinengewehre und Kanonen stehen", schreibt "Die
Freiheit", das Zentralorgan des USPD.

Als am 25. Januar 1919 Karl Liebknecht und 31 Opfer der Januarkämpfe
auf dem Friedhof in Friedrichsfelde beerdigt werden, führt der
Trauerzug von weit über hunderttausend Berlinern nach Friedrichsfelde,
das damals noch außerhalb Berlin lag, am Friedhof im Friedrichshain
vorbei.

Am 31. Mai 1919 entdeckt ein Schleusenarbeiter den Leichnam von Rosa
Luxemburg im Landwehrkanal. Sie wird am 13. Juni 1919 beigesetzt. Der
Trauerzug nach Friedrichsfelde beginnt im Friedrichshain. Abordnungen
aus Berlin und ganz Deutschland sowie der internationalen
Arbeiterbewegung versammeln sich hier zu einer eindrucksvollen
Trauerfeier. Aufgerufen dazu haben die KPD, der Vollzugsrat der
Arbeiter- und Soldatenräte und der Landesvorstand der USPD. "Die
Freiheit" berichtet: "Die Berliner Arbeiterschaft hat der Genossin
Rosa Luxemburg ein ehrenvolles Begräbnis bereitet. Schon nach 9 Uhr
sammelten sich in den verschiedenen Stadtteilen Arbeiterzüge und
marschierten mit Kränzen und roten Fahnen nach dem Friedrichshain.

Gegen 11 Uhr hatte sich dort eine ungeheure Menschenmenge eingefunden,
die wie ein dichter Kranz das weite Rund der Spielwiese umrahmte. In
der Mitte der Spielwiese stand auf einem Lastwagen der Sarg mit der
Leiche Rosa Luxemburgs. Der einfache Holzsarg war von schweren Kränzen
bedeckt, darunter einer von der Akademie der sozialistischen
Wissenschaft Moskaus, von der Ungarischen Räterepublik, von der
Sowjetrepublik Rußlands, von der Kommunistischen Partei Deutschlands
und der Kommunistischen Partei Groß-Berlins. Die Deputationen hatten
ihre herrlichen Kränze auf dem weiten Rand der Spielwiese
niedergelegt. Überall sah man rote Schleifen und Blumen. Um die Kränze
vor den sengenden Strahlen der Sonne zu schützen, wurden sie teilweise
mit Tüchern bedeckt. Unter den Versammelten wurden massenweise
Flugblätter der Kommunistischen Partei verteilt. Händler boten Bilder
der Getöteten feil, und überall wurden revolutionäre
Propagandaschriften zum Verkauf angepriesen.

Kurz nach 11 Uhr ertönten von den Trauerwagen Trompetensignale, und
von sechs einfachen Bretterwagen wurden hierauf Ansprachen an die
Versammelten gehalten. Alle priesen den klaren Verstand der gemordeten
Arteiterführerin, ihren klaren Blick in die Zukunft und ihre
Begeisterung ... Rosa Luxemburgs Persönlichkeit war von wirklich
internationalem Rang". Offizielle Vertreter der
Mehrheitssozialdemokratie blieben der Trauerfeier fern.

Um 13 Uhr setzt sich der Trauerzug in Richtung Friedrichsfelde in
Bewegung. Der Weg führt über die Landsberger Allee, die Petersburger
Straße, die Frankfurter Allee und die Frankfurter Chaussee zum
Zentralfriedhof in Friedrichsfelde. Hundertausende Arbeiter folgen dem
Aufruf der KPD, des Vollzugsrates des Arbeiter- und Soldatenrates und
des Landesvorstandes der USPD. Sie vereinen sich mit Arbeitern aus
allen Teilen Deutschlands und Vertretern ausländischer
Arbeiterorganisationen. "Den Tag wird keiner, der ihn miterleben
durfte, vergessen. Das arbeitende Volk gab seiner leidenschaftlich
geliebten, so brutal und niederträchtig hingemordeten Führerin ein
Geleit, wie es machtvoller und erhebender nicht gedacht werden kann",
schreibt "Die Republik", die Zeitung der Arbeiterräte. In den
Industriebetrieben legen die Arbeiter an diesem Tag die Arbeit nieder.
Den Sarg schmücken Kränze der KPD, der Russischen Föderativen
Sowjetrepublik und der Ungarischen Räterepublik. Die Noske-Truppen
haben sich an diesem Tag in ihre Kasernen zurückgezogen und wagen sich
nicht heraus.

Rosa Luxemburg wird neben Karl Liebknecht beigesetzt. An ihrem Grab
sprechen Paul Levi, Clara Zetkin, Luise Tietz und Vertreter der
Kommunisten aus Ungarn, Polen, Bulgarien, der Türkei und der Schweiz.

Clara Zetkin schreibt an ihre Schwägerin Hanna Zetkin: Es war "eine
imposante, überwältigende Kundgebung. Im Friedrichshain so viele
Menschen, daß die Tram nicht verkehren konnte, der Zug sehr groß und
im Osten Berlins, im Proletarierberlin, das ganze Volk der Arbeit als
Spalier. Ein Meer von Kränzen, Palmen etc."

Dr. Kurt Laser

 * 

Ist der Kapitalismus reformierbar?

Zu meinem 88. Geburtstag hat mir meine in Aachen lebende Schwester ein
Buch von einem mir bisher unbekannten Autor zugesandt, dessen Titel
mich neugierig machte und anregte, es umgehend zu lesen: Alles könnte
besser sein. Eine Gesellschaftsutopie für freie Menschen.
S.-Fischer-Verlag, Frankfurt am Main 2019. Der Autor, Harald Welzer,
wird im Klappentext als Soziologe und als einer der wichtigsten
"Vordenker" in Deutschland, als erprobter Zukunftsarchitekt
vorgestellt, der keine Lust mehr hat, nur zu kritisieren, und der in
leuchtenden Farben das Bild einer neuen Gesellschaft malt. Eine
Gesellschaft für unsere Zukunft.

Nach dem Lesen mußte ich feststellen, es handelt sich gar nicht um
eine neue Gesellschaft, sondern um einen gemäßigten, gebändigten,
entschärften, kurz einen "zivilisierten" Kapitalismus als
Zukunftsprojekt. Und die im Klappentext angekündigten leuchtenden
Farben dieser kapitalistischen Zukunftsgesellschaft kamen mir bekannt
vor aus einer Zeit, in der es sie mehr oder weniger erfolgreich
ausgeprägt in Deutschland schon einmal gegeben hat und die mit der als
Wiedervereinigung bezeichneten Konterrevolution den Ostdeutschen
wieder abhanden gekommen sind.

Der Autor meint: "Es war nicht alles schlecht im Kapitalismus." Er
glaubt an die Reformierbarkeit des Kapitalismus und belegt das mit den
Erfolgen der Arbeiterbewegung in den westlichen
Nachkriegsgesellschaften (als es das sozialistische Weltsystem und die
DDR noch gab!), als es schon einmal gelungen sei, das "knallharte
Ausbeutungssystem" des Kapitalismus zu zähmen und es "gelegentlich
sogar menschenfreundlich" zu machen, den modernen Sozialstaat mit
Sozial- und Krankenversicherung, Schulpflicht, gesetzlich geregelten
Arbeitszeiten, Urlaubsregelungen usw. usf." zu erkämpfen. So seien
durch zentrale gewerkschaftliche Forderungen in den 70er und 80er
Jahren Arbeitszeitverkürzungen bis zur 35-Stundenwoche "erfolgreich
durchgekämpft" worden, "bis der neoliberale Rollback kam und alle
wieder mehr arbeiten mußten". Der Frage, warum das so kam, geht der
Soziologe Welzer nicht nach.

Kritikwürdig schlecht, so meint er, sei der Kapitalismus, der schon
einmal besser war, erst mit dem Neoliberalismus geworden, den er
zutreffend als "eine Theorie des radikalen Individualismus" definiert,
und der "seit den 70er Jahren ... in vielen Ländern zur Staatsräson
wurde, von Staat und Politik verlangte, sich aus wichtigen
Angelegenheiten der Wirtschaft herauszuhalten und dazu führte, daß die
Ökonomie heute politisch das Primat hat und ihr alles andere
nachgeordnet wird". Dieser Liberalismus habe zusammen mit der
Globalisierung eine Wirtschaftspraxis "des grenzenlosen Wachstums"
hervorgebracht, "ein immer noch ansteigendes Wirtschaftswachstum" ohne
Rücksicht auf die begrenzten Naturressourcen unseres Planeten.

Diesen Kapitalismus charakterisiert Welzer als "eskalierte
Wettbewerbsorganisation aller gegen alle", als Gesellschaft, in der
ein "Menschenrecht auf Ausbeutung besteht", die immer "neue und
perfidere Formen der Ausbeutung, Überwachung und Naturzerstörung
liefert", als Gesellschaft, "die in stoischer Rücksichtslosigkeit
alles, was keinen Mehrwert (Welzer meint wohl Profit) schafft ..."
niederwalzt und in der die Fähigkeit zum Konkurrieren, Überbieten,
Ausstechen "als sozial erwünscht" und die "individuelle
Nutzungsmaximierung als erstrebenswürdig" gilt.

Welzer weiß auch, wer für die heutigen Probleme des Kapitalismus
verantwortlich ist: "Es waren die kapitalistisch geprägten
Gesellschaften, die sich einen Dreck um die Grenzen des Wachstums
geschert haben und das auch bis heute tun." Es sei ein "Versagen
gleichermaßen von Politik und Zivilgesellschaft, das die
ungeheuerliche Anhäufung von Geld und Macht zugelassen hat." Und es
ist "die gegenwärtige deutsche Regierung wie so ziemlich alle anderen
Regierungen auch, die unfähig ist, auf Überlebensprobleme wie
Klimawandel angemessen zu reagieren".

Als bürgerlicher Soziologe begreift Welzer nicht, daß die Übel des
Mainstream-Kapitalismus nicht im Versagen dieser oder jener Regierung
liegen, sondern in den Eigentums- und Machtverhältnissen der
Gesellschaft. Er stellt deshalb auch nicht das kapitalistische
Ausbeutungssystem in Frage, sondern träumt von einem "ökologisch und
sozial aufgeklärten Kapitalismus", in dem es eine Wirtschaft mit
Unternehmen gibt, "die dem Gemeinwohl verpflichtet sind". In seinen
Ausführungen kommt zwar der Name Karl Marx, der die Wirkmechanismen
des Kapitalismus aufgedeckt hat, des öfteren vor, verstanden hat er
ihn offensichtlich aber nicht.

Welzer meint, Marx' Utopie von der kommunistischen Gesellschaft habe
"den Menschen leider nicht viel Glück gebracht", und als bürgerlicher
Theoretiker weiß er es ganz genau: "Sozialistische und kommunistische
Utopien, Planwirtschaft unterschiedlichster Strickmuster und
Masterpläne, darüber hat uns das vergangene Jahrhundert belehrt,
taugen nichts."

Zum Zukunftsprojekt Welzers gehört auch der "alte Menschheitstraum vom
ewigen Frieden". Er möchte, daß es in seinem gemäßigten Kapitalismus
wieder "gerechter, friedlicher und freundlicher" zugeht, offenbart
dabei aber die ganze Widersprüchlichkeit eines bürgerlichen
Systembefürworters. Er fordert die "Ächtung des Krieges", einen
"Frieden für alle" und eine radikale Absenkung der Rüstung, die
"unfaßbar viel Geld für lebenswichtige Dinge" freisetzen würde.

Er sieht es aber als Verdienst des Kapitalismus an ("es war nicht
alles schlecht am Kapitalismus"), "daß ein Land wie Deutschland seit
mehr als 70 Jahren mit seinen Nachbarn in Frieden lebt" und Europa
"zwei Drittel eines Jahrhunderts Frieden" hatte. Wie auch in den
Mainstream-Medien üblich "vergißt" er die Beteiligung der BRD am
völkerrechtswidrigen Angriffskrieg gegen Jugoslawien und blendet
ebenso die diversen Kriege der NATO mit deutscher Beteiligung in den
letzten beiden Jahrzehnten einfach aus.

Wie bei der Lösung der Probleme des Klimawandels und der
Naturzerstörung durch den unbegrenzten Wachstumswahn der
kapitalistischen Wirtschaft geht Welzer offensichtlich auch bei der
Lösung der Friedenssicherung in der Welt "einfach mal davon aus, daß
man das meiste wiedergutmachen kann, was an Gedankenlosigkeit,
Ignoranz, falscher Prioritätensetzung oder einfach Unwissenheit
angerichtet wurde". Das Mittel dazu glaubt er durch "Schaffung
internationaler Organisationen und Rechtsinstitutionen" zu erreichen,
die ein "zwischenstaatliches Gewaltmonopol erhalten".

Eine Vorstellung zu einer Zeit, in der sich seit langem eine
entgegengesetzte Entwicklung vollzieht, in der die Organisation der
Vereinten Nationen von der kapitalistischen NATO-Führungsmacht immer
mehr mißachtet und ausgeschaltet wird und internationale Abkommen und
Verträge ignoriert oder aufgekündigt werden.

Der bürgerliche Zukunftsvisionär Welzer analysiert und kritisiert
zutreffend die verwerflichen Erscheinungsformen des real existierenden
Kapitalismus, der dabei ist, die Welt zu zerstören, findet jedoch
keinen Zugang zu den Wurzeln des Übels, dem Privateigentum an
Produktionsmitteln. Er erweist sich mit seinen Visionen als
Illusionist und sein Zukunftsprojekt als Utopie.

Die Geschichte des Privateigentums an Produktionsmitteln ist die
Geschichte der Ausbeutung des Menschen durch den Menschen, anderer
Völker und Länder und der Natur, die immer wieder auch Armut und
Elend, Naturzerstörung, Kriege und Kriegsverbrechen mit Millionen von
Toten verursacht hat und das auch heute noch ungebremst und ungestraft
fortsetzt. Die historische Erfahrung des 20. Jahrhunderts lehrt aber
auch, daß es das gesellschaftliche Eigentum an Produktionsmitteln
möglich macht, den Zukunftsvisionen des Soziologen Welzer ein
wesentliches Stück näher zu kommen.

Wer meint, "alles könnte anders sein" und das ernsthaft will, muß
dafür streiten, daß nicht nur die zunehmende Macht der Megakonzerne
des Hightech-Kapitalismus gebremst und gezähmt wird. Er muß auch dafür
kämpfen, die Macht des Wirtschaftund Finanzkapitals zu liquidieren und
eine sozialistische Alternative zum Kapitalismus Wirklichkeit werden
zu lassen. Für einen solchen Klassenkampf braucht man eine Theorie,
eine Gesellschafts- und Zukunftskonzeption für einen Sozialismus des
21. Jahrhunderts und eine machtvolle revolutionäre Partei für dessen
Realisierung. Beides fehlt den Linken nicht nur in Deutschland.

Dr. Gerhard Ferchland

Ahrensfelde
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Frieden - unser vordringlichstes Bündnisziel

Nur im Frieden können Menschen und Völker sich einander zuwenden.
Frieden ist heute nicht nur die Voraussetzung der Kultur, sondern die
erste Bedingung der menschlichen Existenz. Wir werden für den Frieden
eintreten mit unserer täglichen Arbeit und mit unserem öffentlichen
Wort, wo immer und wann immer.

Für uns ist Frieden nicht einfach die Abwesenheit von Krieg. Wir
befinden uns gegenwärtig in einer bestimmten Form von Kämpfen und
Kriegen, und wir haben eine bestimmte Art Frieden. Vor uns steht die
komplizierte Aufgabe, den Frieden sicherer zu machen, doch auf unsere
Art. Die sicherste Abwesenheit von Krieg, auch des nuklearen, ist
Anwesenheit des sicheren und sich entwickelnden Sozialismus. Hier
liegt das Maß des Handelns, das einer kommunistischen Strategie folgt.
Der Gegner bedroht konsequent den Frieden, um den Sozialismus zu
treffen und zurückzudrängen. Wir fördern konsequent den Frieden, weil
Sozialismus ohne Frieden nicht denkbar ist. Sozialismus ist eigentlich
realisierter Frieden. Besonders in der heutigen Zeit, in der Friede
ein universaler Ruf vieler Menschen geworden ist, müssen wir sowohl
Bundesgenossen gewinnen als auch unseren Friedensbegriff formulieren,
der ein Begriff des Klassenkampfes ist. In den Jahren des kalten
Krieges sprach Truman davon, daß die Rüstung zwar auch den
sowjetischen Panzern gelte, mehr aber den sowjetischen Kochtöpfen.
Natürlich gehört es zur Daseinsweise des Imperialismus, nach wie vor,
seine Ziele durch Aggression und Krieg durchzusetzen, wie gerade jetzt
im Libanon. Aber Aggression ist nicht nur angreifen. Aggression ist es
schon, anderen seine Rüstungspolitik aufzuzwingen, um sie
"totzurüsten". Daß sich heute die "Reaganomics" vor allem gegen
amerikanische Kochtöpfe richten und die raffinierteste Form von
Ausbeutung sind, wird nur dadurch gemildert, daß diese
Wirtschaftspolitik bereits gescheitert ist. Länder der meisten Rüstung
haben auch die meisten Arbeitslosen. Aber schon der sowjetische Ökonom
Varga warnte in den 30er Jahren: Gescheiterte Innenpolitik ist
gefährliche Außenpolitik.

Anders als der Imperialismus brauchen wir eine Welt ohne Waffen nicht
zu fürchten. Sie ist unser Ziel. Sie gehört zu den elementaren
Wertvorstellungen des Kommunismus.

Angesichts einer Friedensbewegung von heutigem Ausmaß ist es wichtig,
unseren Friedensbegriff immer deutlich zu halten, weil wir uns sonst
im Gestrüpp der Taktik verfangen. Verbrüderungen sind nicht
Bündnispolitik. Jedes Bündnis setzt Verschiedenartigkeit voraus und
strebt eine konkrete Gemeinsamkeit in konkreter Situation an. Unser
vordringlichstes Bündnisziel ist die Sicherung des Friedens, aber
nicht anstelle von Sozialismus, sondern für ihn.

Unser Friede ist nicht nur das Gegenteil von Krieg, sondern letztlich
seine Abschaffung. Je ferner dieses Ziel scheint, um so notwendiger
seine Erwähnung.

Manfred Wekwerth

(1929 - 2014)

Auszug aus einem Referat im Plenum der Akademie der Künste der DDR
am 7. Juli 1982
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BUCHTIPS

Bruno Mahlow: Im eigenen Namen

Marx und Lehren für die Gegenwart

Texte aus dem Jahren 2017/2018, durch die sich wie ein roter Faden das
Verhältnis zu den Russen und zu Rußland zieht. Als Marxist hat Bruno
Mahlow zu allen Erscheinungen eine Meinung. Das stellt er auch
selbstbewußt im Titel heraus. Er operiert mit dem ihm vertrauten
Analyse-Besteck, seziert Entwicklungen und Zustände. Aus verschiedenen
Anlässen hat er seine Gedanken öffentlich gemacht. Hier faßt er die
Texte einmal zusammen. Er hätte sie auch überschreiben können: Wie ein
in politischen Auseinandersetzungen gereifter Kommunist die Welt
sieht.

Verlag am Park, Berlin 2018, 124 S., 10 


Jürgen Meier: Wider die Kulturzerstörer

Mit einem Vorwort von Konstantin Wecker

Kultur kommt vom Lateinischen "colere", das bedeutet pflegen. Die
Natur, die der Mensch bearbeitet, wird kultiviert, wenn er sie pflegt.
Der Mensch wird kultiviert, wenn seine Arbeit seine Fähigkeiten
pflegt. Seine Fähigkeiten werden kultiviert, wenn Kunst, Wissenschaft
und Philosophie sein Bewußtsein und Selbstbewußtsein pflegen. Das
alles meint Kultur. Ein Blick auf die Gegenwart zeigt: Zerstörung von
Kultur ist an der Tagesordnung. Dies beginnt mit der Umwertung des
Kulturbegriffs selbst. Er wird aus seiner gesellschaftlich
übergreifenden Bedeutung herausgenommen und auf Kunst, Religion oder
auf Alltagsgewohnheiten reduziert. Auf diese Weise werden
unterschiedliche Kulturkreise konstruiert, um die angeblich höhergegen
die als minderwertig diskriminierten Religionen, Völker, Nationen in
Stellung zu bringen. Es gibt aber nur die eine Menschheit, die sich
letztlich lediglich als Gattung wird kultivieren können. Das Buch
beleuchtet die Manipulationen, die mit der Beliebigkeit des Begriffs
Kultur hantieren, um Marketing zu betreiben oder Kriege zu
rechtfertigen.

PapyRossa-Verlag, Köln 2019, 232 S., 18 €


Bruno Flierl: Haus. Stadt. Mensch

Über Architektur und Gesellschaft. Gespräche

Profit als Maßstab oder eine menschenwürdige Stadt für alle? Bruno
Flierl hat Häuser, Straßen, Plätze konzipiert. Der Pariser Platz vorm
Brandenburger Tor in Berlin zum Beispiel sieht so aus, wie er
aussieht, weil Flierl die Vorgaben machte und Hochhäuser verhinderte.

Der Berliner Senat erhob den Vorschlag zum Gesetz. Private Bauherren
bauen, wie sie Geld haben, um daraus noch mehr Geld zu machen.
"Betongold" heißt das. Daß Städte in erster Linie zum Leben da sind,
daß Menschen sich dort wohl fühlen müssen, interessiert Investoren
meist nicht. Bruno Flierl schon. Er kritisiert die Architektur, die
Stadtplanung heute, weil sie oft nur profitorientiert ist. Nicht jene
Architekten gewinnen Wettbewerbe, die originell und für Menschen
bauen, sondern die, welche die billigsten Vorschläge machen und darum
höchste Rendite versprechen.

Flierl ignoriert die Ökonomie keineswegs, sieht aber auch die soziale
und gesellschaftliche Seite des Bauens. Mieten müssen bezahlbar,
Wohnungen bewohnbar sein. Die Wohnungsnot kann nicht mit Containern
bekämpft werden.

Der nunmehr 92jährige Bruno Flierl ist der Nestor unter den deutschen
Architekturkritikern. Er hat Bücher über die Hochhäuser in aller Welt
geschrieben und über die Geschichte der Karl-Marx-Allee in Berlin (wo
er selbst anderthalb Zimmer bewohnt) und wie Städte aussehen sollen,
in denen man gern und preiswert leben kann. In seinem Buch "Haus.
Stadt. Mensch" sagt Flierl, was richtig und was falsch läuft beim
Städtebau.

Das Neue Berlin, Berlin 2019, 288 S., 19,99 €
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Solidarität im Blauhemd - Kontakte durch KONTAKT

Schon mehrfach wurde im "RotFuchs" über die FDJ-Freundschaftsbrigaden
berichtet. Als Chefredakteur von KONTAKT hatte ich die Möglichkeit,
die "Botschafter im Blauhemd", wie sie gern genannt wurden, in
verschiedenen afrikanischen und arabischen Ländern - darunter in Mali,
Guinea, Moçambique, Algerien und in der VDR Jemen - zu besuchen und
über ihre Tätigkeit zu berichten.

Unsere Blauhemden genossen nicht nur den Respekt als Lehrer und
Ausbilder, sie waren auch gefragte und kompetente Gesprächspartner,
wenn es um Fragen über die gesellschaftlichen Verhältnisse in der DDR,
über das Leben der Jugend und ihrer Organisation ging. Zustatten kam
ihnen dabei unser Magazin: In nicht wenigen Ausbildungsstätten der
FDJ-Brigaden hatten sich KONTAKT-Leserclubs gebildet. Unser Magazin,
das in der Landessprache erschien, ging unter den Lehrlingen zunächst
von Hand zu Hand, und gemeinsam mit den FDJ-Ausbildern fanden
Zusammenkünfte statt. Auf ihnen wurden Fragen diskutiert, die sich aus
einzelnen Beiträgen ergeben hatten. Da ging es um die Rolle der
DDR-Jugend in Industrie und Landwirtschaft, um Bildung, Kunst und
Kultur, um Mode und Freizeitgestaltung, und es ging um "kleine" und
"große" Politik. Unsere Übersetzer und Fremdsprachen-Redakteure hatten
sich mit zahllosen Leserbriefen zu beschäftigen und sie auch zu
beantworten. So standen nicht nur unsere Ausbilder im Blauhemd,
sondern auch wir in der Redaktion mit unseren Lesern in ständiger
Korrespondenz.

Auch um den ehemaligen DDR-Sender Radio Berlin International hatten
sich in vielen Ländern RBI-Hörerclubs gebildet. Auch die gehörten zum
Abonnentenkreis für unser Magazin, und nicht selten waren die Absender
von Leserbriefen aus aller Welt eben diese Hörer von Radio Berlin
International.

Von einer Reportagereise nach Moçambique zu den beiden
FDJ-Freundschaftsbrigaden in Moatize und Matundo brachte ich die Idee
für ein besonderes Projekt mit nach Hause: In einem Gespräch hatte
mich der damalige Generalsekretär der moçambiquanischen
Jugendorganisation OJM, Zacarias Cupela, gebeten, an das Sekretariat
des FDJ-Zentralrats die Bitte heranzutragen, für die Selbstdarstellung
seiner Organisation eine Broschüre in der DDR vorzubereiten und zu
drucken. Die OJM habe im Land keine eigenen Medien, es sei aber
notwendig, die Organisation und ihre Ziele bekanntzumachen und über
ihre Tätigkeit zu berichten. Der Bitte wurde stattgegeben und meine
Redaktion mit der Herstellung dieser Broschüre beauftragt.

Ich machte das Projekt zu meinem eigenen Anliegen. Aus Maputo
erhielten wir Informationen zur kurzen Geschichte des
moçambiquanischen Jugendverbandes, zu seinen Aufgaben und Zielen und
über seine gegenwärtige Tätigkeit. Außerdem erreichten uns
biographische Daten über Samora Machel (den damaligen Vorsitzenden der
FRELIMO) und über weitere Persönlichkeiten. Unsere Freunde in Maputo
stellten uns auch Fotos zur Verfügung, und eigene Aufnahmen von Land
und Leuten sowie von den beiden Brigaden hatte ich selbst
beizusteuern. Konzeption und Struktur der Broschüre wurde über den
FDJ-Vertreter in Maputo mit der OJM abgestimmt.

Im Ergebnis unserer Bemühungen entstand eine Publikation - wie
gewünscht in portugiesischer Sprache. Sie fand ungeteilte Zustimmung
der OJM, wurde im ganzen Land vertrieben und gehört als internationale
Solidaritätsleistung zur Bilanz der Freien Deutschen Jugend.

Die X. Weltfestspiele der Jugend und Studenten 1973 in Berlin waren
ein Höhepunkt in der Geschichte unseres Jugendverbandes. Das
Auslandsmagazin KONTAKT hatte in der Zeit der Vorbereitung dieses
internationalen Jugendfestivals durch seine Berichterstattung über die
DDR und ihren Jugendverband dazu beigetragen, die Weltjugend auf das
Gastgeberland und seine Hauptstadt Berlin vorzubereiten.

Als entschieden war, das XI. Festival 1978 in Havanna durchzuführen,
hatten wir folgende Idee: Da der kubanische Jugendverband UJC über
kein eigenes Auslandsmagazin verfügte, wollten wir unseren kubanischen
Freunden solidarische Hilfe leisten, indem wir in unserem Heft über
das Festivalland Kuba und seine Jugend berichten. So beschloß es das
Sekretariat des Zentralrats, und wir machten unsere Leser in über 80
Ländern in fünf Sprachausgaben mit Land und Leuten, mit
Persönlichkeiten der kubanischen Geschichte wie Fidel Castro, Che
Guevara, José Marti und Antonio Maceo und natürlich mit der Jugend und
ihrem Jugendverband bekannt. Als kubanischer KONTAKT-Korrespondent
wurde Pedro Dias Hernandez benannt. Er wurde gewissermaßen mein
überseeischer Mitarbeiter.

Seine Beiträge fanden große Resonanz und ungeteiltes Interesse bei den
Lesern, was die Flut der Leserbriefe zum Thema "Festivalbewegung" und
"internationale Solidarität" an unsere Redaktion weiter erhöhte. Wir
hatten das gute Gefühl und die Genugtuung, mit unseren publizistischen
Möglichkeiten ein wenig zum Erfolg des XI. Weltjugendfestivals auf der
Karibikinsel beigetragen zu haben.

Dr. Walter Michel

KONTAKT-Chefredakteur von 1973 bis 1983

 * 

Marietta Schaginjans zweite Pilgerfahrt

[Hinweis der Schattenblick-Redaktion:
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Die große Freiheit ist es nicht geworden

Der französische Schriftsteller Vladimir Pozner schrieb zum Verhör
Brechts von 1947 durch den US-Kongreßausschuß "für unamerikanische
Umtriebe", man könne meinen, "ein Zoologe sei Gefangener von Affen".

Umgangs mit der DDR läßt sich sagen: Fachleute haben immer noch keine
Chance. Und die Aussichten stehen gut, daß das so bleibt.
Halluzinationen wie die von "Stasi" und "Unrechtsregime" sind heute
Drehachsen von Filmproduktionen (CDU-Kulturstaatsministerin Monika
Grütters, Ko-Sponsorin vom "Gundermann" des Regisseurs Andreas Dresen,
nominierte "ihren" Film gleich zehnmal für den Deutschen Filmpreis
"Lola"), und das Fernsehen entkommunisiert Brecht zum gefühlt 50. Mal.
In Zeiten von Aufrüstung, Kriegsvorbereitung und Neufaschisten ist der
Bedarf an Antikommunismus besonders groß, vor allem an dem von links
bis liberal.

Ein Buch mit dem Titel "Die große Freiheit ist es nicht geworden. Was
sich für die Ostdeutschen seit der Wende verschlechtert hat", hat da
wenig Erfolgsaussichten. Verfasser ist Matthias Krauß, freier
Journalist in Potsdam und jW-Autor. Leser seiner Texte wissen, daß sie
es bei ihm nicht mit polternder oder sentimentaler Rechthaberei,
sondern mit trockenem Witz, leiser Ironie und genauer Kenntnis
Ostdeutschlands zu tun haben. Ein preußischer Lakoniker. Das schließt
Engagement ein, angefangen bei der Wahl des Titels, der einem Gedicht
Erich Kästners von 1951 auf die BRD entnommen ist. Krauß stellt seinem
Text einen Auszug voran und kommentiert: "Diese Zeilen sind inzwischen
auch Ostdeutschland wie auf den Leib geschrieben." In der
"Süddeutschen Zeitung" stand zu so etwas: "Matthias Krauß nörgelt über
den Stand der deutschen Einheit" - was Unfug ist, aber als
Primatenurteil gnädig. Krauß (geboren 1960) schreibt im ersten der 25
Abschnitte seines Buches zur Klärung, er kämpfe seit 30 Jahren "um den
postumen Ruf der DDR", ohne "dunkle Seiten zu bestreiten und
bedenkliche oder fragwürdige Dinge zu verharmlosen". Es gehe ihm
"allein darum, dem einseitigen Mainstream etwas entgegenzusetzen".
Vergebliche Mühe? Nun, es gibt Gundermann jenseits von Dresen, Brecht
jenseits der ARD und hartnäckige Tatsachen jenseits der, wie Krauß sie
nennt, "tiefgestaffelten Aufarbeitungsindustrie". Beidem widmet er
sich.

Krauß beginnt mit der Wiedereinführung von Krieg und schreibt, der
DDR-Bürger habe in einem Land gelebt, "das Frieden hielt und dessen
Politik Friedenspolitik war". Er sei jetzt "Bürger eines deutschen
Staates, der Kriege führt". Und weiter: "Der Fall der Berliner Mauer
markierte das Ende der längsten Friedensphase, die Europa in seiner
Geschichte erlebt hatte." Das Bauwerk sei "steingewordenes Symbol für
den europäischen Frieden" gewesen. Krauß durchforstet und kommentiert
auf diese Weise viele Politikfelder, seine Befunde sind nicht schön:
In der DDR herrschte soziale Durchmischung - heute dominieren Spaltung
und Entsolidarisierung, vom Bevölkerungsschwund durch Abwanderung (er
zählt 2,3 Millionen Weggezogene, eine neuere Studie 5,2 Millionen)
ganz zu schweigen. Die "Nischengesellschaft", als welche die DDR in
den "deutschen Heldensagen" auftauche, begann für Ostdeutsche 1990.
Die These, die SED habe "das Bürgertum" beseitigt und die Bevölkerung
"proletarisiert", ist ein albernes Märchen: Vor 1990 Bildungs- und
Aufstiegschancen für fast alle, danach Abwicklung, Arbeitslosigkeit
und Niedriglöhne für fast alle.

Spürbar grimmig wird der Autor beim Kapitel über die aus dem Westen
importierte, durch Geldgier und Privilegiengeilheit aufgefallene
Beamtenschaft. Deren Pensionen liegen im Durchschnitt viermal so hoch
wie ostdeutsche Renten. Das sind Welten. Er schildert weitere
"Erfolge" auf dem Land, in der Wohnungs-, Finanz- und Bildungspolitik,
in der Justiz, die Auschwitz mit dem DDR-Gefängnis Bautzen
gleichsetzte, und schreibt zur Situation ostdeutscher Frauen: 1990
hatten mehr als 90 Prozent (!) der DDR-Frauen über 25 Jahren einen
Berufs- oder akademischen Abschluß gegenüber 35 Prozent in der BRD -
das "wirkliche Erbe von DDR-Bildungsministerin Margot Honecker".

Den Abschnitt zu "Verfolgung als Daseinsweise" überschreibt Krauß mit
"Hexe, Jude, Stasi-IM". Sein Argument: Es sei "nicht illegitim,
bestürzende Parallelen herauszuarbeiten und gleichzeitig die völlige
Verschiedenheit in ihren Auswirkungen herauszustellen" - keine
Gleichsetzung. Er nennt neun Gemeinsamkeiten, darunter Verfolgung ohne
Straftat, Berufung auf Moral, staatliche Sondergesetze,
fundamentalistischen Reinheitsfimmel und die disziplinierende Warnung
an alle. Deutschland sei mit der Jagd auf IMs lange vor Donald Trump
"im 'postfaktischen Zeitalter' angekommen".

Krauß hat eine exemplarische Studie über die "Vorkriegszeit", deren
Beginn er richtig auf 1990 datiert, geschrieben. Das Verhör Brechts in
Washington 1947 fand - zwei Jahre nach Hiroshima und Nagasaki - unter
der Drohung statt, das US-Atombombenmonopol gegen die Sowjetunion
auszunutzen. Das Wissen darum machte Brecht zum Experten. Krauß ist
auch einer.

Arnold Schölzel

Matthias Krauß: Die große Freiheit ist es nicht geworden. Was sich
für die Ostdeutschen seit der Wende verschlechtert hat. 

Verlag Das Neue Berlin, Berlin 2019, 256 S., 14,99 €
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Thesen zu Stand und Gehalt der DDR-"Aufarbeitung"
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Stimmen aus aller Welt über die DDR

Solange der sozialistische deutsche Staat, die DDR, existierte,
haben sich immer wieder Persönlichkeiten aus der ganzen Welt bei oder
nach Besuchen über die DDR geäußert. Zum 30. Jahrestag am 7. Oktober
1979 hat die Auslandspresseagentur Panorama DDR über hundert solcher
Stellungnahmen in einem Buch vereint. Entstanden ist so ein Mosaik
persönlicher Erfahrungen und Erkenntnisse, die jeweils ein Stück
gesellschaftlicher Wirklichkeit widerspiegeln. Stellvertretend für die
anderen veröffentlichen wir hier einige dieser Äußerungen - Älteren
zur Erinnerung, Jüngeren zur Verdeutlichung dessen, was die DDR für
die Welt (und für uns) war.

Jörgen Larsen

Drucker, Mitglied der Hauptleitung der Landesorganisation der
Lehrlinge und Jungarbeiter, Dänemark

Was ein Däne bei uns in Dänemark über die DDR liest, hört oder sieht,
ist sehr wenig. Man muß wissen, daß 95 Prozent der Massenmedien in den
Händen der Monopolbourgeoisie vereinigt sind. Durch sie wird der
Bevölkerung ein unwahres, ein verzerrtes Bild vom Aufbau des
Sozialismus vermittelt. So kommt es, daß Leute, die nie ein
sozialistisches Land besucht haben, völlig irreale und unsinnige
Vorstellungen vom Sozialismus überhaupt haben.

Ich hatte die Möglichkeit, den realen Sozialismus in der DDR mit
eigenen Augen zu sehen und zu erleben. Dabei habe ich ein Land
entdeckt, das ganz anders ist, als es von der bürgerlichen Presse
immer dargestellt wird. Für mich war die Tatsache, daß es hier keine
Arbeitslosigkeit gibt, eine der bemerkenswertesten Feststellungen,
weil ich das Recht auf Arbeit als eines der grundlegenden
Menschenrechte betrachte.

Von den umfangreichen Rechten der Gewerkschaften und der Arbeiter
konnte ich mich bei mehreren Betriebsbesuchen überzeugen. Es ist wahr,
ohne die Gewerkschaften dreht sich in der DDR kein Rad. In sozialer
Sicherheit und Geborgenheit bauen die Bürger der DDR eine
funktionierende sozialistische Gesellschaft auf. Das zeigt mir, daß
der Sozialismus keine Utopie ist.


Luc Joseph Okio

Leiter des Studienbüros des Kongolesischen Gewerkschaftsbundes

Eine Studienreise gibt zweifellos Gelegenheit, sich zu informieren und
zu lernen, und ich kann sagen, daß ich in den zehn Tagen, die ich in
der DDR verbrachte, im Kontakt mit der Realität dieses Landes viel
gelernt habe. Ich habe festgestellt, daß die Lebensfreude dieses
Volkes und der Jugend dieses Landes ohne weiteres verständlich ist.
Hier gibt es gesicherte Existenzbedingungen für die Jugend, die
Erwachsenen und auch für die alten Menschen; jeder kann sich ständig
weiterbilden und wirksam zur Entwicklung des Landes beitragen.

Mich beeindruckte die Bereitschaft der Verantwortlichen verschiedener
Ebenen, der Arbeiter und anderer Leute, mich über die
Entwicklungsetappen ihres Landes zu informieren, und sie taten das mit
einer Offenheit, die mich geradezu überraschte. Sie sprachen auch von
den aufgetretenen Schwierigkeiten und davon, wie sie sie gemeistert
haben. Ihre Erfahrungen können für uns von echtem Nutzen sein. Ich
wünsche mir, daß die DDR ihre Erfahrung beim Aufbau des Sozialismus
mit vielen anderen Ländern teilt, insbesondere mit den jungen
Nationen, die sich wie mein Land für einen nichtkapitalistischen
Entwicklungsweg entschieden haben.




Santiago Concha

Chilenischer Arbeiter

Nachdem ich wegen des faschistischen Putsches Chile verlassen mußte,
erlebte ich hier in der sozialistischen DDR die Solidarität eines
ganzen Volkes. Meine Familie hat warmherzige Aufnahme gefunden und
liebevolle Betreuung erfahren, uns fehlte es an nichts. So konnten
jene Tage des Schreckens, die die Faschisten in unser Leben gebracht
hatten, ausgelöscht werden. Nach dem Terror in Chile fanden wir hier
wieder sicheren und ruhigen Schlaf. Schließlich das Wichtigste: Wir
bekamen Arbeit.

Die erste Zeit lebten wir in Frankfurt (Oder), und ich war in einer
Möbelfabrik tätig. Die Werkleitung stellte mir einen Ingenieur zur
Seite, der mich fachlich anleitete. Seit zwei Jahren bin ich mit
meiner Familie in Berlin, arbeite in der Produktion des
Möbelkombinates. Es wurde für mich zu einer wertvollen Erfahrung, an
der Planerfüllung in einem sozialistischen Betrieb teilzuhaben. Ich
fühle mich bei meiner Arbeit glücklich, dort wächst mir neue Kraft zu.
Das Exil in der DDR, die feste Verbundenheit ihrer Bürger mit unserem
Kampf gegen das Pinochet-Regime ist uns eine wirksame, umfassende
Unterstützung.



Jean Damu

Journalist der "People's World", San Francisco, USA

In der Nervosität der Presseberichterstattung von den Olympischen
Spielen 1976 in Montreal erhielten individuelle Siege und Niederlagen
große Aufmerksamkeit; viele außerordentliche nationale sportliche
Erfolge gingen dagegen in der Aufregung unter. Zum Beispiel wäre es
für ein Land oder einen Staat wie Ohio höchst unwahrscheinlich, wenn
er mit 90 olympischen Medaillen aus Montreal zurückgekehrt wäre. Ohio
hat natürlich nicht als eine separate Nation an der Olympiade
teilgenommen, aber die Deutsche Demokratische Republik, ein in Größe
und Bevölkerungszahl mit Ohio vergleichbares Land, tat es. Sie nahm
als ein eigenständiger Staat teil und gewann 90 olympische Medaillen.
Um es genau zu sagen: 40 goldene, 25 silberne und 25 bronzene
Medaillen - die zweithöchste Medaillenzahl außer der Sowjetunion, die
irgendein Land gewonnen hat.

Das klingt unglaublich, ist aber ein Zeichen dafür, welche wichtige
Rolle der Sport und die olympische Bewegung in der sozialistischen
Gesellschaft spielen.

An der Olympiade in Montreal nahmen elf sozialistische Länder teil und
gewannen 121 der 198 Goldmedaillen. Die Sowjetunion, die der
olympischen Bewegung vor nur 24 Jahren in Helsinki beitrat, führte
erneut bei der Anzahl aller gewonnenen Medaillen.

Die DDR ist ein Land mit einer technisch fortgeschrittenen Industrie,
wo das Volk sich eines hohen Lebensstandards erfreut. Die
phantastischen Triumphe des Landes bei der Olympiade in Montreal sind
das Ergebnis der Kinder- und Jugendspartakiaden, die vor zehn Jahren
auf landesweiter Ebene begannen. Seit dieser Zeit haben zehn Millionen
junge Bürger daran teilgenommen, und nahezu eine ganze Generation von
Sportlern mit Weltrekordergebnissen ist entstanden.

In der DDR ist der Sport kein Privileg einzelner, sondern wird als ein
Recht für das ganze Volk betrachtet. Die sozialistische Verfassung der
DDR garantiert dieses Recht, und Millionen Menschen aller
Altersgruppen sind ermutigt, sich geistig und körperlich soweit wie
möglich zu entwickeln.




Antonio Samaranch (1920-2010)

Langjähriger Sportfunktionär und IOC-Präsident

Vor allem der hohe Stand der sportlichen Ausbildung, der so plastisch
auf dem Turn- und Sportfest zum Ausdruck kam, hat mich fasziniert. Wer
dieses unvergeßliche Fest miterlebt hat, der begreift gut, woher das
Ansehen und die weltweite Wertschätzung des DDR-Sports rühren. Und ich
bin sicher, daß auf dieser Grundlage auch künftig gute Ergebnisse bei
der Entwicklung des Sports in seiner umfassenden Bedeutung als Faktor
der Gesundheit, der Erziehung und der Persönlichkeitsbildung erzielt
werden und zugleich der olympischen Bewegung genützt wird. Die DDR hat
mit diesem Leipziger Fest dem Anliegen Olympias einen prächtigen
Dienst erwiesen.

 * 

Begegnungen aus neun Jahrzehnten

Als wir uns das erste Mal begegnet sind, gehörte ich im
Schriftstellerverband der DDR zum Nachwuchs, unter: könnte begabt
sein, aber das war nicht sicher. Walter Kaufmann war ein
Schriftsteller, der sich schon Ansehen und Respekt verdient hatte.
Außerdem ansprechbar oder berührbar, aber das wußte man einen Moment
vorher nie. Es war immer seine Entscheidung. Es ist fünfzig Jahre her,
daß ich dachte, was für ein anziehender männlicher Kollege,
ausgestattet mit einem Charme, den man nicht erlernen kann, denn er
braucht eine Art von ständigem Zufluß, den keiner beim Ausruhen im
Sessel erwirbt.

Er hat mich beeindruckt, damals. Heute könnte ich ihn um ein Gespräch
bitten, aber da vertraue ich dem Zufall.

Er ist Jahrgang 1924, aber kein alter Mann, sondern ein Kollege mitten
in der Arbeit. Eben hat er ein neues, wiederum autobiographisches Buch
veröffentlicht: "Die meine Wege kreuzten: Begegnungen aus neun
Jahrzehnten". Beim Lesen erging es mir so, wie Walter Kaufmann das
Schreiben daran schildert: Eine Leichtigkeit sei da entstanden, eine
Leichtigkeit, die man sich immer wünscht, aber nie erzwingen kann,
nicht beim Schreiben, und beim Lesen auch nicht.

Bis zur Seite 25 kann ich gut damit leben, daß er ein kleiner Sohn ist
und fast so leben darf, wie man es sich für kleine Jungen wünscht.
Aber dann trifft die Kralle mein mütterliches Herz und läßt es nicht
mehr los. Sein Leben ist bedroht, und ehe er endlich in fragwürdige
Sicherheit gelangt, sind die jüdischen Eltern schon zum Sterben
verurteilt, und es gibt niemanden, der das Kind schützen könnte und
lieben würde. Später sagt jemand, daß er "nun auch nichts mehr für die
Eltern tun könne". Sie sterben schließlich in Auschwitz.

Walter Kaufmann gehört zu denen, die unsere Vorbilder waren: Nur sie
hatten solche Erfahrungen, gereift in der Nähe von Feuern, denen wir
nie ausgesetzt waren. Wenn man auch nach dem Krieg, sofern man es nur
wollte, über die Fakten fast alles erfahren konnte. Die Entscheidung,
ob man sich dem aussetzt, was dann das eigene Denken und Wollen ein
Leben lang beeinflußte, die hat sich mir nie gestellt: Es war so, und
hat sich Wege der Entwicklung erzwungen.

An seinem neuen Buch gefällt mir besonders: Die Menschen, die da im
Dunkel der Nacht eintreten und dafür sorgen, daß er sich so genau an
sie erinnert, die zeichnen den Lebensweg von Kaufmann auf ihre Weise.
Sie alle sind Menschen, die seinen Weg begleitet haben, und sie lassen
uns besser wissen, wie es war: Mit einem der letzten Kindertransporte
gelangte er 1939 nach England, wo ihn auch keiner wollte, wurde nach
Heimaufenthalt auf ein Schiff geworfen und kam so 1940 nach
Australien.

Es folgte schwere Arbeit in vielen Berufen, von denen er keinen
erlernen konnte, und aus dem sich doch ein Leben ergab, das es als
vorgeschriebenen Weg so nicht gibt. Und wenn jemand, so erzählt uns
der Autor, unversehens viel später aufgetaucht ist und ebenso
unerklärlich für immer wieder verschwindet, dann läßt Kaufmann das so
stehen, und das gefällt mir. Es ließen sich ja viele Gründe erfinden,
viele Auslegungen wären denkbar, aber so ist das Leben nicht. Und das
weiß Kaufmann.

Wie selbstverständlich sind wir doch bei Konferenzen,
Solidaritätsbasaren und zufälligen Treffen damit umgegangen, daß sie
uns in Büchern in ihre vernarbte Seele blicken ließen und sogar
teilhaben an dem, was sie selber gerettet hat: einer Kraft, die sich
bildete, weil sie sich selber bildeten. So haben sie versucht zu
verwinden, was ihnen angetan worden war und als Weltwissen und
Überlebenserfahrung bleiben muß. Walter Kaufmann konnte nach
Jahrzehnten in seine deutsche Heimat zurückkehren: als Soldat, und
damit als einer derjenigen, die Nazideutschland besiegt haben.

Wir hatten sie sehr lange neben uns, diese Frauen und Männer, die
durch Überforderungen gegangen waren, von denen wir keine oder immer
zuwenig Ahnung hatten. Manchmal waren wir es auch leid, daß sie unsere
Vorbilder blieben. Wir konnten da nur wenig aufholen. Aber wir, ihre
sperrigen Lehrlinge, haben ihnen nicht nur zugehört und abgeguckt,
sondern gelernt, ihnen unbefangen dankbar zu sein. Für mich gilt das.
Menschen mit seiner Erfahrung habe ich am ehesten vertraut.

Und ich durfte ihnen noch begegnen, vielen von denen, die überlebt
hatten.

Walter Kaufmann verdanke ich in manchen Zusammenhängen eine Festigung
meiner Ansichten und eine Bestärkung der sperrigen Erkenntnis, wie
ernst dieses Leben ist und wie wichtig, eine eigene Haltung zu finden.
Manchmal frage ich mich, wie so ein welterfahrener Mann mit der
jetzigen Situation in Deutschland zurechtkommt; woher er die Kraft
nimmt, trotz allem doch wieder und noch einmal einen Anfangssatz zu
bilden, und von ihm aus zu erzählen, was er so noch nicht gesagt hat.
Da geht es um mehr als um eigenes Befinden, mehr als eine Urerfahrung,
die absperrt und jeden weiteren Schritt verbieten könnte. Sich so zu
verhalten, wäre wahrscheinlich das Ende für sein Erzählen gewesen.

Respekt, lieber Kollege, noch immer anziehender Mann, noch immer
jemand, von dem ich gern etwas übernehme, was ich so noch nicht
gesehen habe. Ich freue mich auf dein nächstes Buch.

Gisela Steineckert

Walter Kaufmann: Die meine Wege kreuzten. Begegnungen aus neun
Jahrzehnten. 

Quintus-Verlag, Berlin 2018, 168 S., 18 Euro

 * 

LESERBRIEFE

Als Sahra Wagenknecht ihren Rückzug aus der Führungsspitze von
Aufstehen bekanntgab, da verkündeten Spitzenpolitiker aller Parteien
im Grundtenor der Mainstream-Medien "Aufstehen ist tot!". Die Reaktion
in der Potsdamer Regionalgruppe: "Das hätten sie wohl gern. Wir machen
weiter. Aufstehen - Jetzt erst recht!" Den Rückzug von Sahra haben
auch wir mit Bedauern zur Kenntnis genommen. Die Führungsspitze war
offensichtlich mit dem Engagement vieler, die sich schnell
basisdemokratisch organisieren und öffentlichkeitswirksam aktiv werden
wollen, überfordert. Im Nu hatten sich ca. 200 Regionalgruppen
gebildet. Der Spitze gelang es nicht, eine effektive und transparente
Kommunikation mit der Basis sicherzustellen. Das hat den Aufbau von
Aufstehen behindert.

Unser Bündnis versteht sich gemäß dem Gründungsaufruf als Teil der
bundesweiten überparteilichen und außerparlamentarischen
Sammlungsbewegung. Seit Bestehen der Gruppe (September 2018) agieren
wir im Verbund mit anderen Regionalgruppen basisdemokratisch und das
mit Erfolg. Am 17. November 2018 sind wir mit unserer Demonstration
unter dem Motto "Würde statt Waffen" öffentlichkeitswirksam in der
Landeshauptstadt Potsdam gestartet. In den ersten Monaten mußten wir
viel Zeit und Kraft in den Organisationsaufbau stecken. Nun haben wir
sieben aktive Arbeitsgruppen und gut funktionierende
Kommunikationsnetze. Wir vernetzen uns offline und über Online-Foren.
Wir gehen auf die in Potsdam handelnden demokratischen Kräfte -
Parteien, Gewerkschaften, Vereine, Bürgerinitiativen und
Aktionsbündnisse - zu und beteiligen uns auch an deren
Veranstaltungen. So waren wir aktiv an der Vorbereitung und
Durchführung des diesjährigen 18. Potsdamer Ostermarsches sowie an
anderen Demonstrationen und Veranstaltungen, z. B. zum 1. Mai,
beteiligt.

Interessierte können sich über potsdam-aufstehen.de und unser Forum
unter aufstehenbrandenburg.org informieren.

Aufstehen, Regionalgruppe Potsdam


Die herrschende Macht, das große Kapital, kann es sich noch
leisten, dem gemeinen Volk einen Spiegel vorzuhalten, in dem ein Blick
in seine Abgründe gezeigt wird.

Beispielhaft sei auf einen Beitrag in der "jungen Welt" "Reichtum
verpflichtet" am 10. April hingewiesen. Es heißt dort: "Bei aller
Schönrederei der sozialen Lage in Deutschland, die uns von
interessierter Seite immer wieder begegnet, sind sich so gut wie alle
Sozialverbände, Fachverbände und schließlich der DGB völlig einig: Wir
haben ein unerträgliches Maß an Armut in diesem reichen Deutschland.
Die Armut ist auf traurigem Rekordhoch. Mehr als 13 Millionen Menschen
müssen nach dem jüngsten Armutsbericht des Paritätischen zu den Armen
gezählt werden." Natürlich stimmen alle diese Fakten. Auch wäre es
möglich, die Armut "in diesem Land mit dem fünftgrößten
Bruttoinlandsprodukt auf der Erde" abzubauen, denn das ist kein
ökonomisches, sondern ein politisches Problem.

Aber der Autor irrt, wenn er meint, die Armut sei vom Himmel gefallen.
Richtig ist, sie hat sich im Laufe der Entwicklung aus den
kapitalistischen Eigentumsprinzipien ergeben. Diese lauten: privater
Besitz der Produktionsmittel, gesellschaftliche Produktion, private
Aneignung der Ergebnisse.

Natürlich ist es ohne eine revolutionäre gesellschaftliche Situation
nicht erfolgversprechend, das Beseitigen der kapitalistischen
Ausbeuterordnung auf die Tagesordnung zu setzen. Aber wichtig ist es,
mit den Menschen über den Zusammenhang ihres ärmlichen Lebens mit dem
Profitstreben eines winzig kleinen Teiles der Erdbewohner zu sprechen.
Die Gelbwesten in Frankreich erklärten in einem ihrer
Forderungskataloge, daß es für sie unerträglich ist, daß 26
Milliardäre auf der Erde sich den gesellschaftlichen Reichtum aneignen
können, den die Hälfte aller Bürger, also etwa 3,7 Milliarden,
schaffen, während sie und ihre Kinder hungern müssen.

Günther Freudenberg, Bernburg


Zur Leserbriefanfrage von Helmut Faure, RF 255, S. 35

Es ist reiner Zufall, daß ich gerade das Buch von John Reed "10 Tage,
die die Welt erschütterten" und von Harald Wessel über den "Roten
Reporter aus dem wilden Westen" in der Hand habe. Auf Seite 230
(Dietz-Verlag 1979) beschreibt Reed, wie Soldaten sich beim
Kommandanten beklagen, daß die Konterrevolutionäre genauso verpflegt
werden wie die Wachen. "Wir sind Revolutionäre und keine Banditen",
antwortet der Kommandant den Soldaten.

"Mach's gut, ich ziehe mich ins Privatleben zurück", rief mir in
diesen Tagen ein Gesprächspartner nach, derweil sich die
institutionalisierte Macht des Privateigentums an Produktionsmitteln
bedient, um politisches Bewußtsein gezielt beeinflussen zu können. Das
Kapital nimmt sich die Freiheit zur Aneignung gesellschaftlicher
Lebensgrundlagen Luft, Wasser, Boden einschließlich seiner "Schätze".
Dazu kommt etwa der Mißbrauch der Meere als Abfallgrube. UNO und
"Hilfsorganisationen" sammeln Zahlen und veröffentlichen Statistiken
über den Hunger in der Welt. Ziehen sich Kämpfer für eine neue Welt
ins Privatleben zurück?

Ich besuche seit Jahren regelmäßig Moskau und den Gedenkstein für John
Reed an der Kremlmauer. Ewiger Ruhm den Helden der Revolution, die im
Kampf um die Sowjetmacht gefallen sind! Wofür will die neue Generation
kämpfen?

Manfred Wozniak, Erfurt


Die Freitagsdemos von Schülerinnen und Schülern zeigen, daß die
Jugend bereit ist, sich zu engagieren, denn sie spüren Wut gegen jene,
die ihre Zukunft zerstören, weil diese einen Götzen anbeten. Sie sind
es leid, herumgeschubst zu werden und gesagt zu bekommen, daß es keine
Alternative gäbe. 

Können sie den Kampf um ihre Zukunft gewinnen? Ich möchte ihnen sagen:
Bleibt standhaft in euren Utopien, denn sie sind die Realität von
morgen! Ihr müßt mutig sein, damit aus euch nicht die Teilnahmslosen
und Angepaßten eines ungewissen Morgen werden.

Benjamin Lapp, Bischoffen



In den letzten Monaten gingen Tausende in der ganzen BRD auf die
Straße, um gegen die steigenden Mietpreise zu demonstrieren. Denke ich
an die unverschämten Wuchermieten, fällt mir Brechts Verszeile ein:
"... und der Haifisch, der hat Zähne ..." Es ist Zeit, daß die
Miethaie Widerstand zu spüren bekommen, z. B. durch entschädigungslose
Enteignung.

Günter Röska, Leipzig


Dreißig Jahre "Mauerfall", 30 Jahre "Beitritt" der DDR zur
Bundesrepublik - zwei Daten in diesem und im nächsten Jahr, die
einiges von den bürgerlichen Medien erwarten lassen. Die vage Hoffnung
auf eine objektive Aufarbeitung der Geschichte ist bisher enttäuscht
worden. Woran das liegt, ist deutlich genug. Man will es nicht. So ist
bisher viel zu wenig untersucht worden, wie es zur Gründung der DDR
kam. Es reichte der offiziellen Geschichtsschreibung und den Medien,
über ihre Schattenseiten und Unzulänglichkeiten zu reden und sie von
Anfang bis Ende zu verteufeln, ja sie oft sogar mit der Nazidiktatur
zu vergleichen.

Und zweitens fehlt fast völlig eine sachliche Beurteilung der
vergangenen 30 Jahre mit der Deindustriealisierung eines Landes, der
Enteignung und Enttäuschung ihrer Bürger. Erst das Aufkommen
nationalistischer Tendenzen, besonders in diesem Teil Deutschlands,
führt zu einigen bisher halbherzigen Versuchen, diese Entwicklung
näher zu untersuchen. Sicher sind die bevorstehenden Landtagswahlen in
drei ostdeutschen Bundesländern der eigentliche Auslöser dieser
Aktivitäten.

Wie kam es zur Gründung der DDR? Nach der Katastrophe des 2.
Weltkrieges gehörte es zum geostrategischen Konzept der beiden
alliierten Hauptmächte, den USA und der Sowjetunion, sich die im
Ergebnis des Krieges geschaffenen Einflußzonen zu sichern. Die
Sowjetunion, die die größten Opfer und Zerstörungen erlitten hatte,
wollte Sicherheit, um ihre durch den Krieg unterbrochene
gesellschaftliche Entwicklung fortzusetzen. Dazu waren Frieden und
Verbündete notwendig oder zumindest neutrale Partner. Mit der
Neutralisierung Österreichs gelang es; in Deutschland scheiterten die
bis in die 50er Jahre gehenden Versuche, es als Einheit zu
neutralisieren. In Westeuropa dominierten die USA mit Marshallplan und
NATO-Gründung die Entwicklung. Sie nutzten die im Krieg errungene
Stärke, um Positionen zu beziehen, die letztlich zum "Eisernen
Vorhang" und zum kalten Krieg führten. Medial ist es dem Westen
gelungen, die damit verbundene Spaltung Europas und Deutschlands dem
Osten anzulasten. Nach der Gründung der Bundesrepublik wurde die DDR
gegründet, nach dem Beitritt der BRD zur NATO wurde die DDR Mitglied
des Warschauer Vertrages. Beide Staaten waren sowohl ökonomisch und
erst recht politisch total von der Sowjetunion bzw. den USA abhängig.
In gewissem Sinne waren sie Verhandlungsmasse zwischen den
Großmächten. Die Bundesrepublik befindet sich weitestgehend noch heute
in dieser Rolle, wie der aktuelle US-Botschafter in Berlin immer
wieder beweist.

Nun zu den letzten 30 Jahren. Sie werden als Befreiung deklariert. Die
Mauer fiel, die Menschen konnten reisen. Das Konsumangebot war kaum
faßbar, die Medien weltoffen, Freiheit, wohin man blickte. Dieser
Konsumund Freiheitsrausch überdeckte lange Zeit die Probleme, die neu
auf die Menschen zukamen. Mit der Treuhand begann die
Deindustrialisierung, mit der Restitution, der Rückgabe vor
Entschädigung, begann die Enteignung, mit der Auflösung der
Wissenschafts- und Kultureinrichtungen begann die Entsorgung der
Eliten, mit der Einführung neuer Gesetze und Verhaltensweisen begann
ein totaler Umbau der Gesellschaft, des Alltags, der ganz persönlichen
Existenzgrundlagen. Für viele wurde die DDR als wertloses Leben
deklariert. Die Meinungshoheit über diese Zeit lag bei den neuen
Machthabern und denen, die diesen untergegangenen Staat von Beginn an
abgelehnt hatten oder von ihm enttäuscht worden waren. Daran hat sich
bis heute nichts geändert. Im Gegenteil, nationalistische Kräfte
nutzen das beginnende Erwachen über die Ohnmacht des einzelnen, über
seine aktuelle Angst vor Alter, Arbeitslosigkeit und Wohnungsverlust,
um eigene Interessen im politischen Kräftespiel zu verwirklichen.

Franz Tallowitz, Saterland


Was bedeutet den heute in Deutschland Herrschenden ihr
unverkennbares Streben nach Weltmacht? Offensichtlich ist, daß das
kürzlich abgehaltene Treffen der Bundeskanzlerin mit führenden
Vertretern der deutschen Industrie genau diesem Ziel diente. Man
braucht eine EU, die deutsch ist. Ist dies für Großbritannien ein
Grund, sich mit dem Brexit von der deutschen Vorherrschaft in der EU
befreien zu wollen?

Hans-Georg Vogl, Zwickau


Wie ist das noch zu verstehen? Medial TV und große Bühne für den
Seenotretter C-P. Reisch und Auszeichnung mit einem Preis für Frieden
und Menschenrechte. Dank seiner Aktion wurden zahlreiche Menschen vor
dem Tod im Mittelmeer gerettet. Zur gleichen Zeit und Stunde ertrinken
noch mehr und weiter Flüchtlinge im Mittelmeer infolge der
Abschottungspolitik Deutschlands und dieser EU. Wie paßt das zusammen?
Warum muß das so sein? Fehlt es an den Mitteln oder dem politischen
Willen? Fehlt es an Einsatz für oft gelobte Werte und Menschenrechte,
oder beläßt man es bei verbalen Bekenntnissen, sonnt sich in privaten
Initiativen und verschweigt ansonsten das tägliche Sterben?

Libyen, wie wir wissen, spielt für die EU eine unsägliche Rolle bei
der Flüchtlingsabwehr. Wer skandalisiert diese Zustände, wie wir zu
Venezuela oder anderswo gern informiert werden? Wieder Krieg in Libyen
sehen und hören wir. Was heißt das für Menschen auf der Flucht, und
wer vor allem stellt die Frage, wer und was Libyen zu dem gemacht hat,
was es heute ist. Wie so oft eben die Stunde Null. Es gab kein Vorher,
keine Verursacher, keine Schuldigen und keine Kriegstreiber,
Interessen, die heute überall auf der Welt militärisch gelöst werden
sollen. Heuchelei, Unmenschlichkeit, Menschenverachtung in einer Welt,
die sich in höchsten Tönen lobt und preist. Wofür? Stinknormaler
Kapitalismus, Imperialismus, der mehr denn je mordet und tötet. Mehr
als der Wahnsinn, der das Ende signalisiert, aber dem das Ende auch
bereitet werden muß.

Roland Winkler, Aue


Wer den Namen des Ortes Garzau bei Strausberg/Rehfelde hört,
kann wohl zunächst nur wenig damit anfangen. Spuren jüdischer
Zwangsarbeit während der Nazizeit waren nicht zu finden, und auch die
heutige Gemeindevertretung weiß wohl kaum etwas darüber. Die
Philosophin Dr. Erika Schwarz und ihr Mann, der ehemalige DDR-Diplomat
Gerhard Schwarz, aus Rehfelde haben durch ihre umfangreichen
Forschungen im In- und Ausland versucht, eine Gedächtnis- und
Geschichtslücke zu schließen, die von der "amtlichen"
Geschichtsforschung weitgehend unbeachtet geblieben war. Beide
stellten vor einiger Zeit ihr Buch "Das Rittergut Garzau und jüdische
Zwangsarbeit" im Zusammenwirken mit der "RotFuchs"-Regionalgruppe
Frankfurt/Oder in der hiesigen Jüdischen Gemeinde vor.

Die Mißachtung der Menschenwürde, die Aberkennung jeglicher Bürger-
und Menschenrechte, zunehmende Schikanen bis hin zu brutalen
Gewaltakten bestimmten insbesondere nach der Pogromnacht vom 9./10.
November 1938 das Leben der jüdischen Bevölkerung in Deutschland. Wer
nicht zu denen gehörte, die noch rechtzeitig ins Ausland emigrieren
konnten, oder wer noch immer die Hoffnung nicht aufgegeben hatte und
meinte, der faschistische Spuk müsse ja bald vorbei sein, sah sich
getäuscht und zunehmend seiner materiellen und ideellen
Existenzgrundlagen beraubt. Neben unzähligen Berufs- und
Gewerbeverboten wurde es Juden u. a. untersagt, Kulturveranstaltungen
zu besuchen. Kinder wurden aus Schulen, Studenten und Dozenten aus
Hochschulen und Universitäten verbannt. Erwerblose und verarmte Juden
wurden durch extra für sie eingerichtete Arbeitsämter erfaßt,
vermittelt und rekrutiert, um dann zwangsverpflichtet, gruppenweise im
"geschlossenen Arbeitseinsatz" in privaten und kommunalen Betrieben zu
schuften. Nach Kriegsbeginn wurden sie verstärkt in der
Rüstungsindustrie und kriegswichtigen Betrieben, aber auch in der
Land- und Forstwirtschaft eingesetzt und anschließend in den Tod
deportiert.

Volker Link, Frankfurt (Oder)



Die bürgerlichen Medien haben keine Skrupel, die Bevölkerung auf einen
kommenden Krieg vorzubereiten. Deshalb hier eine Stimme, die bereits
vor Jahrzehnten gegen Kriegspropaganda und Krieg zu Felde zog. Die
Schweizer Zeitung "Neue Wege", eine Publikation mit Beiträgen zu
Religion und Sozialismus, brachte 1983 in ihrem Heft 11 folgenden
"Brief eines Feiglings" (als Nachdruck aus der
christlich-sozialistischen "CfS-Korrespondenz" Nr. 40):

Liebe Regierung in Bonn und auf der Hardthöhe! Da ich mich von den
Russen nicht so bedroht fühle, wieviel uns das kostet, möchte ich
gerne meine monatliche Einlage für die Abschreckung der Russen, die
sogenannte Abschreckungszwangsgebühr, mit meiner Einkommenssteuer
aufrechnen und beantrage hiermit, mir meine Verteidigung selbst zu
überlassen. 

Begründung: So gefährlich, wie unsere jetzige Abschreckung vor den
Russen ist, können die Russen selber gar nicht sein. Auch hat mein
Vater kein Land, so daß ich über kein Vaterland im eigentlichen Sinne
verfüge. Sollen doch die das Vaterland verteidigen, die auch genügend
Land haben. Sollte es sich jedoch bei dem Vaterland um jenes
übergeordnete Land handeln, das angeblich die Landlosen mit den
Landbesitzern so innig verbindet, so bitte ich Sie, hohe Regierung,
noch einmal die vielen Birkenkreuze zu zählen, mit denen der
Idealismus des einfachen Volkes so oft geendet hat.

Ich habe lediglich mich selber, eine Gattin, zwei Kinder und einige
gebrauchte Möbel zu verstaatlichen, was eine mögliche Enteignung in
Grenzen hält. Ich bitte, mich lediglich mit einer weithin sichtbaren
weißen Fahne auszustatten, denn wie ich mich kenne, bin ich im Notfall
doch lieber rot als tot ... Im Grunde ist mir heute schon die
Vorstellung lieber, zum Beispiel als angeschlossenes Mitglied der
Italienischen Kommunistischen Partei, lebend Lasagne in Bologna zu
essen, als für Ronald Reagan ins Gras zu beißen und tot zu sein. Ich
könnte mir sogar vorstellen, daß man, wenn man tot ist, gar nichts
mehr ändern kann, dagegen, wenn man rot ist, immer noch etwas, da man
dann ja noch lebt. Und solange die Rüstungsindustrie bei uns in
privaten Händen ist, glaube ich sowieso kaum noch ein Wort über die
Bedrohung aus dem Osten. Da wollen sich doch nur einige etwas in die
Westentasche stecken.

Zum letzten bin ich gar nicht so sicher, daß die Russen kommen.

Ich weiß nur, daß die Amerikaner schon da sind.

Mit freundlichen Grüßen

gez. Ein Feigling(*)


Der "Brief eines Feiglings" ist 36 Jahren nach seinem Erscheinen
immer noch aktuell. Ob er allerdings heute außer im "RotFuchs" noch
gedruckt werden würde, bin ich mir nicht sicher.

Johann Weber, Niederbayern

(*) Verfasser des Briefes war der süddeutsche Kabarettist, Autor,
Regisseur und Schauspieler Helmut Ruge (1940-2014)



Zu "Keine neuen US-Raketen in Europa!", RF 255, S. 2

Nachdem der INF-Vertrag nun Geschichte ist, droht ein neues atomares
Wettrüsten zwischen den USA und Rußland. Europa kann dabei sehr
schnell zu einem Spielball der atomaren Aufrüstung der USA werden,
denn wo sonst sollten die Vereinigten Staaten von Amerika ihre
atomaren Mittelstreckenwaffen stationierten wollen? Es sollte nicht
nur heißen "Keine neuen Atomwaffen der USA in Europa", sondern auch,
alle Atomwaffen der US-Streitkräfte raus aus der BRD! Weder alte noch
neue Atomwaffen in der BRD! Alle US-Stützpunkte wie zum Beispiel die
Ramstein Air Base gehören geschlossen. Die Bundesregierung könnte ein
wichtiges Zeichen setzen, indem sie endlich den UN-Vertrag zur Ächtung
von Atomwaffen unterzeichnet.

René Osselmann, Magdeburg



Zu Dr. Peter Elz: Der Kapitalismus hat seine Schuldigkeit getan
­..., RF 255, S. 25 

Dieser Beitrag ist für mich ein Schnelldurchgang bei der Skizzierung
der Entwicklung des Kapitalismus, mit der Schlußfolgerung, daß dieser
abtreten kann oder anders gesagt, dessen Überwindung überfällig ist.


Doch ist die Situation tatsächlich bereits herangereift, daß die
Überwindung des Kapitalismus wirklich auf der Tagesordnung steht?

Ich bin mir sicher, daß der Autor diese und die anderen offenen Fragen
nicht abschließend beantworten kann und es auch gar nicht in seiner
Absicht lag, eine Antwort vorzugeben. Vielmehr ist der Artikel nicht
nur ein Anreiz, sondern auch als ein Aufruf zu verstehen, nach
Lösungswegen zu suchen. Es wäre wünschenswert, wenn im "RotFuchs" dazu
ein intensiver Gedankenaustausch stattfinden würde, der auch Meinungen
und Visionen zuläßt, die nicht gleich eine breite Zustimmung erwarten
lassen. Ich finde, gerade dieser sachlich geführte Gedankenaustausch
ist für die gesamte linke Bewegung von Bedeutung. Wenn man sich über
diese Thematik austauscht, wird man automatisch dazu animiert, bei
unseren Klassikern und weiteren fortschrittlichen Kräften nachzulesen.


Das Fazit des Autors ist mehr als logisch, denn im Grunde steht nicht
mehr und nicht weniger auf dem Spiel als die weitere Existenz der
Menschheit auf diesem Planeten. Die Historie der kapitalistischen
Entwicklung hat bewiesen, daß die Gier nach Maximalprofiten den
Konkurrenzkampf und den Egoismus so verschärft, daß der Kampf um
Rohstoffe, Absatzmärkte und Macht mit kriegerischen Mitteln erfolgen
wird. Da die Rüstungsindustrie derart politischen wie wirtschaftlichen
Einfluß besitzt, ist die Gefahr eines erneuten Infernos für die
Menschheit jederzeit präsent. Allein schon aus diesem Grund ist die
Überwindung des Kapitalismus vordringliche Aufgabe der heutigen Zeit.

Carsten Hanke, Rostock


Die Probleme, vor denen wir heute stehen, sind nicht
ausschließlich Folge des kapitalistischen Wirtschaftssystems. Manche
sind wesentlich älter. Schon zur Zeit der Sklavenhalter wurde die
"materiell-technische Basis der gesamten Gesellschaft" auf Kosten von
"Barbaren" und der Umwelt ausgebaut - Marine, Militärtechnologie,
Bewässerung, Architektur usw.

Nutznießer waren die nicht Versklavten, und auch Roms Plebejer waren
nicht gegen die Sklaverei, sondern nur an einem gesicherten und
größeren Anteil an den von der Beute abfallenden Brosamen
interessiert.

Bauernkrieger und aufständische Handwerker kämpften nicht gegen das
Feudalsystem, für dessen Raubzüge sie die materielle Basis schufen,
sondern isoliert nur gegen dessen Auswirkungen, die sie selbst
betrafen.

Arbeiter in der Rüstungsproduktion waren nicht gegen militärische
Überfälle auf "Eingeborene", für die sie die materielle Basis
lieferten. Sie kämpften gegen die ungerechte Verteilung der Beute, von
der sie viel zu wenig abbekamen. Bisher ist jede Widerstandsbewegung
auch wegen dieser jahrtausendelang tradierten und anerzogenen
kurzsichtigen Partikularinteressen gescheitert. Heute treten selbst
Linke nicht gegen Kapitalismus, Neokolonialismus, NATO-Überfälle oder
die Plünderung der in die EU gelockten schwächeren Volkswirtschaften
durch das deutsche Kapital auf. Sie sind nur dagegen, daß der
Beuteanteil der Arbeiterklasse immer geringer wird.

Nur durch Aufklärung und politische Schulung ist dieses
Gedankenleergut aus den Köpfen zu entfernen.

Otto Kustka, Litschau (Österreich)


Jetzt 95jährig, wurde ich Ostern vor 89 Jahren in der "Freien
Schule" in Köln eingeschult, die aber im faschistischen Deutschland
1934 verboten und geschlossen wurde.

Meine Eltern waren Kommunisten. In diesem Sinne wurden wir, meine drei
Brüder und ich, erzogen.

Ich erinnere mich daran, daß mein Vater (er war schon vier Jahre
arbeitslos) sich einen "Detektor", ein radioähnliches Gerät, gebastelt
hatte, sogar den Sender Moskau hereinbekam und uns Kindern abwechselnd
den Kopfhörer überstülpte und Freudentränen in den Augen hatte, die
Stimme aus der Sowjetunion zu hören. Beim Kartoffelschälen saß ich vor
ihm auf der Fußbank, er hat mir die "Internationale" erklärt: Es
rettet uns kein höheres Wesen, kein Gott, kein Kaiser noch Tribun, uns
aus dem Elend zu erlösen können wir nur selber tun.

Am 2. Januar 1933, einen Tag nach meinem neunten Geburtstag, haben die
Faschisten meinen Vater auf der Heimfahrt nach einer KPD-Versammlung
auf der Straße bei Andernach überfahren und sterbend liegengelassen!


Am 8. Januar waren 4000 Menschen zur Urnenbeisetzung gekommen. Es
folgten zwölf Jahre Faschismus mit sechs Kriegsjahren. Das war es, was
ein kapitalistisches System in sich trägt. Ich hatte Glück, 35 Jahre
mit meinen Kindern in der DDR, in einem sozialistischen Land, wo die
Friedenstaube zu Hause war, zu leben.

Elisabeth Monsig, Gartz



Zum Leserbrief von Manfred Wild, RF 255, S. 33

Seinem Vorschlag, eine Zusammenstellung all dessen anzufertigen, was
in der DDR fehlte, würde ich entgegenhalten, all das
zusammenzustellen, was es in der DDR gab und woran es heute fehlt bzw.
mangelt, z. B. soziale Sicherheit und Geborgenheit, kostenlose
Medikamente und medizinische Versorgung, von guter Zusammenarbeit und
Hilfsbereitschaft gekennzeichnete Arbeitsverhältnisse, preiswertes
Wohnen, hohes Bildungsniveau und kostenloser Zugang zu allen Ebenen
des Bildungssystems, staatlich und betrieblich geförderte
Kinderbetreuung und Freizeitgestaltung. Eine strikte Friedenspolitik
und freundschaftliche Zusammenarbeit mit vielen Staaten und kein
Geschäft mit der Rüstung.

Dr. Werner Kulitzscher, Berlin


Zu David Goeßmann: Die Erfindung der bedrohten Republik, RF
256, S. 8 

Das ist das Buch, auf das ich während des grassierenden Rechtsrucks
der Jahre 2015 bis 2019 manchmal geradezu verzweifelt gewartet habe.
Als nämlich die Xenophoben mit ihrer Panikmache zu obsiegen drohten
und die ganze politische Debatte bis weit in "Mitte" und Linke hinein
vor sich her - also nach rechts - zu treiben vermochten. Was haben wir
uns nicht alles anhören müssen von Leuten, die anscheinend immer die
Vernunft für sich gepachtet hatten und uns in die Ecke naiven
Gutmenschentums zu drängen versuchten. Dabei ist es alles andere als
vernünftig, zu glauben, daß man mit Mauern Probleme lösen und mit
Härte gegen Schwache ein Land stark machen kann.

Atomkrieg? Umweltkollaps? Die Verelendung breiter
Bevölkerungsschichten? Nein, die größte Bedrohung unserer Epoche waren
nach fast einhelliger Meinung "die Flüchtlinge". Quer durch die
politischen Lager wurde beschworen: "2015 darf sich nicht
wiederholen." Anstelle des Nachkriegs-Bekenntnisses "Nie wieder Krieg,
nie wieder Faschismus!" heißt es jetzt "Nie wieder Willkommenskultur!"
So weit ist es gekommen. Diese egoistische, für die wahren Ursachen
völlig blinde Abschottungspolitik hat gefährliche Rechtsparteien
salonfähig gemacht; sie hat ungezählten Geflüchteten ihre Freiheit und
das Leben gekostet.

David Goeßmann beschreibt in seinem aufrüttelnden Buch, mit welch
perfiden Methoden immer wieder mit Angst Politik gemacht wurde und wie
insbesondere die "Flüchtlingskrise" als Vorwand diente, um reaktionäre
Politikentwürfe durchzusetzen. Wir erfahren, daß die Mär vom totalen
Kontrollverlust des Jahres 2015 und von den aufrechten Politikern, die
jetzt endlich für Ordnung im Land sorgen, eben auch nur dies war: eine
Erzählung, erdacht von Menschen mit wenig Herz und viel knallhartem
Eigeninteresse. Diesem fürchterlichen Verrohungs-Narrativ von der
"Flüchtlingsschwemme" hat Goeßmann endlich die Maske vom Gesicht
gerissen. Unbedingt lesen!

Konstantin Wecker

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2401: Gewerkschaften und Umwelt - Die Mitglieder sind gefragt


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 7/8 · Juli/August 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Gewerkschaften und Umwelt

Die Mitglieder sind gefragt

von Manfred Dietenberger



Grün ist gegenwärtig nicht nur "in", sondern regierungsfähig. Das
verwundert nicht. Seit Mitte der 70er Jahre brennt sich hierzulande
das Thema Umweltzerstöhrung ins Bewusstsein immer größer werdender
Teile der Bevölkerung.


Als "Brandbeschleuniger" wirkten früher z.B. Robbensterben,
Ozonloch, Treibhauseffekt, Rheinvergiftung, Tschernobyl usw. Schon
1985 zählten 55 Prozent der Bundesbürger Umweltschutz zu den
wichttigsten Aufgaben der Politik; der landete damit, gleich hinter
der Arbeitslosigkeit, auf Platz 2. Für 89 Prozent der Jugendlichen war
es die wichtigste Aufgabe. Auch die Gewerkschaften gerieten da immer
stärker unter Druck. Denn die (globale) Umweltkrise ist ein Ergebnis
der kapitalistischen, sprich: ausschließlich profitorientierten
Wirtschaftsweise, mit der sich die Gewerkschaftsführungen schon lange
gemein gemacht haben (abgesehen von ihrer Kritik an den ärgsten
sozialen Kollateralschäden).

Dennoch ging ihnen, insbesondere der IG Metall, die Umweltfrage nicht
völlig am Arsch vorbei. Die IG Metall versuchte ihr mit sog.
"Zukunftskonferenzen" beizukommen. Die erst fand 1988 statt. Auf
dieser Konferenz wurde erarbeitet, dass infolge der globalen
Umweltkrise ein generelles Umdenken notwendig wird. Daher müsse die
Frage nach der Art und Weise des Produktionssystems neu gestellt
werden. Ziel der Gesellschaftspolitik sei demzufolge ein sozialer und
umweltverträglicher Strukturwandel, mit dem gesellschaftliche und
ökologische Interessen in Einklang gebracht werden.

Als Ursache der ökologischen Krise wurden sowohl das konsumvermittelte
Verhalten aller als auch das Profitprinzip benannt. Die Ausbeutung der
Natur und die Ausbeutung der Menschen wurden dort als "zwei Seiten der
gleichen Medaille" gesehen. Eine Politik, die von dem Primat der
Sicherung der natürlichen Lebensgrundlagen - auch vor kurzfristigen
Arbeitsplatzinteressen - ausgeht, unterziehe daher nicht nur die
stoffliche Produktion, sondern auch die gesellschaftlichen Bedingungen
der Arbeit einer kritischen Reflexion. Eine Demokratisierung der
gesellschaftlichen Entscheidungen über das "Was" und "Wie" der
Produktion werde notwendig.

Die Verankerung einer solchen Politik bei den Beschäftigten werde zu
einer zentralen gewerkschaftspolitischen Aufgabe. Um diese
Vorstellungen zu realisieren, beabsichtige man die Schaffung eines
breiten gesellschaftlichen Bündnisses von Wissenschaftlern,
Bürgerinitiativen und Umweltverbänden für einen ökologischen und
sozialen Umbau.


Was es schon mal gab

Damit übernahm die IG Metall in Sachen Umweltpolitik die inhaltliche
Führung innerhalb der DGB-Gewerkschaften. Zum Teil durchaus auch mit
praktischen Folgen. So machte die IG Metall z.B. in den zu der Zeit
krisengefährdeten Branchen - wie der Werft- und Rüstungsindustrie
- eine Reihe von Vorschlägen für eine ökologisch orientierte
Konversion der Produktion.

Für die damals prosperierenden Branchen wie z.B. die
Automobilindustrie wurde allerdings die Öko-Seite kaum thematisiert.
In der Folgezeit spielte die Umweltverträglichkeit der Produktion aber
auch auf DGB-Kongressen eine immer größere Rolle. Die IG Metall
startete auch eine große, erfolgreiche Initiative zur "Humanisierung
der Arbeit".

Dennoch blieb bislang die lebensgefährliche, Mensch und Umwelt
ruinierende profitorientierte Produktionsweise im Kern unangegriffen.
Die Gewerkschaften agierten und agieren immer noch überwiegend reaktiv
und systemkonform auf die ökologische Krise und nahmen und nehmen auf
die Richtung der Produktionsentwicklung nur insofern Einfluss, wie es
für den Erhalt der Reproduktionserfordernisse des Gesamtkapitals
notwendig war bzw. ist.

Die IG BCE, 1971 aus einer eher linken Gewerkschaft gegründet, ist
inzwischen längst zu einer politisch (noch) relevanten
Lobbyorganisation mutiert. Sie verteidigte die Chemiekonzerne gegen
die aufkommende Ökobewegung. Statt klassenkämpferische
Interessenvertretung der Beschäftigten praktiziert sie - in
Politologendeutsch - "branchenspezifischen Korporatismus". IG BCE und
Chemie-Unternehmer haben sich nicht selten verbündet, um in der
Öffentlichkeit und gegenüber der Politik für ihre speziellen
Standortinteressen zu werben. Wenn es sein muss, wird sogar gemeinsam
demonstriert.

Ende Juni 1991 bekannte sich Hermann Rappe, der damalige Vorsitzende
der Industriegewerkschaft Chemie, auf dem Gewerkschaftstag in seiner
Rede zur "ökologisch-sozialen Marktwirtschaft", die als einzige in der
Lage sei, die Zukunftsprobleme zu lösen. Alle "politideologischen
Akrobatenakte zur Erfindung sogenannter alternativer
Wirtschaftsordnungen" seien dazu nicht imstande. So wie die
Marktwirtschaft um den Faktor "sozial" ergänzt worden sei, müsse jetzt
der "Natur" im Wirtschaftsprozess ein neues Gewicht gegeben werden.
Gleichzeitig wetterte Rappe gegen den von grünen "Turnschuh-Aposteln"
propagierten "Ausstieg aus der Industriegesellschaft", der den
"Einstieg in das gesellschaftspolitische Chaos irrealer Utopien"
bedeuten würde.

Rappe ist längst Geschichte, aber es ist zu befürchten, dass nicht nur
die IG BCE, sondern auch die anderen DGB-Gewerkschaften auf die
lebenswichtigen Herausforderungen der Gegenwart mit fast
gleichlautendem Vokabular reagieren. Siehe ihre Haltung zum Atom- und
Kohleausstieg und das offene Buhlen des DGB um die Gunst der Grünen.


Die Mitglieder sind gefragt

Doch es wäre fatal, wenn es dabei bliebe und die Gewerkschaften, also
die legitime Vertretung der Produzenten aller gesellschaftlich
erzeugten Waren und Dienstleitungen, mit verschränkten Armen tatenlos
zusehen würden, während ihre Kinder und Enkel auf Straßen und Plätzen
um ihre Zukunft kämpfen. Vom ehemaligen Gewerkschaftstheoretiker
Victor Agartz stammt der Spruch: "Wenn die Führung versagt, geht die
Verantwortung auf die Mitglieder über." Das könnte heute heißen, dann
müssen eben die Mitglieder (und die noch nicht Mitglieder) selber auf
allen gesellschaftlichen Ebenen aktiv werden, um ihre über den
Lohnkampf hinausgehenden Interessen selbstorganisiert durchzukämpfen.
Geschieht dies massenhaft führt dies zur Repolitisierung und
Demokratisierung der Gewerkschaften selbst.

Seit Karl Marx ist bekannt: "Große Industrie und industriell
betriebene große Agrikultur wirken zusammen. Wenn sie sich
ursprünglich dadurch scheiden, dass die erste mehr die Arbeitskraft
des Menschen, letztere mehr direkt die Naturkraft des Bodens verwüstet
und ruiniert, so reichen sich später im Fortgang beide die Hand, indem
das industrielle System auf dem Land auch die Arbeiter entkräftet, und
Industrie und Handel ihrerseits der Agrikultur die Mittel zur
Erschöpfung des Bodens verschaffen." (Das Kapital.)

So beeindruckend und medienwirksam etwa die
Fridays-for-Future-Bewegung oder Flashmob-Demos und Blockadeaktionen
anderer Gegenbewegungen auch sind, die großen politischen Kämpfe
wurden am Ende immer in und aus den Betrieben heraus erkämpft. Diese
Erkenntnis macht den Schulterschluss der Arbeiter-Klima- und
Umweltbewegung und - nicht zu vergessen - auch mit der
Friedensbewegung überlebensnotwendig.

Den Gewerkschaften kommt dabei heute die besondere Verantwortung zu,
den politischen Kampf gegen die Leben fressenden Destruktivkräfte des
Kapitalismus aufzunehmen und gemeinsam mit der Klimabewegung als ihrer
natürlichen Verbündeten die Voraussetzung für gesellschaftliche
Verhältnisse zu schaffen, in denen die Ausbeutung von Menschen und
Natur revolutionär überwunden wird. Denn: "Gewerkschaften tun gute
Dienste als Sammelpunkte des Widerstands gegen die Gewalttaten des
Kapitals... Sie verfehlen ihren Zweck gänzlich, sobald sie sich darauf
beschränken, einen Kleinkrieg gegen die Wirkungen des bestehenden
Systems zu führen, statt gleichzeitig zu versuchen, es zu ändern."
(Karl Marx, Lohn, Preis und Profit.)

 * 

Quelle:

SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 7/8, 34. Jg., Juli/August 2019, S. 11

Herausgeber: Verein für solidarische Perspektiven (VsP)

SoZ-Verlag, Regentenstr. 57-59, 51063 Köln

Telefon: 0221/923 11 96

E-Mail: redaktion@soz-verlag.de

Internet: www.sozonline.de

 

Die Soz erscheint monatlich und kostet 3,50 Euro.

SoZ-Probeabo: 3 Ausgaben für 10 Euro

Normalabo: 58 Euro

Sozialabo: 28 Euro



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





VORWÄRTS/1484: Der Klimastreik steht vor Gericht


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 21/22 vom 27. Juni 2019

Der Klimastreik steht vor Gericht

von Fabian Perlini



Die staatliche Repression hat begonnen, sich auch gegen
Klimastreiker*innen zu richten. Mit Zakaria Dridi (17 Jahre) muss sich
erstmals eine minderjährige Person für ihr friedliches Streiken vor
Gericht verantworten. Die Enttäuschung der Aktivist*innen ist gross.
Einschüchtern lassen sie sich aber nicht.


Seit dem Start der Jugendbewegung im Dezember 2018 ist Zakaria
Dridi an allen Klimademonstrationen an vorderster Front beteiligt. Zum
Beispiel als es darum ging, mit der Polizei die Demonstrationsrouten
festzulegen. Oder im Februar 2019, als er Mitglied der
Jugenddelegation war, der die Waadtländer Regierung ihren Plan zur
Reduktion der Treibhausgasemissionen vorlegte, der "die Jugendlichen
jedoch nicht zufriedenstellte", wie Zakaria erklärte.

Und noch einen Tag vor seinem Gerichtstermin war Zakaria zu Gast im
Bundeshaus, wo seine Delegation mit SP-Bundesrätin Simonetta Sommaruga
diskutierte. Auf dem Gruppen-Foto, das die Bundesrätin gleichentags
auf Instagram postete, sieht man Zakaria neben der stolz lächelnden
Bundesrätin. Doch für die Jugendlichen war auch dieses Polit-Treffen
frustrierend, wie auf der Internetseite der Klimabewegung nachgelesen
werden kann (climatestrike.ch). Weshalb steht dieser junge Mann nun
plötzlich vor Gericht?


Alles wegen eines Sitzstreiks

Während des Klimastreiks vom 15. März beschlossen rund 20
Aktivist*innen ihren Protest in die Halle der staatlichen
Vorsorgekasse Retraites Populaires zu verlagern. "Unser Handeln war
gewaltfrei und friedlich", erklärt Dridi. "Wir wollten lediglich die
Anlagepolitik dieses Fonds anprangern, der die Rentengelder der
Staatsbediensteten in fossile Brennstoffe investiert." Und als die
Polizei kam und die Demonstrant*innen aufforderte, das Gelände zu
verlassen, blieben diese sitzen. "Wir weigerten uns einfach
aufzustehen, als die Polizei uns darum bat. Nichts weiter", stellt
Dridi klar. "Ein paar Wochen später kam eine Strafanzeige vom
Jugendgericht. Ich bin die einzige Person unserer Gruppe, die
vorgeladen wurde", erzählt Dridi weiter. Er ist der einzige der
Gruppe, der noch nicht volljährig ist. Zum aktuellen Zeitpunkt wird
nur er angeklagt, und zwar wegen zweier Straftaten: "Verhinderung
einer Amtshandlung" und damit auch "Verstoss gegen das
Zuwiderhandlungsgesetz". Er muss mit einer Geldstrafe rechnen.


Protest vor dem Gericht

Am Tag der Anhörung, dem 18. Juni, versammelten sich rund 90
Aktivist*innen vor dem Lausanner Jugendgericht. Deren Meinung konnte
zahlreichen Transparenten entnommen werden. Da stand zum Beispiel:
"Ihr habt nicht den wahren Schuldigen!" und "Das Verbrechen ist die
politische Untätigkeit!"

Besonders empört waren die Versammelten darüber, dass es die Polizei
selbst war, die Strafanzeige eingereicht hatte. In ihrer Rede vor dem
Gerichtsgebäude rief eine Klimaaktivistin den Versammelten zu: "An
Zakaria soll ein Exempel statuiert werden. Der Staat versucht uns klar
zu machen, dass wenn wir nicht brav an unserem Platz bleiben, uns das
Gleiche widerfahren wird wie ihm!" Nachdem Dridi das Gerichtsgebäude
wieder verlassen durfte, erklärte er, dass die Polizei der Meinung
sei, dass er mit seinem passiven Widerstand eine Grenze übertreten
habe. Er habe nun ein paar Tage Zeit zu reagieren. Man werde
begründen, dass die Aktion im Rahmen des Klimastreiks geschah und
fordern, dass die Polizei ihre Anklage zurückziehe. Illusionen macht
sich Dridi aber nicht. Dem vorwärts erklärte er enttäuscht: "Die ganze
Sache ist einfach nur lächerlich! Die Richter*innen haben null
Verständnis für die Klimabewegung!"


Ein politischer Prozess

Neben seinem Engagement für den Klimastreik ist Zakaria Dridi Mitglied
der Kommunistischen Jugend (KJ) sowie der Partei der Arbeit (PdA) und
wird im Oktober für seine Partei für die Nationalratswahlen
kandidieren. Zu den Klimaaktivist*innen vor Gericht gesellten sich
deshalb auch mehrere Genoss*innen der PdA. In ihrer Pressmitteilung
liess die Partei verkünden, dass sie die Anklage von Dridi für einen
politischen Entscheid hält: "Wir glauben, dass er von den Behörden
gezielt ins Visier genommen wird, weil er einer derjenigen ist, die am
stärksten in den Klimastreik eingebunden sind: Er ist in den Medien
und ergreift oft das Wort; beim Verhandeln der Demonstrationswege
sowie im Kantonsrat. Was für eine Schande, auf einen Minderjährigen
loszugehen!"

In ihrer Rede vor den versammelten Demonstrant*innen nannte die Anaïs
Timofte, die Spitzenkandidatin der PdA Waadt für die
Nationalratswahlen, die wahrhaft Schuldigen: "Wir beschuldigen die
Pensionskassen, massiv in fossile Brennstoffe zu investieren. Wir
klagen die 100 globalen Unternehmen an, die für 71 Prozent der
CO2-Emissionen verantwortlich sind, all die Politiker, die dies
geschehen lassen, sowie alle Lobbys, die das Parlament korrumpieren!"


Ungebrochener Widerstand

Die Zeit scheint vorbei zu sein, in der die Klimaaktivist*innen von
der staatlichen Repression verschont blieben. Im Mai wurden Mitglieder
des Lausanner Klimakollektivs mit hohen Bussen bestraft, wegen einer
friedlich-spielerischen Aktion in einem Gebäude der Credit Suisse und
jetzt steht der erste Aktivist vor Gericht. Wo führt das hin?

Doch die Jugend gibt sich nicht so leicht geschlagen. Auf der
Internetseite der Klimastreiker*innen steht mit Bezug zum
Gerichtsfall: "Im Angesicht gewisser Einschränkungen muss man sich
überlegen, was man mehr möchte: das Befolgen von Regeln oder das
bewusste Brechen einiger davon." Und Zakaria Dridi lässt den vorwärts
mitteilen: "Lasst euch nicht entmutigen, habt keine Angst! Wir müssen
weiter machen. Wir müssen jetzt noch mehr stören!"

 * 
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MELDUNG/1008: "Künstliche Intelligenz - Eine Multimedia-Reportage" (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 11.07.2019

Wissenschaftsjahr 2019 - Jetzt live: "Künstliche Intelligenz: Eine
Multimedia-Reportage"



Ein Förderprojekt im Wissenschaftsjahr 2019 startet am 11. Juli 2019
seine Webseite zum Thema Künstliche Intelligenz. Multimediale Beiträge von
300 Würzburger und Frankfurter Journalistik-Studierenden informieren dort
umfassend.

Künstliche Intelligenz (KI) ist ein Begriff, der zurzeit in aller Munde
ist. Doch was genau versteckt sich eigentlich dahinter? Was sind
Sprachassistenten und wie ist es möglich, dass sie unsere Worte verstehen?
Antworten auf diese und weitere Fragen können ab sofort auf der Webseite
des Projekts "Künstliche Intelligenz: Eine Multimedia-Reportage" gefunden
werden. Rund 300 Studierende der Julius-Maximilians-Universität Würzburg
(JMU), der Hochschule für angewandte Wissenschaften Würzburg-Schweinfurt
(FHWS) und der Hochschule für Medien, Kommunikation und Wirtschaft
Frankfurt (HMKW) nehmen im Zuge des Wissenschaftsjahres 2019 hier
KI-Themen unter die Lupe.

Ein Blick in die Zukunft künstlicher Intelligenz

Das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) geförderte
Projekt veranschaulicht multimedial verschiedene Aspekte und Erkenntnisse
aus dem Bereich der KI. Mit Kurztexten sowie Foto-, Audio- und
Videoformaten wird der Öffentlichkeit verständlich vermittelt, welchen
Einfluss KI bisher auf unser Leben hat, welche Vorteile und Risiken der
Einsatz intelligenter Technologien mit sich bringt und wie die Zukunft in
diesem Bereich aussieht. Experten aus Wirtschaft, Wissenschaft und
Forschung geben Einblick in ihre Fachbereiche und betrachten ethische
sowie rechtliche Herausforderungen.

Unterstützt wird das Projekt von zahlreichen namhaften Medienpartnern. Die
von den Studierenden verfassten Beiträge über Unternehmen und KI-Experten
aus den Regionen Mainfranken und Rhein-Main werden in Artikelreihen der
Main-Post, der Frankfurter Rundschau, der Vogel Communications Group und
der dfv Mediengruppe sowie als Podcasts im Bayerischen Rundfunk und
Hessischen Rundfunk veröffentlicht. "Als großer Fachkommunikationsanbieter
freuen wir uns natürlich außerordentlich über die Realisierung des
Projekts. Das Thema wird die 14 Branchen, für die wir Fachmedien
erstellen, erheblich umkrempeln. Da herrscht großer Aufklärungs- und
Informationsbedarf!", ist sich Dr. Gunther Schunk, Chief Communications
Officer der Vogel Communications Group sicher.

Michael Reinhard, Chefredakteur der Mediengruppe Main-Post, glaubt
ebenfalls, dass KI die Wirtschaft und Gesellschaft fundamental und
unumkehrbar verändern wird und fügt hinzu: "Zum Glück sind wir diesem
Prozess nicht hilflos ausgeliefert - vorausgesetzt, Politik und
Zivilgesellschaft finden die richtigen Antworten auf die elementaren
politischen, gesellschaftlichen und ethischen Fragen dieses tiefgreifenden
Wandels. Die Mediengruppe Main-Post wird sich deshalb in den kommenden
Monaten dem Thema KI ausführlich in einer umfassenden Serie widmen - in
Kooperation mit dem Projekt der Studierenden."

Und auch beim BR spielt das Thema KI eine große Rolle: "Der Bayerische
Rundfunk wird sich im Herbst in einem Themenschwerpunkt in allen
Ausspielwegen mit 'Künstlicher Intelligenz' in Pro und Contra
beschäftigen", teilt Eberhard Schellenberger, Leiter des BR-Studios
Mainfranken, Würzburg, mit. Laut ihm bietet das Projekt die Möglichkeit,
"die Chancen und Auswirkungen von KI konkret auf die Region Mainfranken zu
beziehendas Thema auf die Region Mainfranken herunterzubrechen und mit
vielen praktischen Beispielen darzustellen.

KI ist das zentrale ökonomische Thema

"Die KI ist das zentrale ökonomische Thema - global, aber vor allem auch
für den Wirtschaftsstandort Deutschland. Das Thema bewegt die Menschen.
Das habe ich auch an der Resonanz der Studierenden gemerkt, die sich dem
Projekt mit viel Engagement widmen", sagt Kim Otto, Professor für
Wirtschaftsjournalismus an der JMU. Auch Professor Lutz Frühbrodt, Leiter
des Master-Studiengangs "Fachjournalismus und Unternehmenskommunikation"
an der FHWS, freut sich über den Einsatz seiner Studierenden: "Sie
verstehen das Recherchieren und Produzieren für das KI-Projekt als echte
Herausforderung. Gleichzeitig finden sie es aber auch hervorragend, sich
unter Echtzeit-Bedingungen mit diesem komplexen Zukunftsthema
auseinandersetzen zu können."

Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz

Künstliche Intelligenz ist das Thema des Wissenschaftsjahres 2019. Systeme
und Anwendungen, die auf Künstlicher Intelligenz basieren, sind schon
heute vielfach Bestandteil unseres Lebens: Industrieroboter, die schwere
oder eintönige Arbeiten übernehmen oder smarte Computer, die in kurzer
Zeit riesige Datenmengen verarbeiten können - und damit für Wissenschaft
und Forschung unverzichtbar sind. Ganz abgesehen von virtuellen
Assistenzsystemen, die zu unseren alltäglichen Begleitern geworden sind.
Digitalisierung und Automatisierung werden in Zukunft weiter
fortschreiben. Welche Chancen gehen damit einher? Und welchen
Herausforderungen müssen wir uns stellen? Welche Auswirkungen hat diese
Entwicklung auf unser gesellschaftliches Miteinander? Im Wissenschaftsjahr
2019 sind Bürgerinnen und Bürger aufgerufen, im Dialog mit Wissenschaft
und Forschung Antworten auf diese und weitere Fragen zu finden.

Die Wissenschaftsjahre sind eine Initiative des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung (BMBF) gemeinsam mit Wissenschaft im Dialog (WiD).
Sie tragen als zentrales Instrument der Wissenschaftskommunikation
Forschung in die Öffentlichkeit und unterstützen den Dialog zwischen
Forschung und Gesellschaft.


Weitere Informationen unter:

http://www.wissenschaftsjahr2019-kuenstliche-intelligenz.de

- Die Multimedia-Reportage

http://www.wissenschaftsjahr.de

- Homepage der Wissenschaftsjahre

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 11.07.2019
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DOKUMENTATION/1651: ZDF Terra X - "Planet der Vulkane" am 14.07.2019 (ZDF)


Terra X: Planet der Vulkane

Dokumentation

Sonntag, 14. Juli 2019, 19.30 Uhr

Inhalt:

– Sendetermin, Stab, Inhalt



Sonntag, 14. Juli 2019, 19.30 Uhr
Terra X: Planet der Vulkane
Dokumentation
Film von Alex Ranken

Unser Planet brodelt. Jeden Tag brechen etwa 30 Vulkane weltweit aus. Jeder Vulkan hat seinen eigenen Charakter, sein eigenes Temperament. Die Aktivität der Vulkane verdeutlicht immer wieder aufs Neue, wie sehr die Erde in Bewegung ist. Die Feuerberge entstehen dort, wo die Erdkruste instabil ist und Magma an die Oberfläche drängt. Sie sind die direkte Verbindung in das Erdinnere und offenbaren die extreme Energie, die dort tief unten arbeitet. Die Feuerberge zerstören und spenden Leben – in ihrer nächsten Umgebung bieten sie einzigartige Lebensbedingungen für seltene Pflanzen und Tiere. 
Die "Terra X"-Dokumentation "Planet der Vulkane" führt zu drei der aktivsten Vulkane der Erde: zum Ambrym auf Vanuatu, dem Ätna auf Sizilien und dem Kilauea auf Hawaii. Zu Wort kommen Vulkanologen, die diese erforschen, und Menschen, die mit den Vulkanen in nächster Nachbarschaft leben.

Auf Ambrym begleitet das Kamerateam eine wissenschaftliche Expedition zu einem 1000 Grad Celsius heißen Lavasee in einem aktiven Vulkankrater. Der Geobiologe Dr. Jens Kallmeyer will dort herausfinden, ob einfachste Lebensformen unter solch extremen Bedingungen existieren können. Die Ergebnisse der Untersuchungen liefern neue Erkenntnisse, wie das Leben vor Millionen von Jahren auf der Erde entstanden sein könnte.

Am Ätna auf Sizilien haben es Wissenschaftler mit einem aktiven Vulkan in einem dicht besiedelten Gebiet zu tun. Der deutsche Vulkanologe Dr. Boris Behnke und sein Team vom Institut für Geophysik und Vulkanologie in Catania observieren den Ätna und die Menge der ausströmenden Gase rund um die Uhr, um möglichst präzise Vorhersagen über seine Aktivität treffen zu können.

Nach den verheerenden Ausbrüchen des Kilauea 2018 auf Hawaii ist auf der größten Insel, Big Island, wieder neues Leben entstanden – auch an der Küste: Die gewaltigen Lavaflüsse haben im Pazifischen Ozean die Produktion von Phytoplankton angeheizt. Phytoplankton bildet die Nahrungsgrundlage des marinen Ökosystems rund um Hawaii und sichert selbst großen Meerestieren wie dem Mantarochen sein Überleben.

Wissenschaftliche Untersuchungen legen nahe, dass auch Vulkane, die neben anderen Gasen jede Menge Wasserdampf ausstoßen, das Wasser einst auf die Erde befördert haben könnten. Vieles spricht mittlerweile dafür, dass die ersten Lebensformen in der Nähe von Vulkanen entstanden sind. 
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
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 * 

planet e.: Abgassünder Diesel – Freie Fahrt in den Export

Die Dieselkrise treibt seltsame Blüten: In Deutschland werden die Autos wegen zu hoher Schadstoffemissionen tausendfach verschrottet, in Süd- und Osteuropa sind sie als Gebrauchtwagen begehrt. Lukrative Abwrackprämien der Autoindustrie tun ein Übriges. Im Oktober 2018 stellte die Regierung ein Maßnahmenpaket vor. Das Ziel: Altfahrzeuge von der Straße zu holen und durch neue, im Abgasausstoß effizientere Autos zu ersetzen.

Bis zu 11 500 Euro Prämie gewähren die Autohändler beim Tausch gegen einen "saubereren" Neuwagen. Seit der Einführung erster Dieselprämien im Sommer 2017 haben weit über 200 000 Kunden den Bonus in Anspruch genommen. Die Krux: Die meisten Hersteller verlangen einen Verschrottungsnachweis. Das heißt, der Altwagen muss von der Straße verschwinden und fachgerecht entsorgt werden. "Ein Weiterverkauf oder Export ist somit ausgeschlossen", erklärt Thomas Kerstingjohänner, der einen großen Schrottplatz bei Bielefeld betreibt.

Die Entsorgung geschieht schrittweise, vieles kann recycelt werden. Öl wird abgezapft, Kunststoffverkleidungen werden von Hand ausgebaut, die Karosserie landet schließlich als klein gedrücktes Paket bei der TSR Recycling in Duisburg, einem der größten Metallverwerter in Deutschland. Sie liefern die Karosserien als Rohstoff an Gießereien.

Professor Stefan Bratzel, Experte in Sachen Automobilindustrie, hält dieses Vorgehen für äußerst fraglich: "Auf den abgesperrten Geländen der Verwerter stehen sechs, sieben Jahre alte Autos, ohne Kratzer, mit wenig Kilometern auf dem Tacho. Viel zu schade zum Verschrotten", meint er. "Ein volkswirtschaftlicher Irrsinn, der die Autoindustrie und die Verbraucher Milliarden kostet."

Um die oft noch guten Wagen vor dem Verschrotten zu erwischen und sie den Besitzern abzukaufen, reisen fliegende Autohändler aus Ost- und Südeuropa kreuz und quer durch Deutschland. Sie greifen die Altautos gern ab und exportieren sie als Gebrauchtwagen ins Ausland. Der Export von Gebrauchtwagen hat 2017 allein nach Spanien um über 30 Prozent zugenommen, nach Rumänien um 26 Prozent.

"planet e." geht der Frage nach, ob es sinnvoll sein kann, wenn die alten deutschen Diesel in anderen Ländern weiterfahren oder ob die in Deutschland beschlossenen Umweltschutzmaßnahmen so ad absurdum geführt werden.

 * 

planet e.: Die geheime Welt der Pflanzen

Pflanzen warten keineswegs nur passiv auf Sonne und Regen: Sie sind weitreichend vernetzt, kommunizieren über Wurzeln und Düfte und verhalten sich ähnlich wie Tiere – nur langsamer. Mit atemberaubenden Zeitrafferaufnahmen und spannenden Experimenten erforschen Wissenschaftler die geheime Welt der Pflanzen: wie sie sich gegenseitig helfen oder bekriegen, ihre Verbündeten warnen, Insekten als Söldner anheuern und für ihren Nachwuchs sorgen.

Die Forscher sind überzeugt, dass Pflanzen ständig miteinander, mit ihrer Umwelt und sogar mit ihren Feinden kommunizieren. Die meisten Pflanzen sind über Wurzeln unterirdisch miteinander verbunden. Gemeinsam mit Pilzen bilden sie so riesige Netzwerke, eine Art "grünes Internet", über das pflanzliche Individuen miteinander in Kontakt stehen, einander helfen oder warnen und sogar Krieg gegeneinander führen. Bäume päppeln bevorzugt ihren Nachwuchs auf, indem sie ihm Nährstoffe über das unterirdische Netzwerk zuführen. Sogar "Killer" gibt es in der Pflanzenwelt: Sie töten Nahrungskonkurrenten durch ihre Wurzelsekrete ab.

Noch ist es nicht gelungen, eine Art Gehirn bei Pflanzen nachzuweisen. Dennoch haben sie Licht- und Geruchsrezeptoren, die Informationen über die Umwelt sammeln. Gleichzeitig produzieren viele Pflanzen Düfte und Sekrete, durch die sie diese Informationen übermitteln, um Hilfe rufen oder ihre Fressfeinde markieren. Über ihre Wurzelspitzen können sie die Beschaffenheit des Boden erfassen, winzige Mineralstoffmengen aufspüren, den Feuchtigkeitsgehalt messen – und passen dann ihr Verhalten an. Ähnlich den Tieren gehen Pflanzen so ganz gezielt auf Nahrungssuche – nur unterirdisch.

"planet e." geht auf Expedition in die grüne Welt vor unserer Haustür und spürt den Geheimnissen der Pflanzen nach.

 * 

planet e.: 5G – Zwischen Datenspeed und Strahlenangst

Die Mobilfunkgeneration 5G ist superschnell. Die Daten erreichen fast in Echtzeit ihr Ziel. Doch Wissenschaftler warnen: Wirkungen der neuen Frequenzen auf den Menschen sind wenig erforscht.

2020 soll der Netzausbau beginnen. Nach Fertigstellung werden die Daten rund 100-mal schneller transportiert als bisher. Doch das neue Netz arbeitet mit höheren Frequenzen und braucht viel mehr Sendeanlagen. Wie hoch ist das Strahlenrisiko?

Dass die dauerhafte Strahlung von Smartphones, Mobilfunkantennen und WLAN-Netzen auf lange Sicht ungesund ist, sagen Umweltschützer und Aktivisten schon seit Jahren. Jörn Gutbier von der Gruppe "diagnose: funk" befürchtet, dass dieses Risiko mit dem neuen, schnelleren 5G-Netz nun weiter ansteigt. Er glaubt, dass künftig verwendete Mikrowellenstrahlen Folgen für den Körper haben, und fordert, die neue Technik zu hinterfragen.

Auch die Anwohner der Stuttgarter Siedlung Rohrer Höhe kämpfen gegen das neue Netz. Direkt vor ihren Häusern soll ein riesiger Antennenmast aufgestellt werden. Sie fürchten Gesundheitsgefahren durch Elektrosmog.

Die Industrie setzt dagegen auf die neue Technik: Autonomes Fahren, Maschineneinsatz ferngesteuert, Lenkung von Agrarmaschinen – die Unternehmen versprechen sich ganz neue Chancen von dem neuen Standard. Die ersten Versuche sind ermutigend: Im Hamburger Hafen ist gerade nach eineinhalb Jahren ein erster industrieller Testeinsatz zu Ende gegangen. Auf dem "Tele-Michel", dem Hamburger Fernsehturm, steht in 150 Metern Höhe die neue 5G-Sendeanlage. Sie "spricht" mit Sensoren auf den Schiffen der Flotte Hamburg. Die Sensoren liefern Bewegungs- und Umweltdaten aus dem Hafengebiet. Die Leitzentrale steuert mit einer Ampel, die an das 5G-Netz angebunden ist, die Verkehrsströme im Hafen. So werden Lastwagen schneller und sicherer durch das Hafengebiet gelotst.

Die schöne neue Welt im Hamburger Hafen ist erst der Anfang. Das 5G-Netz ist der Schlüssel zur Zukunft, glauben die Forscher an der TU Dresden. Hier gibt es einen eigenen 5G-Lehrstuhl. Die Wissenschaftler vernetzen im 5G-Lab selbstfahrende Auto-Modelle miteinander. In einer Lkw-Kolonne muss nur der erste Fahrer den Lkw steuern. Die anderen Fahrzeuge werden über Funk angebunden, beschleunigen und bremsen ab, genauso wie der erste Wagen. Ist die neue Technik also unverzichtbar? Wie schwer wiegen Gesundheitsbedenken?

Die "planet e."-Autoren Patrick Zeilhofer und Volker Wasmuth zeigen in der Dokumentation "5G – Zwischen Datenspeed und Strahlenangst" den erbitterten Streit um die neue Technologie, treffen Strahlenaktivisten, Anwohner, Forscher und Experten. Sie fragen nach: Welche Folgen hat das schnelle Netz für die Menschen? Macht 5G krank? Wie sehr verändert die Antennenflut das Stadtbild? Die Autoren schauen sich das 5G-Testgebiet im Hamburger Hafen an und besuchen die chinesische Megacity Shenzhen, in der die hochmoderne Technik längst Wirklichkeit ist.

 * 

Infos zu "planet e."

Der andere Blick auf unsere Erde: die Umwelt-Dokumentation im ZDF. Seit 2011 geht "planet e." sonntags im ZDF in intensiven Dokumentationen aktuellen Fragen des Umwelt- und Naturschutzes auf den Grund – zunächst auf dem Sendeplatz um 14.45 Uhr, seit dem 8. Mai 2016 auf dem neuen Sendeplatz um 16.30 Uhr. Die Dokumentationsreihe findet Themen ganz in der Nähe, aber auch in Europa und weltweit. Es geht um globale Trends, nachhaltige Lebensgestaltung und ökologisch verträgliche Lösungen für die drängenden Fragen der Zeit.

Am 16. Oktober 2011 wurde aus dem wöchentlichen Magazin "ZDF.umwelt" das neue Doku-Format "planet e." Der Formatwechsel wurde so begründet: Wichtige ökologische Fragestellungen sollen tiefgründiger, ausführlicher und zusammenhängender dargestellt werden als dies in Magazinform möglich ist.

Die "planet e."-Redaktion leitet Volker Angres.

 * 

planet e. – Die bisherigen Sendungen

2011 (8 Sendungen)


	planet e.: Gefahr aus dem Stall (16. Oktober 2011)

	planet e.: Der Fluch des Goldes (23. Oktober 2011)

	planet e.: Leben in der Lärmhölle (30. Oktober 2011)

	planet e.: Atommüll in meinem Garten (6. November 2011)

	planet e.: Verborgene Schätze der Arktis ( 13. November 2011)

	planet e.: Wetter extrem (20. November 2011)

	planet e.: Notruf aus dem Paradies (27. November 2011)

	planet e.: Die Reptilien-Mafia (27. November 2011)




2012 (33 Sendungen)


	planet e.: Windkraft- Poker (8. Januar 2012)

	planet e.: Die Wölfe kommen (29. Januar 2012)

	planet e.: Staudamm contra Regenwald (12. Februar 2012)

	planet e.: Die Schwung-Maschine (26. Februar 2012)

	planet e.: Störfall Deutschland (11. März 2012)

	planet e.: Jurassic-Park im Regenwald (25. März 2012)

	planet e.: Flippers Erben (1. April 2012)

	planet e.: Der Schatz vom Geistersee (15. April 2012)

	planet e.: Die Strahlenjäger, 1.: In der Todeszone (22. April 2012)

	planet e.: Die Strahlenjäger, 2.: Vergessene Bomben (29. April 2012)

	planet e.: Die Rückkehr der Seeadler (6. Mai 2012)

	planet e.: Kleine Elefanten, große Chancen (13. Mai 2012)

	planet e.: Die Rückkehr der Biber (20. Mai 2012)

	planet e.: Räuber der Meere (3. Juni 2012)

	planet e.: Die Weltretter 3.0 (24. Juni 2012)

	planet e.: Strategen der Energiewende (1. Juli 2012)

	planet e.: Müllhalde Meer (8. Juli 2012)

	planet e.: Der Fluch des Goldes (22. Juli 2012)

	planet e.: Kampf ums Wasser (12. August 2012)

	planet e.: Die Masche mit den alten Kleidern (19. August 2012)

	planet e.: Sardiniens tödliches Geheimnis (26. August 2012)

	planet e.: Die Wölfe kommen! (2. September 2012)

	planet e.: Die Rohstoff-Jäger (9. September 2012)

	planet e.: Gefahr aus dem Kleiderschrank (16. September 2012)

	planet e.: Abenteuer Rhein – Mit dem Zeppelin von der Quelle bis zur Mündung (Teil 1: 23. September 2012 / Teil 2: 30. September 2012)

	planet e.: Tod im Bienenstock (7. Oktober 2012)

	planet e.: Nebenwirkung Ausrottung (14. Oktober 2012)

	planet e.: Froschalarm (21. Oktober 2012)

	planet e.: Bombengrab Ostsee (4. November 2012)

	planet e.: Grzimeks Erben (11. November 2012)

	planet e.: Die Flussflüsterer (18. November 2012)

	planet e.: Zahltag nach dem Sturm (2. Dezember 2012)




2013 (35 Sendungen)


	planet e.: Wintertraum aus Schneekanonen (27. Januar 2013)

	planet e.: Grüne Rosen (10. Februar 2013)

	planet e.: Invasion der Exoten (3. März 2013)

	planet e.: Risiko Trinkwasser (17. März 2013)

	planet e.: Der Schoko-Jäger (24. März 2013)

	planet e.: Asbest – Fluch der Todesfasern (7. April 2013)

	planet e.: Krabbelnde Köstlichkeiten – Insekten als Nahrungsmittel (14. April 2013)

	planet e.: Aluminium – die geheime Gefahr (21. April 2013)

	planet e.: Die Fischretter (28. April 2013)

	planet e.: Die Affenfänger von Cat Ba (5. Mai 2013)

	planet e.: Ticket ins Paradies (12. Mai 2013)

	planet e.: Kampf für die Hammerhaie (19. Mai 2013)

	planet e.: Vom Leben unter dem Eis (26. Mai 2013)

	planet e.: Ackern für die Zukunft (2. Juni 2013)

	planet e.: Rettung für die sanften Riesen (9. Juni 2013)

	planet e.: Ausverkauf der Menschenaffen (23. Juni 2013)

	planet e.: Projekt Zukunftsstadt (30. Juni 2013)

	planet e.: Chinas neue Ökobauten (7. Juli 2013)

	planet e.: Die strahlende Stadt (14. Juli 2013)

	planet e.: Das Tiger-Experiment (21. Juli 2013)

	planet e.: Megapiranha – Killer der Urzeit (28. Juli 2013)

	planet e.: Gold und Gier – Der Kampf der Indios (4. August 2013)

	planet e.: Abenteuer Mallorca – Mit dem Zeppelin auf Entdeckungsreise (Teil 1: 18. August 2013 / Teil 2: 25. August 2013)

	planet e.: Die Wärmemacher (8. September 2013)

	planet e.: Strom von hoher See (15. September 2013)

	planet e.: Die Rückkehr der Seehunde (29. September 2013)

	planet e.: Alarm auf dem Acker (6. Oktober 2013)

	planet e.: Gutes Soja, schlechtes Soja (20. Oktober 2013)

	planet e.: Klima, Kröten, Kernkraftwerke (27. Oktober 2013)

	planet e.: Poker um deutsche Äcker (3. November 2013)

	planet e.: Chemiefabrik Pflanze (10. November 2013)

	planet e.: Saure Ozeane – Das langsame Sterben der Meere (17. November 2013)

	planet e.: Im Reich der Schneeleoparden (24. November 2013)

	planet e.: Tropenholz auf der Veranda (1. Dezember 2013)




2014 (34 Sendungen)


	planet e.: Gefahr im Schlafzimmer (5. Januar 2014)

	planet e.: Jäger in der Falle (19. Januar 2014)

	planet e.: Sotschi – Goldmedaille für Naturvernichtung (2. Februar 2014)

	planet e.: Mallorca von oben (16. Februar 2014)

	planet e.: Mit dem Elektroauto in die Zukunft (2. März 2014)

	planet e.: Wenn der Berg rutscht (16. März 2014)

	planet e.: Lichtsmog – der helle Wahnsinn (30. März 2014)

	planet e.: Gegenwind für Bürgerstrom (6. April 2014)

	planet e.: Die Saatgut-Retter (13. April 2014)

	planet e.: Giftige Altlasten – Die unsichtbare Gefahr (27. April 2014)

	planet e.: Wirbel um Windkraft (4. Mai 2014)

	planet e.: Der Reis, der Leben retten kann (11. Mai 2014)

	planet e.: Wale in der Lärmfalle (18. Mai 2014)

	planet e.: Viehhändler im Visier (25. Mai 2014)

	planet e.: Zecken – Gefahr aus dem Wald (1. Juni 2014)

	planet e.: Das Jahr nach der großen Flut (8. Juni 2014)

	planet e.: Deutschlands heimliche Atomtransporte (29. Juni 2014)

	planet e.: Rückenwind für Frachtsegler (6. Juli 2014)

	planet e.: Die Sprengstoff-Ratten (13. Juli 2014)

	planet e.: Deutschland im Dämmwahn (3. August 2014)

	planet e.: Das Märchen vom umweltfreundlichen Auto (10. August 2014)

	planet e.: Traumziel Osterinsel – kleine Insel in Gefahr (31. August 2014)

	planet e.: Traumziel Sizilien – Im Schatten des Ätna (7. September 2014)

	planet e.: Bären auf dem Vormarsch (14. September 2014)

	planet e.: Fluten, Stürme, Hitzeschock – USA im Klimakampf (21. September 2014)

	planet e.: Hightech – Die dunkle Seite (28. September 2014)

	planet e.: Deutschland sucht den Superhund (5. Oktober 2014)

	planet e.: Revolution im Kuhstall (12. Oktober 2014)

	planet e.: Der Adlerflüsterer (19. Oktober 2014)

	planet e.: Giftiger Tankschrott für Bangladesch (26. Oktober 2014)

	planet e.: Vorsicht, Pelz! (2. November 2014)

	planet e.: Biotop im Mauerland (9. November 2014)

	planet e.: Das Tiger-Experiment (16. November 2014)

	planet e.: Abenteuer Wolkenforschung (23. November 2014)




2015 (35 Sendungen)


	planet e.: Schutz durch Schmutz (18. Januar 2015)

	planet e.: Insekten auf der Speisekarte (1. Februar 2015)

	planet e.: Braunkohle – Klimakiller mit Zukunft? (15. Februar 2015)

	planet e.: Nahverkehr in Not (22. Februar 2015)

	planet e.: Verdämmt und zugeklebt (15. März 2015)

	planet e.: Alleskönner Algen (22. März 2015)

	planet e.: Zierfische in Gefahr (29. März 2015)

	planet e.: Eisbären auf der Flucht (5. April 2015)

	planet e.: Das große Ackersterben (19. April 2015)

	planet e.: Fetter Ärger – wie Speisefett Kanäle lahm legt (26. April 2015)

	planet e.: Expo 2015 – Neue Ideen gegen Hunger (3. Mai 2015)

	planet e.: Im Dorf der Störche (24. Mai 2015)

	planet e.: Ein giftiger Verdacht (31. Mai 2015)

	planet e.: Schlank durch Schokolade (7. Juni 2015)

	planet e.: Milliardengrab Atomkraft (28. Juni 2015)

	planet e.: Haltbar ohne Ende – die Tricks mit den Lebensmitteln (5. Juli 2015)

	planet e.: Mückenalarm – Blutsauger im Anflug (12. Juli 2015)

	planet e.: Zeitbombe im Trinkwasser (19. Juli 2015)

	planet e.: Zoos mit Zukunft? (26. Juli 2015)

	planet e.: Die Kaviar-Connection (2. August 2015)

	planet e.: Goldrausch am Amazonas – Indios in Gefahr (9. August 2015)

	planet e.: Wölfe im Visier (16. August 2015)

	planet e.: Korallenriffe in Gefahr (23. August 2015)

	planet e.: Die Affenapotheke – Medizin aus dem Urwald (13. September 2015)

	planet e.: Das Armutszeugnis (20. September 2015)

	planet e.: TTIP – Chance oder Mogelpackung? (27. September 2015)

	planet e.: Insektengifte – Schleichende Gefahr vom Acker (4. Oktober 2015)

	planet e.: Palmöl – vom Urwald in die Schokocreme (11. Oktober 2015)

	planet e.: Flucht vor dem Klimawandel (18. Oktober 2015)

	planet e.: Rezepte für die Zukunft – Kochen für ein besseres Leben (25. Oktober 2015)

	planet e.: Zoff um den gelben Sack (1. November 2015)

	planet e.: Die Virenjäger – Seuchen auf der Spur (8. November 2015)

	planet e.: Arktis im Wandel (15. November 2015)

	planet e.: Big Data – die Überwachung der Erde (22. November 2015)

	planet e.: Operation Erdklima (29. November 2015)




2016 (33 Sendungen)


	planet e.: El Nino – wenn das Wetter verrücktspielt (10. Januar 2016)

	planet e.: Alles arme Schweine? – Schweinemast am Scheideweg (24. Januar 2016)

	planet e.: Das leise Sterben der Löwen (31. Januar 2016)

	planet e.: Risiko Hochwasser – wenn der Rhein überläuft (14. Februar 2016)

	planet e.: Garantie vorbei – Gerät kaputt (21. Februar 2016)

	planet e.: Safran – Auf der Spur des roten Goldes (6. März 2016)

	planet e.: Kanada – der Traum vom Leben in wilder Natur (20. März 2016)

	planet e.: SOS vom Südpol – wenn das Eis taut (3. April 2016)

	planet e.: Die Ökobestattung (10. April 2016)

	planet e.: Saubere Seen – leere Netze (17. April 2016)

	planet e.: Risiko Atomkraft – Europas Pannenmeiler (24. April 2016)

	planet e.: Abgesägt – Stadtbäume in Not (1. Mai 2016)

	planet e.: Vegan – Revolution auf deutschen Tellern (8. Mai 2016)

	planet e.: Der Kult um heilige Tiere (15. Mai 2016)

	planet e.: Die Hüter des Nebelschatzes – Wie eine Flusslandschaft überleben kann (22. Mai 2016)

	planet e.: Fischraub in der Südsee (5. Juni 2016)

	planet e.: Atomarer Rückbau – Neuer Stress mit alten Kernkraftwerken (3. Juli 2016)

	planet e.: Hagel, Fluten, Wirbelwinde – Wetterchaos in Deutschland (10. Juli 2016)

	planet e.: Die Aroma-Trickser – Die Täuschungen der Lebensmittelindustrie (24. Juli 2017)

	planet e.: Brasilien – ein Land trocknet aus (31. Juli 2016)

	planet e.: Auf leisen Pfoten – Die Rückkehr der Luchse (14. August 2016)

	planet e.: Arten vor dem Aus – Kampf um Wildkatze & Co. (28. August 2016)

	planet e.: Giftiger Export – der Handel mit Elektromüll (4. September 2016)

	planet e.: Sand – der unterschätzte Rohstoff (11. September 2016)

	planet e.: Fledermäuse oder Autobahn – Wie viel Naturschutz verträgt Deutschland? (18. September 2016)

	planet e.: Wahnsinn Wasserkraft – Flusszerstörung auf dem Balkan (25. September 2016)

	planet e.: Arsen – der schleichende Tod (2. Oktober 2016)

	planet e.: Elektroautos – Top oder Flop (9. Oktober 2016)

	planet e.: Wahnsinn Alpen – zwischen Massentourismus und Bergidylle (16. Oktober 2016)

	planet e.: Wale in Not – Sind die Meeressäuger noch zu retten? (30. Oktober 2016)

	planet e.: Klimawandel im Supermarkt – wie sich unser Essen verändert (6. November 2016)

	planet e.: Gift im Klassenzimmer (20. November 2016)

	planet e.: Die Kürbis-Flatrate (4. Dezember 2016)




2017 (32 Sendungen)


	planet e.: Bis zur letzten Kuh – warum viele Bauern aufgeben müssen (15. Januar 2017)

	planet e.: Die alltägliche Papier-Verschwendung (5. Februar 2017)

	planet e.: Globale Dickmacher – Wie die Lebensmittelindustrie die Armen verführt (19. Februar 2017)

	planet e.: Die Macht der Moore – Wie die Natur unser Klima schützt (5. März 2017)

	planet e.: Leben im Abwasser (19. März 2017)

	planet e.: Der Wahnsinn mit dem Pfandsystem (26. März 2017)

	planet e.: Krankmacher Handy (2. April 2017)

	planet e.: Eine Welt ohne Müll (23. April 2017)

	planet e.: Kriegserbe Blindgänger (30. April 2017)

	planet e.: Schätze aus der Tiefsee (7. Mai 2017)

	planet e.: Abenteuer Tiefseeforschung (14. Mai 2017)

	planet e.: Schlangenhäute für den Luxus – Der Python-Code (21. Mai 2017)

	planet e.: Glitschige Geschäfte – Die Aalmafia (4. Juni 2017)

	planet e.: Die Invasion der Quallen (11. Juni 2017)

	planet e.: Wie regional sind unsere Lebensmittel? (25. Juni 2017)

	planet e.: Talsperren – die unterschätzte Gefahr (5. Juli 2017)

	planet e.: Verstrahlt in alle Ewigkeit – Endlager verzweifelt gesucht (30. Juli 2017)

	planet e.: Schöne neue Landwirtschaft? – Die Bayer-Monsanto-Fusion (13. August 2017)

	planet e.: Gift im Container – Gefahr für unsere Gesundheit (20. August 2017)

	planet e.: Gluten & Co. – Feinde im Essen (28. August 2017)

	planet e.: Killer-Keime aus dem Stall (3. September 2017)

	planet e.: Risiko Elektroauto – Stromnetz am Limit (10. September 2017)

	planet e.: Ausgebrummt – Insektensterben in Deutschland (17. September 2017)

	planet e.: Dicke Luft in den Städten (24. September 2017)

	planet e.: Rote Lippen, grünes Label – Die neuen Versprechen der Kosmetikindustrie (1. Oktober 2017)

	planet e.: Abgebrüht – das bittere Geschäft mit dem Tee (8. Oktober 2017)

	planet e.: Der Preis der süßen Früchte (15. Oktober 2017)

	planet e.: Das Windkraft-Dilemma (22. Oktober 2017)

	planet e.: Ratten in der Stadt – Die Invasion der Nager (29. Oktober 2017)

	planet e.: Wenn das Klima kippt – Die Prophezeiung des Schamanen (5. November 2017)

	planet e.: Wenn das Klima kippt – Der Weckruf des Azteken (12. November 2017)

	planet e.: Kampf um die Arktis (26. November 2017)




2018 (37 Sendungen)


	planet e.: Die Wahrheit über das Heizen mit Holz (7. Januar 2018)

	planet e.: Steaks aus dem Brutkasten – Verändert Laborfleisch unseren Planeten? (21. Januar 2018)

	planet e.: Deutschland macht Müll (29. Januar 2018)

	planet e.: Tempolimit – Chance für den Klimaschutz? (4. Februar 2018)

	planet e.: Die Essensretter – Kampf gegen Lebensmittelverschwendung (11. Februar 2018)

	planet e.: Deutschland im Abgas-Stress (25. Februar 2018)

	planet e.: Raubbau im Gorilla-Paradies (4. März 2018)

	planet e.: Der Irrsinn mit der Gülle (18. März 2018)

	planet e.: Die Solarstrom-Macher (1. April 2018)

	planet e.: Sondermüllimporte – Deutschlands giftigstes Geschäft (8. April 2018)

	planet e.: Die Schatzjäger – Deutschlands begehrte Rohstoffe (15. April 2018)

	planet e.: Der Plastik-Fluch – Wie wir unseren Planeten vermüllen (22. April 2018)

	planet e.: Tierversuche auf dem Prüfstand (29. April 2018)

	planet e.: Die Rohstoff-Pioniere – Wie Deutschlands Tüftler neue Ökoprodukte erfinden (6. Mai 2018)

	planet e.: Zement – der heimliche Klimakiller (13. Mai 2018)

	planet e.: Streit um neue Stromtrassen (20. Mai 2018)

	planet e. : Massenware Leder – wie natürlich ist es (27. Mai 2018)

	planet e.: Gift im Garten (3. Juni 2018)

	planet e.: Die Meeresschützer – Kampf um unsere Ozeane (10. Juni 2018)

	planet e.: Leergefischt – sind Afrikas Seen noch zu retten? (8. Juli 2018)

	planet e.: Donner, Blitz und Hagelschlag – Das Geschäft mit dem Wetter (29. Juli 2018)

	planet e.: Planen, bauen, leben – Die Städte der Zukunft (12.08.2018)

	planet e.: Talwärts – das Bröckeln der Berge (19.08.2018)

	planet e.: Gift im Zigarettenfilter – Wie Glimmstengel der Umwelt schaden (26.08.2018)

	planet e.: Uran – Strahlendes Erbe (02.09.2018)

	planet e.: Der wahre Preis der Elektroautos (09.09.2018)

	planet e.: Stromfresser Internet – Die Schattenseiten der Digitalisierung (23.09.2018)

	planet e.: Killer oder Kuscheltier? – Katzen im Fokus (30.09.2018)

	planet e.: Der Kampf gegen den Klimawandel – Was kann ich tun (07.10.2018)

	planet e.: Die Öko-Rebellen vom Himalaya (14.10.2018)

	planet e.: Chemiecocktails – Gefährliche Rückstände in unserer Umwelt (21.10.2018)

	planet e.: Amerika first, Natur zuletzt – Die Umweltpolitik von Donald Trump (28.10.2018)

	planet e.: Infraschall – Unerhörter Lärm (04.11.2018)

	planet e.: Der Wert der Artenvielfalt – Äthiopien (11.11.2018)

	planet e.: Der Wert der Artenvielfalt – Peru (18.11.2018)

	planet e.: Vanille – Die Jagd nach dem braunen Gold (25.11.2018) 

	planet e.: Der Kampf um die Kohle – Wie schafft Deutschland den Ausstieg (09.12.2018)




2019 (20 Sendungen)


	planet e.: Alte Nutztierrassen – neu entdeckt (20.01.2019)

	planet e.: Wende im Tank – Öko-Sprit aus dem Labor (03.02.2019)

	planet e.: Waldmedizin – Die Kraft der Bäume (10.02.2019)

	planet e.: 3D – ich druck' mir die Welt (24.02.2019)

	planet e.: Schäfer in Not – Ein Traditionsberuf vor dem Ende (03.03.2019)

	planet e.: Seilbahn und Flugtaxi – Wege aus dem Verkehrskollaps? (10.03.2019)

	planet e.: Vermüllt und verseucht – Böden in Gefahr (24.03.2019)

	planet e.: Gefährlich sauber – Die Risiken des Putzwahns (31.03.2019)

	planet e.: Die Plastik-Revolution – Konzepte gegen die Kunststoff-Flut (07.04.2019)

	planet e.: Auto adé! – Wie es auch ohne geht (14.04.2019)

	planet e.: Kesse Kuh, perfekte Milch – Ein Jahr mit Weidekuh Samura (21.04.2019)

	planet e.: Vielfalt vom Feld – Wie alte Sorten unser Überleben sichern (28.04.2019)

	planet e.: Welt ohne Insekten (05.05.2019)

	planet e.: Europas dicke Luft (12.05.2019)

	planet e.: Hektarweise Geld – Die europäischen Agrar-Milliarden (19.05.2019)

	planet e.: Grillkohle aus Tropenholz (26.05.2019)

	planet e.: Blackout – Angriff auf unser Stromnetz (16.06.2019)

	planet e.: Risiko Umwelthormone – Wenn der Körper austickt (23.06.2019)

	planet e.: Volle Fahrt aufs Abstellgleis – Über das Verschwinden der Güterzüge (30.06.2019)

	planet e.: Superfood – Der Hype ums gesunde Essen (07.07.2019)  




– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 


Quelle:

ZDF – Zweites Deutsches Fernsehen

Presse Special – Juli 2019

Copyrights by ZDF

Internet: www.zdf.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





SERIE/946: BR - "Holocaust", 15. - 24.7.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 8. Juli 2019

Deutsche Geschichte

Epochale US-Serie "Holocaust" im BR Fernsehen

ab Montag, 15. Juli 2019, 22.45 Uhr



Die deutsche Erstausstrahlung von "Holocaust" 1979 war ein epochales
Medienereignis: Erstmals führte die US-Serie einem deutschen
Massenpublikum die Gräuel der Judenverfolgung mit eindrucksvollen
erzählerischen Mitteln vor Augen und löste damit breite
gesellschaftliche Debatten über den richtigen Umgang mit der
Vergangenheit aus. 40 Jahre später zeigt das BR Fernsehen die
vierteilige Serie mit Meryl Streep und James Woods in den Hauptrollen
noch einmal - ab Montag, 15. Juli 2019, 22.45 Uhr.

Begleitend ist am Mittwoch, 17. Juli die Dokumentation "Wie
'Holocaust' ins Fernsehen kam" von Alice Agneskirchner zu sehen.


"Holocaust - Die Geschichte der Familie Weiss"

Im Berlin des Jahres 1935 feiern Karl Weiss (James Woods) und Inga
Helms (Meryl Streep) Hochzeit. Nach den Nürnberger Gesetzen, die wenig
später erlassen werden, gilt ihre Ehe als "Rassenschande", denn Karl
Weiss ist Jude. Obwohl sie Repressalien ausgesetzt ist, kann sich
Familie Weiss nicht dazu entschließen, Nazi-Deutschland zu verlassen.

Trotz der Barbarei, die immer mehr Gestalt annimmt, empfinden sie sich
als deutsche Staatsbürger und machen sich keine Vorstellung vom
zukünftigen Schrecken.


Die Sendertermine aller vier Teile im Überblick:

Montag, 15. Juli, 22.45 Uhr - Die hereinbrechende Dunkelheit

Mittwoch, 17. Juli, 22.45 Uhr - Die Straße nach Babi Yar

Montag, 22. Juli, 22.45 Uhr - Die Endlösung

Mittwoch, 24. Juli, 22.45 Uhr - Die Überlebenden

In der BR Mediathek ist jede Folge nach Ausstrahlung jeweils für 7
Tage verfügbar.


Hintergrund zur Serie "Holocaust"

1979 bewirkte die vierteilige US-amerikanische Serie über die fiktive
jüdische Familie Weiss im Berlin der Nazizeit einen
Gefühlszusammenstoß des westdeutschen Fernsehpublikums mit seiner
eigenen Vergangenheit. Die Zuschauerinnen und Zuschauer reagierten
vehement und voller Erschütterung und straften Vorabkritiker Lügen,
die die Serie als Hollywoodkitsch ablehnten und die Zuschauerinnen und
Zuschauer davor bewahren wollten.

"Holocaust", so die These der Publizistin und Filmregisseurin Jutta
Brückner, wurde zum Ereignis, weil es die Tabuzone um die
Konzentrationslager gebrochen hat: "Die Serie bediente sich der
bekannten Muster der Identifikationsdramaturgie in einer vertrauten
filmischen Formsprache und sie zeigte den Gang in die Gaskammer. Damit
erreichte 'Holocaust', dass die Juden endlich zu Menschen wurden, über
deren Schicksal die deutschen Zuschauer mit großer historischer
Verspätung weinten." Die Serie kam einem riesigen Dammbruch gleich,
der eine Flut von Büchern, Filmen, Erinnerungen und Selbstzeugnissen
auslöste.


Mittwoch, 17. Juli 2019, 00.20 Uhr

Dokumentation zur Serie: Wie 'Holocaust' ins Fernsehen kam

Vor dem Hintergrund der Neuausstrahlung von "Holocaust" nach gut 40
Jahren erzählt die Filmemacherin Alice Agneskirchner die Geschichte
dieses Fernsehereignisses, von der Entstehung und den Dreharbeiten
über die Ausstrahlung bis hin zu den Reaktionen.

In der BR Mediathek ist die Doku nach Ausstrahlung 7 Tage verfügbar.

 * 
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SPORT/781: BR - Gala des Bayerischen Sportpreises 2019, 14.7.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 11. Juli 2019

Gala des Bayerischen Sportpreises 2019

Sonntag, 14. Juli, 22.00 Uhr, BR Fernsehen



Am Sonntag, 14. Juli, 22.00 Uhr, zeigt das BR Fernsehen die Höhepunkte
des Bayerischen Sportpreises 2019. Darunter sind die frisch
zurückgetretene Ausnahme-Biathletin Laura Dahlmeier, die
Ski-alpin-Asse Thomas Dreßen und Josef Ferstl, Springreiterin Simone
Blum und Skispringer Markus Eisenbichler. Ski-Star Felix Neureuther,
der im März seine Karriere beendet hat, erhält den "Persönlichen Preis
des Bayerischen Ministerpräsidenten". Markus Othmer ist Moderator der
festlichen Gala, die am 13. Juli in der Münchner BMW Welt stattfindet.

Weitere Preisträger sind das erfolgreiche U18-Frauen-Nationalteam im
Basketball mit sechs bayerischen Spielerinnen sowie der Co-Trainer und
bayerische Landestrainer Imre Szittya, außerdem die fünffache
Medaillengewinnerin bei der Para-Ski-WM Clara Klug.


Prominente Laudatoren aus Sport und Politik

Geehrt werden die Sieger von namhaften Laudatoren, darunter die
Wintersportlegenden Markus Wasmeier und Dieter Thoma, Top-Schwimmerin
Alexandra Wenk, die frühere Kickbox-Weltmeisterin Christine Theiss,
Ministerpräsident Markus Söder und Bayerns Innenminister Joachim
Herrmann. Für Unterhaltung sorgt die Breakdance-Formation DDC aus
Schweinfurt.


Facebook live vom Blauen Teppich am Samstag, 13. Juli

Galastimmung pur gibt es am Samstag der Preisverleihung, 13. Juli
2019, per Livestream auf der Facebook-Seite der BR-Sportredaktion:
Zwischen 18.20 und 18.45 Uhr können Fans hautnah dabei sein, wenn die
Sportstars und prominenten Gäste am Blauen Teppich der BMW Welt
eintreffen. BR-Reporter Florian Eckl liefert die Interviews.


Der Bayerische Sportpreis

Der Bayerische Sportpreis wird seit 2002 von der Bayerischen
Staatsregierung für herausragende sportliche Leistungen sowie an
Personen und Initiativen vergeben, die sich in besonderer Weise um den
Sport verdient gemacht haben. Stars wie Magdalena Neuner, Oliver Kahn,
Franz Beckenbauer, Dirk Nowitzki und Maria Höfl-Riesch haben ihn
bereits erhalten.

 * 
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UNTERHALTUNG/635: ZDF - Samstagsabendshow "Willkommen bei Carmen Nebel" aus Offenburg, am 13.07.2019 (ZDF)


Willkommen bei Carmen Nebel

Stars, Musik und Überraschungen live aus Offenburg

Samstag, 13. Juli 2019, 20.15 Uhr LIVE

Inhalt:

– Zur Sendung



Willkommen bei Carmen Nebel

Am Samstag, 13. Juli, meldet sich Carmen Nebel um 20.15 Uhr im ZDF mit ihrer großen Samstagabendshow live aus der Offenburger Baden-Arena. Sie lädt ein zur großen Urlaubsshow – mit jeder Menge Stars aus fernen Ländern und beliebten Reisezielen vieler Zuschauer.

Die Zuschauer können sich auf die beliebtesten deutschen Schlager- und Sommerhits freuen. Prominente Gäste der großen Urlaubs-Party sind Ireen Sheer, Michael Holm, der Klostertaler Markus Wohlfahrt mit seiner Alpin KG, Lou Bega und Fantasy. Die Ehrlich Brothers verzaubern mit einer magischen TV-Weltpremiere, David Hasselhoff überrascht mit einer Duett Premiere und natürlich gibt es auch einen Mallorca-Partyblock mit Loona, Mickie Krause und weiteren Künstlern. Paul Potts und Ricchi e Poveri sind ebenfalls dabei, wenn es bei Willkommen bei Carmen Nebel heißt "Urlaub, mach mal Urlaub…"
 


– Änderungen und Ergänzungen vorbehalten –
 


 * 
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FEATURE/1280: Deutschlandfunk Kultur - Das Gedächtnis des Fußballs, 14.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Das Gedächtnis des Fußballs

Zwei Männer pflegen besondere Erinnerungen

Von Stefan Osterhaus

Nachspiel. Feature

Sonntag, 14. Juli 2019, 18.05 - 18.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Fußball-Anekdoten lassen sich auf unterschiedliche Weise bewahren. Bei
den Profis geschieht dies fast wie von selbst, Journalisten halten
jede Regung fest, die sie beobachten. In unteren Ligen geht vieles
schnell verloren. Im Sauerland hat Günter Guntermann - Hauptberuf
Kriminalkommissar - ein Buch über die Fußballgeschichte des Altkreises
Brilon geschrieben. Es ist eine Hommage an den Amateurfußball seiner
Heimat. Ganz anders verfährt in der oberitalienischen Stadt Ferrara
Schneider Giorgio Caleffi. Er hat per Hand ein Archiv über seinen
Heimatverein, Erstligist SPAL Ferrara angelegt, das er akribisch
pflegt. Porträts zweier Menschen, die eines gemeinsam haben: Sie
halten die Erinnerung an den Fußball auf ganz unterschiedliche Weise
wach.

 * 
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MUSIK/2937: Deutschlandfunk - Die Pop-Poesie der Band Albert Luxus, 14.7.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Auf den Schwingen bunter Gedanken

Die Pop-Poesie der Band Albert Luxus

Von Fabian Elsäßer

Rock et cetera

Sonntag, 14. Juli 2019, 15.05 - 16.00 Uhr, Deutschlandfunk



"Kleine Menschen sind gefährlich und die großen schwere Kost, und ein
jeder trägt sein Päckchen, ich bring meines schnell zur Post" - was
Matthias Albert als Sänger in seinen Textzeilen zusammenreimt, ergibt
selten einen konkret erfassbaren Sinn. Doch es ist immer
sprachmächtig, oft komisch, manchmal auch einfach nur hinreißend
bescheuert. Das Kernduo von Albert Luxus nimmt schon seit vielen
Jahren Musik auf. Doch erst 2017 wagten Sänger und Schlagzeuger
Andreas Kiwitt den Schritt von englischen zu deutschen Texten.
Insofern ist ihr drittes Album mit dem Titel "Diebe" ein verspätetes
Debüt.

 * 
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MUSIK/2936: BR-KLASSIK - Klassik am Odeonsplatz 2019, 13./24.7.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 21. Juni 2019

Klassik am Odeonsplatz 2019

Renée Fleming, Sopran

Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks

Alan Gilbert, Dirigent

BR-KLASSIK überträgt das Open-Air-Konzert am Samstag, 13. Juli, ab
20.05 Uhr live in BR-KLASSIK/Hörfunk

Ein Mitschnitt des Konzerts der Münchner Philharmoniker vom Sonntag,
14. Juli 2019 sendet BR-KLASSIK am Mittwoch, 24. Juli 2019, um 18.05
Uhr



Zum 19. Mal wird der Münchner Odeonsplatz am 13. und 14. Juli 2019 der
schönste Open-Air-Konzertsaal der Stadt. Am Samstag tritt die
Sopranistin Renée Fleming mit dem Symphonieorchester des BR auf, Alan
Gilbert dirigiert ein Programm rund um Peter I. Tschaikowsky.
BR-KLASSIK überträgt live ab 20.15 Uhr im BR Fernsehen, in
BR-KLASSIK/Hörfunk, im Video-Livestream und etwas zeitversetzt ab
21.00 Uhr auf 3sat. Das Konzert der Münchner Philharmoniker am Sonntag
wird per Video-Livestream im Internet übertragen, eine Aufzeichnung im
Radio am Mittwoch, 24. Juli 2019, um 18.05 Uhr ausgestrahlt.

Eingerahmt von Residenz und Theatinerkirche wird die Feldherrnhalle am
Samstag, 13. Juli 2019, zur Bühne für rund 80 Musiker und Musikerinnen
des Symphonieorchesters des Bayerischen Rundfunks und ihren
amerikanischen Gastdirigenten Alan Gilbert.

Die diesjährige Solistin Renée Fleming zählt zu den derzeit größten
Stars der Opernszene. Sie macht an den bedeutendsten Bühnen der Welt
Furore, ihr Repertoire umfasst mehr als 50 Opernrollen, aber auch
Lieder und Songs aus Jazz und Pop. Auf dem Odeonsplatz präsentiert sie
unter anderem Szenen und Arien aus Tschaikowskys "Eugen Onegin", Erich
Wolfgang Korngolds "Die Kathrin" und Friedrich von Flotows "Martha" -
sowie den Evergreen "You'll never walk alone" aus dem Musical
"Carousel" von Rodgers/Hammerstein, der nicht nur Fußballfans ein
Begriff sein dürfte.

Der zweite Teil des Konzerts steht im Zeichen der ganz großen Gefühle -
 mit der Symphonie Nr. 5 von Peter Tschaikowsky, seiner
"Schicksalssymphonie" zwischen Walzer-Charme und heroischem Triumph.


Programm:

Peter Tschaikowsky - Eugen Onegin, Polonaise aus dem 3. Akt

Peter Tschaikowsky - Eugen Onegin, Briefszene der Tatjana aus dem 1.
Akt

Erich Wolfgang Korngold - Die Kathrin, Briefszene der Kathrin aus dem
1. Akt

Leonard Bernstein - On the Town, Pas de deux

Friedrich von Flotow - Martha, Volkslied der Martha aus dem 2.
Akt

Richard Rodgers/Oscar Hammerstein - Carousel, You'll never walk
alone

Peter Tschaikowsky - Symphonie Nr. 5 e-Moll


Live-Übertragung des Konzerts der Münchner Philharmoniker am
Sonntag, 14. Juli 2019:

Am zweiten Abend von "Klassik am Odeonsplatz" sind am Sonntag, 14.
Juli, die Münchner Philharmoniker unter der Leitung ihres
Chefdirigenten Valery Gergiev zu erleben - mit einem Vorgeschmack auf
das Beethoven-Jahr 2020: Auf die "Coriolan-Ouvertüre" folgen das
Fünfte Klavierkonzert mit Daniil Trifonov und die populäre Fünfte
Symphonie.

Dieses Konzert wird im Internet per Video-Livestream auf
br-klassik.de/concert übertragen. - Einen Mitschnitt sendet
BR-KLASSIK/Hörfunk im Rahmen der "Festspielzeit" am Mittwoch, 24. Juli
2019, um 18.05 Uhr.

 * 
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PREIS/334: Karl-Sczuka-Preis 2019 für das Hörstück "Meerschallschwamm und Schweigefang" (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 12.07.2019

Auszeichnung für Deutschlandfunk Kultur

Karl-Sczuka-Preis 2019 für das Hörstück "Meerschallschwamm und
Schweigefang"



Der Karl-Sczuka-Preis für Hörspiel als Radiokunst geht dieses Jahr an
die Produktion "Meerschallschwamm und Schweigefang" von Ulrike Janssen
und Marc Matter, entstanden im Auftrag von Deutschlandfunk Kultur. Der
vom SWR gestiftete, mit 12.500 Euro dotierte Preis wird am 20. Oktober
im Rahmen der Donaueschinger Musiktage überreicht.

Das Hörstück handelt von einem Audioguide, der aus den Trümmern eines
zerstörten Museums gerettet werden konnte. Dort wurden Apparate zur
Tonaufzeichnung ausgestellt, die bisher unbekannt waren oder nur in
der Literatur oder der Mythologie vorkamen, wie ein
Schallfrierapparat, ein Auralisator, ein Meerschallschwamm und ein
Schweigefang.

Die Juryvorsitzende Christina Weiss lobte die "unglaublich
phantasievoll fragmentierte Sprache" der Klangkomposition. Die
Auftragsproduktion für Deutschlandfunk Kultur wurde am 16. November
2018 im Kulturprogramm des nationalen Hörfunks urgesendet. Sie ist
weiterhin auf der Webseite hoerspielundfeature.de [1] abrufbar.

Der Karl-Sczuka-Preis wurde 1955 vom damaligen Südwestfunk ins Leben
gerufen. Seit 1972 wird er bei den Donaueschinger Musiktagen verliehen
und ist seitdem zur international wichtigsten Auszeichnung für
avancierte Werke der Radiokunst geworden. Ausgezeichnet wurden unter
anderem Mauricio Kagel, Luc Ferrari, Gerhard Rühm, John Cage, Heiner
Goebbels, Friederike Mayröcker, Pierre Henry, Oswald Egger, Christina
Kubisch und Olaf Nicolai. Zur Jury der 58. Ausgabe des Preises unter
Vorsitz von Christina Weiss gehören Marcel Beyer, Julia Cloot, Michael
Grote und Helmut Oehring.

Ulrike Janssen, geboren 1967 in Leverkusen, ist Autorin und
Regisseurin für Hörfunk und Theater. Sie lebt und arbeitet in Köln.
2011 erhielt sie für ihr Stück "vogelherdrecherche" den Förderpreis
zum Karl-Sczuka-Preis. Der Autor, Klangkünstler und Dozent Marc Matter
wurde 1974 in Basel geboren und lebt zurzeit in Bad Säckingen im
Schwarzwald. Er wurde 2011 mit dem Karl-Sczuka-Preis ausgezeichnet und
erhielt 2015 mit Dagmara Kraus den Karl-Sczuka-Förderpreis. Matter ist
Mitbegründer der deutsch-schweizerischen Medienkunstgruppe Institut
für Feinmotorik.


Anmerkung:

[1] www.deutschlandfunkkultur.de/hoerstueck-ueber-phantastische-tonapparate-meerschall.3685.de.html?dram:article_id=424894

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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DER FILM/448: Mönchengladbach - "Der König der Löwen" mit musikalischer Begleitung, 17.7.19


Stadt Mönchengladbach

Premiere von "Der König der Löwen"



"Can you feel the love tonight", "Hakuna matata" oder "The Circle of
Life" - all diese Titel gehören zu dem erfolgreichsten
Zeichentrickfilm: "Der König der Löwen". Sie werden von den ColourKids
der Musikschule jetzt zu einer ganz besonderen Premiere zu hören sein.
Im Comet Cine Center gibt es am Mittwoch, 17. Juli die neue
Realadaption des Films um 20.30 Uhr zu sehen. Das Violinen Ensemble
unter der Leitung von Kerstin Weuthen wird im Rahmenprogramm sowohl im
Bistro als auch im Kino selber, von den entsprechenden Bildern
begleitet, auftreten. Auch darüber hinaus gibt es an dem
Premierenabend jede Menge Attraktionen rund um den Film. 

Karten gibt es unter www.comet-cine-center.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. Juli 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1927: Münster - "Vom Soundlabor zur Radiosendung" für junge Leute, 17. und 18. Juli 2019


Stadt Münster

Vom Soundlabor zur Radiosendung



Münster (SMS) Welche Regeln gelten beim Sampeln von Musik? Welche
Technik kann man dafür benutzen? Und wie findet man überhaupt einen
Ton-Schnipsel, um daraus einen Track zu bauen? In dem zweitägigen
Crashkurs "Sampling & Musikredaktion", am 17./18 Juli wird von 10 bis
16 Uhr in der Medienabteilung der Stadtbücherei Münster recherchiert,
es wird gecuttet und gesampelt. Anschließend führt der Weg ins
Tonstudio, um eine eigene Radiosendung aufzunehmen. 

Junge Menschen von 10 bis 14 Jahren können sich kostenlos und verbindlich anmelden:
juwel@stadt-muenster.de oder WhatsApp/Telefon 02 51/4 92-42 45.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 11. Juli 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





NOTFALL/340: Umfrage zur Situation von Krankenhausapothekern - ein Interview (idw)


Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 10.07.2019

Umfrage zur Situation von Krankenhausapothekern: "Wir benötigen mehr Daten über die Arbeit auf Intensivstationen"



"Wir benötigen mehr Apotheker auf den Intensivstationen!" Das fordert
Heike Hilgarth, Apothekerin und Arzneimittelexpertin am
Universitätsklinikum Hamburg-Eppendorf. Im internationalen Vergleich sind
in Deutschland relativ wenig Apotheker in Krankenhäusern beschäftigt.
Dabei könne ein Stationsapotheker für mehr Sicherheit bei der
Patiententherapie sorgen.

Um die Situation der Krankenhausapotheker in Deutschland erstmals valide
darzustellen, startet Heike Hilgarth jetzt zusammen mit der Deutschen
Interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin (DIVI) und
dem Bundesverband deutscher Krankenhausapotheker (ADKA) eine Umfrage unter
den ärztlichen Leitern der Intensivstationen in deutschen Kliniken. Im
Interview spricht die Apothekerin über die Ziele und die Bedeutung der
Umfrage, bessere Behandlungsansätze sowie die fachliche Unterstützung für
Chef- und Oberärzte.


Frau Hilgarth, Sie machen eine Umfrage auf Intensivstationen in deutschen Kliniken zu Apothekern. Warum?

In internationalen Untersuchungen haben Apotheker gezeigt, dass sie einen
wichtigen Beitrag zur Arzneimitteltherapie- und Patientensicherheit und
dies insbesondere bei Intensivpatienten leisten können. Diese bekommen
sehr viele Medikamente verordnet, haben häufig Organinsuffizienzen -
befinden sich also insgesamt in einer sehr schwierigen Situation.
Apotheker können durch Bereitstellung von Information und Vermeidung von
unerwünschten Ereignissen nachweislich zum Behandlungserfolg beitragen.
Ziel ist es, den Grad der Stationstätigkeit von Apothekern in Deutschland
mit dieser repräsentativen Umfrage zu erfassen.


Worum geht es in Ihrer Umfrage konkret?

In der Umfrage wollen wir feststellen, inwiefern in Deutschland Apotheker
Bestandteil des interprofessionellen Teams der Intensivstation sind und
welche Aufgaben sie übernehmen. Falls noch kein Apotheker im Team ist,
wollen wir von den ärztlichen Leitern der Intensivstationen wissen, in
welchen Bereichen sich die Kliniker eine Unterstützung durch
Stationsapotheker wünschen.


Warum befragen Sie insbesondere die ärztlichen Leiter der Intensivstationen?

Natürlich wollen wir mehr Apotheker auf den Stationen sehen und richten
uns daher direkt an die Verantwortlichen. Es gibt ausreichend Evidenz für
die Vorteile, einen Apotheker auf der Intensivstation zu beschäftigen.
Auch Chefärzte können sich sicher an immer wieder auftretende Fragen und
Probleme im Zusammenhang mit der Arzneimitteltherapie erinnern. Apotheker
auf der Station vermitteln Wissen zur Arzneimitteltherapie, beraten zu
individuellen Therapiekonzepten und gewährleisten so eine gesicherte
Qualität in der Arzneimittelverordnung.


Warum gab es bisher so eine Erhebung noch nicht?

Die Klinische Pharmazie hat sich in Deutschland erst in den vergangenen
fünfzehn Jahren deutlich weiterentwickelt. Das Studium legt heute einen
größeren Fokus auf die Klinische Pharmazie und vermittelt so wichtige
Inhalte für die Arbeit auf der Station. Immer mehr Apotheker sind in den
vergangenen Jahren schon auf den Stationen in Deutschland tätig geworden.
Diese Entwicklung wollen wir mit den Daten aus der Erhebung unterstützen.
Wir benötigen insgesamt mehr Daten über die Arbeit von Apothekern auf
Intensivstationen.


Welchen Vorteil hat ein Patient konkret von mehr Apothekern auf den Stationen?

Nachgewiesenermaßen gibt es umfangreiche Studien, die untersucht haben,
dass die Patientensicherheit dadurch steigt. Heißt: Sie haben weniger
Nebenwirkungen, weniger Medikamenteninteraktionen, sie kriegen die
richtige Dosierung angepasst an ihre Organinsuffizienz, die sie vielleicht
haben. Wir helfen bei der Medikationsanamnese der Patienten, wir beraten
die Ärzte bei der Therapieentscheidung, wir sind für die Pflege da
hinsichtlich der Applikation der Medikamente und wir sind für die
Arzneimittelinformation zuständig. Insgesamt stellt das eine Optimierung
der Therapie für den Patienten dar. Unsere Leistungen sind also ein Gewinn
für alle Seiten: Patient, Arzt und Pflege.


Was glauben Sie, wie viel Apotheker in deutschen Kliniken benötigt werden?

Wir wissen aus internationalen Vergleichen, dass wir sehr wenig Apotheker
einsetzen: Hierzulande sind es 0,4 Apotheker pro 100 Betten. In
Großbritannien sind es zum Beispiel 4,5 Apotheker pro 100 Betten.


Warum schneiden wir hierzulande so schlecht ab?

Die Finanzierung von zusätzlichen Stellen ist oft komplex. Ein wichtiger
Schritt stellt die Änderung des Krankenhausgesetzes in Niedersachsen dar.
Demnach müssen Stationsapotheker in allen Krankenhäusern beschäftigt
werden. Besonderes Augenmerk liegt dabei auf Risikobereichen. Auch müssen
wir Apotheker im Team Verantwortung für die individuelle
Arzneimitteltherapie der Patienten auf den Stationen übernehmen.


Mehr über die DIVI im Internet:

www.divi.de

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.divi.de/presse/pressemeldungen/pm-umfrage-zur-situation-von-krankenhausapothekern-wir-benoetigen-mehr-daten-ueber-die-arbeit-auf-intensivstationen

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72422

Umfrage zur Situation von Krankenhausapothekern: "Wir benötigen mehr Daten über die Arbeit auf Intensivstationen"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1527

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Interdisziplinäre Vereinigung für Intensiv- und Notfallmedizin e. V. - 10.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/1162: Physician Assistant - Ein erfolgreiches Modell aus den USA (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 6/2019

Physician Assistant (PA)

Die Einsicht wird größer

von Martin Geist



Symposium im Kieler Lubinus Clinicum zu PA: Gute Erfahrungen mit
dem Beruf, bislang aber keine Ausbildungsmöglichkeiten in
Schleswig-Holstein.


Es ist längst kein Geheimnis mehr: Der Fachkräftemangel nimmt zu
und betrifft auch die Gesundheitsbranche, sowohl in der Pflege als
auch im ärztlichen Bereich. Insbesondere für ländliche Regionen werden
Ärzte gesucht. "Wir brauchen dringend neuen Konzepte zur
Aufrechterhaltung der Versorgungsqualität", fordert Johann Georg
Philipp Lubinus, Medizinischer Vorstand der Kieler Lubinus-Stiftung.
Aus diesem Grund war sein Haus vergangenen Monat Gastgeber für ein
Symposium, das sich der Suche nach solchen neuen Konzepten widmete.

Im Mittelpunkt der Tagung stand das Modell des Physician Assistant
(PA), das wie so manches, was neu ist, aus den USA kommt. Gemeint sind
damit wörtlich übersetzt Arzt-Assistenten, aber eben keine
Assistenzärzte, betonte Prof. Tom Karbe vom Lehrstuhl für Physician
Assistants am Steinbeis-Transfer-Institut Medicine and Allied Health
in Berlin: "Der Physician Assistant ist kein Arzt." Insofern gibt es
laut Karbe zunächst vieles, was ein PA nicht darf. Selber operieren,
eigenständig Diagnosen stellen oder Therapien und Medizin verordnen,
all das ist und bleibt allein in der Zuständigkeit approbierter Ärzte.

Wohl aber können die Arzt-Assistenten, von denen es in den USA bereits
mehr als 140.000 gibt, nach Karbes Überzeugung enorm wichtige
Unterstützung leisten. Das Steinbeis-Transfer-Institut bildet in
Berlin und Hamburg Physician Assistants aus und erreicht mit diesem
Angebot schon wegen entsprechender Zugangsvoraussetzungen durchweg
Teilnehmer mit einschlägiger Berufserfahrung. Zumeist entscheiden sich
Pflegekräfte oder Rettungssanitäter, die beruflich weiterkommen
wollen, für das sechs Semester umfassende berufsbegleitende Studium
und bringen nach ihrem Abschluss von Anfang an erhebliche Kompetenzen
mit, egal, ob es um die allgemeine Diagnostik, spezielle Techniken wie
Endoskopie, um Intensivmedizin, Schmerzmanagement oder Wundversorgung
geht. "98 Prozent gehen nach dem Studium dorthin, wo sie hergekommen
sind, aber mit mehr Kompetenz", brachte es Karbe auf den Punkt. Nur
selten kommt es demnach vor, dass jemand, der in der Unfallchirurgie
tätig war, später in die Onkologie wechselt. Wer einen PA an seiner
Seite weiß, darf sich aufgrund dieser hohen Kompetenz nach Überzeugung
des Experten in aller Regel glücklich schätzen: "Der Arzt kann sich
dann auf seine originären Aufgaben konzentrieren."

Gleichwohl hat die hiesige Heilkunde lange gefremdelt mit diesem im
Grunde gar nicht mehr so neuen Berufsbild. Erste Regungen Richtung
Physician Assistants gab es bereits im Jahr 2005, es dauerte dann aber
bis 2017, ehe sich die Deutsche Ärztekammer und die Kassenärztliche
Bundesvereinigung zu einer grundsätzlichen Befürwortung durchrangen.
Nicht zuletzt aus diesem Grund hält sich hierzulande die Zahl dieser
Assistenten in überschaubaren Grenzen. Gerade einmal 450 gibt es
derzeit nach Schätzung Karbes, und so gut wie alle von ihnen sind in
Kliniken tätig.

Früher als andernorts öffnete sich die Ärzteschaft in
Schleswig-Holstein für das neue Berufsbild. "Wir brauchen alles",
betonte denn auch Kammerpräsident Dr. Henrik Herrmann und ergänzte,
dass letztlich jeder Beitrag zu begrüßen sei, der zur Stabilisierung
und Stärkung des Gesundheitswesens führt. Unbegründet ist dabei aus
seiner Sicht die Sorge, dass auf breiter Front vordringende PAs
womöglich eines unschönen Tages als günstigere Alternative die Ärzte
verdrängen könnten.

Tatsächlich sieht es zugespitzt formuliert eher so aus, dass es kaum
Ärzte gibt, die überhaupt verdrängt werden könnten. Das jedenfalls
geht aus dem Symposiumsbeitrag von Wilhelm Wolken hervor, der über das
mühsame Geschäft berichtete, abseits der Großstädte qualifiziertes
Personal zu finden. Wolken ist Geschäftsführender Verwaltungsdirektor
des Ludmillenstiftts Meppen, das für 20 Abteilungen 420 Betten vorhält
und mit 650 Pflegekräften sowie 186 Ärzten arbeitet. Das ärztliche
Personal kommt nach seinen Angaben mittlerweile aus mehr als 20
verschiedenen Nationen, zwei Drittel der Assistenzärzte stammen nicht
aus Deutschland. Fachlich klappt es laut Wolken mit den im Ausland
angeworbenen Fachkräften zwar überwiegend gut, sprachlich jedoch
treten in den ersten zwei bis drei Jahren oft Probleme auf. "Das kann
dann sehr viel Arbeit machen, wenn es um Arztbriefe geht", berichtete
der Klinikleiter aus dem Emsland. Auch die Kommunikation mit den
Patienten gestalte sich dann teils nicht gerade einfach.

Mit konventionellen Mitteln lässt sich die angespannte
Personalsituation nach Wolkens Überzeugung nicht kurzfristig und noch
nicht einmal mittelfristig verbessern: "Selbst wenn heute die Zahl der
Medizin-Studienplätze verdoppelt würde, hätten wir in zehn Jahren
immer noch nichts davon." Hoffnungen setzt das Ludmillenstift aber auf
die Physician Assistants. Drei davon sind in dem Klinikum bislang
tätig, doch ist man nach den Worten des Geschäftsführers "kräftig
dabei, das weiter zu erhöhen und alle Abteilungen mit solchen
Fachkräften zu versorgen." Mit den bisherigen Assistenten, so betonte
der Referent, gebe es ausnahmslos beste Erfahrungen. Hellauf
begeistert sind demnach besonders die Ärzte, die sich über kompetente
Entlastung freuen. Teils reserviert sind die Reaktionen dagegen im
Pflegebereich, und das aus Gründen, die Wolken verstehen kann: "Bei
den Leuten, die PA studieren, handelt es sich schließlich um Kräfte,
die auch in der Pflege richtig wertvoll sind." Unterm Strich aber ist
der Verwaltungsdirektor überzeugt, dass sich sein Haus mit der
verstärkten Hinwendung zum Physician Assistant "genau auf dem
richtigen Weg" befindet.

Anfang Texteinschub

Das MVZ beschäftigt 75 Medizinische Fachangestellte in Papenburg. Viele davon würde der
MVZ-betreibende Hausarzt Dr. Volker Eissing gerne zu PA ausbilden, um
noch mehr delegieren zu können.

Ende Texteinschub

Anfang Texteinschub

Das Kieler Lubinus Clinicum beschäftigt 1 Physician Assistant. Bei einer
Ausbildungsstätte in Schleswig-Holstein, so die Erwartung von
Experten, könnte die Zahl der PA in Schleswig-Holstein steigen.

Ende Texteinschub

Bislang spielen PA im stationären Bereich nur eine kleine, im
ambulanten Bereich fast gar keine Rolle. Dabei scheint der Bedarf an
solchen Assistenzkräften in ländlichen oder besser gesagt nicht
großstädtischen Regionen sogar noch größer. Dr. Volker Eissing war
einmal normaler Hausarzt und ist heute Leiter des Medizinischen
Versorgungszentrums (MVZ) Papenburg, das mit ihm und einem weiteren
Hausarzt sowie sage und schreibe 75 weiblichen und männlichen
Arzthelfern 8300 Patienten betreut. Nur 913 pro Arzt sollten es nach
den Richtwerten in Niedersachsen sein. Doch hat Eissing im nahen und
auch nicht mehr so nahen Umfeld so gut wie keine Kollegen mehr.
Oldenburg, die nächste Großstadt, hat mit 160.000 Einwohnern zwar nur
halb so viele wie der Kreis Papenburg, dafür aber doppelt so viele
Ärzte. Will man auf dem Land den Patienten nicht enorme Entfernungen
und lange Wartezeiten zumuten, stellt sich aus Sicht Eissings eine
entscheidende Frage: "Was kann man verantwortlicherweise delegieren?"

Diese Frage haben Eissing und seine Mitstreiter beantwortet.
Zahlreiche Helferinnen und Helfer erfüllen in der Großpraxis
Sonderaufgaben, haben sich auf Geriatrie, Bluthochdruck,
Atemwegserkrankungen, Wunderversorgung, Schmerzmanagement und andere
Bereiche spezialisiert. Als der Hausarzt erzählte, dass in seinem
Versorgungszentrum unter anderem 143 MS-Patienten betreut werden, ging
ein Raunen durch den Saal. Überhaupt gewannen die Zuhörer den
Eindruck, als sei eher von einer kleinen Klinik als von einer
Hausarztpraxis die Rede.

Falsch ist dieser Eindruck nicht, und er beruht auch nicht auf
Wunderwerken. "Hausärztliche Versorgung funktioniert bei uns nur durch
konsequente Delegation", beschrieb Eissing das maßgebliche Prinzip und
verhehlte nicht, dass sich diese Vorgehensweise immer wieder in
rechtlichen Grauzonen abspielt.

Genau vor diesem Hintergrund würde das MVZ Papenburg liebend gern
Physician Assistants beschäftigen beziehungsweise einen Teil der
vorhandenen Kräfte dazu weiterbilden. Dies ergäbe dann aus Eissings
Sicht eine juristisch saubere Kette vom Arzt über den PA bis zu den
Medizinischen Fachangestellten.

Doch woher sollen die Assistenten überhaupt kommen? Stefanie Kannert
bestätigt, wie berechtigt diese Frage ist. Im Jahr 2008 war sie die
erste Physician Assistant im Lubinus-Clinicum, und obwohl es nach
ihrer eigenen Einschätzung und ebenso nach Meinung der Ärzte
hervorragend läuft, ist sie immer noch die einzige. Der schlichte
Grund: Stefanie Kannert musste die Präsenzzeiten ihres Studiums am
Steinbeis-Institut in Berlin absolvieren, und an dieser Situation hat
sich bis heute nicht viel geändert. Weil es in Schleswig-Holstein
keine Ausbildungsstätte für Physician Assistants gibt und die
Weiterbildungswilligen oft schon Familie haben oder in anderer Weise
gebunden sind, ist entsprechendes Personal mehr als dünn gesät.

Bernd Heinemann, gesundheitspolitischer Sprecher der SPD-Fraktion im
Landtag, sprach sich denn auch dafür aus, dass sich daran alsbald
etwas ändern soll. Konkret regte er an, eine der Fachhochschulen im
Land für diesen Studiengang zu gewinnen.

Eine andere Möglichkeit bestünde darin, einer anderen Hochschule mit
PA-Studiengang zu erlauben, in Schleswig-Holstein eine sogenannte
Dependance zu gründen. Für die Theorie-Blöcke könnte dann
gewissermaßen eine wohnortnahe Filiale genutzt werden, ohne dass ein
aufwendiges Zertifizierungsverfahren für einen neuen Studiengang nötig
wäre.

Ginge es nach Ärztekammer-Präsident Dr. Herrmann, würde es mit der im
Land verwurzelten Ausbildung von Physician Assistants jedenfalls schon
im Jahr 2020 losgehen. Nach seiner Überzeugung wird es einfach höchste
Zeit dafür: "Die Einsicht wird immer größer, dass es so nicht
weitergeht."


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 6/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201906/h19064a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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ETHIK/1297: Chinesische Forscher implantieren menschliche Gene in Affenhirne (ALfA LebensForum)


ALfA LebensForum Nr. 130 - 2. Quartal 2019

Zeitschrift der Aktion Lebensrecht für Alle e.V. (ALfA)

Bioethik-Splitter 

Chinesische Forscher implantieren menschliche Gene in Affenhirne



Hongkong (ALfA). Chinesische Forscher haben menschliche Gene in
die Hirne von Rhesusaffen verpflanzt. Das berichtet das Online-Portal
des 'Deutschen Ärzteblatts'. Wie das Blatt schreibt, hätten die
Wissenschaftler die Intelligenz von Menschen erforschen wollen und das
Gen MCPH1, das wahrscheinlich eine entscheidende Rolle bei der
Entwicklung des menschlichen Gehirns spielt, bei elf Rhesusaffen
eingesetzt. Bei diesen Versuchstieren habe die Entwicklung des Gehirns
länger gedauert als bei den Tieren der Vergleichsgruppe. Dafür hätten
sie in Versuchen, bei denen das Kurzzeitgedächtnis und die
Reaktionsschnelligkeit getestet wurden, besser abgeschnitten.

Für die in der Fachzeitschrift 'National Science Review' publizierte
Studie hatten die Forscher des Kunming-Instituts für Zoologie der
südchinesischen Provinz Yunnan mit Forschern der Universität North
Carolina in den USA zusammengearbeitet. Wie das 'Ärzteblatt' weiter
schreibt, hätten nur fünf der elf genmanipulierten Tiere die Testphase
überlebt.

 * 

Quelle:
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GESUNDHEIT/1359: Babys und Kinder vor der Sommer-Sonne richtig schützen (idw)


Stiftung Kindergesundheit - 10.07.2019

Babys und Kinder vor der Sommer-Sonne richtig schützen!

Wichtige Empfehlungen der Stiftung Kindergesundheit für Sandkasten, Strand
und Berge



In den letzten 30 Jahren hat sich das Risiko, an Hautkrebs zu erkranken,
verdreifacht. Als Hauptrisiko gelten die kurzwelligen, aggressiven
UVB-Strahlen des Sonnenlichts. Kann denn etwas so angenehmes wie die
strahlende Sommer-Sonne wirklich so gefährlich sein? Leider ja, und zwar
besonders für die Kinder, sagt die Stiftung Kindergesundheit. Die
Kinderhaut ist viel dünner, durchlässiger und empfindlicher als die von
Erwachsenen. Ihre Eigenschutzzeit beträgt bei intensiver Sonnenbestrahlung
nicht mehr als bis zu zehn Minuten. Mag es auf den ersten Blick
übertrieben erscheinen: Schon nach diesen zehn Minuten droht kleinen
Kindern bereits ein Sonnenbrand. Wiederholte Sonnenbrände in der Kindheit
steigern aber das Risiko, im späteren Alter an Hautkrebs zu erkranken.
Deshalb dürfen Babys und kleine Kinder die Sonne nur mit großer Vorsicht
genießen, unterstreicht die Stiftung Kindergesundheit in einer aktuellen
Stellungnahme.

"Je jünger Kinder sind, umso angreifbarer ist ihre Haut durch die
ultravioletten Strahlen der Sonne", betont Professor Dr. Berthold
Koletzko, Vorsitzender der Stiftung Kindergesundheit. "Sie kann noch nicht
schnell genug Pigmente herstellen, die sie vor den UV-Strahlen schützen.
Deshalb sollten sich Babys im ersten Lebensjahr nur im Schatten aufhalten
und selbst dort durch Hemdchen mit langen Ärmeln und einen Hut mit breiter
Krempe geschützt werden". Sonnencreme für Babys sollte einen
Lichtschutzfaktor 50 haben und für die empfindliche Babyhaut geeignet
sein.

Dabei gibt es allerdings ein Problem: Ein konsequenter Sonnenschutz
verhindert nicht nur Sonnenbrände, sondern auch die Bildung des
lebenswichtigen Vitamins D in der Haut. Babys sollten deshalb ab der
ersten Lebenswoche bis zum zweiten erlebten Frühsommer, also je nach
Geburtszeitpunkt für die Dauer von einem bis anderthalb Jahren, zusätzlich
zur Muttermilch oder Säuglingsnahrung Tabletten oder Tropfen mit täglich
400 bis 500 Einheiten Vitamin-D-3 erhalten. Am besten kombiniert mit der
Fluoridprophylaxe gegen Karies, betont die Stiftung Kindergesundheit.

Ab in die Sonne - aber nicht zur Mittagszeit

Kommt ein Kleinkind in die Sonne, muss es an den unbedeckten Körperstellen
im Gesicht, am Nacken, an den Händen und Füßen mit speziellen für die
Kinderhaut entwickelten Sonnenschutzmitteln mit hohem Lichtschutzfaktor
(LSF) geschützt werden, betont die Stiftung Kindergesundheit. Auch größere
Kinder sollten erst allmählich länger in der Sonne bleiben und bei
intensiver Sonnenbestrahlung über mehr als 10 Minuten mit einem
Sonnenschutzmittel vor den Strahlen geschützt sein. Besonders
sonnenbrandgefährdete Stellen wie Nase, Lippen und Ohren nicht vergessen!
In der Zeit zwischen 11 und 15 Uhr gehören alle Kinder in den Schatten.
Swimmingpool, Sandkasten und Schaukel im eigenen Garten sollten so
angelegt sein, dass sie zu der Zeit, in der sich Kinder dort besonders
häufig aufhalten, im Schatten liegen.

Umfragen zufolge glauben viele Eltern, dass bei bedecktem Himmel keine
Gefahr besteht. Leider falsch, sagt die Stiftung Kindergesundheit: Selbst
bei Wolken können noch 50 bis 80 Prozent der UV-Strahlung auf die Erde
gelangen. Auch Sonnenschirme können die Strahlen nicht ganz abhalten.

In unseren Breiten strahlt die Sonne am stärksten zwischen Ende Mai und
Ende Juli. Kinder benötigen in dieser Zeit einen Sonnenschutz mit einem
Lichtschutzfaktor LSF von über 30. Für Erwachsene mit normal empfindlicher
Haut empfehlen sich Sonnenschutzmittel mit Lichtschutzfaktor zehn bis 15.
Wichtig ist dabei, dass das Mittel die Haut sowohl vor den langwelligen
UV-A-Strahlen als auch vor den kurzwelligen UV-B-Strahlen schützt.

Je kleiner das Kind, desto wichtiger ist der Lichtschutz auf der Basis von
Mikropigmenten wie z.B. Zinkoxid oder Titandioxid, betont die Stiftung
Kindergesundheit. Chemische Lichtschutzfilter sind dagegen weniger
empfehlenswert, weil sie in die empfindliche Haut kleiner Kinder
eindringen und unerwünschte Wirkungen entfalten können.

Bitte nicht geizen mit Creme oder Spray

Für Sonnenschutzmittel gilt der Grundsatz: "Klotzen statt Kleckern". Sie
sollten großzügig aufgetragen und leicht eingerieben werden. Dazu müssen
bei einem fünfjährigen Kind etwa zehn Gramm Creme pro Anwendung für den
ganzen Körper aufgetragen werden. Ein 1,80 Meter großer Erwachsener
braucht laut Berechnungen der Stiftung Warentest sogar 40 Milliliter für
seinen Körper - das ist eine Menge von drei Esslöffeln!

Wichtig zu wissen: Einmal auftragen reicht leider nicht. Auch als
"wasserfest" bezeichnete Sonnenprodukte verlieren durch den Wasserkontakt
bis zu 50 Prozent ihre Schutzwirkung. Beim anschließenden Abtrocknen, beim
Liegen auf Handtüchern oder Decken und auch durch Schwitzen kann sich der
Schutz weiter abschwächen, ein Nachcremen ist deshalb notwendig.

Werden gleichzeitig Sonnenschutz und Mückenabwehr benötigt, sollte stets
das Sonnenschutzmittel zuerst aufgetragen werden und erst 15 bis 30
Minuten später das Anti-Mücken-Mittel, um die Wirkung des Sonnenschutzes
nicht zu gefährden.

Richtig anziehen - gerade wenn es heiß ist!

Wichtig ist auch das Tragen eines Sonnenhutes mit Gesicht- und
Nackenschutz. Generell gilt auch für größere Kinder und Erwachsene: Weite
Kleidung, Hüte mit breiter Krempe und Schatten sind immer noch der beste
Sonnenschutz. Auch im Sandkasten, im Planschbecken oder bei Wanderungen
sollten Kinder eine Kopfbedeckung tragen.

Allerdings lassen auch Textilien meist immer noch eine Restmenge der
UV-Strahlung durch, gibt die Stiftung Kindergesundheit zu bedenken. Da hilft
die Beachtung folgender Faustregeln:


	Je engmaschiger der Stoff, umso besser schützt er vor UV-Strahlung. Ein gewöhnliches, dicht gewobenes Baumwollshirt hat etwa Lichtschutzfaktor 20, bei leichter Baumwollkleidung beträgt der Lichtschutzfaktor nur etwa 2 bis 10.

	Locker geschnittene Kleidung schützt besser als eng anliegende.

	Dunkle Stoffe schützen besser als helle.



Die Stiftung Kindergesundheit warnt jedoch davor, die Kinder aus
übertriebener Angst vor Sonnenschäden in ihrem Bewegungsdrang
unverhältnismäßig einzuschränken: "Für die Entwicklung eines Kindes ist
regelmäßige Bewegung im Freien von fundamentaler Bedeutung", unterstreicht
Professor Berthold Koletzko. "Eltern sollten ihre Kinder nach draußen
schicken, wann immer es ihnen Zeit und äußere Umstände erlauben. Um von
den gesundheitlichen Vorteilen von Frischluft und Sonne zu profitieren,
sollten sich alle Kinder mindestens eine halbe Stunde am Tag regelmäßig
unter freiem Himmel aufhalten und bewegen können".


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1021

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Stiftung Kindergesundheit - 10.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STATISTIK/119: Künstliche Intelligenz in der Medizin? - Die Mehrheit sagt ja (idw)


Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz - 10.07.2019

Künstliche Intelligenz in der Medizin? - Die Mehrheit sagt ja!



Die Mehrheit der deutschen Bevölkerung befürwortet den Einsatz von
Künstlicher Intelligenz (KI) in der Medizin. Über 50 Prozent der
Bürgerinnen und Bürger würden KI-gestützten Diagnosen in etwa gleich oder
mehr vertrauen als rein ärztlichen Diagnosen - das ergab eine
repräsentative Umfrage des aktuellen Wissenschaftsjahres.

Berlin, 10. Juli 2019 - 67 Prozent der deutschen Bevölkerung befürworten
den Einsatz Künstlicher Intelligenz (KI) in der Medizin, beispielsweise im
Bereich der Diagnostik. Das ergab eine repräsentative Umfrage des
Meinungsforschungsinstituts Civey im Auftrag des Wissenschaftsjahres 2019
- Künstliche Intelligenz. "Die Bürgerinnen und Bürger sehen die Chancen
von KI in der Medizin. Das bestärkt uns darin, KI im Gesundheitsbereich
gezielt zu fördern und ihre Entwicklung damit weiter voranzutreiben", sagt
Bundesforschungsministerin Anja Karliczek.

Trotz der hohen Befürwortung von KI in der Medizin sehen die Bürgerinnen
und Bürger in Deutschland die Frage nach dem Vertrauen in KI-gestützte
Diagnosen differenziert. Rund 23 Prozent sagen, dass sie einer ärztlichen
Diagnose "eindeutig mehr" oder "eher mehr" vertrauen würden, wenn diese
auf Unterstützung einer KI zurückgreift. 35 Prozent sind der Meinung, dass
ihr Vertrauen nicht beeinflusst wird.

Bei der Bereitstellung von anonymisierten Gesundheitsdaten, die für einen
effektiven KI-Einsatz in der Medizin notwendig sind, zeigen sich die
Deutschen zwiegespalten: So spricht sich zwar eine Mehrheit von 57 Prozent
grundlegend dafür aus, Gesundheitsdaten anonymisiert bereitzustellen, wenn
diese KI-Diagnosen verbessern. Über 30 Prozent verneinen jedoch diese
Bereitschaft. "KI-gestützte Diagnosen eröffnen neue Möglichkeiten. Sie
erfordern jedoch Vertrauen in die Technologie. Das müssen wir stärken.
Aufklärung über intelligente medizinische Systeme und die
gesellschaftliche Diskussion darüber sind wichtige Schritte in diese
Richtung", so Karliczek. Mit dem Wissenschaftsjahr 2019 will das
Bundesministerium für Bildung und Forschung hier anknüpfen.

Karliczek. Impulse. Wie wir Künstliche Intelligenz nutzen wollen.

Im Rahmen der neuen Diskussionsreihe Karliczek. Impulse. Wie wir
Künstliche Intelligenz nutzen wollen. tauschen sich Expertinnen und
Experten aus Wissenschaft und Praxis mit Bürgerinnen und Bürgern über
Chancen und Herausforderungen aktueller Aspekte der KI-Forschung aus.
Hierbei diskutieren sie die gemeinsame Gestaltungsrolle von Gesellschaft
und Forschung für den künftigen Umgang mit KI.

Zum Start der Veranstaltungsreihe steht das Thema Medizin im Fokus. Unter
den Talkgästen ist unter anderem Dr. Philipp Kellmeyer, Facharzt für
Neurologie am Universitätsklinikum Freiburg, der sich mit den
neuroethischen Herausforderungen des KI-Einsatzes in der Medizin
auseinandersetzt. "Bei der Anwendung Künstlicher Intelligenz in der
Medizin werden zukünftig neue Konstellationen von
Mensch-Technik-Interaktion entstehen. Diese werfen grundlegende Fragen über das
Verhältnis von medizinischem Personal zu Patientinnen und Patienten auf.
Gleiches gilt im Hinblick auf KI-Systeme, die nun in diese Beziehung
eingebracht werden", stellt Dr. Kellmeyer heraus.


Weitere Informationen:

https://www.wissenschaftsjahr.de

Einen Livestream der Veranstaltung finden Sie ab 17.00 Uhr unter:

https://www.wissenschaftsjahr.de/2019/neues-aus-der-wissenschaft/ki-diskussionsreihe-mit-ministerin-anja-karliczek-mdb/


Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz

Systeme und Anwendungen, die auf Künstlicher Intelligenz basieren, sind
schon heute vielfach Bestandteil unseres Lebens: Industrieroboter, die
schwere oder eintönige Arbeiten übernehmen oder smarte Computer, die in
kurzer Zeit riesige Datenmengen verarbeiten können - und damit für
Wissenschaft und Forschung unverzichtbar sind. Ganz abgesehen von
virtuellen Assistenzsystemen, die zu unseren alltäglichen Begleitern
geworden sind. Digitalisierung und Automatisierung werden in Zukunft
weiter fortschreiten. Welche Chancen gehen damit einher? Und welchen
Herausforderungen müssen wir uns stellen? Welche Auswirkungen hat diese
Entwicklung auf unser gesellschaftliches Miteinander?

Im Wissenschaftsjahr 2019 sind Bürgerinnen und Bürger aufgerufen, im
Dialog mit Wissenschaft und Forschung Antworten auf diese und weitere
Fragen zu finden. Die Wissenschaftsjahre sind eine Initiative des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF) gemeinsam mit
Wissenschaft im Dialog (WiD).


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.wissenschaftsjahr.de

https://www.facebook.com/wissenschaftsjahr

https://www.youtube.com/user/wissenschaftsjahr

https://twitter.com/w_jahr

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment72421

Pressemitteilung zur Civey-Meinungsumfrage: KI in der Medizin? - Die Mehrheit sagt ja!

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1930

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Wissenschaftsjahr 2019 - Künstliche Intelligenz - 10.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TRANSPLANTATION/531: Stammzelltransplantation - Überlebenschance steigt mit Zahl der Eingriffe (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 02.07.2019

Stammzelltransplantation: Überlebenschance steigt mit Zahl der Eingriffe


Für andere wichtige Zielgrößen sind Studien weniger aussagekräftig, der
Zusammenhang unklar oder Daten fehlen. IQWiG legt ersten von insgesamt
acht Berichten zur Evidenz für Mindestmengen vor.


IQWiG prüft Evidenz für Mindestmenge / G-BA gibt Berichte zu mehreren
Indikationen in Auftrag



Ist der Behandlungserfolg eines bestimmten Eingriffs abhängig von den
Fallzahlen einer Klinik oder davon, wie oft die dort tätigen Ärztinnen und
Ärzte diesen Eingriff bereits durchgeführt haben? Darum geht es in acht
Prüfaufträgen zu Mindestmengen, die der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA)
dem Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen
(IQWiG) erteilt hat. Für die erste untersuchte Indikation, die
Stammzelltransplantation, liegt der IQWiG-Bericht nun vor. Demnach zeigen
auf Registerdaten basierende Studien, dass in der Tat ein Zusammenhang
zwischen dem Ergebnis der Behandlung und der Häufigkeit der erbrachten
Leistung "Stammzelltransplantation" besteht. Das gilt insbesondere in
Hinblick auf die Überlebenschancen der Patientinnen und Patienten: Sie
sind umso höher, je häufiger das Transplantations-Team den Eingriff
vornimmt. Dagegen konnten keine Studien gefunden werden, die die
Konsequenzen einer Festlegung auf eine bestimmte Mindestfallzahl (in
Deutschland 25) für die Versorgung untersucht hätten.

Mindestmengen-Regelung im Jahr 2017 reformiert

Ob Behandlungsergebnisse besser ausfallen, wenn eine medizinische Maßnahme
häufiger durchgeführt wird, diskutiert die Fachwelt bereits seit rund 40
Jahren. Seit 2003 setzte der G-BA für bestimmte planbare stationäre
Leistungen erstmals Mindestmengen fest: Kliniken dürfen diese Leistungen
seither nur noch dann erbringen und abrechnen, wenn sie die festgelegten
jährlichen Mindestmengen erreichen.

Seit 2016 ist für diese Festlegung nur noch eine Studienlage erforderlich,
die auf einen "wahrscheinlichen Zusammenhang hinweist". Der G-BA passte
seine Mindestmengen-Regelung im Jahr 2017 entsprechend an und hat das
IQWiG nun mit der Überprüfung der Studienlage in acht Indikationen
beauftragt.

Daten aus Registern ausgewertet

Dem Auftrag des G-BA entsprechend suchte das IQWiG nach Studien, die
entweder belastbare Aussagen zulassen, wie Leistungsmenge und Qualität bei
der (autologen oder allogenen) Stammzelltransplantation zusammenhängen,
oder die Frage beantworten können, wie sich eine verbindlich vorgegebene
Fallzahl pro Klinik und Jahr auf den Therapieerfolg ausgewirkt hat.

Zur ersten Fragestellung konnte das IQWiG vier Beobachtungsstudien
(Kohortenstudien) in die Bewertung einbeziehen, die jeweils Patientendaten
aus internationalen klinischen Registern zur Stammzelltransplantation bei
malignen hämatologischen Erkrankungen ausgewertet hatten. Zur zweiten
Fragestellung fehlt bislang Evidenz, sie bleibt deshalb unbeantwortet.

Nur eine Studie hat hohe Aussagekraft

Die Zahl der in die vier Studien einbezogenen Patientinnen und Patienten
reicht von 684 bis 107904. Allerdings haben gerade die beiden größten
Studien eine geringe Aussagekraft, unter anderem weil unklar ist, nach
welchen Kriterien Patientendaten bei der Auswertung berücksichtigt wurden.
Die Studie mit der höchsten Aussagekraft wertete Daten von 4285
Patientinnen und Patienten mit akuter oder chronischer Leukämie aus
(Loberiza 2005).

Die Daten aller Studien statistisch zusammenzuführen (zu poolen) ist nicht
möglich, unter anderem weil die Merkmale der Teilnehmerinnen und
Teilnehmer (z. B. Alter, Geschlecht, Grunderkrankung) zu verschieden oder
unbekannt sind.

Bei höherer Leistungsmenge überleben Patienten länger

Was die Sterblichkeit betrifft, zeigt die qualitativ hochwertige
Loberiza-Studie, dass die Patientinnen und Patienten nach einer
Stammzelltransplantation länger überleben, wenn die Ärztinnen und Ärzte
diesen Eingriff bereits häufiger durchgeführt haben. Zwei Studien stützen
dieses Ergebnis auch in Hinblick auf die Leistungsmenge der Klinik.
Allerdings sind diese beiden Studien unter methodischen Gesichtspunkten
weniger aussagekräftig.

Für andere Zielgrößen sind die Zusammenhänge - bei insgesamt niedriger
Aussagekraft der Studien - deutlich schwächer ausgeprägt oder gar nicht
vorhanden. Für die Abstoßungsreaktionen bei einem fremden Spender
(allogene Stammzelltransplantation) oder die Lebensqualität gibt es gar
keine Daten in den vier betrachteten Studien.

Ob die Mindestmenge in Deutschland richtig gewählt ist, bleibt offen

"Bei der Sterblichkeit sehen wir für Stammzelltransplantationen einen
positiven Zusammenhang zwischen Leistungsmenge und Behandlungserfolg",
erläutert IQWiG-Projektleiterin Eva Höfer die Ergebnisse des Berichts.
"Welche Auswirkungen allerdings die Festlegung von konkreten Mindestmengen
auf die Versorgung, zum Beispiel auf die Sterblichkeit von Patientinnen
und Patienten nach Stammzelltransplantationen hat, kann mangels
brauchbarer Daten nicht beurteilt werden", so Höfer. "Ob eine Fallzahl von
25 Fällen pro Klinikstandort und Jahr eine optimale Überlebenschance für
die Betroffenen gewährt, bleibt deshalb offen."

Zum Ablauf der Berichtserstellung

Der G-BA hatte das IQWiG im Juli 2018 beauftragt, den Bericht in einem
beschleunigten Verfahren als sogenannten Rapid Report zu erarbeiten.
Zwischenprodukte wurden daher nicht veröffentlicht und nicht zur Anhörung
gestellt. Der vorliegende Rapid Report wurde im Juni 2019 an den
Auftraggeber geschickt.


Originalpublikation:

https://www.iqwig.de/de/projekte-ergebnisse/projekte/versorgung/v18-02-zusammenhang-zwischen-leistungsmenge-und-qualitaet-des-behandlungsergebnisses-bei-stammzelltransplantation-rapid-report.10146.html

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 02.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UMWELT/342: Verkehrsabgase und Luftverschmutzung - eine Gefahr für die Gesundheit (Securvital)


Securvital 3/2019 - Juli-September

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Bessere Luft

Was gegen Feinstaub und Abgase zu tun ist

von Norbert Schnorbach



Verkehrsabgase und Luftverschmutzung sind eine Gefahr für die
Gesundheit. Nicht nur Ozon und Stickoxide belasten die Luft in den
Großstädten. Vor allem die Gefährdung durch Feinstaub müsste
verringert werden.


Anfang des Jahres fanden einige Lungenärzte viel Aufmerksamkeit
in den Medien mit der Behauptung, Verkehrsabgase seien nicht
sonderlich ungesund. Das waren willkommene Schlagzeilen für die
Autoindustrie ebenso wie für autofreundliche Verkehrspolitiker. Alles
halb so wild, hieß es, die Luftqualität sei doch in Ordnung, nächstes
Jahr werde alles besser, neue Grenzwerte seien unnötig und Autoabgase
weniger schlimm als Rauchen.

Doch nun stellt sich immer klarer heraus, dass das Gegenteil richtig
ist. Die Verharmlosung der Luftschadstoffe durch die Lungenärzte war
"wissenschaftlicher Unfug", sagt Professor Johannes Lelieveld,
Direktor am Max-Planck-Institut für Chemie. Die Luftverschmutzung sei
ohne jeden Zweifel eine große Gesundheitsgefahr. Sie verstärke zudem
andere Risikofaktoren, die dafür verantwortlich sind, dass viele
Menschen früher sterben.

"Unsere Forschungen zeigen eine viel höhere Krankheitsbelastung durch
Luftverschmutzung als bisher angenommen", urteilt auch Professor
Thomas Münzel, Experte für Herz-Kreislauf-Krankheiten in Mainz. "Der
europäische Grenzwert für Feinstaub, der bei 25 Mikrogramm pro
Kubikmeter Luft im Jahresdurchschnitt liegt, ist viel zu hoch und eine
Reduktion auf die von der WHO geforderten elf Mikrogramm pro
Kubikmeter ein absolutes Muss."

Weil die politische Debatte so hohe Wellen schlug, bat Bundeskanzlerin
Angela Merkel um eine objektive Beurteilung durch die Nationale
Akademie der Wissenschaften Leopoldina, einen Zusammenschluss von 1500
renommierten Wissenschaftlern. Deren Stellungnahme, im April
veröffentlicht, brachte größere Klarheit in die Auseinandersetzung.
Die zentralen Feststellungen sind: Die Gesundheitsgefahr durch
Feinstaub ist größer als bisher angenommen. Verkehrsabgase schädigen
die Atemwege. Sie verstärken Herz-Kreislauf-Krankheiten und können
Lungenkrebs verursachen.

Die Wissenschaftler der Leopoldina fordern weiter gehende politische
Maßnahmen, um die Konzentration von Schadstoffen in der Luft zu
reduzieren, vor allem beim Feinstaub. Dabei helfen vereinzelte lokale
Dieselfahrverbote allerdings wenig. Vielmehr sei eine umfassende und
nachhaltige Verkehrswende nötig, heißt es im Untersuchungsbericht der
Leopoldina über "Stickstoffoxide und Feinstaub in der Atemluft".

Feinstaubrisiko

Darüber hinaus warnen die Wissenschaftler vor dem hohen Ausstoß von
Treibhausgasen wie Kohlendioxid, weil diese den Klimawandel und die
damit zusammenhängenden Gesundheitsprobleme verschärfen.

"Die Luft in Deutschland ist besser geworden, aber noch nicht
 gut genug, besonders in einigen großen Städten." 

 Maria Krautzberger, Präsidentin des Umweltbundesamts



Das Umweltbundesamt (UBA) bestätigt diese Ergebnisse. Beim
Stickstoffdioxid, das im Zentrum der Debatte über Dieselmanipulationen
und Fahrverbote steht, sollten die EU-Grenzwerte zum Schutz der
Bevölkerung unbedingt eingehalten und keinesfalls aufgeweicht werden,
mahnt die UBA-Präsidentin Maria Krautzberger. Die aktuellen
Feinstaubmengen durch Autoverkehr, Industrieemissionen, Landwirtschaft
und Holzverbrennung seien sogar ein noch größeres Risiko für die
Gesundheit. Das müsse dringend reduziert werden, fordert die
UBA-Präsidentin.

Dauer-Smog

Noch einen konkreten Schritt weiter will die
Weltgesundheitsorganisation WHO gehen. Sie arbeitet daran, die
internationalen Grenzwerte zu verschärfen, und weist auf die globale
Dimension des Problems hin: Weltweit leben 90 Prozent aller Menschen
in schlechter Luft. Sieben Millionen sterben jedes Jahr an den
direkten und indirekten Folgen, stellte die WHO in einem kürzlich
veröffentlichten Bericht fest.

Bei den politischen Zielen der Weltgesundheitsorganisation stehen
Maßnahmen gegen Luftverschmutzung und Klimawandel in den nächsten vier
Jahren ganz weit oben auf der Prioritätenliste. "Die größte Bürde
tragen die ärmsten und am stärksten benachteiligten Menschen
weltweit", erklärte der Generalsekretär der WHO, Tedros Adhanom
Ghebreyesus. In vielen Millionenstädten mit Dauer-Smog liege die
Schadstoffbelastung weit über den verantwortbaren Richtwerten.

Besonders schlimm sei es in den Ballungsräumen in Asien,
Lateinamerika, Afrika und dem Nahen Osten. Weniger schlecht sei die
Luftqualität in Ländern mit hohen Einkommen, in Europa, USA, Kanada
und Australien, aber auch hier verkürze die verschmutzte Luft die
durchschnittliche Lebenserwartung der Menschen um bis zu zwei Jahre.

Kürzere Lebenserwartung

Die gesundheitlichen Auswirkungen des Feinstaubs stehen seit einiger
Zeit verstärkt im Fokus der Wissenschaft. Das medizinische Fachmagazin
"The Lancet" kam vor zwei Jahren zu dem Urteil: "Luftverschmutzung ist
einer der großen Killer unserer Zeit". Weltweit würden jährlich 6,4
Millionen Todesfälle durch Luftschadstoffe verursacht, sehr viel mehr
als durch Aids (1,2 Millionen), Tuberkulose (1,1 Millionen) und
Malaria (0,7 Millionen).

"Der europäische Grenzwert für Feinstaub, der bei 25
 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft im Jahresdurchschnitt liegt, ist
 viel zu hoch." 

 Prof. Thomas Münzel, Kardiologe an der Uni Mainz



Eine neuere Studie über die Verhältnisse in Europa stellte Prof.
Johannes Lelieveld vor kurzem im Fachmagazin "European Heart Journal"
vor. Er kommt zu dem Ergebnis, dass Feinstaub für zahlreiche Atemwegs-
und Herzkreislauferkrankungen verantwortlich ist und ein größeres
Gesundheitsrisiko darstellt als bislang angenommen. Die
Gesundheitsgefahr durch Feinstaub sei grundsätzlich vergleichbar mit
Bluthochdruck, Diabetes, Übergewicht und Rauchen. Vor allem der
Vergleich mit Tabakrauch ist aufschlussreich: Mehr als 100.000
Menschen sterben in Deutschland jedes Jahr an den Folgen des Rauchens
- und etwa genauso viele an den Folgen der dreckigen Luft, schätzt
Prof. Lelieveld. Mit einem Unterschied: "Rauchen ist individuell
vermeidbar, Luftverschmutzung hingegen nicht".

Tausendstel Millimeter

Besonders fatal ist, dass die Feinstaubgefahr für den Menschen umso
größer ist, je kleiner die Partikel sind. Die Wissenschaftler haben
drei Feinstaub-Kategorien im Visier. Partikel unter 10 Mikrometer (ein
Mikrometer entspricht einem Tausendstel Millimeter) schweben
milliardenfach in der Atemluft. Die Schleimhäute filtern sie meist
schon heraus, bevor sie die Bronchien und die Lunge erreichen.

Gefährlicher ist die Kategorie der Mini-Feinstäube unter 2,5
Mikrometer, die bis in die feinsten Lungenbläschen gelangen. Sie
können Entzündungen, Bronchitis und Asthma auslösen und Herzinfarkte
und Schlaganfälle wahrscheinlicher machen, wobei die genauen
Mechanismen zurzeit noch erforscht werden. Am verhängnisvollsten ist
die Kategorie der Ultra-Feinstäube, die kleiner sind als ein
Mikrometer. Sie werden mit jedem Atemzug tief in die Lunge eingeatmet.
Von dort gelangen sie weitgehend ungehindert in den Blutkreislauf des
Menschen und können offenbar Giftstoffe bis ins Gehirn transportieren.

Es gibt noch großen Forschungsbedarf, welche Auswirkungen das auf die
Gesundheit haben kann, zumal Feinstaub in unterschiedlichster Größe
und Zusammensetzung auftritt. Der größte Teil des Feinstaubs in der
Luft stammt nach Angaben des Umweltbundesamts aus Industrie und
Straßenverkehr. Hinzu kommen Heizungsanlagen, insbesondere
Holzheizungen und Kaminöfen. Eine beträchtliche Quelle ist auch die
Massentierhaltung in der Landwirtschaft. Das dort entstehende
Ammoniakgas kann sich durch Anlagerung anderer Moleküle in
Feinstaubpartikel umwandeln. Der UBA-Experte Dr. Marcel Langner gibt
deshalb den Rat an Verbraucher: "Weniger gefahrene Kilometer und
weniger Fleischkonsum bedeuten automatisch weniger Feinstaub".

Ultrafeine Gefahren

Saubere Luft ist "ein lebenswichtiges öffentliches Gut", betont die
Leopoldina. Weil die menschliche Gesundheit in hohem Maße von Umwelt
und Klima abhängt, gehöre "der Kampf gegen Luftverschmutzung zu den
vorrangigen Aufgaben einer verantwortungsvollen Umwelt- und
Gesundheitspolitik." Die Wissenschaftler empfehlen eine ganze Reihe
von Maßnahmen. Dazu gehören schärfere Grenzwerte für Feinstaub und
schnellstmögliche Software-Updates bei Dieselfahrzeugen. Außerdem mehr
Elektrofahrzeuge, Modernisierung von Bussen, höhere Benzinpreise und
eine Wende in der Verkehrspolitik, die emissionsarme Mobilität wie
Fahrradfahren stärker fördert.

Anfang Texteinschub


Verkürzte Lebenszeit


Die Berechnungen sind kompliziert und ergeben nur einen statistischen
Durchschnittswert. Aber sie machen erschreckend deutlich, welche
Folgen die Luftverschmutzung für die Gesundheit hat: 800.000
Lebensjahre gehen in Deutschland pro Jahr wegen schwerer Krankheiten
und vorzeitigem Tod durch Luftschadstoffe verloren, schätzt die
internationale Studie "Global Burden of Disease" (www.healthdata.org).


Umgerechnet auf die Bevölkerung und die Lebenserwartung bedeutet das:
Der Dreck in der Luft verkürzt das Leben jedes Einzelnen im
Durchschnitt um fast ein Lebensjahr. Prof. Johannes Lelieveld,
Direktor am Max-Planck-Institut für Chemie in Mainz (www.mpic.de),
berechnet das Risiko der Luftverschmutzung noch höher: Sie koste jeden
Europäer im Durchschnitt fast zweieinhalb Lebensjahre.

Ende Texteinschub


Einen Lichtblick gibt es: Verbesserungen sind machbar. In den
vergangenen Jahrzehnten ist die Luftqualität in Deutschland nach
Angaben der Leopoldina nicht schlechter, sondern langfristig besser
geworden. Effizientere Filtertechnik in Kraftwerken, die Einführung
von bleifreiem Benzin und Katalysatoren für Autos und bessere
Heizungssysteme haben den Schadstoffgehalt der Luft insgesamt gesenkt.
In diese Richtung könne also durchaus noch mehr getan werden, fordern
die Wissenschaftler.

 * 
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VORSORGE/815: Pro und contra Masernimpfung (Securvital)


Securvital 3/2019 - Juli-September

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Pro und contra

Masernimpfung 

von Norbert Schnorbach



Eine Masern-Infektion kann gefährliche Folgen haben. Aber den
geplanten Impfzwang halten Ärzte und Experten für fragwürdig.


Ab nächstem Jahr gilt in Deutschland, wenn die Pläne der
Bundesregierung Gesetz werden, eine Impfpflicht gegen Masern.
Ungeimpfte Kinder dürfen nicht in Kitas, Schüler müssen Impfnachweise
vorlegen, Eltern droht ein Bußgeld von 2500 Euro. Mit diesen
Zwangsmaßnahmen will Gesundheitsminister Jens Spahn die Zahl der
geimpften Kinder um zwei Prozent erhöhen und damit, so hofft er, die
Masern in Deutschland eliminieren.

Doch viele Ärzte zweifeln daran und halten einen rigorosen Impfzwang
für fragwürdig und wenig hilfreich. Bei einer Online-Umfrage der
Ärzte-Zeitung lehnten mehr als 50 Prozent die Spahn-Pläne zur
Impfpflicht ab. Auch die Spitzenfunktionäre der Bundesärztekammer
erklärten eine allgemeine Impfpflicht für problematisch. Selbst der
Experte Prof. Dr. Thomas Mertens, Vorsitzender der amtlichen STIKO
("Ständige Impfkommission"), hält einen Impfzwang in Deutschland für
kontraproduktiv und empfiehlt stattdessen mehr Aufklärung und
Überzeugungsarbeit.

Ein Todesfall pro Jahr

Auf dieser Linie liegt auch die Deutsche Gesellschaft für
Allgemeinmedizin und Familienmedizin (DEGAM). Sie befürwortet
grundsätzlich die Impfung von Kindern und Erwachsenen gegen Masern und
weist darauf hin, dass es in Deutschland in den letzten zehn Jahren im
Durchschnitt einen Todesfall pro Jahr durch Masern gab. Dagegen helfe
mehr und überzeugendere Information der Bevölkerung, auch von Seiten
der Ärzte. Die DEGAM kritisierte in diesem Zusammenhang ausdrücklich
den "Alarmismus in der öffentlichen Diskussion" und auch die
Berichterstattung der Medien. Zuverlässige Expertise zur Debatte über
Impfzwang hat das Wissenschaftsportal Sciencemediacenter.de gesammelt.
Dort erklärt Prof. Cornelia Betsch, Expertin für
Gesundheitskommunikation an der Uni Erfurt, dass die Aufklärungsarbeit
der Mediziner größte Bedeutung habe: "Ärztinnen und Ärzte sind die
wichtigste Quelle für Informationen über das Impfen". Für eine
umfassende und vorurteilsfreie Aufklärung setzen sich auch
naturheilkundlich orientierte Ärzte ein. So plädiert die gemeinnützige
Initiative "Ärzte für individuelle Impfentscheidung" für eine
differenzierte Beratung und "das Recht der Eltern auf eine freie,
individuelle Impfentscheidung". Eine Petition der Ärzte-Initiative
(www.individuelle-impfentscheidung.de) hat bereits über 130.000
Unterstützer gefunden.

 * 
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DEMENZ/452: Das Projekt "Wandern und Naturerleben" (Alzheimer Info)


Alzheimer Info, Ausgabe 2/2019

Nachrichten der Deutschen Alzheimer Gesellschaft Selbsthilfe Demenz

Projekt "Wandern und Naturerleben für Alle" von UN-Dekade ausgezeichnet

von Anne Brandt, Kompetenzzentrum Demenz Schleswig-Holstein



Menschen mit und ohne Demenz wandern gemeinsam durch
Schleswig-Holstein. Dafür sind im Vorfeld praktische
Umsetzungsstrategien für gemeinsame Wanderungen für Menschen mit und
ohne Demenz erarbeitet und Wanderführer zum Thema "Demenz" geschult
werden. "Wandern und Naturerleben für Alle" ist ein
Kooperationsprojekt zwischen dem Kompetenzzentrum Demenz in
Schleswig-Holstein und der Landesvereinigung für Gesundheitsförderung
in Schleswig-Holstein e.V. In Kiel sind als Kooperationspartner die
AWO Beratungsstelle Demenz und Pflege sowie die Interessengemeinschaft
"Wanderbares Schleswig-Holstein" dabei.

Am 25. März 2019 ist das Projekt im Rahmen des Sonderwettbewerbs
"Soziale Natur - Natur für alle" als offizielles Projekt der UN-Dekade
Biologische Vielfalt ausgezeichnet werden. Die Auszeichnung wird
vorbildlichen Projekten verliehen, die mit ihren Aktivitäten auf die
Chancen aufmerksam machen, die die Natur mit ihrer biologischen
Vielfalt für den sozialen Zusammenhalt bietet. "Ziel des Wettbewerbs
ist es, gute Beispiele herauszustellen, diese öffentlich bekannt zu
machen und Menschen anzuregen, eigene Projektideen zu entwickeln. Die
gemeinsamen Wanderungen von Menschen mit und ohne Demenz, eingebettet
in ein Konzept der Schulung von Wanderführern und den Aufbau von
regionalen Netzwerken, hat die UN-Dekade-Fachjury beeindruckt und
überzeugt", so Arno Todt, Projektleiter der Geschäftsstelle UN-Dekade
Biologische Vielfalt.

Der Preis wurde in festlichem Rahmen in der AWO Beratungsstelle Demenz
und Pflege von Arne Leisner, dem Leiter des Amtes für Familie und
Soziales der Stadt Kiel, überreicht. Neben der offiziellen Urkunde und
einem Auszeichnungsschild erhielt das Projekt "Wandern für Menschen
mit und ohne Demenz" einen "Vielfalt-Baum", der symbolisch für die
Naturvielfalt steht.

Im Anschluss gab es ein gemeinsames Kaffeetrinken und eine
Frühlingswanderung mit Wanderführer Herrn von Heyer (Wanderbares
Schleswig-Holstein). Herr von Heyer hat der Gruppe die Vielfalt der
Natur wieder lebendig vor Augen geführt und gezeigt, welche Schönheit
auch in kleinen Dingen der Natur liegt, zum Beispiel dem Gänseblümchen
und dem Vergissmeinnichta am Wegesrand. Für uns ist dies eine
besondere Auszeichnung, über die wir uns alle sehr gefreut haben.


Weitere Informationen:

Das Projekt wird auf der Webseite der UN-Dekade in Deutschland vorgestellt unter

www.undekade-biologischevielfalt.de

 * 
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Das Alzheimer Info erscheint vierteljährlich.

Jahresabonnement: 12,00 Euro, Einzelheft: 3,00 Euro
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FORSCHUNG/815: Heterotaxie - Wenn das Herz nicht am richtigen Fleck sitzt (idw)


Universität Ulm - 10.07.2019

Heterotaxie: Wenn das Herz nicht am richtigen Fleck sitzt 

Forschende untersuchen die Rolle der Zellkraftwerke



Manchmal passieren bei der Embryonalentwicklung Fehler und die eigentlich
asymmetrische Anordnung der Organe im menschlichen Körper gerät
durcheinander. Solche Heterotaxiepatienten leiden oft an schweren
Herzfehlern. Nun haben Forschende der Universität Ulm die molekularen
Ursachen dieser Herzdefekte untersucht. Insgesamt scheinen die
"Zellkraftwerke" Mitochondrien eine entscheidende Rolle zu spielen.

Im menschlichen Körper haben alle Organe ihren vorbestimmten Platz. Gerät
diese asymmetrische Anordnung während der Embryonalentwicklung
durcheinander ("Heterotaxie"), drohen schwere Fehlbildungen wie
Herzdefekte. Forschende der Universität Ulm haben nun mit internationalen
Kollegen die genetischen und molekularen Ursachen von Herzdefekten bei
solchen Heterotaxiepatienten untersucht. In der Fachzeitschrift "The
Journal of Clinical Investigation" nehmen die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler insbesondere die Zellkraftwerke ("Mitochondrien") in den
Blick.

Dafür, dass das Herz und andere Organe nicht nur sprichwörtlich am rechten
Fleck sitzen, sorgen Zilien. Mittlerweile gilt es als wissenschaftlich
gesichert, dass diese antennenartigen Gebilde auf der Oberfläche
bestimmter Zellen sehr früh in der Entwicklung die spätere asymmetrische
Anordnung der menschlichen Organe regulieren.
Doch bei einem geringen Anteil der Bevölkerung (1: 15 000) läuft bei der
Embryonalentwicklung etwas schief. Im optimalen Fall sind alle Organe
spiegelbildlich verortet, wodurch keine gesundheitlichen Probleme
entstehen. Allerdings kann die Anordnung der Organe auch komplett
durcheinander geraten und Betroffene entwickeln eine sogenannte
Heterotaxie: Solche Patienten leiden oft an schweren Herzfehlern, die in
vielen Fällen unmittelbar nach der Geburt operiert werden müssen. Nun
haben Forschende um Professorin Melanie Philipp und PD Dr. Martin
Burkhalter Hinweise gefunden, dass die "Zellkraftwerke" Mitochondrien
einen entscheidenden Einfluss auf die Bildung von Zilien haben. Somit
scheinen sie bei der Entstehung heterotaxieassoziierter Herzfehler eine
Rolle zu spielen. Bei Mitochondrien handelt es sich um Organellen, die
Zellen unter anderem mit Energie versorgen.

Konkret konnten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zeigen, dass
Heterotaxiepatienten eine erheblich geringere Anzahl an Mitochondrien in
ihren Blutzellen aufweisen. Darüber hinaus haben sie bei den Betroffenen
häufiger eine schwere Genmutation nachgewiesen, die zu einer
beeinträchtigten Mitochondrienfunktion im Vergleich zu gesunden Probanden
führt. Auch im Zebrafischmodell bestätigte sich der Einfluss der
Zellkraftwerke bei der Entwicklung von Asymmetrie- und Herzdefekten:
"Zebrafischembryonen, in denen Mitochondrien gehemmt oder verstärkt aktiv
sind, weisen signifikant häufiger Fehlbildungen des Herzens auf als
Kontrollgruppen", erklärt Melanie Philipp, die viele Jahre am Ulmer
Institut für Biochemie und molekulare Biologie geforscht hat, und nun an
die Universität Tübingen gewechselt ist.

Aber wie wirken Zilien und Mitochondrien bei der Entwicklung von
Asymmetriedefekten zusammen? Mittels Elektronenmikroskopie hat die
internationale Forschergruppe tatsächlich eine physische Verbindung in
Form einer Mikrotubuli-Brücke zwischen den Zellkraftwerken und Zilien
nachgewiesen. Darüber hinaus konnten sie in Fibroblasten der Haut von
Heterotaxiepatienten und Zebrafischembryonen zeigen, dass die Zilienlänge
invers mit der Mitochondrienfunktion korreliert: Zellen, die eine
geringere Mitochondrienfunktion haben, weisen demnach längere Zilien auf.
Ihre Funktionsfähigkeit ist jedoch im Vergleich zu normal langen Zilien
deutlich eingeschränkt.

Und auch Zebrafisch-Embryonen, bei denen genetische Veränderungen von
Heterotaxiepatienten nachgestellt werden, bilden sowohl Asymmetrie- als
auch Ziliendefekte aus. Aus der Summe dieser Ergebnisse ziehen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler einen klaren Schluss: "Während
der Embryonalentwicklung und lange bevor sich ein Herz gebildet hat, haben
Mitochondrien einen entscheidenden Einfluss auf Zilien und die spätere
Herzentwicklung."

Diese Erkenntnisse könnten die Diagnostik von heterotaxieassoziierten
Herzfehlern vereinfachen und womöglich eines Tages zu neuen Therapien von
sogenannten Ziliopathien beitragen - etwa durch die Manipulation von
Mitochondrien. Aber nicht nur Patienten mit defekten Zilien dürften von
diesen Erkenntnissen profitieren: "Menschen, die erblich bedingt nur
schlecht funktionierende Mitochondrien haben, können Erkrankungen
entwickeln, die bisher dysfunktionalen Zilien zugeordnet wurden", so
Martin Burkhalter. Das neu gewonnene Wissen erleichtert daher nicht nur
das Erkennen von 'mitochondrialen' Erkrankungen, sondern gibt diesen
Patienten auch eine mögliche Erklärung für einzelne Symptome ihrer
Erkrankung.

Die Forschenden von den Universitäten Ulm, Indiana (Indianapolis, USA),
Lissabon (Universidade Nova de Lisboa), vom Netzwerk Angeborene Herzfehler
(gefördert durch das Deutsche Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung Berlin,
DZHK) sowie von den Universitätskliniken Hamburg-Eppendorf und Münster
sind von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) und durch das
Boehringer Ingelheim Ulm University Biocenter (BIU) gefördert worden.
Weiterhin unterstützten die "National Institutes of Health"(NHS) und die
University of Indiana das Forschungsprojekt.


Originalpublikation:

Martin D. Burkhalter, Arthi Sridhar, Pedro Sampaio, Raquel Jacinto,
Martina S. Burczyk, Cornelia Donow, Max Angenendt, Competence Network for
Congenital Heart Defects Investigators, Maja Hempel, Paul Walther, Petra
Pennekamp, Heymut Omran, Susana S. Lopes, Stephanie M. Ware, and Melanie
Philipp. Imbalanced mitochondrial function provokes heterotaxy via
aberrant ciliogenesis. The Journal of Clinical Investigation 2019.

https://doi.org/10.1172/JCI98890

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution22
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INFEKTION/1812: Schleswig-Holstein - Ärzte meldeten weniger Fälle von Windpocken (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 6/2019

Nachrichten

Ärzte meldeten weniger Fälle von Windpocken

(PM/RED)



Die Zahl der in Schleswig-Holstein gemeldeten Windpocken-Fälle ist im
vergangenen Jahr deutlich gesunken - von 734 im Jahr 2017 auf 633 im
Jahr 2018. Dies meldet die AOK Nordwest, die sich auf Zahlen des
Robert Koch-Instituts (RKI) stützt. Der Rückgang um 13 Prozent fiel im
Norden deutlich stärker aus als im gesamten Bundesgebiet, wo die Zahl
der Fälle um acht Prozent gesunken ist. Der gleiche Trend zeigte sich
auch im ersten Quartal des laufenden Jahres. In Schleswig-Holstein
sank die Zahl der gemeldeten Fälle gegenüber dem Vorjahreszeitraum um
neun Prozent.

Die Krankenkasse appellierte in diesem Zusammenhang an ihre
Versicherten, Kinder trotz der positiven Entwicklung gegen Windpocken
impfen zu lassen. "Windpocken gehören zu den häufigsten
Kinderkrankheiten und sind äußerst ansteckend. Trotz sinkender
Infektionsfälle raten wir dazu, insbesondere Kinder gegen Windpocken
impfen zu lassen", sagte der Vorstandsvorsitzende der AOK Nordwest,
Tom Ackermann, laut Mitteilung seiner Krankenkasse. Er appellierte an
die Eltern, sich mit dem Thema Impfen auseinanderzusetzen.

Die erste Varizellen-Impfung für Kinder wird von der STIKO im Alter
von elf bis 14 Monaten empfohlen. Die zweite Impfung sollte im Alter
zwischen 15 und 23 Monaten erfolgen. Die Impfungen können auch
nachgeholt werden, wenn sie nicht im empfohlenen Alter erfolgt sind.

Laut RKI konnten bei den Schuleingangsuntersuchungen im Jahr 2017 nur
92,3 Prozent der Schulanfänger in Schleswig-Holstein die erste und
88,6 Prozent die zweite Impfung nachweisen.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 6/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201906/h19064a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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INITIATIVE/118: Patentino - Ein Patenschaftsangebot für Kinder psychisch erkrankter Eltern (Soziale Psychiatrie)


Soziale Psychiatrie Nr. 163 - Heft 01/19, 2019

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

Patentino - Ein Patenschaftsangebot für Kinder psychisch erkrankter
Eltern

Von Christine Schletter und Felicitas Röger



Der Beitrag über das präventive Patenschaftsangebot »Patentino« des
Vereins für Sozialpsychiatrie e.V. berichtet von der Suche, Auswahl
und Begleitung von Patenbeziehungen für Kinder mit einem psychisch
erkrankten Elternteil. 


Patentino vermittelt Patenschaften an Kinder und Jugendliche,
die ein psychisch erkranktes Elternteil haben. Paten, Patinnen oder
Patenfamilien treffen sich einmal in der Woche für einen Nachmittag
mit dem Kind. Sie werden zu einer Vertrauensperson für das Kind und
tragen dazu bei, dass es sich trotz der elterlichen Erkrankung gesund
entwickeln kann. Patentino ist ein präventives, niedrigschwelliges
Angebot des VSP - Verein für Sozialpsychiatrie e.V. in den Landkreisen
Reutlingen und Tübingen.

Wenn Mama manchmal komisch ist

»Ich laufe mit dem Kinderwagen und dem Abendessen durch den Park.
Gleich habe ich es geschafft. Es ist dunkel, ich habe Angst. Um die
Ecke ist die Parkbank mit den Typen, die hier immer ihre Bierdosen
trinken. Hoffentlich lassen die mich heute in Ruhe.

Ich kann nicht mehr, ich habe so Hunger. Das Essen riecht lecker, ich
darf nichts verschütten, sonst ist sie wieder wütend. Ich mach ja
schon. Sie sagt, morgen geht es ihr besser, dann geht sie einkaufen
und kocht. Das hat sie gestern auch gesagt.

Emma schreit den ganzen Tag. Ich halte mir die Ohren zu. Jaaa, ich
mach ja schon, ich bin doch Mamas Große, ich darf sie nicht
enttäuschen. Wenn Frau Schmid nach Mama fragt: Alles okay, kein
Problem. Ich schaff das. Wenn ich mich anstrenge, geht es Mama morgen
wieder gut.«

Dieses Erlebnis erzählte uns die 14-jährige Marie. Damals war sie acht
Jahre alt und wohnte bei ihrer Mutter und den kleinen Geschwistern.
Heute lebt Marie in einer Gastfamilie und wird vom Fachdienst
JuMeGa® (Junge Menschen in Gastfamilien) des VSP begleitet. Sie
ritzt sich und hat immer wieder den Gedanken, »Schluss zu machen«.

Kinder wie Marie, die mit einem psychisch erkrankten Elternteil
aufwachsen, gehören zu einer Risikogruppe. Sie übernehmen oft zu früh
Verantwortung für Aufgaben, denen sie eigentlich nicht gewachsen sind
(Parentifzierung): Sie versorgen jüngere Geschwister, bewältigen
Haushaltsaufgaben, kochen für ihre Eltern, die z.B. schwer depressiv
tagsüber im Bett liegen. Ihre eigenen Bedürfnisse geraten in den
Hintergrund.

Rund 3,5 Mio. Kinder in Deutschland wachsen mit psychisch kranken oder
suchtbelasteten Eltern auf und sind nachgewiesen gefährdet, selbst zu
erkranken. Dabei mindert bereits eine gesunde, stabile Bezugsperson im
Alltag dieser Kinder das Risiko deutlich.

Von der Idee zum Patenschaftsangebot

Seit Marie 2013 von ihrer Geschichte erzählte, sind fünf Jahre
vergangen. Sie motivierte uns, ein präventives Patenschaftsangebot für
die Landkreise Reutlingen und Tübingen zu entwickeln.

Es gab schon erfolgreiche Vorreiter dieses Modells wie z.B. die Arkade
e.V. in Ravensburg oder den Sozialdienst katholischer Frauen e.V. in
München, die uns dankenswerterweise mit ihrem Know-how unterstützten.
Ende 2014 stand unsere Konzeption, und die Verantwortlichen der
Landkreise Reutlingen und Tübingen begrüßten das Vorhaben. Dank einer
dreijährigen Projektförderung von Aktion Mensch konnten wir Ende 2015
durchstarten. Aktuell steht die Regelfinanzierung kurz vor dem
Abschluss.

Nach einigen Anlaufschwierigkeiten stößt unser Patenschaftsangebot
»Patentino« inzwischen auf großes Interesse. Wir sind eifrig dabei,
vielen Kindern und Jugendlichen geeignete Paten an die Hand zu geben.

Kind sein dürfen

Die Paten treffen sich einmal pro Woche mit dem Patenkind. Meist holt
der Pate das Kind (zu Hause, aus der KiTa oder der Schule) ab;
zusammen wird gekocht, gespielt oder etwas unternommen. Das Kind soll
beim Paten eine unbeschwerte Zeit erleben, über Alltagserlebnisse
sprechen und »Kind sein« dürfen.

Sue, sieben Jahre alt, wird seit fast drei Jahren von ihrer Patin
begleitet. Anfangs traute sie sich nicht, über eine Brücke zu laufen,
wechselte die Straßenseite, wenn ein Hund entgegenkam. Inzwischen hat
sie ihre Ängste, die sie sich von ihrer Mutter abgeschaut hatte,
größtenteils abgelegt. Obwohl Sue früher panische Angst vor Wasser
hatte, absolvierte sie mithilfe der Patin erfolgreich einen
Schwimmkurs und springt heute »todesmutig« vom 3-Meter-Turm. Ab und zu
übernachtet Sue bei ihrer Patin, einer fitten Rentnerin Ende Sechzig.
Deren Enkel wohnen weit weg, und sie selbst hat große Freude, ins
Kindertheater oder in den Zoo zu gehen, was sie mit Sue nun tun kann.

Engagierte »Zeitschenker«

Interessierte Patenfamilien werden telefonisch über die
Voraussetzungen einer Patenschaft aufgeklärt. Im zweiten Schritt
führen zwei Kolleginnen (Vier-Augen-Prinzip) im Hausbesuch ein
ausführliches Gespräch z.B. über die eigene Lebenssituation, Motive
und Erfahrungen. Selbstverständlich ist ein eintragsfreies,
erweitertes polizeiliches Führungszeugnis verpflichtend. Kinderschutz
hat Priorität. Bleibt ein ungutes Gefühl, fragen wir nochmals genauer
nach und sagen ggf. dem Paten ab. Von 100 Interessierten nehmen wir
ca. 20 in unseren Pool auf. Uns begeistert, dass sich neben
Rentnerinnen auch motivierte junge Leute, Paare oder ganze Familien
dieser Aufgabe stellen. Männliche Paten sind besonders bei Jungen sehr
beliebt.

Aufgeschlossene Familien

Familien, die sich eine Patenschaft für ihr Kind wünschen, werden
meist von Kooperationspartnern wie dem Sozialdienst, Therapeuten oder
der Sozialpädagogischen Familienhilfe zu uns begleitet. Im ersten
Gespräch ist es wichtig, das elterliche Vertrauen zu gewinnen. Es
bleibt nicht aus, neben Erwartungen auch die Art der Erkrankung und
ihre Auswirkungen im Alltag zu besprechen. Zudem erfragen wir, was die
Kinder davon wissen und ob sie darüber reden dürfen.

Die Zusammenarbeit mit den Eltern ist erfreulicherweise meist sehr
kooperativ. Viele schämen sich, manchmal nicht so für ihr Kind da sein
zu können, wie sie es wollen. Weil sie das Beste für ihr Kind
wünschen, ermöglichen sie ihm die positiven Erfahrungen außerhalb der
eigenen Familie mit einer zunächst fremden Person. Auch wenn es für
sie nicht leicht ist.

Begleitung der Patenschaft

Nach der individuellen Zuordnung von Paten und Kindern begleiten wir
die laufenden Patenschaften, indem wir uns telefonisch melden und
regelmäßig mit allen Beteiligten ein Reflexionsgespräch vereinbaren.
Zweimal im Jahr veranstalten wir ein Patenaustauschtreffen, und die
Rückmeldungen zeigen, wie bereichernd diese Zusammenkünfte sind. Das
Highlight ist unser jährliches Sommerfest. Zusammen mit Eltern,
Kindern und den Patenfamilien wird gespielt, gebastelt und gegrillt.

Unsere »Sorgenkinder«

In schwierigen Situationen sind wir als Fachdienst gefragt, zwischen
Paten und Eltern mit vielen Gesprächen zu vermitteln. Beispielsweise
wenn Paten den zu hohen Erwartungen der Eltern nicht entsprechen (z.B.
eine Schaukel in den Garten bauen, Begleitung zum Jobcenter). Oder
Eltern haben Angst, ihr Kind könnte die Patin »lieber mögen« oder sich
irgendwie entfremden. Einige Kinder können sich (noch) nicht auf eine
Patenschaft einlassen, sie fühlen sich verpflichtet, auf ihre Eltern
aufzupassen, damit diese in ihrer Abwesenheit z.B. keinen Alkohol
trinken oder sich das Leben nehmen.

Diese Fälle bewegen uns sehr, da diese Kinder besonders von einer
gesunden Bezugsperson profitieren könnten, und wir uns auf einem
schmalen Grat der Kindeswohlgefährdung befinden.

Zukunftsaussichten

Teils begegnet uns eine große Sprachlosigkeit gegenüber den Kindern.
Zum Beispiel entdeckte vor zwei Jahren eine 12-Jährige ihre Mutter im
eigenen Blut, rief den Notarzt, wischte das Blut weg ... Drei Jahre
lang sprach keiner mit ihr über den Suizidversuch, die Depression der
Mutter oder eventuelle Schuldgefühle - obwohl eine Familienhilfe und
der Sozialpsychiatrische Dienst regelmäßig in der Familie waren.
Andere Kinder sind glücklicherweise durch Unterstützung von
Fachpersonen bereits sehr gut aufgeklärt.

Wir sehen es als unsere Verantwortung, Eltern und Fachpersonen noch
mehr zu ermutigen, mit den Kindern die elterliche Erkrankung zu
besprechen, z.B. mit Hilfe von Büchern. Denn ein weiterer
Resilienzfaktor ist eine altersgerechte Aufklärung über die
»unsichtbare« Krankheit der Eltern.

Uns freut, dass die »vergessenen« Kinder immer mehr Beachtung finden
und erfolgreiche Netzwerke zwischen Sozialpsychiatrie, Jugendhilfe und
Suchthilfe entstehen.

Einige Tandems kennen sich nun schon fast drei Jahre, und eine
vertrauensvolle Beziehung ist gewachsen, die auch in Krisenzeiten
trägt - im besten Fall ein Leben lang.

 * 

Viel zusammen erlebt

Bericht des Paten Herrn Sonntag

"Ich sah hinterm Zaun dein verzagtes Gesicht

von Dornen und Sträuchern umgeben.

Du strebtest vergebens nach Sonne und Licht,

die Zweige verbogen. Nein, schön warst du nicht.

Ich half dir im Kampf um dein Leben."

So beginnt das Gedicht "An meinen Apfelbaum" von Fred Endrikat. Tim
war zwar kein Apfelbaum und hatte auch keine verbogenen Gliedmaßen,
aber ein wenig verzagt blinzelte er mich schon an, als wir uns zum
ersten Mal begrüßten. Ich erinnere mich noch genau: Die Hand, die er
mir reichte, fühlte sich an wie ein nasser Waschlappen, ohne Saft und
Kraft. Dass er schön war, konnte man auch nicht gerade behaupten.
Etwas dick und unförmig war er, hatte Schuhgröße 47 und trug immer
diese etwas unvorteilhaften Trainingshosen. Eine gewisse Ähnlichkeit
mit dem Sams aus dem gleichnamigen Buch von Paul Maar war nicht von
der Hand zu weisen.

"... von Dornen und Sträuchern umgeben"? Tims Umgebung sah so aus:
Sein Zimmer quoll über von Kleidern, Büchern und Spielsachen. Selbst
unter seinem Schreibtisch war alles so vollgepackt, dass er seine Füße
nicht auf den Boden stellen konnte. Deshalb legte er, wenn er seine
Hausaufgaben machte, die Beine ganz einfach auf den ganzen Krempel
oben drauf.

Trotzdem - oder gerade deshalb - habe ich ihn gleich in mein Herz
geschlossen. Und ich glaube, er mochte mich, den in die Jahre
gekommenen Musiker, auch. Vielleicht spürte er, dass da einer war, der
es als Kind ebenfalls nicht leicht gehabt hatte.

Als ich zum ersten Mal von "Patentino" gehört habe, bekam ich
jedenfalls sofort große Ohren: Ja, einen Paten hätte ich mir in diesem
Alter - Tim war damals zwölf Jahre - auch gewünscht. Einfach mal
rauskommen aus der Enge der Drei-Zimmer-Wohnung, in der ich zusammen
mit meinem jähzornigen Vater, meiner depressiven Mutter, den drei
Geschwistern und den Großeltern aufgewachsen bin: Das wär's doch
gewesen! Einfach jemanden zu haben, der einen mal mitnimmt und einem
das Gefühl gibt: Das ist nicht die ganze Wahrheit. Es gibt da noch
ganz andere Spielräume und Lebensentwürfe - das Leben kann zuweilen
auch ganz leicht, sonnig und entspannt sein. Und vor allem: Ich darf
genau so sein, wie ich bin.

Im Gegensatz zu mir hat Tim seinen Vater nie kennengelernt. Umso mehr
stürzte er sich auf alles, was ich ihm anbot: Ob wir nun Musik
zusammen machten oder interessante Ausflüge, ob wir gemeinsam kochten,
schwammen, Tischtennis spielten oder tolle Filme anschauten, ob er
mich auf eines meiner Konzerte begleitete oder ob wir, wie so oft,
einfach alberne und verrückte Sachen zusammen machten. Es war eine
Freude für mich, zu sehen, wie er so nach und nach aus der Reserve kam
und zeigte, was eigentlich in ihm steckt: ein sehr feinfühliger,
blitzgescheiter, erlebnishungriger und hilfsbereiter Junge, der
allerdings auch oft sehr schnell und bei geringstem Anlass entmutigt
sein konnte.

War er zu Beginn unserer Freundschaft noch sehr einsilbig, hatte vor
sich hin genuschelt und war kaum zu verstehen gewesen, so war nach
einem Jahr davon nicht mehr viel zu spüren: Er redete meist klar,
zugewandt und verständlich. Worüber? Einfach über alles! Es gab fast
nichts, worüber wir nicht reden konnten. Und vor allem: Wir lachten
viel zusammen!

Sein wachsendes Vertrauen rührte mich. Wenn er mich begrüßte, schaute
er mir freudig in die Augen. Sein Händedruck war - 15 Monate nach
unserer ersten Begegnung - richtig kraftvoll und kam von Herzen.

Warum er dann kurz vor seinem 14. Geburtstag plötzlich dichtmachte,
kann ich nur ahnen. Da kam wohl einiges zusammen: Die Geburt seines
zweiten Geschwisterchens, der bevorstehende Umzug in eine größere
Wohnung und auch eine Ferienmaßnahme, innerhalb der er massiv an seine
Grenzen stieß. Ob ich ihn in irgendeiner Weise verletzt hatte? Ich
weiß es nicht. Er hat es mir bislang nicht verraten. Sein
Sozialbetreuer sagte, er habe auch schon mal monatelang nicht mehr mit
ihm gesprochen. Ich vermisse Tim und hoffe, dass er bald wieder
rausfindet aus seinem Loch.

Der zweite Vers des Gedichts lautet so:

"Ich habe gegraben, gehackt und gesägt,

befreite vom Moos deine Rinde,

die Krone gesäubert, den Stamm freigelegt.

Ich hab' dich nach all der Entbehrung gepflegt,

gleich einem verwahrlosten Kinde."

Mein Angebot, mit ihm sein Zimmer aufzuräumen, hat er leider nie
angenommen. Was mich tröstet, ist, dass ihm das, was wir in diesen 15
Monaten zusammen erlebt haben, niemand mehr nehmen kann. Und ich
wünsche ihm sehr, dass er bald wieder Vertrauen fassen kann: in sich,
in Menschen, die ihn freundlich begleiten, ins Leben.

Zum Schluss einen herzlichen Dank an die Mitarbeiterinnen von
"Patentino". Sie waren immer ansprechbar, haben mich und uns in der
ganzen Zeit mit Rat und Tat kompetent und zuverlässig begleitet.

"Patentino" ist eine richtig gute und empfehlenswerte Sache.

Herr Sonntag, Mitte 60, Musiker, Pate seit 2015



Christine Schletter, Dipl.-Pädagogin, arbeitet seit 11
Jahren beim VSP - Verein für Sozialpsychiatrie e.V. im Bereich
Jugendhilfe (als Kinderschutzfachkraft, bei JuMeGa® und Patentino)

Felicitas Röger, Sozialpädagogin (BA), arbeitet seit drei
Jahren beim VSP - Verein für Sozialpsychiatrie e.V. im Bereich
Jugendhilfe (bei JuMeGa® und Patentino)
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Kontakt und weitere Informationen

Patentino - Patenschaften für Kinder psychisch erkrankter Eltern

Welzenwiler Str. 5

72074 Tübingen

Tel.: (07071) 36 99 61

E-Mail: patentino@vsp-net.de

www.patentino-vsp.de

VSP - Verein für Sozialpsychiatrie e.V.

Gustav-Wagner-Str.7

72760 Reutlingen

www.vsp-net.de


Der VSP - Verein für Sozialpsychiatrie e.V. - wurde 1972 von
Betroffenen mitbegründet, um das Hilfeangebot für psychisch kranke
Menschen außerhalb von Kliniken zu verbessern.

Heute ist der VSP mit 20 Projekten und Einrichtungen in den
Landkreisen Reutlingen, Tübingen, Esslingen, Sigmaringen sowie im
Zollernalbkreis und im nördlichen Alb-Donau-Kreis tätig. Der VSP
bietet Menschen mit einer psychischen Erkrankung in Wohngruppen, durch
die Betreuung im eigenen Zuhause oder in Gastfamilien und auch mit
Angeboten zur Tagesstrukturierung Unterstützung und ein Leben in
größtmöglicher Normalität.
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MEDIEN/1029: Neues Onlineangebot - Übergewicht bei Kindern und Jugendlichen vorbeugen (idw)


Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 10.07.2019

Übergewicht bei Kindern und Jugendlichen vorbeugen - Neues Onlineangebot
der BZgA informiert Familien und Fachkräfte



Ernährungs- und Bewegungsverhalten sowie weitere Lebensstilfaktoren sind
entscheidend, um Übergewicht bei Kindern und Jugendlichen vorzubeugen. Mit
dem neuen Angebot www.uebergewicht-vorbeugen.de bietet die Bundeszentrale
für gesundheitliche Aufklärung (BZgA) Eltern und Fachkräften
wissenschaftlich fundierte Informationen, wie sie den Nachwuchs
unterstützen können, gesunde Verhaltensweisen zu erlernen und diese zu
Gewohnheiten werden zu lassen.

Dr. med. Heidrun Thaiss, Leiterin der BZgA, betont: "Rund zwei Millionen
Kinder und Jugendliche in Deutschland sind übergewichtig. Das kann schon
früh fatale gesundheitliche Folgen haben. Im Vergleich zu gleichaltrigen
normalgewichtigen Kindern leiden sie beispielsweise häufiger an
orthopädischen Störungen, an Bluthochdruck, Fettstoffwechselstörungen oder
sogar Diabetes mellitus Typ 2. Damit die Gesundheit im Kindes-, Jugend-
und später auch im Erwachsenenalter nicht entscheidend negativ geprägt
wird, kommt der Prävention von Übergewicht bei Heranwachsenden deshalb
besondere Bedeutung zu. Auf der neuen Internetseite der BZgA erfahren
Eltern und Fachkräfte, wie sie Kinder und Jugendliche dabei unterstützen
können, der Entwicklung von Körpergewicht vorzubeugen."

Die Internetseite www.uebergewicht-vorbeugen.de der BZgA gibt Empfehlungen
zum Bewegungs-, Ess- und Trinkverhalten, zur Entspannung sowie zur Nutzung
von Online-Medien. Darüber hinaus erfahren Familien, wo sie bei bereits
bestehendem Übergewicht Hilfe für ihre Kinder und Jugendlichen finden
können.

Auch Fachkräften bietet das Onlineportal unterstützende Informationen:
Eine Sammlung von Bewegungsübungen, anschaulichen Infografiken und kurzen
Themenblättern steht zum Herunterladen und Ausdruck bereit. Sie können zum
Beispiel im Beratungsgespräch Eltern an die Hand gegeben werden. Zudem
finden Fachkräfte im Portal ein Online-Tool, den sogenannten
Methodenfinder. Er hilft passende Übungen, zum Beispiel zu Bewegung oder
Entspannung, auszuwählen. Wer in seinem Arbeitsfeld ein Programm zur
Vorbeugung von Übergewicht anbieten möchte, kann auch zur
Qualitätssicherung direkt auf den Leitfaden der BZgA für die Planung,
Umsetzung und Bewertung von gesundheitsfördernden Maßnahmen zugreifen.


Weitere Informationen unter:

http://www.uebergewicht-vorbeugen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 10.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MEDIEN/1028: Neue Webseite für die Lebenshilfe Bildung NRW gGmbH online (Lebenshilfe NRW)


Lebenshilfe Nordrhein-Westfalen e.V. - 8. Juli 2019

Neue Webseite für die Lebenshilfe Bildung NRW gGmbH online



Hürth - Moderner, mobil nutzbar, nutzerfreundlicher und barrierefrei.
Das waren die zu erfüllenden Vorgaben, mit der die Lebenshilfe Bildung
NRW gGmbH ihren neuen Webauftritt angegangen ist. Seit dem 1. Juli
2019 können sich User mit und ohne Behinderung davon unter
"bildung.lebenshilfe-nrw.de" selber ein Bild machen.

"Ab sofort können Menschen mit und ohne Behinderung unsere Seminare
aus den Bereichen Weiterbilden1, Fortbilden2 und Familienbildung
Rhein-Sieg3 online einsehen und sich dort anmelden. Damit machen wir
bei der Digitalisierung einen großen Schritt nach vorne", sagt Falk
Terlinden, Bereichsleiter der Lebenshilfe Bildung NRW gGmbH
erleichtert. Neue Seminare und Inhalte können von den Mitarbeiterinnen
in die Veranstaltungssoftware eingegeben werden und spielen sich in
Echtzeit auf die neue Webseite. Andersherum laufen die Anmeldungen der
User direkt in die Veranstaltungssoftware und werden mit nur einem
Mausklick übernommen. "Mit dieser Möglichkeit reduzieren wir für
unsere User und unsere Mitarbeiterinnen den Arbeitsaufwand. Uns war
außerdem wichtig diese Funktion auch Menschen mit Behinderung zu
bieten, die mit dem Computer oder Tablet umgehen können. So schaffen
wir für sie eine weitere Möglichkeit der Selbstbestimmung und Teilhabe
in ihrem Leben", erklärt Terlinden.

Barrierefreiheit

Ein besonderes Augenmerk hat die Lebenshilfe Bildung NRW gGmbH auf die
Barrierefreiheit der Seite gelegt. So wurden zahlreiche Texte
übersetzt und von einem dafür ausgebildeten Prüfer-Team4 geprüft. Dazu
gehören zum Beispiel auch die Datenschutzerklärung oder die
Allgemeinen Geschäftsbedingungen. Zudem gibt es für schwierige
Begriffe im Backend der Seite ein Wörterbuch in Leichter Sprache.
Versteht der Mensch mit Behinderung den Begriff nicht, kann er diesen
anklicken. Dann öffnet sich ein PopUp-Fenster in dem der Begriff
erklärt wird. Bei der Übersetzung der Webseite hat der Landesverband,
dessen Seite einen Relaunch erfahren soll, auf die
Selbsthilfeförderung der gesetzlichen Krankenkassen zurückgreifen
können. "Diese Fördermöglichkeit nutzen zu können war besonders
wichtig, denn dadurch konnten wir ein Angebot gerade für Menschen mit
Behinderung schaffe, welches von ihnen selbstständig genutzt werden
kann. Wir werden weiterhin mit dem Team der Prüfer und ihrer
Übersetzerin die Barrierefreiheit der Seite im Auge behalten, denn
dieser Prozess ist für uns noch nicht abgeschlossen", sagt Philipp
Peters, Sprecher der Lebenshilfe NRW.

Datenschutz

Sämtliche Daten, die ein User der Lebenshilfe Bildung NRW gGmbH
übermittelt bleiben in Deutschland, da mit Scholl Communications,
einem Dienstleister aus Deutschland, zusammengearbeitet wird. Die
teilweise umfassenden Daten, die gerade für die Seminare von Menschen
mit Behinderung abgefragt werden müssen - hier geht es beispielsweise
um Angaben zu Form der Behinderung, Pflege oder Assistenz - laufen von
der Webseite ohne Umwege auf den Server der Lebenshilfe NRW und werden
dort datenschutzkonform gespeichert und behandelt.

 * 

Quelle:
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PSYCHOLOGIE/192: Folgen vererbter Traumata (Thieme)


Thieme Verlag - FZMedNews - 27. Juni 2019

Folgen vererbter Traumata



fzm, Stuttgart, Juni 2019 - Menschen, die ein schweres Trauma
durchlebt haben, leiden oft jahre- oder gar jahrzehntelang unter den
psychischen Folgen. Auch ihre Bindungsfähigkeit und der eigene
Erziehungsstil können davon beeinflusst sein. Die Traumafolgen
betreffen dann nicht mehr nur den Traumatisierten selbst, sondern auch
das nahe Umfeld. Sie können sogar auf die nachfolgende Generation
übertragen werden. Welche Folgen das für die Kinder hat und welche
Mechanismen dabei zum Tragen kommen, legt ein Beitrag in der
Fachzeitschrift "PiD Psychotherapie im Dialog" (Georg Thieme Verlag,
Stuttgart. 2019) dar.

Nahe Angehörige von traumatisierten Personen können Symptome
entwickeln, die denen der Betroffenen stark ähneln: Sie leiden unter
Ängsten und depressiven Beschwerden. Auch typische Symptome einer
Posttraumatischen Belastungsstörung (PTBS) können auftreten. Dazu
gehören Schreckhaftigkeit oder das Vermeiden von Situationen, die das
Erlebte wachrufen könnten. "Man spricht hier von einer sekundären
Traumatisierung", sagt Dr. phil. Rahel Bachem, Autorin des
PID-Beitrags. "Sind die eigenen Kinder betroffen, handelt es sich um
eine intergenerationale Traumatisierung", so die klinische
Psychologin, die derzeit am I-CORE Research Center for Mass Trauma an
der Universität in Tel Aviv forscht.

Wie sehr die eigenen Kinder "mitleiden", hängt Studien zufolge von der
Stärke der elterlichen PTBS-Symptome ab sowie von der Art des Traumas.
Besonders schwer wiegen von Menschen verursachte Traumata. "Die
Erfahrung, dass Menschen zu Grausamkeit fähig sind - etwa zu Folter
während einer Kriegsgefangenschaft - erschüttert das menschliche
Grundvertrauen zutiefst", sagt Bachem. Die Opfer hätten oft
Schwierigkeiten, sich langfristig auf intime Beziehungen einzulassen.
Das zeige sich dann auch in der Beziehung zu den eigenen Kindern, zu
denen sie keine nahe und zärtliche Beziehung aufbauen könnten.
Gleichzeitig zeigten Untersuchungen, dass die Furcht der Eltern vor
neuen Situationen oder fremden Personen sich ebenfalls auf die Kinder
überträgt. Das hindere die Kinder daran, altersgerechte Erfahrungen zu
machen.

Bachem verweist dazu auf eine Studie mit Veteranen des
Jom-Kippur-Kriegs 1973 gegen Israel: 40 Jahre nach dem Krieg
bewerteten israelische Veteranen, die in Kriegsgefangenschaft waren,
das Verhältnis zu ihren Kindern rückblickend als weniger nah als
Veteranen, die nicht in Gefangenschaft geraten waren. Auch die -
inzwischen erwachsenen - Kinder berichteten von stärkerer Kontrolle
und geringerer väterlicher Zuwendung.

Die Jom-Kippur-Studie zeigte auch, dass die Übertragung der
traumatischen Belastung nicht immer auf direktem Wege verlaufen muss.
"So hatte die durch den Vater übertragene PTBS der Mutter einen
größeren Einfluss auf die Kinder als die primäre PTBS des Vaters",
berichtet Bachem - vermutlich, weil in der Regel die Mutter die
wichtigste Bezugsperson der Kinder war. Es sei daher wichtig, auch die
Partner und Partnerinnen traumatisierter Elternteile psychosozial zu
unterstützen und in ihrer Elternrolle zu stärken.

Um die Weitergabe von Traumata zu vermeiden, müsse zudem das Schweigen
in der Familie durchbrochen werden. "Oft scheint eine unausgesprochene
Abmachung zu gelten, nicht über das Trauma der Eltern zu sprechen",
sagt Bachem. Die Kinder empfinden dann zwar die psychische Belastung
der Eltern, bekämen aber keine Erklärung. Solchermaßen im Ungewissen
gelassen, hätten sie im späteren Leben eher zwischenmenschliche
Schwierigkeiten und könnten emotionale Nähe schlechter zulassen. Darum
solle mit den Ursachen des Traumas möglichst offen umgegangen werden -
entsprechend der kognitiven Reife und den emotionalen Bedürfnissen des
Kindes.


R. Bachem:

Intergenerationale Weitergabe von Traumata

PiD Psychotherapie im Dialog 2019; 20 (2); S. 42-45

 * 
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LABEL/5109: Glitterhouse Mail-Order-Mail 12.07.19 (glitterhouse)


GLITTERHOUSE MAIL-ORDER-MAIL (12.07.2019)



The Frictions - Torch

CD - EUR 13,75

Mittlerweile acht Jahre ist es her, dass Chris Eckman und seine
Mitstreiter (Bernard Kogovsek, Gitarre, Bassist Tomi Popit und
Drummer Luka Salehar) ihr bislang einziges Album "Halogen Sky"
veröffentlichten. Und es scheint, als sei die Zeit stehen geblieben,
so nahtlos schließen sich diese acht Songs an das damalige
Spät-Desertrock Meisterwerk an. Klar, die Songs sind etwas komplexer,
filigraner in Bezug auf Songwriting und Arrangement geworden, aber
das Gerüst bleibt und die zusätzlichen Nuancen tun ihm gut, heben
"Torch" aus dem Verdacht heraus, ein reines Spaßalbum zu sein (was ja
in der Qualität wie bei Halogen Sky nichts Verwerfliches ist). Wie
sagt die Band über sich: "We play rock music distilled to its basic
essence: electric guitar (left) / electric guitar (right) / bass /
drums. It is music crafted from the simple faith that noisy, hypnotic
songs played with conviction by 4 guys in a room, are more than
enough. Music for drunken nights and deserted highways."
Selbstverständlich gibt es auch andere Sinn machende Optionen, aber
das hier kommt der Essenz an Rockmusik schon sehr nahe. Chris Eckman
gewinnt als Sänger offensichtlich mit jeder neuen Veröffentlichung an
Kraft und Wucht, als Texter schafft er es ohnehin seit Jahrzehnten
auch diffizile gesellschaftspolitische Themen intelligent und
nuanciert, stets mit Haltung und Verve aufzugreifen. Die Dual-Leads
von Eckman und Kogovsek begeistern, die instrumentalen Psych-Parts
ebenso. Fast anachronistisch mutet die Tatsache an, dass dieses Album
als ebensolches angelegt ist. Keine Ansammlung von potentiellen
Streaming Hits, sondern acht ganz feine Songs, die in einem
wunderbaren Spannungsbogen zusammengestellt worden, so dass das Ganze
nochmals mehr als die Summe seiner Einzelteile wird. Chapeau! (lrm)


OBS-Nachlese

Auch wenn die Vorarbeiten sich über Monate und Monate erstrecken -
das OBS selbst verfliegt wie im Rausch an uns vorbei und was bleibt
sind die ergreifenden Erinnerungen. Und eine kleine Handvoll
Merchwaren-Reste, die es geschafft hat, dem Kaufrausch der OBS-Jünger
zu entgehen. Wie in jedem Jahr ist einiges an Angebot bereits während
des Festes restlos ausverkauft worden, aber zu Eurem Nachlese-Glück
ist von dem einen oder anderen Wunschobjekt doch noch etwas übrig
geblieben. Bitte zugreifen, solange der Vorrat reicht ...

Orange Blossom Special - OBS 23: The Compilation

2-CD - EUR 7,95

Die Compilation zum Festival. Fast alle auftretenden Bands, 24
nämlich, haben einen Track gespendet, einige sogar bisher nicht auf
Tonträger veröffentlichte (Black Sea Dahu, Trixsi, Tiny Wolves). Die
Doppel-CD kommt im kleidsamen Digisleeve und ist streng auf 1.500
Stck. limitiert.

Orange Blossom Special - Taschenaschenbecher Wortmarke

Aschenbecher - EUR 5,-

Der beliebte kleine Helfer des unbeirrbaren Rauchers, mit dem
gewohnten OBS-Schriftzug als ewig werte Zierrat, erfüllt seine
Dienste auch trefflich in der Festival-Nebensaison. Aus standhaftem
Metall, bleibend, wertig, gut.

OBS 23 - Wortmarke

Aufnäher - EUR 5,-

Passend für jegliches Kleidungsstück: Der einprägsame Schriftzug zum
diesjährigen Fest zum Aufnähen.

OBS 23 - Wortmarke

Ohrstecker/Halskette - EUR 12,-/16,-

Die nahezu legendäre Orange Blossom Special-Wortmarke als kleidsames
Schmuck-Accessoire, kommt als Ohrstecker oder Halskette. Obacht: Die
letzten Exemplare!

Auch von den Shirts gibt's noch eine kleine Handvoll:

OBS 23 - Nichts reimt sich auf Realität 20,-

OBS 23 - Finde Niemals Zu Dir Selbst 20,-

OBS 23 - Line-Up 20,-

OBS 23 - Deine Sorgen jr./Schriftzug 20,-

OBS 23 - Teddy 20,-

OBS 23: Deinesorgen jr. - Kunstsiebdruck

Poster - EUR 25,-

Wiederum von Grace Helly ebenso kunstfertig wie einfühlsam
gestaltete, wie stets auf 100 Exemplare limitierte, als
Kunstsiebdruck hergestellte ganz eigene Interpretation des
diesjährigen OBS-Mottos, ebenso eindringlich wie schmückend.


Der Juli-Mailorder-Katalog im Netz

Es hat ein wenig gedauert, aber: Die Juli-Ausgabe Eures drittliebsten
Mailorder-Kataloges, begehbar in den Weiten des weltweiten Netzes.


Auserwählte Pretiosen zur noch jungen Woche

America - 50th Anniversary: The Collection

2-LP/3-CD - EUR 34,95/23,95

Ausführlicher Schaffensüberblick zum Gold-Jubiläum, wobei die
3-fach-CD-Ausgabe mit ihren 50 Tracks nicht nur den
Geburtstagsgedanken am besten trifft sondern mit allerhand seltenem
Material auch des geübten America-Sammler noch erfreuen kann (incl.
BBC-Aufnahmen, Demo-Versionen und frühen Fassungen). Das Doppel-Vinyl
bietet mit einem 25-Song-Querschnitt immer noch eine ansprechende
Sammlung; es soll auch eine 1-CD-Ausgabe mit 16 Tracks geben, die
ersparen wir Euch und uns einfach.


Brett Benton - You Got To Pray

CD - EUR 12,95

19er aus Alabama, Studio-Debut (es gab letztes Jahr eine
6-Track-Live-LP). Es verblüfft mich, daß es in diesem Genre immer
wieder so ungeheuer frische und grandiose Newcomer gibt! 2x gastiert
Cedric Burnside, und dessen Opa R.L. verdankt seine Musik wohl auch
ein wenig, v.a. aber dem Country Blues der 20er/30er! Nicht im Sound,
der ist hier oft viel schärfer und elektrisch, aber der Einfluß ist
überdeutlich, ja dominant. Das Ergebnis: Z.T. stürmischer bzw.
vorwärtspeitschender hochoktaniger rhythmisch unerbittlicher
abziehender Stoff, manchmal beinahe manisch, im Trio mit toller
ungemein effektiver emotionaler Slide, die ab und zu in Solis
grandios wild agiert; Anderswo ein bischen zurückgenommen, wunderbar
rollend z.B., die Gitarre auch mal ausnahmsweise heulend (keine
Slide), oder kraftvoll und geradezu hypnotisch groovend, dazu ein
unendlich gefühlvoller (gerade die Gitarre!) Slow Blues, fabelhaft!
Am Ende etwas variabler/kontrastreicher/rhythmisch flexibler inkl.
leiser Passagen. Endgültig klar wird seine Inspirationsquelle in 3
akustischen Stücken, die Country Blues pur zelebrieren - es klingt
genauso frisch und echt (und großartig), zudem erstaunlich
individuell wie so einiges hier, freilich ruhiger, fast noch
emotionaler, 1x solo (recht schlicht und sparsam gespielt), 1x mit
reduzierter Drum-Unterstützung (instrumental, ein bischen archaisch,
filigran und sehr deep zugleich), 1x zunächst solo, später mit
hinreißenden elektrischen Punktierungen. Und seine Stimme paßt zu all
dem wie die berühmte Faust aufs Auge, super! Wohlgemerkt, er ist kein
lichtschneller Saiten-Virtuose, er spielt (und singt) einfach mit
immens viel Seele. So etwas liebe ich. Zeitweise extrem intensive,
total packende Musik, beste neue Blues-LP, die ich seit Längerem
gehört habe. (dvd)


CD 100 Paket - Various Artists

100-CD - EUR 99,-

Mörderangebot aus guten Hause, noch einmal aufgelegt: Einhundert (in
Worten: 100) bunt, aber geschmacksgeschult gemischte CDs,
zusammengestellt aus dem reichhaltigen Label-Angebot des
Indigo-Vertriebes, stilistisch breitest gefächert von Folklore bis
Punk, von Singer-Songwriter bis Blues, von Independent bis Pop, von
Roots Rock bis Electronica, gespeist durch Handelsretouren,
Overstocks und Titelstreichungen, die die einzelnen Alben für die
normalen Handelswege uninteressant werden lässt, aber für den Sammler
nichts von ihrem bleibenden Wert nehmen. Dem Repertoire des
Indigo-Vertriebes entsprechend finden sich in den fest- und
vollgepackten Paketen zahlreiche Schätze, die auch und gerade dem
Glitterhouse-Mailorder-Kunden zur Freude gereichen. Und seien wir
ehrlich bei 99 Cent pro CD bieten sich dabei nebenbei auch jede
Menge musikalische Entdeckungsmöglichkeiten. Ein Geschenk, das man
sich auch gern selber gönnt ...

Obacht: Es gibt leider nur fünf (in Worten: 5) Exemplare ...


Robert Forster - The Evangelist (rem.)

LP/CD - EUR 16,95/13,95

Remasterter Reissue des 2008er Solo-Meisterstücks, auf Tapete.
Etwas Wehmut ist da schon - 25 Jahre schrieben, sangen, spielten
Forster und Grant McLennan Seite an Seite, und auch nach
Solo-Ausflügen fanden die Go-Betweens immer wieder zusammen, um
gerade auch mit ihrem Spätwerk zu glänzen. Lange Zeit nach McLennans
Tod haderte Forster, ob er je wieder Musik aufnehmen würde. Als The
Evangelist meldet er sich, begleitet von den Langzeit-Weggefährten
Glenn Thompson (Schlagwerk, Gitarren, Gesang) und Adele Pickvance
(E- und Kontra-Bass, Mandoline, Mini Moog, Gesang) 2008 zurück,
melancholisch und optimistisch zugleich, und zumindest kompositorisch
ist Grant in drei Songs mit zur Stelle. Mit vielfältiger Tastenarbeit
(Celeste, Piano, Hammond, Fender Rhodes) bereichert auch Seamus
Beaghen die Arrangements, Robert selbst lässt neben den Gitarren und
dem Klavier auch die Mundharmonika für sich sprechen, eine
Solo-Violinistin (Gill Morley) und ein zurückhaltend-zart agierendes
Streichquartett verleihen weihevollen Momenten den edlen Anstrich.
Aber die 10 neuen Songs zeigen die ganze Stilfülle des Forster'schen
Könnens, neben der getragen-ergreifenden Ballade gibt es vorwiegend
aufbauendes, handgemachtes, mitreißendes Rock-Material, das sich
gleichermaßen aus den Folk-Wurzeln, Country-Elementen und Jahrzehnten
der Independent-Erfahrung speist, dargereicht mit einer gelassenen
Leichtigkeit, die man sonst nur im Pub-Rock finden kann. Klare
Akkorde, natürliche Harmonien und Melodien, die ungekünstelt und
geradlinig ins Herz des Hörers treffen - runder und reifer hätte auch
ein neues Go-Betweens-Album nicht gelingen können. (cpa)


Frollein Smilla - Freak Cabaret

LP/CD - EUR 17,95/12,95

Manche Alben sind derart prall gefüllt mit mitreißender Musikalität,
dass der vage Versuch des verbalen Festhaltens einfach nicht gelingen
will. Das schillernd-sprühende Wunderwerk des vielköpfigen Projektes
um die Schwestern Desna und Emilia Wackerhagen begleitet mich seit
Monaten, erfüllt meine Gedanken mit leuchtenden Farben und lächelnder
Freude, aber es will sich schlicht nicht in Worte fassen lassen.
Frollein Smilla liebt die Fülle, die stilistische, die instrumentale,
selbst die sprachliche, sie lebt die Abwechslung, und auch an Tempo-,
Dynamik-, Harmonie- und Rhythmus-Wechseln herrscht kein Mangel; was
sie nicht mag, ist die Reduktion auf einen normalen Nenner. Zudem
wird auf dem zweiten Vollwerk derart die hohe Kunst der Musikalität
zelebriert, dass jeder, der je ein Instrument aktiv in der Hand
hielt, seine helle Freude haben wird. Piano, Akkordeon und
vielschichtiges Gebläse, Streicher, einfühlsam-energisches
Schlagwerk, akustische und elektrische Gitarren und Bässe werden mit
viel Gefühl und noch mehr Können mit reichhaltigem Leben erfüllt,
gekrönt von den betörend-herzhaften Harmonien des
Geschwister-Gesangs, die ihre mitunter zum Verwechseln verwandten
Stimmen in Englisch, Deutsch und Spanisch strahlen lassen. Und so
geht es mit Wucht und Verve quer durch Soul und filigranen Funk, Big
Band-, New Orleans- und verrauchten Club-Jazz, Art-Rock, Balkan-Beat
und Latin-Grooves, berührende Ballade, akustischen Folk und
charmanten Chanson, wechselt mitunter vom einen zum nächsten Moment
vom stählern strahlenden Breitwand zu intimer, unter die Haut
schneidender Gefühlstiefe, um gleich darauf wieder mit Erfolg zum
Tanz zu laden. In den 13 Song-Eigenheiten spürt man den frühen
Lindenberg ebenso wie die späte Dota, die Wärme des ersten
Boy-Albums, die wilde Weite eines Goran Bregovic-Soundtracks und die
Harmonieliebe der Beatles, man verliebt sich in vielsprachig gemalte,
berührende Wortgemälde und ergötzt sich an einem vor faszinierender
Phantasie überquellenden musikalischen Füllhorn, das das
beeindruckend begabte Oktett sicherlich ebenso auf der großen Bühne
wie an der nächsten Straßenecke ausgießen kann. Eine echte
Entdeckung, die das Oft-, Dauer- und Immerwiederhören belohnt. (cpa)


Gomez - Liquid Skin (ltd. 20th Anniversary Edition)

2-LP/2-CD - EUR 37,95/18,95

Pünktlich zum Geburtstag erhält auch das Zwei8twerk der Briten die
verdiente Feier-Behandlung. Hier ein paar unserer Worte zum jetzt
remasterten Originalalbum: 99er CD. Zweites Album. Ihrem Stil sind
sie treu geblieben, müssen aber einen unglaublichen Kreativitätsschub
gehabt haben und so wurde jede der 24 (36? 48?) Aufnahmespuren mit
Instrumenten vollgespielt, von Dobro über Sitar bis zu elektronischen
Loops und Samples, dass es dem Hörer schon mal schwindelig werden
kann, bei den 54 Minuten Vollbedienung. Wenn das unglaubliche "Devil
Will Ride" nach 7 Minuten als letzter Song das Album beendet, fragt
man sich wirklich: "Ist da noch eine musikalische Idee unbenutzt?"
Und das seltsame ist, es kann eigentlich nicht funktionieren, aber es
funktioniert. Und das prächtig.

Die zweite CD der Jubel-Version bietet zusätzlich 9 bislang
unveröffentlichte Tracks & Versionen, als Bonus-Bonus gibt's
obendrein neun Live-Songs von einem 2000er Fillmore-Auftritt.


Jade Jackson - Wilderness

2-LP/CD - EUR 23,95/14,95

Der betörende Engel des Country- & Roots-Rock steigt zum zweiten Mal
vom Twang- & Steel-Himmel herab, um mit der heftigen Hilfe von Mike
Ness gestanden traditionsnahes Wurzelwerk mit deftigem, mitunter auch
dreckigem Druck zu beschleunigen. Doch auch wenn der Social
Distortion-Kopf die vokal wehmütig und weich dargereichten Weisen mit
gehörig prasselndem Gitarrenfeuer unterfüttert, klingt das
unwiderstehlich mitreissende Ergebnis weniger nach Punk als nach
goldenen Twang Trust-Tagen oder der bewährten Buddy Miller Slide-,
Steel- & Swamp-Schule. Gekrönt von einer warm-weichen, mädchenhaft
naturnahe, dezent dunkelt gefärbten Stimme, bei der selbst Kennern
die einfach-klaren Vergleiche ausbleiben (ab und an vermeint man, die
junge Lucinda zu hören), gehen die puren, von berückend hymnischen
Melodien getragenen Roots-Juwelen bereits beim ersten Zusammentreffen
ungebremst in Ohr, Hirn und Herz. Zumeist deftig elektrisches
Saitenwerk, aber auch singende Steel, beseelte Fiddle, getragene
Hammond und raumgreifende Klavierakkorde prägen das reife
Instrumentalwerk, aus dessen wohlbereiteter Mitte Jade's
verführerisch natürliche Stimme ihre berührenden Geschichten tief in
des Hörers Seele trägt, gekleidet in Melodien, die bleibend
nachhallen. Mitunter machtvoll mitreissend, dann unwiderstehlich zum
Tanze ladend, aber auch in moll-weich formatfüllenden Country
Folk-Balladen wird hier die ganz große Schule des
traditionsverbundenden Americana-/Roots Rock zelebriert, gefasst in
ein deftiges Dutzend nahezu sämtlich von Jade verfasster
Song-Edelsteine, präsentiert mit vehementer Wucht und verzaubert
durch eine der bemerkenswertesten Stimmen des gesamten Genres. (cpa)

Obacht: Dank der tatkräftigen Unterstützung seitens Label & Vertrieb
dürfen und können wir den ersten Bestellern des neuen Jackson-Juwels
jeweils zwei exklusive, vor allem aber ungemein augenfreundliche
Jade-Postkarten beilegen. So lange der Vorrat reicht!

Weiterhin lieferbar:

Jade Jackson - Gilded

LP (+DLC)/CD - 17,95/12,95


Erin K - I Need Sound

LP/CD - EUR 17,95/12,95

Bereits mit dem Vorgängeralbum Little Torch spielte sich die
unwiderstehlich pop-affine Singer-Songwriterin amerikanischer
Provenienz (mit Wahlheimat London) dauerhaft in mein
Wohlfühlklanggedächtnis, mit ihrer neuen Wolkenweisen-Sammlung weiß
sie sich noch tiefer in meine Sinne zu singen. Mit voller Band
eingespielt, rund, aber nie zu satt produziert, stets Raum für
herzhaft Handgemachtes lassend, schwebt und schweift Erin Kleh mit
sanftweicher Stimme durch ihren eigenen zeitlosen Pop-Kosmos, der
ihre Herkunft- und ihre Herz-Heimat verbindet und nebenbei Jahrzehnte
des Schönklangs unter einen harmonieseligen Hut bringt. Zehn
K-Originale lang zelebriert sie liebreizende Liedkunst, die bei aller
Zauberkraft nie zu zuckrig gerät, bei durchweg spürbarer
Akustik-Folk-Basis mit Lust und Leidenschaft in der romantisch
rückwärts gewandten Pop-Klang-Vielfalt badet und dabei ihre charmante
Neigung zu 80er Sound-Spezialitäten offenbart. Mit einer Stimme
zwischen delikater Dido-Nähe und fragiler Cat Power-Intensität belebt
sie ihre wolkenweichen Weisen mit The Cure-Akkorden, betörendem
Blondie-Strahlen und mitreißendem Soulsister-Soul, spinnt gekonnt
Country-Twang, barockes Streichwerk und luftigen Rock'n'Roll mit ein,
und erschafft so ein feengleich-federleichtes, dennoch von
Kreativ-Kanten belebtes Pop-Paradies, das trotz liebenswerter
Eingängigkeit für den Dauergenuss gebaut, gemeint und gut ist. Und
folgerichtig schleicht sich die einzige Fremdkomposition des Albums,
You're The One That I Want, auch als entschleunigt über den Dingen
schwebendes Stück Dream-Pop so nachhaltig in Herz und Hirn, dass es
eine bleibende Freude ist. (cpa)

Weiterhin lieferbar:

Erin K - Little Torch - CD - 12,95


King Crimson - The Elements Tour Box 2019

2-CD - EUR 18,95

In sammlerfreundlicher Regelmäßigkeit erscheint inzwischen
alljährlich die im gebundenen Hochformat dargereichte, von
28-Seiten-Booklet begleitete Doppel-CD-Tourbegleitung (diesmal zur
2019er Celebration Tour), randvoll gepackt mit Live- &
Studio-Material, voll ausgespielten Tracks, Outtakes,
Sessionaufnahmen und Soundschnipseln aus sämtlichen Bandphasen (und
von sämtlichen Formationen) des außergewöhnlichen
Progressive-Projekts. 26 Tracks, darunter eine Klavierfassung von Cat
Food, 21st Century Schizoid Man in einer Instrumental-Version, eine
von vier Sängern getragene Cadence And Cascade-Einspielung,
Live-Aufnahmen von The Letters, Red, Indiscipline, Neurotica, Three
Of A Perfect Pair, Level Five und Lizard Suite, die Sus-Tayn-Z-Suite
(aus 2002) und die ProjeKcts-Suite, abgerundet von einer 2015er
Live-Fassung von The ConstruKction Of Light.

Weiterhin/noch lieferbar (je 2-CD im Buch):

King Crimson - The Elements Tour Box 2018 - 18,95

King Crimson - The Elements Tour Box 2017 - 18,95

King Crimson - The Elements Tour Box 2016 - 18,95

King Crimson - The Elements Tour Box 2014 - 18,95


Michael Lee - Michael Lee

CD - EUR 6,95

19er, ein hoch gehandelter/gepriesener Texaner mit einer ziemlich
herausragenden Soul- und emotions-getränkten Stimme (classic
70s-style, irgendwie), nach eigenen Worten stark von Freddie King und
Delbert McClinton beeinflußt (das ist zu hören, v.a. Letzteres). Auch
die Gitarre ist exzellent, gern fein zerrend, mal klirrend, mal Fuzz,
im Ton saftig/fett, zur Hälfte von 3-köpfiger offensiver Bläsergruppe
effektiv unterstützt, fast immer von Orgel (+ z.T. (E-)Piano). Oft
irgendwie traditionsbewußt, zeitlos und moderat modernisiert
("zeitgenössisch" nur bedingt) zugleich, tendenziell eher R'n'B
(häufiger "klassisch", wenn auch nicht immer pur, unter Früh-70er
oder auch Spät-60er-Einfluß) als Blues mit einer ordentlichen Portion
Rock versetzt, bzw. soulig-bluesig-balladesk (mit z.T. Slow
Blues-Background). Bodenständig, sporadisch ein wenig Pop-Infusion
(aber mächtig rockend), eine Menge Gefühl, teils schleppend und
immens kraftvoll/pumpend/fett, teils rhythmisch akzentuiert mit
Kanten (oder auch treibend/galoppierend). Auch ein wesentlich
wurzelnäherer Shuffle, ein beinahe purer Soul-Song, viele ganz schön
süffige Tracks. Klasse der Schluß: 50s-Chicago Blues-Affinität (mit
stürmischem R'n'B-Einschub), später fast psychedelisch mutierend
inkl. Effekten von heute, ganz großartige Gitarre! Aber wie gesagt,
lebt v.a. von der Stimmgewalt - Power, Feeling und eine rauhe Ader.
Das einzige Cover, B.B. Kings The Thrill Is Gone, wurde schon dank
"The Voice" und You Tube ziemlich berühmt. (dvd)


Madrugada - Madrugada

CD - EUR 10,95

Mit dem schlicht Madrugada betitelten 6. Album machte sich das
Rumpf-/Original-Trio Sivert Höyem, Robert Buras und Frode Jacobsen
(mit Erland Dahlen als festem Schlagwerker) 2007 auf, zu alter Größe
und Tragik zurückzufinden. Von Langzeit-Produzent John Agnello in den
Water Music-Studios, Hoboken, New Jersey aufgenommen, sollte das
9-Song-Epos allerdings auch das letzte werden, das neben der
unvergleichlichen Stimme Höyems auch das Gitarrenspiel Robert Buras'
zu seinen prägenden Elementen zählen konnte: Buras verstarb nach den
Aufnahmen zu dem Album, das er für das definitive Madrugada-Werk
hielt. Und: Er hat Recht. Obwohl begleitet von einigen Gastmusikern
wie Alex Kloster-Jensen, Kid Congo Powers (Slide Guitar), Ane Brun
(Geang), Ingrid Olava (Gesang) oder David Mansfield (Pedal Steel),
mitunter gar bereichert um ein veredelndes Streich-Ensemble, haben
sich die drei Protagonisten auf ihre Stärken besonnen und schenken
dem langjährgen Verehrer wieder diese Energie- und
Emotion-strotzenden Rock-Songs von tragischer Größe. Düster-dräuende
E-Gitarren-Wälle künden von Schmerzen und Würde, Siverts Stimme rauht
an der Hänsehaut, die finale Melancholie allerdings erreicht das Trio
in den das Mark berührenden, fiebererzeugenden
Americana-Rock-Balladen, deren Gefühls-Größe unerreicht ist. Als
letzten Song gibt uns das Album eine Duo-Aufnahme eines Songs von
Robert Buras als Abschiedsgeschenk, dem mit etwas Abstand eine
Klavier-Miniatur als Hidden Track folgt. Tränen und Tragik liegen nah
beieinander. (cpa)

2019er Reissue, auf Music On CD.


Martin Rev - Clouds Of Glory

LP/CD - EUR 16,95/14,95

Gerade erst wurde das endlos einflussreiche erste Suicide-Album
wiederveröffentlicht, das ja eher wichtig als rar ist. Mit den
Soloalben von Martin Rev verhält es sich tendenziell umgekehrt. Jetzt
hat das rührige Bureau B-Label seine Solowerke Nummer 2 und 3 aus den
mittleren 80ern wiederveröffentlicht. Im Gegensatz zum 2016
verstorbenen Alan Vega ist Rev (bürgerlich: Martin Reverby) mit über
70 übrigens noch musikalisch aktiv. Anno 1985 klang das seinerzeit
beim französischen Label New Rose erschienene Soloalbum "Clouds Of
Glory" - nicht überraschend - minimal experimenteller als Suicide und
eben ohne Gesang. Der Bronx-Boy schaffte es mit Suicide bereits in
den mittleren 70ern, Punkrock mit rein elektronischen Mitteln zu
produzieren. Obwohl die technischen Möglichkeiten zehn Jahre später
bereits deutlich besser waren, klingt auch dieses zweite Soloalbum
rau und organisch. Die monotonen Sequencer-Beats werden mit allerlei
elektronischer Distortion und spacigem Geblubber unterlegt, was wie
bei Suicide einen stoischen, dunklen Groove erzeugt. Teils auch in
Richtung Ambient, immer aber düster und abgründig gestimmt. So oder
so ist Martin Rev ein innovativer Klangkünstler, den man im
Nachhinein durchaus als Techno-Pionier bezeichnen kann. Sechs
instrumentale Electronica Tracks von rauerem Charakter in 36 Minuten.
(Joe Whirlypop)


Martin Rev - Cheyenne

LP/CD - EUR 16,95/14,95

Dieses dritte Soloalbum wurde 1991 veröffentlicht, der Großteil der
Musik entstand aber bereits 1980 als Grundlage des zweiten
Suicide-Albums. Es beginnt mit einem langen Ambient-Track von
cineastischer Tiefe, der wie einst Edward Artemiev für Andrei
Tarkowski klingt - oder gleich wie Ligeti. Nach diesem traumhaft
kontemplativen Beginn regiert aber dann schnell wieder die
Suicide-typische rohe Härte. Analog-elektronisch erzeugt, mit
hypnotischem Groove und immer wieder pointiert platzierten
Störgeräuschen. Selten auch mal etwas sanfter und betont harmonisch.
Das Material stammt ursprünglich aus den Sessions fürs zweite
Suicide-Album, es wirkt ohne Gesang aber doch ziemlich anders:
düsterer und cineastischer. Überwiegend recht minimalistisch
inszeniert, leben die Tracks von ihrer stoischen Beharrlichkeit, die
man durchaus auch konsequente Monotonie nennen kann - was eben gerade
das Faszinierende ist. (Joe Whirlypop)


Chris Shiflett - Hard Lessons

LP/Ltd. LP/CD - EUR 21,95/21,95/14,95

19er, 4. Solo-LP des Foo Fighters-Gitarristen, wieder von Dave Cobb
produziert. Aber weit weit rockiger, lauter als der Vorgänger, zudem
öfters eher Roots-/gar nur dezent rootsiger Rock als Country Rock
(der wiederum entsprechend hart ausfällt), auch mal irgendwo
dazwischen. Im Extrem, 1,2 Mal, beinahe schon in Hard Rock-Gefilden
während kurzer Gitarren-Features. Die Stücke sind erfreulich kompakt
und auf den Punkt gebracht (nur eins über 4 Min.), wie die
außerordentlich satte/fette/kraftvolle bzw. vollmundige manchmal
ziemlich heftige Gangart, ganz auf die enorm durchschlagskräftigen
Gitarren zugeschnitten (zur Hälfte von einer Pedal Steel schön
punktiert resp. sehr agil umspielt, teils Orgel weit im Backing) -
aber zugleich stark melodiebetont! Und unter Strom. Einige
herausragende Songs, v.a. The One You Go Home To (hier mal saftiger
Trad-getränkter Country, im Grunde 50s/60s-style, doch klar rockiger)
oder das hymnenhafte Liar's Word (inkl. Blues-Untertönen), auch This
Ol' World ist klasse mit einer ausgiebigen Guitar/Steel-Battle feat.
Sturgill Simpson-Gitarrist Laur Joamets. Top-Musiker, die für Gott
und die Welt spielten. (dvd)


Slow Grind Fever Vol. 9 - Various Artists

LP - EUR 14,50

Neuntes Volumen dieser grossartigen Serie (und Stag-O-Lee Bestseller)
mit entschleunigten R&B/Soul/Exotica Songs, so wie sie einmal im
Monat in einem Club in Melbourne/Australia auf den Plattenteller
kommen. Um Mitternacht am letzten Samstag jeden Monats versammeln
sich jede Menge finstere Gestalten und vintage music lover in einem
schlecht beleuchteten, mit Zigarettenqualm gefüllten Raum in
Melbourne, um zu diesen slow grinding Tunes zu tanzen. Compilation
and liner notes by SGF/mastermind Richie1250.

Weiterhin lieferbar - Die LPs:

Slow Grind Fever Vol. 8 - Various Artists - 14,50

Slow Grind Fever Vol. 7 - Various Artists - 14,50

Slow Grind Fever Vol. 6 - Various Artists - 14,50

Slow Grind Fever Vol. 5 - Various Artists - 14,50

Slow Grind Fever Vol. 4 - Various Artists - 14,50

Slow Grind Fever Vol. 3 - Various Artists - 14,50

Slow Grind Fever Vol. 2 - Various Artists - 14,50

Slow Grind Fever Vol. 1 - Various Artists - 14,50

Die CDs:

Slow Grind Fever Vol. 7 + 8 - Various Artists - 13,50

Slow Grind Fever Vol. 5 + 6 - Various Artists - 13,50

Slow Grind Fever Vol. 3 + 4 - Various Artists - 13,50

Slow Grind Fever Vol. 1 + 2 - Various Artists - 13,50


Suicide - Suicide (Art of the Album Edition)

LP/CD - EUR 21,95/14,95

19er, bestens remasterter Reissue, Vinyl in rot mit exklusivem
Kunstdruck, CD: "Hard-Back-Book". Okay, Megaklassiker (von '77). Für
die, die's nicht kennen/schon haben: Visionär und radikal wie wenig
Anderes, stieß damals weitgehend auf taube Ohren/extreme Ablehnung,
wurde jedoch sehr einflußreich. Konsequenter/extremer/innovativer
Elektro-Minimalismus. Eine Art Proto-Post Punk? Synth Punk?
Rockabilly-Anleihen in manisch-elektronisch (z.B. der von u.a. Gene
Vincent/Elvis beeinflußte geisterhafte/unheimliche
Hall/Echo-unterlegte Gesang, angstvoll, stilisiert bis schmerzhaft,
markerschütternde Schreie können regelrecht erschrecken). Partiell
ultra-düster/klaustrophobisch. Der Sound ist total reduziert, nackt,
punktuelle wie durchlaufende (Bass-) Synth- und Orgel-Motive, teils
erbarmungslos durchgezogen; dunkles monotones Pochen einer Rhythm
Box. Kongeniale (auch mal Dub-artige) Effekte. Dennoch einige
erstaunlich Pop-affine durchschlagende Melodien, die u.a. den 50ern
einiges verdanken. Und, gern übersehen: Hier und da eine relativ
unmerkliche spezielle Art von Polyrhythmik, wenn Rhythm-Box, Synth,
Orgel, gar die Vocals rhythmisch differieren/sich überlappen. Es gibt
nur sehr wenige Alben, die mit so wenig Aufwand einen so gewaltigen
Effekt erzielen (und noch dazu revolutionär anmuten). Nur 7 Stücke, 2
richtig gut, 5 grandios (darunter das 10-minütige unglaubliche im
Wortsinn wahnsinnige Frankie Teardrop, eine Art rhythmisierter
Proto-Industrial; das bezaubernd-verstörende Cheree mit gerade süßen
Gesangs/Orgel-Melodien und wunderbaren federleichten Keyboards; die
"Ballade" Che, Angst machende Schönheit). Groß. (dvd)


Supersonic Blues Machine - Road Chronicles: Live

2-LP (+MP3)/CD - EUR 3,95/15,95

Hoch und herzhaft willkommene Konservierung der mitreißenden
Live-Energie dieses kernigen Kraftpakets, zudem ein nahezu
80-minütiger, nachhaltiger Beweis für die Sanges- & Spiel-Qualitäten
des neuen Frontmannes Kris Barras. Nachdem Lance Lopez die Blues
Maschine Richtung Solo-Schaffen verließ, übernahm der Brite die
Gesangs- und Gitarren-Geschicke und erfüllt neben den alten Hasen
Kenny Aronoff (Schlagwerk) und Fabrizio Grossi (Bass) die Rolle mit
Verve, Energie und vor allem Können. Um die griffigen Glanzlichter
der beiden Studioalben und zwei, drei andere Leckerbissen deftig und
druckvoll auf die Bühne zu packen, erweiterte man den
bewährt-heftigen Triokreis einfach um Zweit-Leadgitarre, Keyboard und
zwei soul-beseelte Chorstimmen auf Septett-Stärke (wobei der
bemerkenswerte Gast bei der Hälfte des Live-Albums hier noch gar
nicht mitgerechnet ist). Mit Barras in der doppelten Führungsposition
bleibt die saftig-satte Blues-Rock-Maschine hard'n'heavy bis mitunter
knapp an die Metall-Grenze, gibt sich dabei aber weit gefühlstiefer
und soul-näher und zelebriert immer wieder aufs Herzhärteste den
klassischen Blues Hard-Rock alter Schule mit mehr als einem
Saitenblick Richtung lässig-packendem ZZ Top-Groove. Apropos: Bei
gleich 6 Tracks, darunter ZZ Top-Klassiker (La Grange) und griffige
Coverversionen von Dust My Broom, Got My Mojo Working und Going Down
stürzt sich Billy F. Gibbons an Gitarre und Gesang höchstselbst mit
ins gelassene Groove-Getümmel. Mit dem gewohnt genialen
Rhythmusgespann Aronoff/Grossi im Rücken und Gevatter Gibbons an
seiner Seite erweist sich Barras nicht nur als perfekter
Lopez-Nachfolger sondern als wahrer Glücksgriff, der der satten
Supersonic-Breitseite eine bereichernde (Soul-) Note verleiht. (cpa)


James Taylor - The Warner Bros. Albums 1970-1976

6-CD - EUR 24,95

Für recht überschaubares Geld zu erwerbende 2019er
Rhino-Zusammenfassung der 6 klassischen Alben, die der
Singer-Songwriter mit der sanft-schneidenden Stimme in den Jahren
1970 bis 1976 einspielte (ohne das erste, bei Apple erschienene
Album, versteht sich). Peter Asher, Taylor-Entdecker, -Wegbegleiter,
-Produzent und -Manager, selbst begleitete das Remastering der sechs
Werke Sweet Baby James, Mud Slide Slim And The Blue Horizon, One Man
Dog, Walking Man, Gorilla und In The Pocket.


Vassvik - Gakti

CD - EUR 15,95

19er. Torgeir Vassvik + Band schöpfen aus Traditionen der Samen
(bezgl. Gesangsformen, die etwas an Tuva/Huun Huur Tu etc. erinnern,
partiell Harmonik/Melodik und Rhythmik), aber entwickeln sie extrem
weiter in eine völlig eigene Musikwelt (zudem alles Originale), die
von Leuten wie z.B. Chris Eckman sehr geschätzt wird. Bis hin zu
sowas wie "Avantgarde-Ethno-Tribal-Archaik" in harmonischer
Schräglage. Es treffen sich v.a. europäische/skandinavische sowie
asiatische (u.a. Tuva-) Elemente, kurz gar indianisch anmutende,
moderne Avantgarde in Vielfalt, E-Musik-Spuren, experimentelle Ideen,
abgedrehte und "konventionelle" Sounds (gern dominiert von mehreren
Streichinstrumenten - Geige, tiefer gestimmte Oktav-Geige, die
Pferdekopfgeige Igil aus Tuva - in wundervoll verwobenem
Zusammenspiel, teils als getragene Flächen, teils rhythmisiert,
sporadisch elektrifiziert; + akust. Gitarre, wenig Percussion, hier
und da Electronics/Synthie, ein Klarinetten- oder Flöten-ähnliches
Ethno-Blasinstrument; im Ergebnis schon mal Drone-artig).
Charakteristisch in vielen Stücken: Ein stringenter/unbeirrbarer
rhythmischer z.T. hypnotischer Zug mit viel repetitivem Input, ganz
ungemein attraktiv! Und alles paßt irgendwie auf faszinierendste
(aber eben auch partiell "angeschrägte") Art zusammen! Extro- und
introvertiert sind hier kein Gegensatz/gleichzeitig möglich, ebenso
wie hohe Intensität/Dichte und wunderbar loses Spiel, uralte
Einflüsse und innovative, "progressiv-neuartige" Ideen.
Trance-Momente, punktuell sehr spezieller Folk Rock bzw. von Ferne
unterschwellige Blues/Rock- bis Art Rock-Anleihen.
Pochend-pulsierend, tropfend, getragen-meditativ, aufputschend,
dräuend-verstörend, suggestive filigrane Poesie, Spannung... Und
einige absolut becircende einfach schöne/tolle Melodien (gar mal eine
gewisse Pop-Affinität). Musikalische Abenteuer treffen auf
Spiritualität! Mit einem Wort: Einzigartig (und ungeheuer
unorthodox). Bleibt wohl leider wieder nur Spezialisten vorbehalten,
dabei ist diese Musik so reich! Große Empfehlung! (dvd)


DEMNÄCHST in diesem Theater:

19.07.

Thom Yorke - Anima

Jeff Tweedy - Warm/Warmer

Brian Eno - Apollo: Atmospheres & Soundtracks

26.07.

Miller Anderson Band - Live At Burg Herzberg Festival 2018

Jetzt! - Wie Es War

Spoon - Everything Hits At Once: Best Of

Violent Femmes - Hotel Last Resort

Angie McMahon - Salt

Zervas & Pepper - Endless Road Restless Nomad

Kaiser Chiefs - Duck

02.08.

Bad Company - The Swan Song Years 1974-1982 - 6-CD

Creedence Clearwater Revival - Live At Woodstock

Yes - 50 Live

Scott Walker - Live On Air 1968-1969 4-CD

Teskey Brothers - Run Home Slow

16.08.

Die Höchste Eisenbahn - Ich Glaub Dir Alles

23.08.

Die Liga Der Gewöhnlichen Gentlemen - Fuck Dance, Let's Art!

30.08.

Bon Iver - I, I

Wishbone Ash - Live At Rockpalast 1976

Jesse Malin - Sunset Kids


LIVE!!! LIVE!!! LIVE!!!

Derzeit und baldigst sind viele Glitterhouse-Künstler in Europa
unterwegs. Ein Konzert empfehlenswerter als das andere. Also bitte:
Vollversammlung.

DIE NERVEN

dienerven

01.-04.08.2019 DE - Westergellersen - A Summer's Tale

DISTANCE, LIGHT & SKY

18.09.2019 DE - Berlin - Arkaoda

20.09.2019 DE - Stuttgart - Laboratorium

21.09.2019 CH - Zürich - El Lokal

HUGO RACE FATALISTS

hugoracefatalists.com

13.09.2019 CZ - PÍSEK - Cool v Plote festival (Hugo Race solo show)

15.09.2019 DE - Berlin - Badehaus

17.09.2019 DE - Bremen - Schlachthof

18.09.2019 DE - Mülheim a. d. Ruhr - Freilichtbühne

20.09.2019 DE - Halle - Objekt 5

STEINER & MADLAINA

steinermadlaina

17.07.2019 CH - Gurten Festival - Bern

02.08.2019 DE - Böblingen - Böblinger Songtage

03.08.2019 DE - Luhmühlen - A Summer's Tale

02. - 03.08.2019 DE - Burg Friedland - Jenseits von Millionen Festival

09.08.2019 DE - Bergfunk Open Air - Königs Wusterhausen

09. - 10.08.2019 DE - Nürnberg - Brückenfestival

22.08.2019 DE - Jena - Kulturarena

22. - 24.08.2019 DE - Schwabmünchen - Singoldsand Festival 2019

29.08.2019 DE - Villingen-Schwenningen - Innenhof Festival

29. - 01.09.2019 DE - Homberg - Musikschutzgebiet Festival

07. - 08.09.2019 DE - Berlin - Lollapalooza Festival

10.10.2019 AT - Dornbirn Spielboden Dornbirn

11.10.2019 AT- Ebensee, KINO EBENSEE

12.10.2019 AT- Saalfelden, Kunsthaus Nexus

14.10.2019 DE - Heidelberg, halle2

15.10.2019 DE - Kassel, Kulturzentrum Schlachthof Kassel

17.10.2019 DE - Rostock, Helgas Stadtpalast

20.10.2019 DE - Stuttgart, clubCANN

21.10.2019 DE - Köln, YUCA

23.10.2019 DE - Dresden, GrooveStation Dresden

24.10.2019 DE - Erfurt, Museumskeller und HsD Erfurt

25.10.2019 DE - Mainz, Kulturclub Schon Schön

26.10.2019 DE - Ulm, ROXY.ulm


Alle guten Wünsche für Euch & die Euren!

 * 

Quelle:

Glitterhouse Records, Label & Mailorder

Grüner Weg 25, D-37688 Beverungen

Telefon: 05273/36 36 36, Fax: 05273/36 36 37

E-Mail: mailorder@glitterhouse.com

Internet: www.glitterhouse.com
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LABEL/5108: Warner Music Medien Newsletter KW 28 (Warner Music)


Warner Music Medien Newsletter KW 28

Hamburg, 11. Juli 2019



Nachdem der britische Weltstar Ed Sheeran zuletzt den Track
"Beautiful People feat. Khalid" vorlegte, enthüllte er am vergangenen
Freitag mit dem kompromisslosen Gitarrentrack "Blow with Bruno Mars &
Chris Stapleton" [1] und der Ballade "Best Part Of Me feat. Yebba"
[2] zwei weitere Vorboten aus seinem kommenden Album. Zu "Best Part
Of Me feat. Yebba" gibt es seit gestern auch ein Akustik-Video [3],
live aus den berühmten Abbey Road Studios. Das neue Ed-Sheeran-Album
"No.6 Collaborations Project" erscheint diesen Freitag und enthält 15
sensationelle Kollaborationen mit 22 seiner Lieblingskünstler:
"Für mich ist dies ein Compilation-Album von Künstlern, deren Fan
ich bin", erklärt er. Pünktlich zur Album-Veröffentlichung
erscheint morgen der Fokus-Track "Antisocial with Travis Scott". Die
Teaser dazu kursieren bereits im Netz. Am Samstag den 13.07. steht
von 10-20 Uhr ein gebrandeter Doppeldecker-Bus in Hamburg vor der
Rindermarkthalle, der als einziger Pop-Up-Store in Deutschland
fungiert und wo man neben exklusivem Ed-Sheeran-Merch auch das neue
Album hören und erwerben kann.

Alle weiteren Warner-Highlights der aktuellen Kalenderwoche nun im
Überblick:


AKTUELLES

YBN CORDAE

Als Teil der YBN Crew feierte YBN Cordae bereits viele Erfolge. 2018
veröffentlichte das Rap-Kollektiv sein "YBN: The Mixtape" mit
Gastauftritten von Gucci Mane, Machine Gun Kelly und Chris Brown. Es
folgten weitere Solo-Releases von YBN Cordae. Allein mit
"Locationships" und "Have Mercy" generierte er knapp 37 Mio.
Spotify-Streams.

Am 26.07. präsentiert er nun sein Solo-Debütalbum "The Lost Boy", das
auch die bereits erschienenen Singles "Bad Idea (feat. Chance The
Rapper)" [4] sowie "Have Mercy" enthalten wird.

In einem Interview mit Zane Lowe für Beats 1 kündigte YBN Cordae auf
dem Album weitere Kollaborationen mit Pusha T, Anderson .Paak
und Meek Mill an. Am vergangenen Wochenende performte er hierzulande
live beim Wireless Festival.


MAHALIA

Im Juni kündigte Mahalia ihr am 06.09. erscheinendes Debütalbum "Love
& Compromise" an und enthüllte das 13 Song starke Tracklisting,
darunter auch die bereits veröffentlichten Hit-Singles "I Wish I
Missed My Ex" [5] und "Do Not Disturb" [6].

Nach ihrer umjubelten Glastonbury-Performance enthüllte sie letzte
Woche ihre brandneue Sommer-Single "Simmer" [7] - eine Kollaboration
mit dem nigerianischen Star Burna Boy, die Teile von Jeffrey Hardings
"Playground Riddim" enthält, das Beenie Man später in seinem
ikonischen 1997er Hit "Who Am I (Sim Simma)" verarbeitete.

Gleichzeitig verkündete Mahalia ihre begleitende "Love &
Compromise"-Tour, die sie ab Mitte August quer durch Asien,
Nordamerika, Kanada und Europa führen wird.


L DEVINE

Kollegin Charli XCX erklärte sie bereits zur "motherfucking future"
und auch die Sunday Times sieht in L Devine "eine der
vielversprechendsten britischen Künstlerinnen des Jahres 2019".

Mit ihrer zweiten EP "Peer Pressure" festigte sie ihren großartigen
Ruf und auch ihre aktuelle Single "Naked Alone" [8] nimmt einen vom
ersten Augenblick an gefangen. Sie schrieb den Song während eines
20-minütigen Kreativschubs mit dem schwedischen Produzenten-Duo
INDIIA.

"Als ich diesen Feelgood-Funkbeat hörte, dachte ich mir, es wäre
eine coole Idee, die Sache komplett auf den Kopf zu stellen", so
L Devine. Am 06.08. spielt sie als Support von Lewis Capaldi live im
Hamburger Stadtpark und steht für Interviews zur Verfügung.


CONOR MAYNARD

Fünf Top-10-Singles, ein #1-Album im UK, über zehn Mio. monatliche
Hörer bei den Streamingdiensten und über zwei Milliarden Streams -
die Zahlen sprechen für sich. Nun kehrt der vielseitige Brite Conor
Maynard mit seiner brandneuen Single "Hate How Much I Love You" und
einem dazugehörigem Musikvideo [9] zurück.

"Hate How Much I Love You" vereint seine geschmeidige Stimme mit
zurückgelehntem, sonnengetränktem, modernem Pop und erscheint passend
zur Sommersaison. Produziert wurde der Song von Noah Conrad (BTS).

"Es ist nun rund fünf Jahre her, seit ich mein letztes eigenes
Solomaterial veröffentlicht habe, und es fühlt sich an, als hätte ich
seitdem so ziemlich alles erlebt, um endlich diese Musik
veröffentlichen zu können", freut sich Conor.


IDK

Der aus Maryland stammende Rapper/Producer IDK ist ein Innovator, wie
es nur wenige gibt. Das bewies er bereits mit seinem 2015
veröffentlichten Debüt-Projekt "SubTrap", auf dem er erstmals
sämtliche Genre-Konventionen sprengte.

Nun kündigte er eine neue Label-Partnerschaft seines Labels Clue mit
Warner Records an. Auf Clue wird in diesem Jahr auch sein kommendes
Debütalbum "Is He Real" erscheinen, aus dem er bereits seine mit
einer kraftvollen Message versehene aktuelle Single "Digital"
vorlegte, inklusive eines ebenso eindrucksvollen Musikvideos [10].

"Digital" weist auf soziale Missstände in den USA hin und ist ein
bewegendes Statement, das sich mit Polizeibrutalität und
institutionalisiertem Rassismus auseinandersetzt.


ILOVEMAKKONEN

Seit 2014 begeistert ILOVEMAKKONEN mit seinem musikalischen Patchwork
aus Hiphop-, Indie- und Alternative-Sounds und wurde für seine
Platin-prämierte Drake-Kollaboration "Tuesday" sogar für einen Grammy
nominiert.

Ende Juni präsentierte der 30-Jährige nach längerer Zeit mit "M3"
seine neue EP, die mit Singles wie "Spendin (feat. Gucci Mane)",
"Drunk On Saturday" und "Shoot Shoot" seine musikalische
Vielfältigkeit und Kreativität als Producer unterstreicht.

"Drunk On Saturday" handelt von den Emotionen einer vergangenen Liebe
und darum, wie man die damit verbundenen Tiefen feiernd überwindet -
hier im offiziellen Musikvideo [11] zu sehen.


AVA MAX

Die globale Pop-Sensation Ava Max ist mit ihrer zweiten Single "So Am
I" weiterhin auf Erfolgskurs. Nachdem sie Mitte Juni schon - im Zuge
aktueller Debatten um Themen wie Bodyshaming, Schönheitswahn in den
sozialen Netzwerken und Mobbing - ein tolles Fanvideo [12] zu dem
Song drehte, geht es nun für sie in Richtung Korea.

Genauer Gesagt, veröffentlicht sie gemeinsam mit den südkoreanischen
K-Pop-Superstars NCT 127 eine neue Version des Songs, die es hier
[13] im Lyric Video zu sehen gibt.

"So Am I" generierte im Original bereits über 60 Mio. YouTube-Views
und allein in den USA mittlerweile über 31 Mio. Streams. Billboard
lobte den Song als "kämpferische Hymne für alle Außenseiter dieser
Welt".


SUECO THE CHILD

Der 22-jährige, in Los Angeles beheimatete Rapper/Producer Sueco The
Child landete kürzlich mit seiner Single "Fast" einen absoluten
viralen Hit. Die schräge Single katapultierte sich sowohl in den USA
als auch global auf Platz #1 der Spotify Viral Charts und wurde
allein auf der Musik-Plattform TikTok über 3,1 Mio. hochgeladen.

Bis dato wurde der Song weltweit über 30 Mio. Mal gestreamt, davon 14
Mio. Streams in den USA. Auch das von RJ Sanchez gedrehte begleitende
Musikvideo [14] überzeugt auf ganzer Länge und feierte auf COMPLEX!
Premiere.

Ende Juni veröffentlichte Sueco The Child noch den Remix seiner
Durchbruchs-Single, mit Gastauftritten von Offset (Migos) und A
Boogie Wit Da Hoodie.


TRACK OF THE WEEK • JASON DERULO - Mamacita (feat.
Farruko)

Der weltweit mehrfach mit Platin ausgezeichnete Künstler Jason Derulo
hat seine jüngste Single veröffentlicht - eine Latin-angehauchte und
erneut hitverdächtige Kollaboration mit dem puerto-ricanischen
Rapper/Sänger Farruko, die in diesem Sommer auf keiner Playliste
fehlen sollte und hier [15] im Lyric Video zu sehen ist. In Kürze
wird es noch ein offizielles Musikvideo zu "Mamacita" geben, bei dem
Jason Derulo selbst Regie führte und in dem auch Emma Slater von
"Dancing With The Stars" mitwirkt. Indes performt Jason Derulo diesen
Sommer wieder auf einer Reihe europäischer Festivals (u.a. heute noch
auf dem Schweizer Moon&Stars). Ab dem 25.12. ist er dann als Teil der
hochkarätig besetzten Film-Adaptation von "Cats" in deutschen Kinos
zu sehen.


WARNER MUSIC ON STAGE - AURA DIONE 

Im April meldete sich die dänische Pop-Folk-Ausnahmekünstlerin Aura
Dione mit ihrer Single "Shania Twain" zurück - ein Tribut an eine der
größten weiblichen Musikikonen der späten 90er Jahre, mit der sie die
Fackel für die nächste Generation an starken Frauen hochhält.

Wie einst Shania Twain sucht Aura Dione darin einen Mann, der ihre
Seele liebt, und das nicht nur in den Nachtstunden. Auch das
dazugehörige Musikvideo [16] ist ein glühendes Plädoyer für die
Unabhängigkeit.

Aura Diones Songs wurzeln im Country und sind angetrieben von dem
Wunsch, persönliche Geschichten über Liebeskummer zu teilen. Sie
handeln von Hoffnung und von der Kraft, eine unglückliche Liebe zu
überwinden. Im Dezember kommt sie im Rahmen ihrer "Fearless Lovers
Tour" live nach Deutschland:

11.12. Hamburg, Gruenspan

12.12. Berlin, Lido

13.12. Frankfurt am Main, Das Bett

14.12. München, Strom

18.12. Leipzig, Anker

19.12. Hannover, Musikzentrum

20.12. Köln, Luxor

21.12. Stuttgart, Im Wizemann (Club)



  [1] http://click.email.artistarena.com/?qs=79c8971c7592523de4e7258601f2c96c8677e6e470c4bbb7bc4eb72af1fd2d3c3ea2fda19616198f6a9e30e6d52441f0

  [2] http://click.email.artistarena.com/?qs=79c8971c7592523d2e8d9ee10aad89867810a16cf6d463aee8be2f94808bfb113aac1248693996db2768a5b89e59b32b

  [3] http://click.email.artistarena.com/?qs=79c8971c7592523dcb4a856ed70cd78a271ac5593a2ef7e127fec6ec4bf8b94077e25efdb32a28f8f20947eb7745ce35

  [4] http://click.email.artistarena.com/?qs=79c8971c7592523d0200e34dcad9916688fbc8a04d750dd869f7fc4796ba5b1441ef51b5adaaa1a15e787957344db364

  [5] http://click.email.artistarena.com/?qs=79c8971c7592523d98d124791d772550dd259cc51f99fe31060984be7f18624d4f2ff7e17bf83240ffa8c0b3c7ba5df4

  [6] http://click.email.artistarena.com/?qs=79c8971c7592523d02b401887853f5505bc97c7b02cbe69e222ad76fab8e4be88b2694283563c965d420ab903ba0e01d

  [7] http://click.email.artistarena.com/?qs=79c8971c7592523d03c6b216c2312f7d5bfcd9839ee1fc281f1c3581bc99d72dc0f129de80ea3e27222752a370fa3929

  [8] http://click.email.artistarena.com/?qs=79c8971c7592523d586d094c721cb2f7956f1ca2a0f23d64bd0aefae6c6f61acc48872f317d70d862c20552db8438c23

  [9] http://click.email.artistarena.com/?qs=79c8971c7592523dfa96d5629457c32661c4d8daae6316ba30d68ac751699fd007cd5448430556a5f0c63f5aab5cd88d

[10] http://click.email.artistarena.com/?qs=79c8971c7592523d89df87ae2557cdbdf2efeb161253ea8a44e0cabf3727c2e3ecb10cb9b41bc0cd92f5718101e1d35a

[11] http://click.email.artistarena.com/?qs=79c8971c7592523dd0dab270bb0bab86cb2664339725d094cba4bbf5d601795589d9aced208d908d9bccd1f1c9c26062

[12] http://click.email.artistarena.com/?qs=79c8971c7592523de29d28e2b4ba23aae03892fd083b9c61ac600e4e751c1281084c449de2ffa47f0e43b59b025c4b59

[13] http://click.email.artistarena.com/?qs=79c8971c7592523d7a472425ef92b89232f49ad6da0bfb85143f72a8f4f173ea5928f4d0d8b0fc76b8ac7ad51b7718d4

[14] http://click.email.artistarena.com/?qs=79c8971c7592523d88ab3eadba73f83a89fdf559f5335724ff548cbf62efb0fc0cb97278a6112bf1101d834b5cf8f261

[15] http://click.email.artistarena.com/?qs=79c8971c7592523d63d9d51fd9158c53f09c8218d85fac54f886b8b0c9e173684a142bbe0b86137643e8ce9bda0f8707

[16] http://click.email.artistarena.com/?qs=79c8971c7592523d5d1dc5e6cd17397e440d0ac920f97b05a6c661434cd9145c189b4b7035a62d2c82cab5ca8def6a3e

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AUSLAND/9120: Aus aller Welt - 12.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



China kündigt Sanktionen gegen US-Firmen an

Drei Tage nach einer deutlichen Kritik des chinesischen
Außenministeriums an einem milliardenschweren Rüstungsgeschäft der
USA mit Taiwan hat China Strafen gegen beteiligte US-Unternehmen
angekündigt. Die Waffenverkäufe untergraben die Souveränität und
nationale Sicherheit Chinas, erklärte der Sprecher des
Außenministeriums, Geng Shuang, der Tageszeitung China Daily zufolge.
Um seine nationalen Interessen zu gewährleisten, werde China
Sanktionen gegen die US-Firmen verhängen, die an dem Waffengeschäft
mit Taiwan beteiligt seien. Das US-Außenministerium hatte den Verkauf
von Raketen und Panzern im Wert von 2,2 Milliarden Dollar an den
Inselstaat am Montag gebilligt.

12. Juli 2019
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JUSTIZ/9120: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Razzia gegen Scheinehen

Bei einer Razzia gegen Scheinehen im Großraum Leipzig hat die Polizei
mehrere Häuser durchsucht und 27 Personen aus Indien, Pakistan und
Nepal festgenommen. Gegen zwölf Männer wurde wegen des Verdachts des
Verstoßes gegen das Freizügigkeitsgesetz durch Erschleichen einer
EU-Aufenthaltserlaubnis Haftbefehl erlassen. Die mutmaßliche Bande
soll pro Schleusung einer Person zwischen 15.000 Euro und 22.000 Euro
kassiert haben. Nach bisherigen Kenntnissen reisten die Beschuldigten
vor allem nach Zypern ein und heirateten dort zum Schein Frauen aus
osteuropäischen EU-Ländern. Anschließend wurden die Paare nach
Deutschland eingeschleust.

12. Juli 2019
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MILITÄR/9117: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Schwere Kämpfe im Nordwesten Syriens

In den Provinzen Idlib und Hama im Nordwesten Syriens sollen bei
heftigen Gefechten zwischen Regierungstruppen und Rebellen innerhalb
eines Tages mehr als 100 Kämpfer sowie mindestens acht Zivilisten
getötet worden sein. Wie aus Angaben der oppositionsnahen Syrischen
Beobachtungsstelle für Menschenrechte in Großbritannien hervorgeht,
unterstützten syrische und russische Kampfflugzeuge die Bodeneinsätze
aus der Luft.

12. Juli 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9119: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zweites Bewerber-Duo für SPD-Parteivorsitz

Nach Außen-Staatsminister Michael Roth und die ehemalige
NRW-Landesministerin Christina Kampman kündigte ein zweites
Bewerber-Duo seine Kandidatur für den SPD-Parteivorsitz an. Sie
wollten als Team Parteivorsitzende der SPD werden, teilten der
Gesundheitsexperte Karl Lauterbach und die Bundestagsabgeordnete Nina
Scheer nach Informationen der Agentur Reuters in einem mehrseitigen
Bewerbungsschreiben mit. Kandidaten für die Nachfolge der
zurückgetretenen Parteichefin Andrea Nahles können sich noch bis zum
1. September Zeit bewerben.

12. Juli 2019
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SONSTIGES/9117: Tragisches und Kurioses - 12.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Notlandung nach heftigen Turbulenzen

Auf einem Flug von Kanada nach Australien ist eine Passagiermaschine
der Fluglinie Air Canada in schwere Turbulenzen geraten. Viele
Fluggäste waren nicht angeschnallt und wurden gegen die Decke
geschleudert. 37 Menschen erlitten Prellungen und Schürfwunden. Aus
Sicherheitsgründen und um die Verletzen medizinisch behandeln zu
lassen entschied sich der Pilot zu einer Notlandung auf dem
Flughafen von Honolulu auf Hawaii. Dort wurden viele Passagiere ins
Krankenhaus gebracht. An Bord der Boeing 777-200 befanden sich 269
Passagiere und 15 Besatzungsmitglieder.

12. Juli 2019
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WISSENSCHAFT/8202: Aus Forschung und Technik - 12.07.2019 (SB)




MELDUNGEN



Vier russische Satelliten in einen Erdorbit befördert

Eine Sojus-2.1W-Trägerrakete brachte vier Satelliten des russischen
Verteidigungsministeriums erfolgreich in ihre Umlaufbahnen. Wie aus
einem Bericht der Agentur Tass hervorgeht, erfolgte der Start vom
nordrussischen Militärkosmodrom Plessezk (Region Archangelsk). Nach
Informationen des Ministeriums werden die Raumapparate unter anderem
zur Erforschung der Einwirkung künstlicher und natürlicher
Weltraumfaktoren auf die russischen Satelliten eingesetzt. Es war die
zweite Mission einer Sojus-2.1-Trägerrakete von diesem Startkomplex
im Jahr 2019. Im Mai transportierte eine Sojus-2.1-Rakete einen
Glonass-M-Navigationssatelliten von Plessezk aus in einen erdnahen
Orbit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8216: Aus aller Welt - 12.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Regierung und Opposition Venezuelas vereinbaren ständigen Dialog

Vertreter der sozialistischen venezolanischen Regierung von Präsident
Nicolás Maduro und der Opposition haben bei ihren von Norwegen
moderierten Verhandlungen auf Barbados abgesprochen, künftig
regelmäßige Gespräche zu führen. Weiter ging das norwegische
Außenministerium auf die Verhandlungen nicht ein, außer daß man die
Bemühungen um Kooperation auf beiden Seiten erkenne. Der
venezolanische Informationsminister Jorge Rodríguez konstatierte über
Twitter lediglich, die Sitzung der ständigen Arbeitsgruppe für Dialog
und Frieden, welche auf verfassungsmäßigem und friedlichem Wege die
Meinungsverschiedenheiten beseitigen wolle, sei zu Ende gegangen. Das
dreitägige Treffen hatte am Montag begonnen. Es setzte die in Oslo
gestarteten Gespräche fort.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8174: Medizin und Gesundheitswesen - 12.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Urlaub sorgt nicht für ausreichend Erholung

Es ist mal wieder Urlaubszeit. Viele Bundesbürger sehnen diese schon
seit Wochen herbei, weil sie schlicht urlaubsreif sind. Doch jetzt
hat eine Umfrage hat ergeben, daß jeder Zweite Befragte im Alter von
18 bis 70 Jahren sich nach seinem Jahresurlaub nur ein paar Tage lang
entspannt fühlt, bevor ihn der alltägliche Streß wieder fest im Griff
hat. Fast jeder Zehnte ist sofort mit dem Wiedereinstieg in Alltag
und Arbeitsleben wieder urlaubsreif.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8204: Kriminalität und Rechtsprechung - 12.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Polizei durchsucht drei Moscheen nach Bombendrohungen per Mail

E-Mail-Drohungen haben die Polizei in München und Iserlohn veranlaßt,
am Donnerstagnachmittag insgesamt drei Moscheen und umliegende
Wohnhäuser vorübergehend zu räumen. Die Untersuchung der Gebetshäuser
bestätigte die Gefahrenlage nicht. Die eingesetzten Spürhunde fanden
keinen Sprengstoff. Der Staatsschutz versucht zu ermitteln, wer die
Bombendrohungen unter anderem an den Vorsitzenden der DITIB-Gemeinde
in Iserlohn verschickt hat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8127: Sprache, Kunst und Medium - 12.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Dortmunder Theater-Akademie lotet digitale Möglichkeiten aus

Die Dortmunder Akademie für Theater und Digitalität erhält finanzielle
Unterstützung von der Europäischen Union. Im Rahmen des Programms
"Creative Europe" werden insgesamt zehn internationale Partner mit
zwei Millionen Euro ausgestattet.

In Dortmund und an den anderen Standorten wird erforscht, wie analoge
und digitale Technologien im Bereich der Kunst zu entwickeln und für
die alltägliche Arbeit nutzbar zu machen sind. Es gehe darum,
klassische Erzählweisen auf interaktive Kommunikation zu verlagern,
teilte die Dortmunder Akademie am Donnerstag mit.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8193: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 12.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Deutsch-chinesische Sanitätsübung in Feldkirchen

Sanitätssoldaten der Bundeswehr und der Volksbefreiungsarmee Chinas
führen vom 3. bis zum 17. Juli im niederbayerischen Feldkirchen ihre
zweite gemeinsame Übung durch. Dabei geht es um den fiktiven Fall
eines grenzüberschreitenden Krankheitsausbruchs, bei dem die Militärs
im Rahmen der Uno eingesetzt werden. Ausgangspunkt der
Cholera-Epidemie sind gehäufte Ausbrüche von Durchfallerkrankungen in
Flüchtlingslagern.

An der Übung "Combined Aid 2019" auf dem Gelände der Gäubodenkaserne
Feldkirchen sind 92 Chinesen und 120 deutsche Soldaten sowie weitere
120 Männer und Frauen zur Unterstützung beteiligt. Die Chinesen haben
unter anderem gepanzerte Sanitätsfahrzeuge und ein mobiles
Krankenhaus per Schiff mitgebracht.

Die Sanitätsdienste beider Ländern bündeln ihre wissenschaftliche
Expertise seit mehr als 15 Jahren. Zunächst fanden auf der Ebene des
Verteidigungsministeriums deutsch-chinesische wehrmedizinische
Symposien abwechselnd in Deutschland und China statt. 2016 reiste
erstmals ein Kontingent deutscher Sanitätssoldaten zu einer Großübung
in die Volksrepublik. Der theoretische Austausch von Experten im
Bereich der Wehrmedizin unter anderem über die zivile
Gesundheitsprävention wird auch in Feldkirchen fortgesetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8207: Aus Parlament und Gesellschaft - 12.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Nina Scheer und Karl Lauterbach bewerben sich um SPD-Vorsitz

Die Bundestagsabgeordnete Nina Scheer und der stellvertretende
Fraktionsvorsitzende der SPD, Karl Lauterbach, bewerben sich
gemeinsam für die Nachfolge von Andrea Nahles als Parteivorsitzende
der SPD. In ihrem Bewerbungsschreiben plädieren sie für den Dialog
mit Wissenschaftlern, Gewerkschaften, Kirchen und Kritikern. Die
47jährige Scheer war 2013 in den Bundestag eingezogen. Dort ist die
Umweltpolitikerin stellvertretende Vorsitzende des Parlamentarischen
Beirats für nachhaltige Entwicklung. Der 1963 geborene
Gesundheitspolitiker Lauterbach ist bereits seit 2005 Abgeordneter
und heute zuständig für die Bereiche Gesundheit, Petition,
Wissenschaft, Bildung und Forschung. Vor Scheer und Lauterbach haben
sich der Außenstaatsminister Michael Roth und die ehemalige
NRW-Landesministerin Christina Kampmann gemeinsam für den
Parteivorsitz beworben. Über die Personalie wird zum 26. Oktober die
Parteibasis abstimmen. Den oder die Gewinner schlägt der Vorstand dem
Parteitag in der ersten Dezemberwoche zur Wahl vor.
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SONSTIGES/8177: Tragisches und Kurioses - 12.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Beängstigende Turbulenzen auf Flug nach Australien

Völlig unangekündigt ist letzte Nacht eine Passagiermaschine der
Air-Canada-Gesellschaft bei ihrem Flug von Vancouver nach Sydney über
dem Pazifik in schwere Turbulenzen geraten. Bei dem rasanten Absacken
des Fliegers aus etwa 11.000 Metern Höhe wurden 37 Menschen verletzt.
Inzwischen seien alle wieder aus dem Krankenhaus entlassen worden.
Mindestens neun mußten in einem Krankenhaus in Honolulu behandelt
werden.

Das Flugzeug habe außerplanmäßig auf Hawaii landen müssen, teilte die
Fluggesellschaft mit. Die Boeing 777-200 mit 284 Personen an Bord sei
"unvorhersehbar" in Turbulenzen geraten. Einige nicht angeschnallte
Passagiere seien mit den Kopf an die Decke geschleudert worden und
trugen dabei vor allen Kopfverletzungen und Prellungen davon, wie die
ARD Tagesschau berichtete.
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SOZIALES/8205: Arbeit, Soziales und Familie - 12.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Ehrendoktor für Astro-Alex

Alexander Gerst, der als Astronaut der ESA viel Zeit im erdnahen
Orbit verbracht hat und wegen seiner Medienpräsenz Astro-Alex genannt
wird, hat vom Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) die
Ehrendoktorwürde verliehen bekommen. Gerst hat an der Universität
Karlsruhe, die heute als KIT bezeichnet wird, Geophysik studiert.
Anläßlich seiner Ehrung im vollbesetzten Audimax berichtete Gerst
erneut, daß er beim Anblick der Erde vom All aus gesehen habe, wie
zerbrechlich diese sei.
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UMWELT/8185: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 12.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Hauskatzen bedrohen Australiens Graslanddrachen

Tierische Einwanderer bedrohen oft die heimische Fauna, weil ihnen
zum einen die natürlichen Feinde fehlen und sie zum anderen Tiere
auf die Speisekarte setzen, die damit nicht klarkommen. Ein Beispiel
hierfür ist Australien, wo verwilderte Hauskatzen den Ohrlosen
Graslanddrachen (Tympanocryptis pinguicolla) bedrohen. Auf der
internationalen Roten Liste der Weltnaturschutzunion IUCN wird diese
winzige, gerade einmal etwa neun Gramm schwere Eidechsenart als stark
gefährdet eingestuft. Insgesamt weist die Rote Liste über 90.000
Arten auf, von denen über 26.000 zumindest gefährdet sind. Als
ausgestorben gelten 872 Arten, über 5500 Arten gelten als vom
Aussterben bedroht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8193: Märkte und Finanzen - 12.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Transnationale Konzerne ziehen sich aus Offshore-Steueroasen zurück

Das Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW) in Mannheim
hat einen Rückzug von Großkonzernen aus den klassischen
Offshore-Steueroasen festgestellt. Als einen möglichen Grund für
diese Entwicklung geben die Autoren der Studie die in der EU 2016
eingeführte Meldepflicht für Unternehmen mit einem Jahresumsatz von
über 750 Millionen Euro an. Seitdem schauen sich die Finanzbehörden
die Steuerstrukturen der transnationalen Konzerne genauer an. Die
Unternehmen sind ihrerseits verpflichtet, den Steuerbehörden in ihrem
Land detailliert die Eckpunkte ihrer Geschäftstätigkeit in anderen
Ländern aufzuschlüsseln (Country-by-Country-Reporting - CbCR). Die
Multis investieren deswegen verstärkt in Niedrigsteuerländern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8208: Aus Forschung und Technik - 12.07.2019 (SB)




VOM TAGE



Airbus setzt auf 3D-Drucker

Es ist gar nicht so lange her, da galt der 3D-Drucker als pure 
Spielerei. Das hat sich inzwischen grundlegend geändert. Niemand 
zweifelt mehr daran, daß industrielle 3D-Drucker schon in wenigen 
Jahren große Bereiche der Wirtschaft stark verändern werden. So setzt 
auch das Bremer Airbus-Werk bei der Herstellung auf Flugzeug-Bauteilen
zunehmend auf 3D-Drucker. Die Serienproduktion von Bauteilen aus
Titan, Edelstahl und Aluminium ist längst keine Zukunftsmusik mehr.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





MELDUNG/201: Partielle Mondfinsternis zum 50. Jahrestag des Apollo-11-Starts (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 12.07.2019

Partielle Mondfinsternis zum 50. Jahrestag des Apollo-11-Starts



Beeindruckendes Naturschauspiel

Seit Dezember vergangenen Jahres steht der Erdbegleiter weltweit im Licht
des öffentlichen Interesses und zieht viele Menschen in seinen Bann. Denn
am 24. Dezember 2018 jährte sich zum 50. Mal die Mondumrundung der
Apollo-8-Mission, kurz darauf landete am 3. Januar 2019 die chinesische
Mondsonde Chang'e 4 um 3:26 Uhr Mitteleuropäischer Zeit auf der
Mondrückseite. Und in den Morgenstunden des 21. Januar 2019 ereignete sich
eine eindrucksvoll zu sehende totale Mondfinsternis.




[image: Quelle: © Sternwarte Höchstberg/Dr. Martin Miller]

Wenn der Mond in den Schatten der Erde tritt

In der Nacht vom 16. auf den 17. Juli 2019 wird sich eine partielle
Mondfinsternis ereignen. Dabei wird der Mond insgesamt knapp drei Stunden
lang teilweise durch den Kernschatten der Erde ziehen. Gleichzeitig wird
seine Oberfläche zum Teil eine rötlich-bräunlich Farbe annehmen, wie man
sie von totalen Mondfinsternissen her kennt. Das Foto zeigt eine partielle
Mondfinsternis am 10. Dezember 2011. Am 16./17. Juli wird der Mond zur
Finsternismitte allerdings tiefer im Kernschatten der Erde stehen als bei
dieser Aufnahme.

Quelle: © Sternwarte Höchstberg/Dr. Martin Miller



"Der Mond steht in diesem Jahr zweifellos im Brennpunkt der Öffentlichkeit,
weil wir das 50-jährige Jubiläum der ersten bemannten Mondlandung feiern.
Bereits im Vorfeld des 20./21. Julis 2019 wurde und wird in etlichen
Veranstaltungen, in Vorträgen, in Filmen und Texten an dieses historische
Ereignis erinnert und das hat den Mond als Ziel künftiger astronautischer
Expeditionen bei Vielen aufleben lassen", erklärt Astronom Dr. Manfred
Gaida vom Deutschen Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) in Bonn.

Und nun steht in den späten Abend- und Nachtstunden des 16. Juli, dem
einstigen Starttag der Apollo-11-Mission, wieder eine sichtbare partielle
Mondfinsternis an. Anders als bei der letzten Mondfinsternis am 21. Januar
wird hierzulande die Internationale Raumstation ISS zur selben Zeit, in der
der Mond durch den Erdschatten zieht, sogar zweimal am Himmel zu sehen
sein.

Wenn der Mond in den Schatten tritt

Da der Mond hierzulande teilverfinstert aufgeht und während der Finsternis
selbst in Bayern eine Höhe von weniger als 20 Grad über dem Horizont
erreicht, wird er aufgrund der sogenannten Mondtäuschung dem Betrachter
vermutlich etwas größer vorkommen, als wenn er höher am Himmel stünde.
Verantwortlich für diesen Effekt ist eine optische Täuschung. In
Mitteleuropa dürfen wir uns jedenfalls ab der Mitte der Finsternis auf eine
relativ gute Sicht freuen, wenn sich der Erdbegleiter dann noch für
anderthalb Stunden teilweise im Kernschatten der Erde aufhält und braun-
bis kupferrot leuchtet. Doch was ist die Ursache für dieses eigenartige
Farbenspiel während einer Mondfinsternis?

Heute weiß man, dass die Ursache für die auffallende Färbung des Mondes,
wenn er im Kernschatten verschwindet, darin liegt, dass das langwellige
rote Licht der Sonnenstrahlen in der irdischen Atmosphäre gebrochen und in
Richtung der Oberfläche des Erdbegleiters gelenkt wird, während die
kurzwelligen blauen Lichtwellen vollständig in der Erdatmosphäre in alle
Richtungen gestreut werden. Zusätzlich verstärken Staub, Asche und Aerosole
in der Hochatmosphäre die Färbung, die nahezu jede Mondfinsternis zu einem
spektakulären Ereignis werden lässt.

Der Verlauf der Mondfinsternis am 16. Juli 2019

Die Halbschattenfinsternis beginnt um 20:42 Uhr Mitteleuropäischer
Sommerzeit (MESZ). Zu diesem Zeitpunkt steht der Vollmond noch unter dem
Horizont und bleibt unsichtbar. Erst nach einer guten Dreiviertelstunde,
gegen 21:30 Uhr MESZ, geht er auf, wird dann aber in den horizontnahen
Dunstschichten in der sogenannten bürgerlichen Dämmerung voraussichtlich
nur schwierig auszumachen sein. Der Begriff "bürgerliche Dämmerung"
bezeichnet die frühe Phase des Tag-Nacht-Übergangs, wenn die Sonne erst
knapp, das heißt bis maximal sechs Grad, unter dem Horizont steht und Lesen
im Freien noch möglich ist.




[image: Quelle: © DLR/nach einer Grafik von Arnold Barmettler]

Der Weg des Mondes durch den Kernschatten

In der Nacht vom 16. auf den 17. Juli 2019 wird der Mond insgesamt knapp
drei Stunden lang teilweise durch den Kernschatten der Erde ziehen.
Quelle: © DLR/nach einer Grafik von Arnold Barmettler



Um 22:02 Uhr MESZ beginnt der Mond langsam in den Kernschatten der Erde
einzutauchen - dann ist auch die bürgerliche Dämmerung zu Ende gegangen -
und er steht jetzt von Hamburg bis zur Zugspitze nur wenige Grad über dem
Horizont. Erst ab Mitte der Finsternis, ab 23:31 Uhr MESZ, hat er - je nach
geographischer Breite des Standorts - eine akzeptable Höhe zwischen 8 und
15 Grad erreicht. Rund zwei Drittel des Vollmonddurchmessers befinden sich
nun in der Kernschattenzone. Ab diesem Zeitpunkt wandert die partiell
verfinsterte Mondscheibe nach und nach wieder aus dem Kernschatten heraus,
bis sie sich um 1:00 Uhr MESZ des darauffolgenden Tages wieder völlig in
der Halbschattenzone befindet. Nun dauert es noch gut eineinviertel
Stunden, bis der Mond den Erdschatten ganz verlassen hat. In diesem
Zeitraum ist die Höhe des Mondes über dem Horizont nahezu unverändert bei
zirka 17 Grad, und er bleibt noch bis zum Ende der Nacht zu sehen.

Riesenplanet Jupiter und Ringplanet Saturn in Mondnähe

Ebenfalls sind während der Finsternis - eine gute, freie, horizontnahe
Sicht vorausgesetzt - die beiden Planeten Jupiter und Saturn als auffallend
helle, ruhig leuchtende Objekte im Süden zu sehen. Der etwas hellere
Jupiter steht dabei, bezogen auf die exakte Südrichtung, "rechts" und der
Planet Saturn "links". Zugleich ist der Mond zur Zeit der Finsternis nur
etwa fünf Bogengrad östlich vom Ringplaneten entfernt. Noch näher am Mond
steht der Zwergplanet Pluto. Der ist aber infolge seiner Sonnenferne so
lichtschwach, dass man ihn allenfalls mit Hilfe eines Teleskops
fotografisch auffinden kann. Mit einem handelsüblichen 10x50-Fernglas lässt
sich hingegen schon die Ringstruktur des Saturn erahnen.




[image: Quelle: • DLR/nach einer Grafik von Arnold Barmettler]

Verlauf der Mondfinsternis am 16./17. Juli 2019

Um 22:02 Uhr MESZ beginnt der Mond langsam in den Kernschatten der Erde
einzutauchen, dann ist auch die bürgerliche Dämmerung zu Ende gegangen -
und er steht jetzt von Hamburg bis zur Zugspitze nur wenige Grad über dem
Horizont. Erst ab Mitte der Finsternis, ab 23:31 Uhr MESZ, hat er je nach
geographischer Breite des Standorts eine akzeptable Höhe zwischen 8 und 15
Grad erreicht. Rund 2/3 des Vollmonddurchmessers befinden sich nun in der
Kernschattenzone. Ab diesem Zeitpunkt wandert die partiell verfinsterte
Mondscheibe nach und nach wieder aus dem Kernschatten heraus, bis sie sich
um 1:00 Uhr MESZ des darauffolgenden Tages wieder völlig in der
Halbschattenzone befindet.

Quelle: • DLR/nach einer Grafik von Arnold Barmettler



Tipps für die Beobachtung

Die Beobachtungsbedingungen sind in ganz Deutschland, klare Sicht
vorausgesetzt, insbesondere für die zweite Halbzeit der Finsternis günstig.
Während der partiellen Verfinsterung ist der Süden etwas bevorzugt, denn
dort steht der Mond rund doppelt so hoch wie in Norddeutschland über dem
Horizont. In jedem Fall ist es notwendig, sich einen Beobachtungsplatz zu
suchen, von dem aus in südöstlicher Richtung ein freier Blick bis zum
Horizont ohne störende irdische Lichtquellen möglich ist. Noch
beeindruckender ist gleichwohl die Beobachtung mit Hilfe eines Fernglases
oder kleinen Teleskops. Auf der Webseite "Timeanddate.de" kann man sich den
Verlauf und die Zeiten der Mondfinsternis für den jeweiligen Standort
anzeigen lassen. Die nächste, von Mitteleuropa aus einigermaßen gut
sichtbare Mondfinsternis wird sich übrigens erst in rund drei Jahren, am
16. Mai 2022, ereignen, kalendarisch zwischen dem 50. Jahrestag der
Apollo-16- und der Apollo-17-Mission.

Auch die ISS ist zu sehen

Kurz nach 23:01 Uhr wird auch die Internationale Raumstation ISS etwa 10
Grad oberhalb des teilverfinsterten Mondes als auffallend heller Lichtpunkt
am Himmel erscheinen. Dabei erreicht sie, bezogen auf die Mitte
Deutschlands, eine maximale Höhe von rund 25 Grad über dem Horizont. Ein
zweiter Durchgang beginnt um 0:37 Uhr MESZ. Diesmal wird die ISS sehr hoch
am Himmel aufsteigen, nahe am Zenit vorbeiziehen und infolgedessen markant
und hell am Firmament zu sehen sein. Die genauen standortbezogenen Zeiten
und weitere Daten lassen sich der Website "Heavens above" entnehmen.


Die Pressemitteilung mit Bildern finden Sie unter:

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-36611/year-all/#/gallery/35952

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 12.07.2019

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2019 
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PLANET/683: Jupiters Polarlichter werden durch Wechselströme erzeugt (idw)


Universität zu Köln - 11.07.2019

Jupiters Polarlichter werden durch Wechselströme erzeugt

• Internationales Forscherteam vermisst das Stromsystem, das die
Polarlichter des Jupiters generiert

• Schwefeldioxidgas vom Mond Io ist die Ursache für das
Stromsystem des Gasplaneten



Einem internationalen Team von Forschern ist es gelungen, das
Stromsystem, das für die Polarlichter auf Jupiter verantwortlich ist, zu
vermessen. Mit Hilfe von Daten, die die NASA-Raumsonde Juno zur Erde
schickte, zeigten sie, dass die Gleichströme viel schwächer waren als
erwartet und deshalb die Wechselströme eine besondere Rolle spielen
müssen. Auf der Erde hingegen ist es ein Gleichstromsystem, das für die
polare Beleuchtung sorgt. Die Stromsysteme des Gasgiganten werden
insbesondere durch die großen Fliehkräfte in Gang gehalten, die
ionisiertes Schwefeldioxidgas von seinem Mond Io durch die Magnetosphäre
schleudert.

Beteiligt am Projekt war Professor Joachim Saur vom Institut für Geophysik
und Meteorologie der Universität zu Köln. Der Artikel "Birkeland currents
in Jupiter's magnetosphere observed by the polar-orbiting Juno spacecraft"
ist in der aktuellen Ausgabe von Nature Astronomy veröffentlicht.

Jupiter, der größte Planet des Sonnensystems, besitzt die hellsten
Polarlichter mit einer Strahlungsleistung von 100 Terawatt
(100.000.000.000 Kilowatt = Hundert Milliarden KW). Man bräuchte 100.000
irdische Kraftwerke, um dieses Leuchten zu erzeugen. Die Polarlichter
manifestieren sich ähnlich wie bei der Erde in zwei riesigen ovalen Ringen
um die Pole. Die Polarlichter werden angetrieben durch ein gigantisches
elektrisches Stromsystem, das die Polarlichtregion mit der
Jupitermagnetosphäre verbindet. Die Magnetosphäre ist die Region um einen
Planeten, die von dessen Magnetfeld beeinflusst wird. Die elektrischen
Ströme verlaufen größtenteils entlang Jupiters Magnetfeldlinen, welche
auch als Birkelandströme oder englisch "Birkeland currents" bezeichnet
werden.

Die NASA Raumsonde Juno befindet sich seit Juli 2017 in einem polaren
Orbit um Jupiter mit dem Ziel, das Innere und die Polarlichter von Jupiter
besser zu verstehen. Juno hat nun zum ersten Mal unter Beteiligung von
Joachim Saur zu den Polarlichtern gehörige elektrische Gleichstromsystem
bestimmt. Dazu wurde die Magnetfeldumgebung von Jupiter hoch genau
vermessen, um die elektrischen Ströme abzuleiten. Der Gesamtstrom beläuft
sich auf ungefähr 50 Million Ampere. Dieser Wert liegt allerdings deutlich
unter den im Vorfeld theoretisch erwarteten Werten. Der Grund für diese
Abweichung sind kleinräumige, turbulente Wechselströme (im Fachjargon
Alfven-Wellen-Ströme genannt), die bisher wenig beachtet wurden. "Diese
Beobachtungen in Kombination mit anderen Messungen der Juno Raumsonde
zeigen, dass die Wechselströme für die Erzeugung der Polarlichter von
Jupiter eine deutlich größere Rolle als das Gleichstromsystem spielen",
erläutert Joachim Saur, der schon seit ungefähr 15 Jahren an den
turbulenten Wechselströmen arbeitet und deren Wichtigkeit betonte.
Jupiters Polarlichter unterscheiden sich daher auch von denen der Erde,
die im Wesentlichen durch Gleichströme erzeugt werden. Die irdischen
Polarlichter leuchten ungefähr tausendmal schwächer, da die Erde kleiner
ist als Jupiter, ein schwächeres Magnetfeld besitzt und zudem langsamer
rotiert.

"Jupiters Stromsysteme werden durch die enormen Fliehkräfte in Jupiters
schnell rotierender Magnetosphäre getrieben", erklärt Saur. Der vulkanisch
aktive Jupitermond Io produziert eine Tonne Schwefeldioxidgas pro Sekunde,
welches ionisiert in Jupiters Magnetosphäre gelangt. "Wegen Jupiters
schneller Rotation - ein Tag auf Jupiter dauert nur zehn Stunden - wird
das Gas gegen Jupiters Magnetfeld durch die Fliehkräfte von Jupiter
wegbewegt, wodurch die elektrischen Ströme induziert werden", sagt der
Geophysiker.


Originalpublikation:

Stavros Kotsiaros, John E. P. Connerney, George Clark, Frederic Allegrini,
G. Randall Gladstone, William S. Kurth, Barry H. Mauk, Joachim Saur, Emma
J. Bunce , Daniel J. Gershman, Yasmina M. Martos, Thomas K.
Greathouse, Scott J. Bolton, Steven M. Levin:

Birkeland currents in Jupiter's magnetosphere observed by the
polar-orbiting Juno spacecraft,

Nature Astronomy
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FORSCHUNG/562: Rätsel der gestreiften Gerste gelöst (idw)


Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung -
11.07.2019

Rätsel der gestreiften Gerste gelöst -
Entdeckung des Variegation-regulierenden albostrians Gens



Pflanzen mit grünen Blättern und Stielen sind ein natürlicher und
alltäglicher Anblick. Wenn man jedoch bedenkt, dass diese Färbung durch
kleine Chlorophyll-gefüllte Organelle namens Chloroplasten verursacht
wird, welche in den Pflanzenzellen verteilt sind und dort dank ihrer
grünen Pigmentierung Solarenergie in chemische Energie umwandeln, wird
einem die Bedeutung dieser grünen Färbung erst bewusst. Aufgrund ihrer
fundamentalen Rolle in der Pflanzenbiologie, werden Chloroplasten und ihre
Fähigkeit, Pflanzen einzufärben schon lange intensiv erforscht.




[image: Bild: © Josef Bergstein / IPK Gatersleben]

Abbildung einer Albostrians-Gerste.

Bild: © Josef Bergstein / IPK Gatersleben



Insbesondere genetisch beeinträchtigte Chloroplasten, welche keine oder
nur noch teilweise Pigmente ausbilden, werden zur Identifizierung von
Genen und zur Untersuchung der molekularen Mechanismen in Pflanzenzellen
verwendet. Eine solche Pflanze, welche die Auswirkungen von mutierten
Chloroplasten zeigt, ist die Albostrians-Gerste. Anstelle von grünen
Blättern wachsen dieser Graspflanze grün-weiß gestreifte Blätter. Diesen
Effekt nennt man Variegation. Obwohl Wissenschaftler die
Albostrians-Mutation bereits zur Untersuchung von zellulären
Wirkungsweisen verwendet haben, war das Gen, welches den
Variegations-Effekt reguliert, bis vor Kurzem unbekannt. Eine Gruppe
Wissenschaftler vom Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und
Kulturpflanzenforschung (IPK) in Gatersleben hat nun zusammen mit
Forschern der Humboldt Universität Berlin und der KWS LOCHOW GmbH das dem
Albostrians-Phänotyp zugrundeliegende Gen, HvAST, entdeckt und treiben so
neue Erkenntnisse im Bereich der Chloroplastenentwicklung voran.

Chloroplasten sind grüne, Chlorophyll-gefüllte Plastide, welche in
Pflanzenzellen vorkommen. Diese Pflanzenorganellen spielen eine
essenzielle Rolle für das Leben auf der Erde, da sie Photosynthese
betreiben und somit die Entwicklung und das Wachstum von Pflanzen
ermöglichen. Biogenese ist der Prozess, in dem Chloroplasten in
Pflanzenzellen aus sogenannten Proplastiden heranreifen. Dieser Vorgang
kann durch externe Faktoren, wie etwa die Temperatur, beeinflusst werden
und baut stark auf die synergetische Expression von Proteinen auf, welche
in der DNA des Zellkerns und der Plastiden kodiert sind. Da das
Plastidengenom nur einen Bruchteil der Proteine, welche für die
Chloroplasten-Biogenese benötigt werden, kodiert, liefert das Genom des
Zellkerns den Großteil der Proteine. Daher führen Mutationen im Genom des
Zellkerns leicht zum Bau beschädigter Chloroplasten.

Während funktionstüchtige Chloroplasten in der Natur von höchster
Bedeutung sind, sind beeinträchtigte Chloroplasten von großem Wert in der
Forschung. Mutanten, welche zu Fehlentwicklungen in der Färbung von
Pflanzen führen, finden als genetische Werkzeuge Verwendung. So werden mit
ihnen Gene identifiziert, die eine Rolle in der Chloroplasten-Biogenese
spielen, und molekulare Vorgänge in Pflanzen untersucht. Insbesondere
Mutationen, die zu Variegation, dem Auftreten von verschiedenfarbigen
(weiß, gelb, grün) Bereichen in Pflanzen führen, sind von großem Interesse
für Pflanzenforscher. Dieser Phänotyp wird durch die Anwesenheit von
sowohl funktionellen als auch beeinträchtigten Chloroplasten in
verschiedenen Bereichen des gleichen Pflanzengewebes verursacht.
Wissenschaftler verwenden diese Eigenschaft zum Beispiel bei der
Untersuchung von Kommunikationsmöglichkeiten zwischen Zellorganellen oder
bei der Erforschung der molekularen Mechanismen hinter der Variegation,
dem Auftreten verschiedenfarbiger Zonen bei Pflanzen.

Albostrians-Gerste, mit ihren grün-weißen Streifen, ist eine bekannte
Modell-Pflanze für die Erforschung der Variegation. So wurde
Albostrians-Gerste in vorangegangenen Forschungsarbeiten zur Erweiterung
des Feldes der Chloroplastenbiologie verwendet. Jedoch scheiterte die
Aufklärung des Mechanismus, welcher zu dem albostrians-spezifischen
Phänotyp der Variegation führt, bisher daran, dass das zugrundeliegende
Gen unbekannt war. Wissenschaftler von verschiedenen Forschungsgruppen des
Leibniz-Instituts für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK) in
Gatersleben haben nun in Kooperation mit Forschern der Humboldt
Universität Berlin und der KWS LOCHOW GmbH das verantwortliche Gen
identifiziert.

Das ALBOSTRIANS Gen wurde durch Positionsklonierung als das
CCT-Domänen-Gen HvAST identifiziert. Die Wissenschaftler überprüften die
Funktionalität des Genes doppelt, erst durch TILLING zur Identifizierung
chemisch hervorgerufener Mutationen und durch die RNA-geleitete Cas9
Endonuklease vermittelte präzise Editierung des Gens. Zudem fanden sie,
dass HvAST ein Homolog zum Gen AtCIA2 ist, welches einen CCT-Motiv
Transkriptionsfaktor in der Pflanze Arabidopsis thaliana kodiert. Während
AtCIA2 jedoch eine Rolle in der Expression von Genen aus dem Zellkern und
somit eine Schlüsselrolle in der Chloroplasten-Biogenese spielt, fanden
die Forscher überraschenderweise, dass das CCT-Domäne-beinhaltende Protein
HvAST in Gerste in den Plastiden lokalisiert ist. Eine Lokalisierung von
HvAST am Zellkern konnte bisher nicht experimentell nachgewiesen werden.
Nichtsdestotrotz vermuten die Wissenschaftler, dass HvAST vermutlich eine
wichtige Funktion bei der Ribosomenformation in Plastiden während der
frühen embryonalen Entwicklungsphase, und somit auch für die
Chloroplasten-Entwicklung hat.

"Seit den frühen 1950er Jahren untersuchen Forscher nun schon die
Variationen von Pigmentierung, da dieses Phänomen Einblicke in wichtige
Genfunktionen und Genregulierung gewährt, und somit in die Grundlagen der
Genetik von Lebewesen. Mit dieser Studie haben wir erfolgreich eines der
Schlüsselgene dieses Prozesses identifiziert", so Prof. Dr. Nils Stein vom
IPK in Gatersleben, der korrespondierende Autor des Wissenschaftlerteams.
Dr. Viktor Korzun, leitender Wissenschaftler bei der KWS SAAT SE, welcher
auch an der Studie beteiligt war, fährt fort: "Dieser neue Einblick in die
Rolle des CCT-Domäne beinhaltenden Proteins und vor allem die
Identifizierung des Gens, welches dem Albostrians-Phänotyp zugrunde liegt,
kann nun durch die detaillierte Erforschung der Wirkungsweise der
Gerstenmutante weiterverfolgt werden und wird sicherlich neue
Forschungsprojekte im Bereich der Blatt-Variegation und
Chloroplasten-Entwicklung vorantreiben."


Zusammenfassung:


	Chloroplasten sind essenzielle Pflanzenorganelle, die durch Photosynthese die Entwicklung und das Wachstum von Pflanzen antreiben. Durch genetische Mutationen geschädigte Chloroplasten werden in der Forschung als genetisches Werkzeug zur Untersuchung der Chloroplasten-Biogenese verwendet. Variegation, das Auftreten von verschiedenfarbigem Pflanzengewebe, ist eine der möglichen Konsequenzen mutierter Chloroplasten.

	Albostrians-Gerste ist eine Modellpflanze, welche Variegation in Form von grün-weißen Streifen ausbildet. Das Gen, welches den albostrians-spezifischen Phänotyp verursacht, wurde nun als das CCT-Domäne-Gen HvAST identifiziert.

	Wissenschaftliche Kooperation verschiedener Forschungsgruppen des Leibniz-Instituts für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK) in Gaterslebens, der Humboldt Universität Berlin, und der KWS LOCHOW GmbH.

	Der Durchbruchs-Bericht wurde im aktuellen Heft von "Plant Cell" veröffentlicht.
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FORSCHUNG/1617: Experimenteller Mini-Beschleuniger erreicht Rekordenergie (idw)


Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY - 11.07.2019

Experimenteller Mini-Beschleuniger erreicht Rekordenergie



Ein DESY-Forschungsteam hat einen neuen Rekord für einen
Miniatur-Teilchenbeschleuniger erzielt: Erstmals hat ein mit
Terahertz-Strahlung betriebener Beschleuniger die Energie der injizierten
Elektronen mehr als verdoppelt. Der Aufbau aus zwei gekoppelten
Terahertz-Manipulatoren verbesserte dabei die Qualität des beschleunigten
Elektronenstrahls im Vergleich zu früheren Terahertz-Experimenten
erheblich, wie Dongfang Zhang und seine Kolleginnen und Kollegen vom
Hamburger Center for Free-Electron Laser Science (CFEL) bei DESY im
Fachblatt "Optica" berichten. "Wir haben die bislang besten
Strahlparameter für Terahertz-Beschleuniger erreicht", unterstreicht
Zhang.




[image: Bild: © DESY, Gesine Born]

Der zweistufige Minibeschleuniger komprimiert Elektronenpakete (blau)
im ersten Schritt, bevor er sie beschleunigt. Die Module sind rund
2cm breit und werden mit Terahertz-Strahlung (rot) betrieben.

Bild: © DESY, Gesine Born



"Dieses Ergebnis ist ein wichtiger Schritt vorwärts auf dem Weg zur
praktischen Nutzung von Terahertz-getriebenen Beschleunigern", betont der
Leiter der Gruppe Ultrafast Optics and X-rays am CFEL, Franz Kärtner.
Terahertz-Strahlung liegt im elektromagnetischen Spektrum zwischen
Infrarot und Mikrowellen und ist der vielversprechende Antrieb für eine
neue Generation kompakter Teilchenbeschleuniger. "Die Wellenlänge der
Terahertz-Strahlung ist rund hundertmal kürzer als die Radiowellen, die
üblicherweise zur Beschleunigung von Teilchen verwendet werden", erläutert
Kärtner. "Das heißt, dass sich auch die Beschleunigerkomponenten rund
hundertmal kleiner bauen lassen."

Der Terahertz-Ansatz verspricht daher Beschleuniger in Laborgröße, die
komplett neue Anwendungen ermöglichen sollen wie etwa kompakte
Röntgenlaser für die Analyse verschiedenster Materialien und
möglicherweise sogar für medizinische Untersuchungen. Die Technologie wird
gegenwärtig entwickelt. Da Terahertz-Wellen so schnell oszillieren, müssen
alle Komponenten und jeder Prozessschritt präzise synchronisiert werden.
"Um beispielsweise den höchsten Energiezuwachs zu erzielen, müssen die
Elektronen das Terahertz-Feld genau in der Beschleunigungsphase zur halben
Periode treffen", sagt Zhang.

In Beschleunigern fliegen Teilchen in der Regel nicht in einem
kontinuierlichen Strahl, sondern in vielen kleinen Paketen. Wegen des
schnell wechselnden Feldes in Terahertz-Beschleunigern, müssen diese
Pakete sehr kurz sein, damit sie über ihre gesamte Länge eine gleichmäßige
Beschleunigung erfahren. "In früheren Experimenten waren die
Elektronenpakete zu lang", berichtet Zhang. "Da das Terahertz-Feld so
schnell oszilliert, wurden nur einige Elektronen in den Paketen
beschleunigt, während andere sogar abgebremst wurden. Unter dem Strich
ergab sich so nur ein moderater Energiezuwachs und, viel schlimmer, eine
breite Verteilung der Elektronenenergien, was eine schlechte
Strahlqualität bedeutet." Dazu vergrößerte dieser Effekt die sogenannte
Emittanz, ein Maß für die Bündelung des Elektronenstrahls. Je stärker die
Bündelung, desto besser - und desto kleiner die Emittanz.

Um die Strahlqualität zu verbessern, hat Zhangs Team einen
Zwei-Stufen-Beschleuniger gebaut. Dazu verwendeten sie zwei identische
Kopien eines selbst entwickelten Mehrzweckgeräts: Der Segmentierte
Terahertz-Elektronenbeschleuniger und -manipulator STEAM kann je nach
Betriebsmodus Elektronenpakete komprimieren, fokussieren, beschleunigen
und analysieren. Die Forscherinnen und Forscher schalteten zwei STEAMs
hintereinander: Das erste komprimiert die hineinfliegenden
Elektronenpakete von ungefähr 0,3 Millimeter Länge auf 0,1 Millimeter, und
das zweite beschleunigt dann die komprimierten Pakete. "Diese Anordnung
erfordert eine Kontrolle im Bereich von billiardstel Sekunden, was uns
gelungen ist", berichtet Zhang. "Das hat zu einer vierfach kleineren
Energieverteilung und einer sechsmal kleineren Emittanz geführt, was die
bislang besten Strahlparameter eines Terahertz-Beschleunigers darstellt."

Der Beschleuniger erhöhte die Energie der verwendeten Elektronen von 55
auf 125 Kilo-Elektronenvolt (keV), lieferte also einen Energiezuwachs von
70 keV. "Das ist der erste Energieschub von mehr als 100 Prozent in einem
Terahertz-getriebenen Beschleuniger", betont Zhang. Das Zwei-Stufen-System
erzeugte ein Beschleunigungsfeld (Gradienten) mit einer Stärke von 200
Millionen Volt pro Meter (200 MV/m), das ist nah an den derzeit stärksten
konventionellen Teilchenbeschleunigern. Für praktische Anwendungen muss
das deutlich erhöht und die Strahlqualität weiter verbessert werden. Die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben nun einen Weg gezeigt, wie
das gelingen könnte. "Unsere Arbeit zeigt, dass noch eine dreimal stärkere
Kompression der Elektronenpakete möglich ist. Zusammen mit stärkerer
Terahertz-Strahlung scheinen Beschleuniger-Gradienten im Bereich von
Gigavolt pro Meter machbar", sagt Zhang. "Das Terahertz-Konzept erscheint
daher zunehmend als realistische Option für die Entwicklung kompakter
Elektronenbeschleuniger."

Der erreichte Fortschritt ist auch von zentraler Bedeutung für das vom
europäischen Forschungsrat ERC geförderten Projekt AXSIS (Frontiers in
Attosecond X-ray Science: Imaging and Spectroscopy) am CFEL, das an der
Ablichtung und Spektroskopie komplexer biophysikalischer Prozesse mit
Hilfe kurzer Röntgenpulse arbeitet, die mit Terahertz-betriebenen
Beschleunigern erzeugt werden. Das CFEL ist eine gemeinsame Einrichtung
von DESY, Universität Hamburg und der Max-Planck-Gesellschaft.

DESY zählt zu den weltweit führenden Teilchenbeschleuniger-Zentren und
erforscht die Struktur und Funktion von Materie - vom Wechselspiel
kleinster Elementarteilchen, dem Verhalten neuartiger Nanowerkstoffe und
lebenswichtiger Biomoleküle bis hin zu den großen Rätseln des
Universums. Die Teilchenbeschleuniger und die Nachweisinstrumente, die
DESY an seinen Standorten in Hamburg und Zeuthen entwickelt und baut, sind
einzigartige Werkzeuge für die Forschung: Sie erzeugen das stärkste
Röntgenlicht der Welt, bringen Teilchen auf Rekordenergien und öffnen
neue Fenster ins Universum. DESY ist Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft,
der größten Wissenschaftsorganisation Deutschlands, und wird zu 90
Prozent vom Bundesministerium für Bildung und Forschung und zu 10 Prozent
von den Ländern Hamburg und Brandenburg finanziert.
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SICHERHEIT/971: Ukraine - Russland muss liefern, um seinen Friedenswillen glaubwürdig zu machen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Juli 2019

Russland-Ukraine: Russland muss liefern, um seinen Friedenswillen glaubwürdig zu machen



Anlässlich der Wiederaufnahme der Friedensverhandlungen im
Normandie-Format heute in Paris erklärt Manuel Sarrazin, Sprecher für
Osteuropapolitik:

Es ist gut, dass nach langem Stillstand und zunehmender Eskalation der
Lage in der Ostukraine durch Russland endlich wieder Bewegung in den
Friedensprozess kommt. Seit dem Wahlsieg des ukrainischen Präsidenten
hat Putin gezielt provoziert, um diesen zu schwächen und das Minsker
Abkommen zu torpedieren. Es schien, als wolle der Kreml eine
friedliche Lösung des Konflikts endgültig ad acta legen. Vor diesem
Hintergrund war die Initiative von Selenskyj, seinen russischen
Amtskollegen direkt via Videobotschaft zu adressieren, ein schlauer
Schachzug zum richtigen Moment. Der Ball war nun bei Putin, der kurz
vor den heutigen Verhandlungen in Paris kein Spielverderber sein
wollte. Er hat das Gesprächsangebot angenommen, will sich mit
Selenskyj in Minsk treffen und auch eine Erweiterung des
Normandie-Formats um Großbritannien und die USA könne er sich
vorstellen. Es bleibt jedoch offen, wie glaubwürdig der Friedenswille
Putins ist. Seine Worte sind mit Vorsicht zu genießen und die
Bundesregierung muss gemeinsam mit Frankreich heute in Paris klare
Worte sprechen, konstruktive Schritte von Russland einfordern. Eine
sofortige Freilassung der widerrechtlich inhaftierten 24 ukrainischen
Seeleute wäre ein kleiner Anfang und Hoffnungsschimmer.
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UMWELT/1865: Klimaschutz muss sich endlich lohnen - die Bundesregierung ist nun am Zug


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 12. Juli 2019

Klimaschutz muss sich endlich lohnen - die Bundesregierung ist nun am Zug



Zur heutigen Vorstellung des Sondergutachtens des Sachverständigenrats
zur Bepreisung von CO2 erklärt Lisa Badum, Sprecherin für
Klimapolitik:

Jetzt haben wir es Schwarz auf Weiß: Die Wirtschaftsweisen sehen jetzt
das Handlungsfenster, um die Klimaneutralität bis 2050 zu erreichen.
Nun ist die Bundesregierung am Zug. Sie muss sich in der kommenden
Woche bei der Sitzung des Klimakabinetts auf einen wirksamen und
sozial verträglichen CO2-Preis einigen.

Die Wirtschaftsweisen stellen fest, dass die ETS-Lösungen durch einen
langwierigen gesetzgeberischen Verfahrensprozess begleiten würden -
mit ungewissem Ausgang. Skeptisch sind wir gegenüber der Idee, jetzt
weitere Sektoren in einem nationalen oder in den europäischen
Emissionshandel (ETS) zu integrieren. Denn das würde bedeuten, dass
die Bundesregierung wissentlich das Problem nach Europa abschiebt,
statt jetzt die Chance für sofortigen und wirksamen Klimaschutz zu
ergreifen. Zumal die Bundesrepublik mit einer ETS-Lösung einen
europäischen Sonderweg einschlagen würde. Unsere europäischen
Nachbarstaaten machen uns vor, wie ein nationales CO2-Preisinstrument
funktioniert. Die Erfahrungswerte und der Wille zur Kooperation sind
da, sie müssen nur genutzt werden.

Es muss Schluss sein mit dem Zaudern und Zögern der Bundesregierung.
Darum haben wir einen Einstiegspreis von 40 Euro pro Tonne für alle
Sektoren mit einer 100-prozentigen sozialen Rückverteilung
vorgeschlagen, kombiniert durch die Abschaffung der Stromsteuer und
durch die Auszahlung eines Energiegeldes. Letzteres wird vom
Sondergutachten auch als eine Option ins Spiel gebracht. Im Gegensatz
zum Sondergutachten sind wir der Überzeugung, dass ein wirksamer
CO2-Preis nur ein Baustein einer umfassenden Strategie gegen die
Klimakrise sein kann. Wir brauchen ein umfassendes Maßnahmenpaket in
allen Sektoren. Das Klimaschutzgesetz liegt brach, seit über sechs
Monaten verstaubt der Kohlekompromiss in den Ministerien und der
Ausbau Erneuerbarer Energien steht nahezu still.

Neben dem Sondergutachten haben sich in den letzten Tagen zahlreiche
gesellschaftliche Akteure mit eigenen Ideen und Konzepten zu Wort
gemeldet - eine unzureichende Faktenlage gilt nun nicht mehr als
Ausrede für das politische Nichtstun der Großen Koalition im Kampf
gegen die Klimakrise.
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UMWELT/830: Emissionshandel ist der Königsweg


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 12. Juli 2019

Emissionshandel ist der Königsweg

Gutachten bietet fundierte Basis für klimapolitische Maßnahmen



Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung hat am heutigen Freitag sein Sondergutachten "Aufbruch zu
einer neuen Klimapolitik" vorgestellt. Dazu erklärt die Beauftragte
für Klimaschutz der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Anja Weisgerber:

"Das Sondergutachten der Wirtschaftsweisen bietet eine fundierte
Basis für unsere Entscheidungen zur Klimapolitik. Es kommt uns
entgegen, dass sich das Gutachten nicht einseitig mit einer
CO2-Steuer befasst. Wir teilen die Auffassung der Gutachter, dass die
Ausweitung des europäischen Emissionshandelssystems auf die Sektoren
Wärme und Verkehr der Königsweg ist. Denn der Emissionshandel ist ein
marktwirtschaftliches Instrument zur CO2-Reduzierung, der über eine
Verknappung der Menge an Zertifikaten funktioniert. Die Einnahmen aus
dem Verkauf der Zertifikate können einerseits zur Entlastung der
Bürger, andererseits zur Finanzierung von Instrumenten verwendet
werden, die zum Umstieg auf klimafreundliche Technologien anreizen.

Die Wirtschaftsweisen kommen zu dem Schluss, dass zur Erreichung der
Klimaziele ein global koordiniertes Vorgehen unverzichtbar ist. Auch
das entspricht unserer Auffassung, denn Deutschland alleine kann das
Klima nicht retten. Klar ist aber, dass Deutschland eine wichtige
Vorbildfunktion übernehmen muss. Wir werden zeigen, dass wir die
Klimaziele volkswirtschaftlich sinnvoll und sozial ausgewogen
erreichen können.

Für uns gilt: Mit einer CO2-Bepreisung darf sich der Staat nicht die
Taschen vollpacken. Im Gegenteil: Steuern und Abgaben müssen dort
gesenkt werden, wo CO2 eingespart wird. Dafür muss unser Steuer- und
Abgabensystem einem 'Klima-Check' unterzogen werden. Wir brauchen
eine Klimasteuer-Reform, die auf Anreize und Boni setzt.

Weitere wichtige Leitplanken in der Diskussion über eine
CO2-Bepreisung sind für uns: Es darf zu keiner Mehrbelastung für die
Bürger in unserem Land kommen. Die Mobilität im ländlichen Raum darf
nicht unterdrückt und die Pendler dürfen nicht benachteiligt werden.
Und es darf nicht zu einer Verlagerung von Arbeitsplätzen der
energieintensiven Industrie ins Ausland kommen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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UMWELT/829: Preissignale sind ein wichtiges Element in der Klimapolitik


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 12. Juli 2019

Preissignale sind ein wichtiges Element in der Klimapolitik

Kosten für Maßnahmen so gering wie möglich halten



Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung hat am Freitag sein Sondergutachten "Aufbruch zu einer
neuen Klimapolitik" vorgelegt. Dazu erklärt die umweltpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött:

"Die Vorschläge des Sachverständigenrats sind ein wichtiger Beitrag
zur aktuellen Diskussion um die Weiterentwicklung unserer
Klimapolitik. Wir begrüßen, dass die vorgeschlagenen Instrumente
marktwirtschaftliche sind, dass sie Innovationen anreizen und die
Effizienz von Klimaschutzmaßnahmen in den Mittelpunkt stellen. Nur
auf diese Weise können wir die Kosten für die erforderlichen
klimapolitischen Maßnahmen so gering wie möglich halten.

Unser Auftrag ist es jetzt, bis zum September ein klimapolitisch
wirksames, sozial faires Gesamtkonzept zu entwickeln, das auch den
Wirtschaftsstandort Deutschland fördert. Dabei geht es gerade auch um
Maßnahmen, die sicherstellen, dass die Menschen in den ländlichen
Räumen nicht benachteiligt werden - beispielsweise was die Mobilität
angeht. Für die Erarbeitung dieses Gesamtkonzepts haben wir innerhalb
der Bundesregierung und in der Fraktion bereits die Arbeitsstrukturen
geschaffen und einen konkreten Zeitplan vereinbart."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30
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SOZIALES/2641: Die Politik des Hamburger Senats und der Bundesregierung tötet Obdachlose (Zaklin Nastic)


Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE im Bundestag

Pressemitteilung von Zaklin Nastic vom 11. Juli 2019

Die Politik des Hamburger Senats und der Bundesregierung
tötet Obdachlose



"Dass Obdachlosigkeit tödlich ist, müssen der Hamburger Senat und die
Bundesregierung endlich zur Kenntnis nehmen und handeln.", kommentiert die
Hamburger Bundestagsabgeordnete und menschrechtspolitische Sprecherin
Zaklin Nastic den erneuten Tod eines Obdachlosen in Hamburg-Jenfeld.

"Es ist aus meiner Sicht wichtig, dass jede tote Obdachlose und jeder toter
Obdachlose öffentliche Aufmerksamkeit erhält. Es ist zutiefst inhuman, dass
Menschen gezwungen sind am Rande der Gesellschaft zu leben. Die soziale
Infrastruktur für Obdachlose hat starken Verbesserungsbedarf. Für den
kommenden Winter ist der Senat aufgefordert Maßnahmen zu ergreifen, um
einen Winter mit erneut etlichen Kältetoten zu verhindern.

Es muss in Deutschland ein gesetzlich-verankertes Menschenrecht auf Wohnen
geben, das konsequent umgesetzt wird. Erste Schritte sollten die Enteignung
von großen Wohnungskonzernen und ein Neustart in einen sozialen,
gemeinnützigen Wohnungsbau sein"

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Juli 2019

Fraktion DIE LINKE. im Bundestag
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UMWELT/695: Klima-Vorschläge der Wirtschaftsweisen sind enttäuschend


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Juli 2019

Klima-Vorschläge der Wirtschaftsweisen sind enttäuschend



"Die Vorschläge der sogenannten Wirtschaftsweisen, eine CO2-Bepreisung
in den Mittelpunkt aller klimapolitischen Anstrengungen zu stellen,
sind enttäuschend. Dass der Klimawandel sich nicht dadurch aufhalten
lässt, dass man auf Verschmutzungsrechte ein Preisschild klebt, haben
die letzten Jahre zur Genüge gezeigt. Der Emissionshandel hat den
CO2-Ausstoß nicht reduziert, im Gegenteil. Mit dem Klima kann man
nicht verhandeln, und uns läuft die Zeit davon", sagt Lorenz Gösta
Beutin, klima- und energiepolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE,
mit Blick auf das heute vorgelegte Gutachten der Wirtschaftsweisen.
Beutin weiter:

"Wieder versucht die GroKo, sich vor den dringend notwendigen
ordnungspolitischen gesetzlichen Regelungen mit Hilfe des Feigenblatts
CO2-Steuer zu drücken. Es hat nämlich gar keinen Sinn, Menschen für
klimaschädliches Verhalten bezahlen zu lassen, ohne ihnen vernünftige
Alternativen anzubieten. Die Bahn wieder komplett in öffentliche Hand,
kein Bahnticket über 50 Euro, ein Verbot von Inlandsflügen, sofortiger
Beginn des Kohleausstiegs, Tempolimit auf Autobahnen, Ausbau eines
kostenlosen ÖPNV - das sind Beispiele für sofort wirksame Regelungen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 12. Juli 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





WIRTSCHAFT/2174: Geschäft mit dem Tod endlich beenden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 12. Juli 2019

Geschäft mit dem Tod endlich beenden



"Der Anstieg des Umsatzes der baden-württembergischen Waffenschmiede
Heckler & Koch auch aufgrund der Geschäfte mit Staaten außerhalb der
NATO ist eine eher zweifelhafte Erfolgsmeldung und Ausdruck der
skandalösen Genehmigungspraxis der Bundesregierung für Rüstungsexporte
in Drittstaaten. Obwohl Exporte in Drittstaaten laut
Rüstungsexportrichtlinien nur in Ausnahmefällen genehmigt werden
dürfen, werden sie immer mehr zur Regel. Davon profitiert auch Heckler
& Koch, zum Beispiel durch Waffenlieferungen und mit
Lizenzproduktionen in Saudi-Arabien und der Türkei, wodurch diese
Waffen auch im blutigen Jemenkrieg zum Einsatz kommen. Auch verstärkte
Waffenlieferungen in die USA können dazu beitragen, dass diese nach
Lateinamerika oder in den Nahen Osten weiterexportiert werden.
Rüstungsexporte an alle, jedoch insbesondere kriegführende und
menschenrechtsverletzende Staaten, müssen umgehend verboten werden",
erklärt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE
LINKE, anlässlich der heutigen Hauptversammlung von Heckler & Koch in
Rottweil. Hänsel weiter:

"Das Anfang des Jahres gesprochene Urteil vor dem Landgericht
Stuttgart, welches feststellte, dass Tausende G36-Gewehre illegal nach
Mexiko exportiert wurden, zeigt die skrupellose Praxis von Heckler &
Koch. Das Unternehmen schreibt trotz Umsatzsteigerungen rote Zahlen,
was die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter durch Lohnverzicht und
Mehrarbeit bezahlen müssen. Dies ist das genaue Gegenteil von sicheren
und zukunftsfähigen Arbeitsplätzen.

Heckler & Koch muss endlich das Geschäft mit dem Tod beenden und in
die zivile, nachhaltige Produktion einsteigen. Dafür fordert DIE LINKE
einen Rüstungskonversionsfonds auf Bundes- und Landesebene, um
Arbeitsplätze langfristig zu sichern. Die Landesregierung kann nicht
stolz darauf sein, dass Baden-Württemberg ein Zentrum der deutschen
Rüstungsindustrie mit Standorten in Ulm, Oberndorf und am Bodensee
ist. Hier muss sie endlich aktiv werden. DIE LINKE wird sich weiterhin
für ein gesetzlich festgeschriebenes Verbot von Rüstungsexporten
einsetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 12. Juli 2019

Deutscher Bundestag
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BUNDESTAG/8635: Heute im Bundestag Nr. 778 - 12.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 778

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 12. Juli 2019, Redaktionsschluss: 11.34 Uhr

1. Schutz von Genossenschaften

2. Fakultativprotokoll des UN-Sozialpaktes

3. AfD fragt nach Medianeinkommen

4. Kontrolle beim Digitalpakt Schule

5. Wissenschaftsfreiheit in China

6. Verantwortung für Künstliche Intelligenz



1. Schutz von Genossenschaften

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/mwo) Der Bundesrat hat den Entwurf eines Gesetzes zum
Schutz von Genossenschaften vorgelegt (19/11467). Mit dem Gesetz
sollen sie vor Geschäftsmodellen, die dem "grauen Kapitalmarkt"
zugeordnet werden, geschützt werden, heißt es in der Vorlage unter
Verweis auf die Fälle Eventus, Grundwerte und GenoGen in jüngerer
Zeit. Gleichzeitig soll es zum Schutz kollektiver
Verbraucherinteressen beitragen. Zu diesem Zweck soll im
Genossenschaftsgesetz eine Legaldefinition der unzulässigen Form der
Kapitalanlagegenossenschaft vorgenommen werden, um sowohl den
Verbrauchern als auch den Genossenschaften zu signalisieren, welche
Förderzwecke nicht dem Genossenschaftsgedanken entsprechen. Die
genossenschaftlichen Prüfungsverbände werden verpflichtet, die
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht und die
Aufsichtsbehörde unverzüglich über mögliche Verstöße von geprüften
Genossenschaften gegen das Kapitalanlagegesetzbuch oder gegen das
Vermögensanlagengesetz zu informieren.

 * 

2. Fakultativprotokoll des UN-Sozialpaktes

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/11423)
zum Fakultativprotokoll des UN-Sozialpaktes gestellt. Darin will sie
von der Bundesregierung unter anderem wissen, ob bei den Verhandlungen
das Streikverbot für Beamte angesprochen wurde.

 * 

3. AfD fragt nach Medianeinkommen

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/11393)
zur Entwicklung des Medianeinkommens in Deutschland gestellt. Die
Bundesregierung soll dies nach Berufsgruppen für die Jahre 2000 bis
2017 darstellen.

 * 

4. Kontrolle beim Digitalpakt Schule

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Artikel 104c des Grundgesetzes ermöglicht es dem
Bund, die Länder bei der Erfüllung ihrer originären Aufgaben im
Bereich der kommunalen Bildungsinfrastruktur zu unterstützen. Zentral
für die Gewährung von Finanzhilfen auf dieser Rechtsgrundlage ist
dabei das Merkmal der "gesamtstaatlich bedeutsamen Investitionen",
schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/ 11415) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/10602). Voraussetzung der
Förderung sei - anders als bislang - nicht mehr die Finanzschwäche
einer Gemeinde, sondern die Bewältigung struktureller
Herausforderungen für den Bildungsstandort Deutschland. Die
FDP-Fraktion hatte die Meinung vertreten, dass die Finanzhilfe des
Bundes für die kommunale Bildungsinfrastruktur an das Kriterium der
Steigerung ihrer Leistungsfähigkeit gebunden sei und nach den
Kontrollmechanismen gefragt.

Die Bundesregierung betont, dass zur Ausgestaltung des DigitalPakts
Bund und Länder eine am 14. Juni 2019 im Bundesanzeiger
bekanntgemachte Verwaltungsvereinbarung geschlossen hätten. Darin
seien einvernehmlich zwischen dem Bund und allen Ländern unter anderem
Ziel, Zweck und Gegenstand der Finanzhilfen, Evaluation,
Berichtspflichten, Nachweise und Kontrolle gemäß den
verfassungsrechtlichen Vorgaben sowie die Einrichtung einer
gemeinsamen Steuerungsgruppe näher geregelt worden. Die sich aus
dieser Vereinbarung ergebenden Rechte und Pflichten der Partner der
Vereinbarung seien jeweils auch für die hier in den Einzelfragen
angesprochenen Themenkomplexe maßgeblich; die Bundesregierung
beabsichtige keine davon abweichenden Regelungen zu treffen. Die
Bundesregierung gehe fest davon aus, dass mit dem DigitalPakt Schule
die Leistungsfähigkeit der kommunalen Bildungsinfrastruktur im Bereich
der schulischen digitalen Infrastruktur erheblich gesteigert werden
wird.

 * 

5. Wissenschaftsfreiheit in China

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die Wissenschaftsfreiheit in China steht im
Mittelpunkt einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/11403). Die Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, wie sich
aus Sicht der Bundesregierung die Lage der Wissenschaftsfreiheit in
China seit 2015 verändert hat und auf welche Grundlagen sich diese
Einschätzung stützt. Auch interessiert die Grünen, welche neuen
Gesetze, Richtlinien und sonstigen staatlichen Vorgaben nach Kenntnis
der Bundesregierung seit 2015 in China verabschiedet wurden, die Räume
für ein unabhängigeres Arbeiten von chinesischen Wissenschaftlern
weiter erschweren.

 * 

6. Verantwortung für Künstliche Intelligenz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Nach Ansicht der AfD-Fraktion kann Künstliche
Intelligenz (KI) enorme Fortschritte in den Bereichen Verkehr,
Bildung, Industrie, Medizin bis hin zu juristischen Recherchebereichen
erbringen. Es gebe jedoch Zweifel, dass die Rechtssicherheit für
Nutzer, Industrie, Wirtschaft und für die Gesellschaft momentan
gewährleistet ist, schreiben die Abgeordneten in einer Kleinen Anfrage
(19/11406).

Die Fraktion verweist darauf, dass 2017 der Roboter Sophia zum
Staatsbürger Saudi-Arabiens ernannt worden sei. Sophia habe
inzwischen, laut Medienberichten, auch die deutsche Bundeskanzlerin
getroffen. Die KI erhalte somit einen Status, der sonst nur Menschen
vorbehalten war. Der humanoide Roboter mit Gummimaske und
menschenähnlichem Gesicht, könne einfache Zusammenhänge selbst lernen.
Offenbar überlege man auch in Europa, KI-Systemen wie Sophia eine
eigene Persönlichkeit zu geben. Die Fragen, die damit einhergingen,
etwa in welchem Eigentum die Daten stehen, ob Daten überhaupt
eigentumsfähig sind oder wer die Verantwortung für die KI-Systeme und
deren Handlungen trägt, seien nur einige, die einer Klärung bedürften.

Die Fraktion möchte gerne wissen, warum die Fragen der
Verantwortlichkeit und etwaiger Schadenshaftung in der KI-Strategie
der Bundesregierung ausgeklammert worden seien und in welcher Form
sich die Bundesregierung mit den ethischen Problemen, die der Einsatz
von KI-Systemen mit sich bringen könne, auseinandergesetzt und welche
Erkenntnisse sie daraus gezogen hat.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8634: Heute im Bundestag Nr. 777 - 12.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 777

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 12. Juli 2019, Redaktionsschluss: 10.28 Uhr

1. Verbesserter Mobilfunk in Brandenburg

2. Gewerbegebiete unterversorgt mit Internet

3. Gleise im Mittelrheintal sind sicher

4. Entflechtung des Rad- und Kfz-Verkehrs

5. FDP fragt nach Kosten der Pkw-Maut

6. Mehr Straßengüterverkehr in Sachsen



1. Verbesserter Mobilfunk in Brandenburg

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/PK) In Brandenburg soll bis Ende 2022 auf Schienenwegen
mit mehr als 2.000 Fahrgästen täglich eine Mobilfunkversorgung mit
einer Übertragungsrate von mindestens 100 Mbit/s erreicht werden. Für
alle übrigen Schienenwege sei bis Ende 2024 eine Versorgung mit einer
Übertragungsrate von mindestens 50 Mbit/s zu erreichen, heißt es in
der Antwort (19/11373) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/10957) der Grünen-Fraktion.

Die Bundesregierung gehe davon aus, dass im Rahmen der Auflagen für
Schienenwege auch die dort liegenden Bahnhöfe, Haltestationen,
Güterbahnhöfe und Terminals des Kombinierten Verkehrs entsprechend
versorgt würden.

 * 

2. Gewerbegebiete unterversorgt mit Internet

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/PK) Tausende Gewerbegebiete in Deutschland haben immer
noch keinen schnellen Internetzugang mit einem
Datenübertragungsvolumen mindestens 50 Mbit/s. Das geht aus der
Antwort (19/11357) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/10942) der FDP-Fraktion hervor.

Vor allem in Ostdeutschland sind den Angaben zufolge viele
Gewerbegebiete mit Internet unterversorgt. Das gilt für Sachsen-Anhalt
(57,1 Prozent), Mecklenburg-Vorpommern (57 Prozent), Sachsen (46
Prozent) und Brandenburg (42,1 Prozent). Thüringen schneidet mit 37,3
Prozent unterversorgten Gewerbegebieten besser ab.

In Berlin ist die Breitbandversorgung bundesweit am besten. Hier sind
nur 6,8 Prozent der insgesamt 500 Gewerbegebiete unterversorgt.

 * 

3. Gleise im Mittelrheintal sind sicher

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Gleise der Mittelrheintalbahn sind offenbar nicht
zu beanstanden. Nach Angaben der Deutschen Bahn AG befänden sich die
Gleise "in einem sicheren und regelwerkskonformen Zustand", heißt es
in der Antwort (19/11420) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/10781) der FDP-Fraktion.

Nach Angaben der Bahn habe sich der Zustand der rund 280
Eisenbahnbrücken zwischen Rüdesheim/Bingen und Koblenz von 2007 bis
2019 verbessert. Keine Eisenbahnbrücke im Mittelrheintal befinde sich
in einem kritischen Zustand. Dort seien seit 1994 insgesamt 31 Brücken
saniert worden.

 * 

4. Entflechtung des Rad- und Kfz-Verkehrs

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung strebt eine konsequentere
Entflechtung des Rad- und Kfz-Verkehrs an Bundesstraßen an. Damit
solle auch die Sicherheit verbessert werden, heißt es in der Antwort
(19/11296) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/10835) der
Grünen-Fraktion.

Das Bundesverkehrsministerium fordere die Straßenbauverwaltungen der
Länder dazu auf, bei jedem Neu- und Ausbau von Bundesstraßen "in der
Baulast des Bundes" zu prüfen, ob bereits eine geeignete Führung des
Radverkehrs vorliege, falls nicht, solle geprüft werden, ob diese
eingeplant werden kann.

Die derzeit überarbeiteten "Grundsätze für Bau- und Finanzierung von
Radwegen im Zuge von Bundesstraßen in der Baulast des Bundes" werden
den Angaben zufolge bis Ende des Jahres fertiggestellt und den
Straßenbauverwaltungen der Länder bekanntgegeben.

 * 

5. FDP fragt nach Kosten der Pkw-Maut

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit den Kosten für die geplante Pkw-Maut befasst sich
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/11413). Es seien bereits
Millionen Euro für Personal, Sachmittel und Beratungsleistungen für
das Projekt ausgegeben worden. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung nun wissen, welche Haushaltsmittel zur Realisierung
der Infrastrukturabgabe in den vergangenen Jahren bereitgestellt
wurden und abgeflossen sind.

 * 

6. Mehr Straßengüterverkehr in Sachsen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/PK) Das Güterverkehrsaufkommen in Sachsen schwankt und
wächst seit 2010 tendenziell leicht. Das geht aus der Antwort
(19/11383) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/10839) der
Grünen-Fraktion hervor.

Demnach wurden 2010 rund 218 Millionen Tonnen befördert, 2017 waren es
rund 233 Millionen Tonnen. Die weitaus meisten Güter wurden auf den
Straßen transportiert, gefolgt von der Eisenbahn. Die beförderte Menge
auf Binnenschiffen ist stark rückläufig, während sie im Luftverkehr
erheblich gestiegen ist.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 777 - 12. Juli 2019 - 10.28 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/8633: Heute im Bundestag Nr. 776 - 12.07.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 776

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Freitag, 12. Juli 2019, Redaktionsschluss: 09.30 Uhr

1. Arbeitszeitkontrollen: Bayern ist Spitze

2. Medianentgelte in Hessen

3. Anwerbung von Fachkräften

4. Erwerbsdruck bei Rentnern

5. Arbeitsmarkt in der Krankenpflege

6. Arbeitslosigkeit bei Lehrern

7. Übergang aus dem Arbeitslosengeld II



1. Arbeitszeitkontrollen: Bayern ist Spitze

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) In Bayern fanden im vergangenen Jahr die mit Abstand
meisten Kontrollen der Aufsichtsbehörden zur Einhaltung des
Arbeitszeitgesetzes statt. Insgesamt 4.318 Mal gingen die Kontrolleure
dazu in die Betriebe. Auf Platz zwei folgt mit 2.219 Kontrollen
Brandenburg, auf Platz drei Nordrhein-Westfalen mit 1.733 Kontrollen.
Die wenigsten Kontrollen (nur die Flächenländer) fanden demnach im
Saarland (90 Kontrollen), in Schleswig-Holstein (226 Kontrollen) und
in Sachsen (408 Kontrollen) statt. Das geht aus der Antwort (19/11376)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/10554) der Fraktion
Die Linke hervor.

 * 

2. Medianentgelte in Hessen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Medianeinkommen aller
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten (ohne
Auszubildende) ist in Hessen von 3.166 Euro im Jahr 2012 auf 3.494
Euro im Jahr 2017 gestiegen. Dies entspricht einer Zunahme von 10,4
Prozent. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/11416)
auf eine Kleine Anfrage (19/10977) der AfD-Fraktion. Wie aus der
Antwort hervorgeht, wurde das höchste Medianentgelt in
Informatikberufen gezahlt (5.352 Euro) und das niedrigste in den
Reinigungsberufen (1.919 Euro).

 * 

3. Anwerbung von Fachkräften

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Bundesagentur für Arbeit (BA) hat keine
Programme oder Maßnahmen aufgesetzt, welche explizit das Ziel der
vorrangigen oder ausschließlichen Anwerbung von Fachkräften aus dem 
EU-Ausland verfolgen. Das betont die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/11355) auf eine Kleine Anfrage (19/10568) der AfD-Fraktion.

 * 

4. Erwerbsdruck bei Rentnern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/11407)
zum Erwerbsdruck bei Rentnern gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem, wie viele Rentner in den letzten zehn
Jahren eine Erwerbsminderungsrente, eine Rente wegen Alters oder eine
Witwenrente bekommen haben.

 * 

5. Arbeitsmarkt in der Krankenpflege

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/11408)
zum Arbeitsmarkt in der Alten- und Krankenpflege gestellt. Darin will
sie von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele Vollzeit-
und Teilzeitstellen oder geringfügige Beschäftigungsverhältnisse es in
der Branche gibt.

 * 

6. Arbeitslosigkeit bei Lehrern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Nach Befristungen und Arbeitslosigkeit von
Lehrkräften fragt die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/11410). Sie will von der Bundesregierung unter anderem wissen, wie
viele Lehrkräfte mit Lehrtätigkeiten an allgemeinbildenden Schulen in
den Jahren 2009 bis 2019 arbeitslos gemeldet waren.

 * 

7. Übergang aus dem Arbeitslosengeld II

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für den Übergang vom Arbeitslosengeld-II-Bezug (ALG
II) ins Erwerbsleben interessiert sich die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/11411). Darin fragt sie die Bundesregierung unter
anderem, wie viele Personen ohne bedarfsdeckendes Erwerbseinkommen es
gab, die im Laufe des Jahres 2018 wegen Arbeitslosigkeit ALG II
bezogen und die im selben Jahr in Erwerbstätigkeit übergingen.

 * 

Quelle:
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BILDUNG/946: Tor für vergleichbares Abitur steht weit offen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Juli 2019

SUDING: Tor für vergleichbares Abitur steht weit offen



Zur Debatte über ein Zentralabitur erklärt die stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Katja Suding:

"Das Tor für bundesweit einheitliche, ambitionierte Bildungsstandards
und damit ein vergleichbares Abitur steht weit offen, jetzt müssen
Länder und Bund auch hindurchgehen. Wenn jedes Kind die besten
Bildungschancen unabhängig vom Wohnort haben soll, muss jetzt
gehandelt werden. Neben vergleichbaren Prüfungen brauchen wir dafür
vor allem mehr Handlungsfreiheit für die Schulen vor Ort. Der Bund
muss Bildung zudem finanziell stärker unterstützen, etwa im Rahmen
einer MINT-Offensive, einer Exzellenzinitiative für die berufliche
Bildung oder einem Digitalpakt 2.0."

 * 

Quelle:
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FINANZEN/2238: Die Mitte der Gesellschaft muss endlich spürbar entlastet werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Juli 2019

TONCAR: Die Mitte der Gesellschaft muss endlich spürbar entlastet
werden



Zum Steuerzahlergedenktag erklärt der finanzpolitische Sprecher der
FDP-Fraktion Dr. Florian Toncar:

"Auch dieses Jahr fällt der Steuerzahlergedenktag wieder in die
zweite Jahreshälfte. Das bedeutet, dass die Menschen in Deutschland
mehr als die Hälfte ihres Einkommens an den Staat abgeben müssen.
Bereits seit langem werden kaum irgendwo auf der Welt die Bürger
durch Steuern und Abgaben so hoch belastet wie in Deutschland,
insbesondere die hart arbeitende Mitte der Gesellschaft. Wir belegen
damit einen traurigen Spitzenplatz im internationalen Vergleich. Die
mittleren Einkommen müssen daher endlich spürbar entlastet werden:
Der Soli muss vollständig abgebaut und die kalte Progression
abgeschafft werden. Diejenigen, die unsere Gesellschaft durch
Leistungsbereitschaft, Fleiß und Engagement tragen, dürfen nicht
weiter derart geschröpft werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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FINANZEN/2237: Die Menschen sollten nicht länger für den Staat arbeiten als für sich selbst


FDP-Pressemitteilung vom 12. Juli 2019

LINDNER: Die Menschen sollten nicht länger für den Staat arbeiten
als für sich selbst



Zum Steuerzahlergedenktag erklärt der FDP-Bundesvorsitzende Christian
Lindner:

"Die Hälfte des Jahres ist vorbei und doch arbeiten wir immer noch
für den Staat. Erst ab dem 15. Juli um 21:56 Uhr bekommen die
deutschen Steuerzahler auch das Geld, das sie verdienen. Ein
durchschnittlicher Arbeitnehmer-Haushalt muss 2019 von jedem Euro
rund 54 Cent abgeben. Der Bund der Steuerzahler erinnert jedes Jahr
an diese Belastung. Und der Staat selbst erinnert uns jeden Tag
daran, dass er mit dem Geld oft nicht mal pfleglich umgeht. Zuletzt
zeigte sich das wieder an den Millionenverlusten bei der
gescheiterten PKW-Maut. Außerdem stiegen die Steuereinnahmen in den
letzten sechs Jahren mehr als doppelt so stark wie das Lohnniveau.
Wir Freie Demokraten kämpfen dafür, dass die Menschen nicht länger
für den Staat als für sich selbst arbeiten müssen. Wir fordern
endlich Entlastungen, beispielsweise die Abschaffung des Soli und ein
Ende der kalten Progression. Insgesamt halten wir Steuersenkungen mit
einem Volumen von 30 Milliarden Euro für möglich. Wir werden uns
weiter dafür einsetzen, den Steuerzahlergedenktag jedes Jahr etwas
früher begehen zu können."

 * 

Quelle:

Presseservice der Liberalen
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UMWELT/907: Emissionshandel mit CO2-Limit ist sinnvollstes Instrument zum Klimaschutz


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 12. Juli 2019

KÖHLER: Emissionshandel mit CO2-Limit ist sinnvollstes Instrument
zum Klimaschutz



Zum Sondergutachten des Sachverständigenrates zum CO2-Preis erklärt
der klimapolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Das Sondergutachten zeigt, dass der Emissionshandel mit einem
strikten CO2-Limit das mit Abstand sinnvollste Instrument zum
Klimaschutz ist. Die Große Koalition muss nun umgehend aktiv werden
und schnellstmöglich alle CO2-Verursacher in den EU-Emissionshandel
miteinbeziehen. Um keine Zeit zu verlieren, kann Deutschland bereits
heute alleine oder in einer Klimakoalition mit weiteren europäischen
Partnern wie Frankreich oder den Benelux-Staaten den Anfang machen.
Die Einführung einer CO2-Steuer wäre hingegen ein gefährliches
klimapolitisches Glücksspiel. Mit einer CO2-Steuer gibt es im
Gegensatz zum Emissionshandel kein CO2-Limit und somit keine
Garantie, dass wir die Klimaziele sicher erreichen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1126: Altersversorgung - Präsidium des Landtags folgt Kommission und Bürgerforum (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 73/2019

Präsidium des Landtags von Baden-Württemberg

Altersversorgung: Präsidium des Landtags folgt Kommission und
Bürgerforum



Stuttgart - Das Präsidium des Landtags hat in seiner Sitzung vom 9.
Juli 2019 mit Mehrheit entschieden, den Beitritt der Mitglieder des
Landtags von Baden-Württemberg zum Versorgungswerk Nordrhein-Westfalen
und Brandenburg weiter zu verfolgen. Dem Beschluss lag ein gemeinsamer
Antrag der Fraktionen Grüne, CDU und SPD zugrunde, der mit deren
Stimmen eine Mehrheit erhielt. AfD und FDP/DVP lehnten den Antrag ab.

"Ich bin dem Präsidium des Landtags dankbar, dass es bei der Reform
der Altersversorgung einen wesentlichen Schritt vorangeht", so
Landtagspräsidentin Muhterem Aras (Grüne) nach nicht öffentlicher
Sitzung. Bei allem Respekt vor anderen Haltungen, sei sie doch
zufrieden, dass mit dieser Lösung auch die Vorschläge des Bürgerforums
und der Expertenkommission aufgenommen wurden. Insbesondere die
Einsetzung eines Bürgerforums auf landespolitischer Ebene sei
bundesweit ein Novum gewesen und habe sich offenkundig bewährt. Aras
dankte zudem der Landtagsverwaltung für die ausgehandelten Bedingungen
eines Beitritts. Sie hofft, dass diese Lösung auch außerhalb des
Parlaments auf breite Akzeptanz stoße.

Voraussetzung für eine verpflichtende Regelung zur Altersvorsorge für
alle Mitglieder des Landtags ist die Änderung des Abgeordnetengesetzes
in diesem Bereich. Die Präsidentin des Landtags ist per Beschluss vom
Präsidium gebeten worden, den Fraktionen entsprechende Gesetzentwürfe
vorzulegen und weitere Abstimmungen mit den Landtagen NRW/Brandenburg
sowie dem Versorgungswerk vorzunehmen. Die Gremien des
Versorgungswerks haben sich bereits für einen Beitritt Baden-
Württembergs ausgesprochen. Der Beitritt soll, entsprechende
Plenarbeschlüsse vorausgesetzt, zum 1. Dezember 2019 erfolgen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 73/2019 - 10.07.2019
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1126: Verkehrsausschuss dringt auf zusätzliche Bahnwaggons und Züge bei VfB-Heimspielen (LBW)




Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 74/2019

Aufgrund teilweise überfüllter Züge:

Verkehrsausschuss dringt auf zusätzliche Bahnwaggons und Züge bei
VfB-Heimspielen

Stuttgart. Die Landesregierung soll alle vertraglichen Möglichkeiten
ausschöpfen, damit künftig noch öfter zusätzliche Bahnwaggons oder bei
Bedarf zusätzliche Zugverbindungen bei Fußballspielen des VfB
Stuttgart und weiteren Großveranstaltungen bereitgestellt werden.
Diesen Beschluss fasste der Verkehrsausschuss auf Antrag der
Fraktionen Grüne und CDU in seiner Sitzung am Mittwoch, 10. Juli 2019,
einstimmig, wie der Vorsitzende des Gremiums, der CDU-Abgeordnete Karl
Rombach, mitteilte. Des Weiteren befasste sich der Ausschuss mit der
Reaktivierung von stillgelegten Bahnstrecken und der Luftqualität in
Reutlingen.

Nach Angaben Rombachs soll mit der geforderten Bereitstellung
zusätzlicher Waggons und Verbindungen der Überfüllung der Bahnen vor
und nach Heimspielen des VfB entgegengewirkt werden. "Es ist ein
wichtiges Signal des Verkehrsausschusses, dass der Antrag einstimmig
unterstützt wird", so der Vorsitzende. Wie aus einer Übersicht des
Verkehrsministeriums hervorgehe, seien einzelne Züge insbesondere nach
den Spielen überfüllt. So liege die Auslastung der Bahnen teilweise
bei 120 Prozent. Von Seiten der Regierung sei darauf hingewiesen
worden, dass bereits jetzt auf die vertraglichen Verpflichtungen der
Bahnunternehmen gepocht werde, um volle Züge bei Großveranstaltungen
zu vermeiden. Dennoch sei es den Unternehmen nicht immer möglich, an
Wochenenden zusätzliche Züge zur Verfügung zu stellen, da sich diese
zu diesen Zeiten häufig für Wartungsarbeiten in Werkstätten befänden.

Wie Rombach weiter ausführte, beriet der Ausschuss auch über die
Reaktivierung stillgelegter Bahnstrecken. "Der Ausschuss war sich
fraktionsübergreifend einig, dass die Reaktivierung von stillgelegten
Bahnstrecken sehr sinnvoll ist, um den öffentlichen Nahverkehr
insbesondere in ländlichen Regionen zu verbessern", sagte der
Ausschussvorsitzende. "Die Wiederaufnahme des Betriebs auf
stillgelegten Bahnstrecken hat sich in der Vergangenheit überwiegend
als Erfolgsmodell erwiesen." Denn in vielen Fällen seien die
prognostizierten Fahrgastzahlen deutlich übertroffen worden. Auch die
Akzeptanz der Bevölkerung sei bei der Mehrzahl der wieder genutzten
Strecken positiv. Jedoch gebe es auch immer wieder eine strikte
Ablehnung durch einen Teil der Bewohner, unter anderem weil Anwohner
der Strecken persönlich betroffen seien.

Im Rahmen eines Beteiligungsverfahrens zu Streckenreaktivierungen
seien 63 Bahnstrecken in Baden-Württemberg für eine Reaktivierung
vorgeschlagen worden. Die Prüfung der Vorschläge habe ergeben, dass 22
dieser Strecken nicht mehr genutzt werden könnten, da die Trassen
teilweise überbaut seien. Die verbleibenden 41 Strecken würden nun
genauer geprüft. Die Ergebnisse der Untersuchung sollen im vierten
Quartal 2020 vorliegen.

Außerdem debattierte der Ausschuss über Maßnahmen zur Luftreinhaltung
in Reutlingen. "Reutlingen ist eine der Städte in Baden-Württemberg,
in denen die Grenzwerte für Stickoxid noch überschritten werden",
sagte Rombach. Die NO2-Jahresmittelwerte an der verkehrsnahen
Messstation Reutlingen Lederstraße-Ost seien seit 2011 zwar stetig
gesunken, von 84 µg/m³ im Jahr 2011 auf 53 µg/m³ im Jahr
2018. Jedoch lägen sie weiterhin oberhalb der zulässigen Belastung.

Einen wesentlichen Beitrag zur Minderung der Luftbelastung habe man
sich von der Eröffnung des Scheibengipfeltunnels im Herbst 2017
erhofft. Jedoch habe sich die Erwartung nur zum Teil erfüllt, da die
Zahl der Fahrzeuge in der Lederstraße zunächst nur in geringem Maße
abgenommen habe. Daher sollen weitere Maßnahmen umgesetzt werden. Das
Verkehrsministerium habe unter anderem mitgeteilt, dass es in der
Lederstraße künftig eine Busspur geben solle, führte Karl Rombach aus.

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5191: Messstellen korrekt aufgestellt (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 11.07.2019

Messstellen korrekt aufgestellt: TÜV-Ergebnisse strafen die
Opposition Lügen



Gestern hat das Bundesumweltministerium die Ergebnisse der
TÜV-Untersuchung vorgestellt, die belegen, dass alle Luftmessstellen
in Rheinland-Pfalz richtlinienkonform aufgestellt sind. Dazu erklärt
die verkehrspolitische Sprecherin der GRÜNEN Landtagsfraktion, Jutta
Blatzheim-Roegler:

"Die Ergebnisse der TÜV-Untersuchung bestätigen nicht nur, dass die
hohen Stickoxid-Werte korrekt gemessenen wurden. Sie offenbaren auch,
dass die gebetsmühlenartige Kritik an den Standorten der Messstellen,
die sowohl die AfD-Fraktion, vor allem aber der
CDU-Fraktionsvorsitzende Christian Baldauf nicht müde wurden zu
verbreiten, völlig unverhältnismäßig war und weit an der eigentlichen
Problemstellung vorbei lief. Dieses durchsichtige Vorgehen
unterstreicht einmal mehr, dass die AfD lediglich aktionistische
Ablehnungspolitik betreibt und dass der CDU die Interessen der
Autoindustrie wichtiger sind als die Gesundheit der Bürgerinnen und
Bürger. Ich hoffe, dass die unsägliche Diskussion um die Standorte der
Messstellen nun ein für alle Mal beendet ist und wir uns in den
parlamentarischen Gremien endlich ganz den wirksamen Maßnahmen zur
Verbesserung der Luftqualität widmen können. Bereits ergriffene
Maßnahmen in Mainz zeigen erste Wirkung, wie die gesunkenen Messwerte
belegen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 11. Juli 2019
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LATEINAMERIKA/1894: Mexiko - Indigene Völker und Wohlfahrtsprogramme (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko 

Indigene Völker und Wohlfahrtsprogramme

Von Ana de Ita



(Mexiko-Stadt, 28. Juni 2019, La Jornada) - Am 18. Juni sprach
Präsident López Obrador über die Unterstützung seiner Regierung für
die Kultur. Kultur definiert er in seiner reduzierten Sichtweise als
das, was mit der einfachen Bevölkerung zu tun hat. Er versicherte:
"Nie zuvor haben die autochthonen Völker, die Mitglieder unserer
Kulturen, soviel Aufmerksamkeit wie jetzt erfahren." Die vorrangige
Zielgruppe der Sozialprogramme seien die indigenen Völker.

Genau dieses Konzept wiesen im Mai die Vertreter*innen der 20 Völker
der Maya, Chuj, Yaqui, Zapoteco, Ñuu savi, Tseltal, Ch'ol, Mam,
Rarámuri, Ikoot, Ikojt, Ñahñu, Ñuhú, Nahua, Chatino, Ayuuk, Totonaco,
Lacandón, Me'phaa und Zoque zurück. Sie trafen sich in Mexiko-Stadt,
um den Schutz ihrer Territorien im Kontext der neuen Regierung zu
analysieren. Stolz bezogen sie sich darauf, autochthone Völker,
kollektive Subjekte mit eigener Kultur und Identität zu sein und
wehrten sich dagegen, vom Präsidentenamt aus als arme und
hilfsbedürftige Individuen behandelt zu werden. Sie hinterfragten,
warum die Wohlfahrtsprogramme der Regierung sich ausschließlich an
Individuen richteten. Denn es gibt keine Leistungen für Agrargemeinden
oder indigene Gemeinden, die den kollektiven Grundbesitz der Ejidos
[1] oder ähnliche Organisationsformen stärken. Diese bildeten jedoch
die landwirtschaftliche Grundlage, auf der die autochthone Bevölkerung
ihre Identitäten, normativen Systeme, Einrichtungen, kurz, ihre
Kultur, aufrecht erhalten konnte.


Keine Verbesserung beim Schutz der Territorien

Die indigenen Vertreter*innen kamen zu dem Schluss, dass sich das
Kräfteverhältnis hinsichtlich des Schutzes der Territorien mit der
Regierung der "Vierten Transformation" (4T) [2] nicht verbessert hat.
Das Hauptproblem, dem sich die indigenen Völker in der Aktualität
gegenüber sehen, ist der Disput um ihren Lebensraum. Sowohl die
Unternehmen und die Regierung als auch das organisierte Verbrechen
oder alle zusammen wollen sich diesen aneignen. Für die indigene
Bevölkerung ist das Territorium eine Überlebensvoraussetzung. Das
Territorium ermöglicht ihnen, ihre freie Selbstbestimmung auszuüben,
davon hängt ihr Leben ab.

Doch die Infrastrukturprojekte im Bergbau [3] und Verkehrswesen [4],
die Wasser- und Wärmekraftwerke, Windparks, die Ausbeutung der
fossilen Brennstoffe [5] und die Gaspipelines bedrohen die Existenz
der indigenen Gemeinden. Daran ändert auch die Politik unter der 4T
nichts, mit Ausnahme des Fracking-Verbots durch den Präsidenten. Die
indigenen Vertreter*innen überprüften die Erklärungen des Präsidenten
López Obrador zu Energie- und Extraktivismusvorhaben. Demnach werden
zwar keine neuen Konzessionen vergeben, aber die alten bleiben
bestehen. Diese betreffen nach Angaben des Präsidenten 30 Prozent des
nationalen Territoriums. Staudämme für neue Wasserkraftwerke sind laut
dem Regierungschef nicht geplant. Dafür sollen die 60 existierenden,
die weit unter ihren Kapazitäten arbeiten, modernisiert werden. In
einigen Fällen, wie dem umstrittenen Stauwerk El Zapotillo im
Bundesstaat Jalisco, sind die Bauarbeiten wieder aufgenommen worden.


Verbindliche Befragung der indigenen Gemeinden wird zur
Farce

Das Vorhaben des Wärmekraftwerkes von Huexca spiegelt das Verhältnis
zwischen Regierung und den Verteidiger*innen des Territoriums wider:
Im Namen der Energiesouveränität und der Rettung des staatlichen
Ölkonzerns Pemex und der Stromgesellschaft CFE setzte sich die
Regierung über die Territorialrechte der Indígenas hinweg. Die
Gemeinden, die den Bau von Gaspipelines auf ihren Territorien
verhindert haben, sehen sich unter Druck. Die Energie- und
Extraktivismusgesetze, die während der neoliberalen Regierungsperioden
den Raub von Land und Naturvorkommen der indigenen und
kleinbäuerlichen Bevölkerung legalisierten, werden nicht außer Kraft
gesetzt und den Gemeinden ihre Ressourcen nicht zurückerstattet
werden. Zu diesen Projekten kommen neue Bundesvorhaben, die den Süden
und Südosten des Landes modernisieren sollen. Beispiele sind der
sogenannte Maya-Zug (Tren Maya), der Ausbau der Verkehrswege über den
Isthmus von Tehuantepec und die Raffinerie Dos Bocas im Bundesstaat
Tabasco. Die Umsetzung dieser Projekte würde die Lebensformen, die
Zukunft und die angestammten Territorien tausender Gemeinden
beeinträchtigen. Darum wäre es unbedingt nötig, deren Zustimmung zu
bekommen oder ihre Ablehnung zu respektieren. Doch diese Regierung hat
das Recht der indigenen Völker auf Befragung ad absurdum geführt:
Vermeintliche Ergebnisse wurden auf Versammlungen, in Abwesenheit von
Repräsentant*innen betroffener Gemeinden, ohne Informationsaustausch
und Analyse der Vorhaben und per Handzeichen abgestimmt. "Sie nehmen
uns die Möglichkeit, unsere freie Selbstbestimmung auszuüben",
kommentierten die Ñu savi.


Indigene leisten weiterhin Widerstand

Die Gewalt [6] in den Gemeinden geht unverändert weiter. Der Mord an
den Verteidiger*innen des Territoriums bleibt eine Konstante, trotz
des Versprechens der Regierung, die politische Verfolgung von
Gegner*innen zu beenden. Die Straffreiheit der Verbrechen an indigenen
Umweltschützer*innen lädt zu weiteren Gewalttaten ein. Die
Narco-Paramilitärs erledigen weiterhin die schmutzige Arbeit für die
Invasoren und eliminieren all jene, die den Projekten im Weg stehen.
Hinsichtlich dieser Zustände bekräftigten die Vertreter*innen der
indigenen Völker auf dem Treffen in Mexiko-Stadt, dass sie bereits
seit hunderten Jahren Widerstand leisten und wachsam bleiben werden.
Sie werden sich weiterhin organisieren, um ihre natürlichen Vorkommen
und das Leben in ihren Territorien zu schützen.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/entwurf-des-agrarentwicklungsgesetzes-wer-wind-saet/

[2] https://www.npla.de/poonal/amlos-reformen-im-eiltempo/

[3] https://www.npla.de/poonal/untergrabenes-feld-bergbau-in-mexiko/

[4] https://www.npla.de/podcast/verkehrsprojekte-in-mexiko-probleme-beim-aufbau-nachhaltiger-infrastruktur/

[5] https://www.npla.de/poonal/zwischen-erdoel-rueckwaertsgang-und-oeko-strom-energiepolitik-in-mexiko-2/

[6] https://www.npla.de/poonal/mexiko-gewaltrekord-im-ersten-quartal-2019/
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BERUF/1930: Neue Ideen für die berufliche Bildung (BMBF)


BMBF - Bundesministerium für Bildung und Forschung - 11.07.2019

Neue Ideen für die berufliche Bildung

30 innovative Ideen erreichen nächste Runde beim Innovationswettbewerb
"InnoVET"



Neue Konzepte für eine exzellente berufliche Bildung: Mit diesem Ziel hatte
das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) Akteure der
beruflichen Bildung im Januar 2019 aufgerufen, Ideen zu entwickeln und sich
beim Innovationswettbewerb "InnoVET" für eine Förderung zu bewerben. Das
Echo war groß: Es gingen 176 Förderanträge ein. Jetzt hat die Jury
entschieden und die 30 erfolgversprechendsten Ideen werden gefördert.

Dazu erklärt Bundesbildungsministerin Anja Karliczek:

"Eine Lebens- und Arbeitswelt im Wandel braucht eine zukunftsfeste
berufliche Bildung. Mit dem Wettbewerb InnoVET suchen wir die besten Ideen,
um die berufliche Bildung noch innovativer zu machen. Sie soll auch für die
nächsten Generationen ein festes Fundament einer erfolgreichen
Berufskarriere sein. Die InnoVET-Projekte werden dazu beitragen, die
berufliche Bildung noch attraktiver und exzellenter zu machen."

Hintergrund:

Die Bundesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, berufliche Weiterbildung und
lebensbegleitendes Lernen stärker zu fördern und gemeinsam mit ihren
Partnern die nationale Weiterbildungsstrategie verabschiedet. Als Teil der
nationalen Weiterbildungsstrategie hat BMBF den Wettbewerb "Zukunft
gestalten - Innovationen für eine exzellente berufliche Bildung (InnoVET)"
gestartet. Hier entwickeln regionale und/oder branchenspezifische Akteure -
wie Schulen, Unternehmen und Universitäten - in sogenannten 
Innovations-Clustern gemeinsam hochwertige und attraktive Qualifizierungsangebote für
die berufliche Aus- und Weiterbildung. Sie sollen gleichwertig sein mit
Hochschulabschlüssen und auf dem Arbeitsmarkt bei jungen Menschen und
Unternehmen hohe Akzeptanz finden.

Die von einer Jury aus zehn Expertinnen und Experten von Schulen,
Hochschulen, Bildungszentren der beruflichen Bildung und Unternehmen
ausgewählten Projekte haben ab August 2019 ein halbes Jahr Zeit, ihre Ideen
zu einem umfassenden Förderantrag auszuarbeiten und diese einzureichen. Die
Jury wählt dann die überzeugendsten Konzepte aus, die mit Förderung vom
BMBF von 2020 bis 2024 umgesetzt und erprobt werden. Das BMBF fördert die
Projekte mit insgesamt 82 Millionen Euro.

 * 
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UNIVERSITÄT/2740: Baden-Württemberg - Land muss Unterfinanzierung der Universitäten dauerhaft beenden (idw)


Universität Hohenheim - 11.07.2019

Universitäts-Senat fordert: Land muss Unterfinanzierung der Universitäten
dauerhaft beenden

• "Nach ersten ermutigenden Schritten muss das Land den Weg aus der
Unterfinanzierung entschlossen fortsetzen"

• Reales Minus von 34 % pro Studentin/Studenten seit
Jahrtausendwende



Ein Minus von 34 % seit der Jahrtausendwende - so lässt sich die reale
Entwicklung der Gelder zusammenfassen, die den Landesuniversitäten pro
Studentin oder Studenten zur Verfügung stehen. Das Geld fehlt bei der
Ausbildung künftiger Fachkräfte genauso wie bei der essentiellen Forschung
und Förderung der Innovationskraft, um den Wirtschaftsstandort
Baden-Württemberg zu sichern. In einer Stellungnahme zur
Hochschulfinanzierung fordert der Senat der Universität Hohenheim in
Stuttgart nun Anstrengungen, um die Schere zwischen notwendiger und
tatsächlicher Hochschulfinanzierung dauerhaft zu schließen.

"Um den gewachsenen Bedarf an Studienplätzen zu befriedigen, fahren die
Universitäten seit Jahren Überlast. Sie müssen sogar Flächen anmieten und
kämpfen mit einem millionenschweren Sanierungsstau beim Gebäudebestand",
skizziert Rektor Prof. Dr. Stephan Dabbert einige der Probleme der
Universitäten.

Gleichzeitig zehren Geldentwertung, Tarifsteigerungen, steigende
Betriebskosten und Manpower für Zusatzaufgaben das Budget aus, so dass
landesweit heute weniger Geld pro Studierendem zur Verfügung steht, als
noch im vergangenen Jahrtausend. Ein Minus, das sich durch die
Geldentwertung inzwischen real auf 34 % summiert hat.

Unterfinanzierung muss wenigstens schrittweise abgebaut werden

In einer Stellungnahme appelliert der Senat der Universität Hohenheim
jetzt an das Land Baden-Württemberg, das anhaltende strukturelle
Finanzdefizit schrittweise abzubauen. Als wichtigste Forderungen listet
die Stellungnahme unter anderem:


	Jährlich +3 % als Ausgleich für Tariferhöhungen und wissenschaftsspezifische Kostensteigerungen - damit sich die Schere nicht weiter öffnen kann.

	Einmalig 1.000 Euro pro Studentin/Student zusätzlich in den Grundhaushalt - damit sich die bestehende Kluft zwischen Budget und Bedarf ein Stück weit schließt.

	Abbau des Sanierungsstaus - damit Lehre und Forschung nicht durch mangelhafte und fehlende Infrastruktur torpediert werden.



Hinzu kommen weitere Forderungen, die die Finanzierung vereinfachen und
verlässlich machen. Dazu gehören:


	Umschichtung von bestehenden Sonderprogrammen in den Grundhaushalt - weil einstige Sondersituationen wie hoher Ausbildungsbedarf längst Standard geworden sind.

	Anrecht auf Rücklagen - weil sich Wissenschaft hoch dynamisch entwickelt, so dass die Universität Handlungsfreiheit und Flexibilität benötigen.

	Abzugsfreie Weitergabe aller Bundesmittel für Studium und Lehre in den Grundhaushalt - damit diese Mittel effektiv eingesetzt werden können.



Land darf nach ersten ermutigenden Schritten nicht stehen bleiben

Hoffnung schöpft die Stellungnahme des Senates aus zwei ermutigenden
Signalen.

Bereits der laufende Hochschulfinanzierungsvertrag "Perspektiven 2020" des
Landes habe z.B. begonnen, viele Sondermittel in den Grundhaushalt zu
überführen und einen Energiekostenzuschuss gezahlt. Der Vertrag ist jedoch
bis 2020 befristet. "Dieser Vertrag hat wertvolle strukturelle
Verbesserungen gebracht und wenigstens einen Ausgleich der
Energiekostensteigerung aufgefangen. Nach diesen ersten ermutigenden
Schritten gilt es deshalb nun, den Weg aus der Unterfinanzierung
entschlossen fortzusetzen", kommentiert der Rektor.

Ein ermutigendes Signal sei auch, dass sich Bund und Länder im Juni 2019
auf Eckpunkte für Bundeszuschüsse zur Verbesserung der
Hochschulfinanzierung geeinigt haben. "Bislang steht jedoch nur fest, dass
die Bundesmittel künftig dauerhaft an die Länder gehen - aber die Details
sind offen. Das muss so geregelt werden, dass wir alle Mittel tatsächlich
effektiv einsetzen können."

Text: Klebs


Vollständiger Text der Stellungnahme des Senates unter:

www.uni-hohenheim.de/senat-resolutionen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234
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LANDWIRTSCHAFT/1785: Studie - Trends in der Landwirtschaft bedrohen Ernährungssicherheit (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 11.07.2019

Studie: Trends in der Landwirtschaft bedrohen Ernährungssicherheit



Zitrusfrüchte, Kaffee und Avocados: Das Essen auf unseren Tischen ist in
den vergangenen Jahrzehnten immer abwechslungsreicher geworden. Für die
Landwirtschaft gilt das aber nicht. Weltweit gibt es mehr Monokulturen,
die dazu auch immer größere Flächen in Anspruch nehmen. Gleichzeitig sind
viele der angebauten Nutzpflanzen von Bestäubern abhängig. Das sorgt
dafür, dass die Ernährungssicherheit immer stärker bedroht ist, wie ein
Forscherteam unter Beteiligung der Martin-Luther-Universität Halle-
Wittenberg (MLU) in der Fachzeitschrift "Global Change Biology" schreibt.
Für die Studie untersuchten die Wissenschaftler die weltweite Entwicklung
der Landwirtschaft der vergangenen 50 Jahre.

Die Forscher analysierten die Daten der Welternährungsorganisation der
Vereinten Nationen (FAO) zum Anbau von Feldfrüchten im Zeitraum von 1961
bis 2016. Bei der Auswertung zeigte sich nicht nur, dass weltweit immer
mehr Flächen für die Landwirtschaft benutzt werden. Gleichzeitig nahm auch
die Vielfalt der angebauten Feldfrüchte ab. Mittlerweile sind 16 von den
20 am schnellsten wachsenden Feldfrüchten auf eine Bestäubung durch
Insekten oder andere Tiere angewiesen. "Erst vor wenigen Monaten hat der
Weltbiodiversitätsrat IPBES der Welt gezeigt, dass bis zu einer Million
Tier- und Pflanzenarten vom Aussterben bedroht sind, darunter sind auch
viele Bestäuber", sagt der Biologe Prof. Dr. Robert Paxton von der MLU,
der einer der Autoren der neuen Studie ist. Das betrifft Bienen in
besonderem Maße: Honigbienen sind immer stärker von Krankheitserregern und
etwa Pestiziden bedroht, der Bestand an Wildbienen ist weltweit seit
Jahrzehnten rückläufig.

Weniger Bestäuber könnten bedeuten, dass die Ernte komplett oder zumindest
deutlich geringer ausfällt. Allerdings trifft das nicht auf alle Länder
gleichermaßen zu. Auf der Grundlage der FAO-Daten erstellten die Forscher
unter anderem eine Weltkarte, die das Risiko für Ernteausfälle geografisch
darstellt. "Besonders betroffen wären demnach die Schwellen- und
Entwicklungsländer der Welt in Südamerika, Afrika und Asien", sagt Prof.
Dr. Marcelo Aizen vom Nationalen Rat für wissenschaftliche und
technologische Forschung CONICET in Argentinien, der die Studie geleitet
hat. Das sei nicht verwunderlich, da gerade in diesen Regionen massenhaft
Monokulturen für den globalen Markt angebaut werden. Soja wird etwa in
vielen Ländern Südamerikas produziert und anschließend als Rinderfutter
nach Europa exportiert. "Weltweit ist der Sojaanbau um rund 30 Prozent pro
Jahrzehnt gestiegen. Das ist doppelt problematisch, weil für die
Sojafelder zahlreiche natürliche und naturnahe Habitate, einschließlich
tropische und subtropische Wälder und Wiesen, zerstört wurden", sagt Aizen
weiter.

Mit einer nachhaltigen Landwirtschaft, die die Ernährungssicherheit einer
wachsenden Weltbevölkerung im Blick hat, habe die aktuelle Entwicklung
wenig zu tun, so die Autoren. Zudem tragen vor allem die armen Regionen
der Welt das größte Risiko. Allerdings wären die Folgen eines
Ernteausfalls weltweit spürbar: "Die betroffenen Regionen produzieren vor
allem für die reichen Industrienationen. Fällt in den Ursprungsländern zum
Beispiel die Avocado-Ernte aus, könnten auch die Menschen in Deutschland
oder anderen Industrienationen keine mehr kaufen", sagt Robert Paxton, der
auch Mitglied des Deutschen Zentrums für integrative
Biodiversitätsforschung (iDiv) Halle-Jena-Leipzig ist.

Die Forscher plädieren für eine Trendwende: So müsste darauf geachtet
werden, die Landwirtschaft weltweit wieder zu diversifizieren und
ökologischer zu gestalten. Das heißt zum Beispiel, dass in den besonders
anfälligen Ländern landwirtschaftliche Betriebe kleinere Flächen mit
unterschiedlichen Feldfrüchten bestellen sollten. Zudem müssten Landwirte
weltweit Anbauflächen naturnaher gestalten, etwa durch extra angelegte
Blühstreifen, Hecken und weitere Nistmöglichkeiten neben den Feldern. So
ließe sich sicherstellen, dass es genügend angemessenen Lebensraum für
Insekten gibt, die letztlich für eine nachhaltige und produktive
Landwirtschaft notwendig sind.


Originalpublikation:

Aizen M. A. et al.

Global agricultural productivity is threatened by increasing pollinator
dependence without a parallel increase in crop diversification.

Global Change Biology (2019).

doi: 10.1111/gcb.14736

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution167
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MELDUNG/667: Klöckner stellt Studie zur Ernährungsbildung in Schulen und Kitas vor (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 152 vom 12.07.2019

Bundesministerin Klöckner stellt Studie zur Ernährungsbildung in Schulen
und Kitas vor

Ergebnisse zeigen Nachholbedarf in Ausbildung und Studium auf



Was lernen Kinder in der Kita und der Schule zum Thema Ernährung? In
welchen Fächern findet das Thema Platz? Und wie sind Lehrkräfte und
pädagogisches Personal auf diese Aufgabe vorbereitet? Zu diesen und
weiteren Fragen hatte das Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft die Studie "Ernährungsbezogene Bildungsarbeit in Kitas und
Schulen" in Auftrag gegeben. Diese wurde heute in Berlin von
Bundesministerin Julia Klöckner vorgestellt.

Die zentralen Ergebnisse fasste Professor Dr. Helmut Heseker, Leiter der
Studie, zusammen: "Die Themen Essen und Ernährung haben die Länder in ihren
Lehr- und Bildungsplänen verankert. Das ist ein wichtiger Schritt. Wir
sehen jedoch, dass die Fachkräfte in Kitas und Schulen in ihrer Ausbildung
zumeist unzureichend auf diese Aufgabe vorbereitet werden." Auch das
Angebot an Fortbildungen reiche häufig nicht aus, um die Lücken in der
Ausbildung zu kompensieren, so Heseker weiter. Auch wiesen Lehrbücher
häufig fachliche Mängel auf.

Bundesernährungsministerin Julia Klöckner betonte: "Der Grundstein für eine
gesunde und ausgewogene Ernährung wird im Kindesalter gelegt.
Ernährungsbildung muss deshalb schon in Kitas und Schulen stattfinden -
theoretisch im Unterricht und praktisch bei den Mahlzeiten. Entscheidend
ist also, dass Ernährungswissen von den Erziehern und Lehrkräften aktiv
vermittelt wird. Dafür müssen die Pädagogen mit entsprechenden Kompetenzen
ausgestattet sein. Die Studie zeigt, dass hier Nachholbedarf besteht.
Gemeinsam mit unserem Bundeszentrum für Ernährung, BZfE, werden wir daher
ein Konzept erarbeiten, wie das Thema Ernährungsbildung verstärkt in
Ausbildung, Studium und Fortbildungen untergebracht werden kann. Zudem
entwickeln wir unser bereits bestehendes Angebot an modernen, aktuellen
Lehrmaterialen weiter."

Zur Studie: 

Im Rahmen der Studie analysierten Professor Heseker und sein Team an der
Universität Paderborn Bildungspläne für die frühkindliche Bildung und
Lehrpläne aller Schularten. Auch die Ausbildungsinhalte der Lehrkräfte und
Pädagogen waren Gegenstand der Forschung. Ebenso wurden Schul- und
Kitaleitungen, Lehrkräfte und Kitaträger befragt.


Kernergebnisse der Studie:


	Die Themen Essen und Ernährung sind in den Bildungsplänen für Kita und Schule verankert.

	Das Angebot an Fortbildungen reicht häufig nicht aus, um den Mangel in der Ausbildung zu kompensieren.

	Lehrbücher weisen häufig fachliche Mängel auf.



Zentrale Ergebnisse im Bereich Kita: 


	Das pädagogische Personal wird nicht ausreichend qualifiziert. Vor allem in der Erzieherinnen-Ausbildung ist Ernährung nur ein Randthema.

	Das Verständnis von Ernährungsbildung der Verantwortlichen (Kita-Träger und Kita-Leitungen) ist nicht immer umfassend und zudem sehr unterschiedlich ausgeprägt.



Zentrale Ergebnisse im Bereich Schule:


	Sachunterricht und Biologie bzw. Naturwissenschaften sind Leitfächer für Ernährungsbildung im Pflichtunterricht. Während im Sachunterricht der Grundschulen zum Teil mehrere Bereiche der Ernährungsbildung abgedeckt werden, wird im Biologieunterricht vor allem die naturwissenschaftliche Perspektive in den Blick genommen. Praxiswissen zu Herkunft von und Umgang mit Lebensmitteln oder Informationen zu Esskultur oder regionaler Vielfalt von Essen und Trinken werden eher nicht vermittelt.

	An mittleren Schulformen (Sekundarstufe I) kommen ergänzend bundeslandspezifische Unterrichtsfächer hinzu (beispielsweise Hauswirtschaft, Alltagskultur, Ernährung, Soziales oder Verbraucherbildung). Diese setzen sehr unterschiedliche Schwerpunkte, decken aber häufig mehrere Bereiche der Ernährungsbildung ab. In der Regel werden diese Fächer jedoch nur im Wahlpflichtbereich angeboten und sind somit nicht verpflichtend.

	Eine kontinuierliche und verpflichtende Verankerung von umfassender Ernährungsbildung in der Schullaufbahn ist nicht gewährleistet.

	Ernährungsbezogene Studieninhalte im Lehramtsstudium für Sachunterricht und Biologie fehlen weitgehend.

	Für die bundeslandspezifischen Fächer fehlen mitunter Ausbildungsstandorte.



 * 
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DEMOSKOPIE/822: Religiöse Toleranz weit verbreitet - aber der Islam wird nicht einbezogen (idw)


Bertelsmann Stiftung - 11.07.2019

Religiöse Toleranz weit verbreitet - aber der Islam wird nicht
einbezogen



Anlässlich des 70-jährigen Geburtstags des Grundgesetzes nimmt der
aktuelle Religionsmonitor der Bertelsmann Stiftung das Verhältnis von
Religion und politischer Kultur in den Blick. Demokratische
Grundprinzipien und Werte genießen unter Angehörigen der verschiedenen
Religionen breite Zustimmung. Auch religiöse Toleranz, die für ein
friedliches Miteinander in einer vielfältigen Gesellschaft entscheidend
ist, wird von einer Mehrheit anerkannt. Allerdings werden dabei nicht alle
Religionen gleichermaßen einbezogen.

Gütersloh, 11. Juli 2019. In Deutschland sind die Angehörigen der
verschiedenen Religionen mehrheitlich davon überzeugt, dass die Demokratie
eine gute Regierungsform ist. Das ist ein Ergebnis der Studie
"Weltanschauliche Vielfalt und Demokratie", die auf dem Religionsmonitor
2017 der Bertelsmann Stiftung und einer Nacherhebung 2019 basiert. Demnach
sprechen sich 89 Prozent der deutschen Bevölkerung für die Demokratie aus.
Unter den Christen liegt der Anteil bei 93 Prozent der Befragten, unter
Muslimen bei 91 Prozent und unter Konfessionslosen bei 83 Prozent. Auch
der Schutz von Minderheiteninteressen als ein Grundprinzip der liberalen
Demokratie wird von rund 80 Prozent der Bürger positiv bewertet.

Bei der Anerkennung religiöser Vielfalt gibt es allerdings noch
Nachholbedarf: Grundsätzlich sind 87 Prozent der Befragten laut Studie
offen gegenüber anderen Weltanschauungen. Etwa 70 Prozent sprechen anderen
Religionen auch einen Wahrheitsgehalt zu und sind somit als religiös
tolerant anzusehen. Doch nur knapp jeder Zweite in Deutschland meint, dass
religiöse Pluralität die Gesellschaft bereichert. Mit Blick auf den Islam
sinkt dieser Anteil noch einmal: Nur ein Drittel der Bevölkerung
betrachtet den Islam als Bereicherung. Christentum, Judentum, Hinduismus
und Buddhismus werden hingegen von einer Mehrheit als bereichernd
empfunden.

Insgesamt empfindet rund die Hälfte der Befragten den Islam als Bedrohung.
In Ostdeutschland ist dieser Anteil mit 57 Prozent noch höher als in
Westdeutschland (50 Prozent). Diese im Frühjahr 2019 erhobenen Daten
unterscheiden sich kaum von den Ergebnissen der vorangegangenen
Befragungen des Religionsmonitors aus den Jahren 2017, 2015 und 2013.
"Offenbar sehen viele Menschen den Islam derzeit weniger als Religion,
sondern vor allem als politische Ideologie an und nehmen ihn deswegen von
der religiösen Toleranz aus", erklärt Yasemin El-Menouar, Religions-Expertin
der Bertelsmann Stiftung. Hierzu haben aus ihrer Sicht auch die
gesellschaftlichen Debatten und Medienberichte der vergangenen Jahre
beigetragen, die den Islam häufig in einen negativen und kritischen
Zusammenhang rückten.

Skepsis gegenüber dem Islam bedeutet noch keine Islamfeindlichkeit

Die Bertelsmann Stiftung hat genauer untersucht, wie sich der
Bevölkerungsanteil derer zusammensetzt, die den Islam als Bedrohung
ansehen. Das Ergebnis: Es ist wichtig, hier zu differenzieren. "Zwar zeigt
unsere Studie eine recht weit verbreitete Islamskepsis, aber die ist nicht
unbedingt mit Islamfeindlichkeit gleichzusetzen", sagt El-Menouar. "Viele
Menschen äußern mit Blick auf den Islam Vorbehalte, leiten daraus aber
keine politischen Forderungen oder antidemokratische Sichtweisen ab." Nur
eine Minderheit der Bürger zeige eine deutlich islamfeindliche Sicht und
fordere etwa, die Zuwanderung von Muslimen zu unterbinden. Der Anteil von
Menschen mit einer islamfeindlichen Einstellung ist im Verlauf der
vergangenen Jahre laut Religionsmonitor insgesamt gesunken: Betrug er 2017
in Deutschland noch 20 Prozent, liegt er 2019 bei nur noch 13 Prozent. Die
Analysen zeigen außerdem, dass Personen mit eindeutig islamfeindlichen
Positionen häufig nicht nur Muslime, sondern auch andere Minderheiten
ablehnen und eine insgesamt antipluralistische Weltsicht vertreten.

Ablehnung von Vielfalt schadet der Demokratie

Weitere Ergebnisse des Religionsmonitors: Die Zustimmung zur Demokratie
als gute Regierungsform sinkt unter Personen mit einer klar
islamfeindlichen Haltung auf einen Anteil von 68 Prozent - und liegt damit
mehr als 20 Prozentpunkte niedriger als in der Gesamtbevölkerung. Ähnlich
sieht es beim Schutz von Minderheiteninteressen aus: Auch dieses
demokratische Prinzip findet nur bei zwei Dritteln derer Zustimmung, die
sich gegen die Zuwanderung von Muslimen aussprechen. Selbst wenn eindeutig
islamfeindliche Einstellungen nur von einer Minderheit vertreten werden
und sogar etwas abgenommen haben, gibt die weit verbreitete Islamskepsis
Anlass zur Sorge. Denn: "Bestehende Vorbehalte bieten rechtspopulistischen
Gruppierungen und Parteien Anknüpfungspunkte - Sorgen und Ängste können
instrumentalisiert werden und aus einer Skepsis Ablehnung machen", sagt
Religions-Expertin El-Menouar.

Basis für gelingendes Zusammenleben: Persönliche Kontakte zwischen
Religionen

Eine wichtige Erkenntnis des Religionsmonitors lautet, dass Menschen, die
regelmäßig Kontakt zu Angehörigen anderer Religionen haben, religiöse
Vielfalt und den Islam seltener als Bedrohung empfinden. In dieser Gruppe
betrachten 46 Prozent den Islam sogar als eine Bereicherung. Unter den
Personen, die kaum persönlichen Kontakt zu anderen Religionen haben, sehen
dagegen 64 Prozent im Islam eine Bedrohung. "Nicht nur die Studien, auch
die alltägliche Erfahrung zeigen: Im konkreten Alltag gelingt das
Zusammenleben von Menschen unterschiedlicher Religionen meist gut", betont
El-Menouar. "Genau an diesem Punkt können Praxisprojekte ansetzen und den
Austausch und die persönliche Begegnung gezielt fördern. So können
gegenseitige Vorurteile abgebaut, Vertrauen gestärkt und ein gelingendes
Mit-einander gestaltet werden. Hier sind besonders die Kommunen gefordert,
Räume für Begegnung und Austausch zu schaffen." Beispielsweise ließe sich
bereits in Kita und Schule ansetzen, um Kinder - unabhängig von
konfessionellen Grenzen - über Religion und religiöse Vielfalt zu
unterrichten. Auf diese Weise könnten sich Kinder über Gemeinsamkeiten und
Unterschiede ihrer verschiedenen religiösen Prägungen austauschen und
voneinander lernen. "Unsere Befragungen zeigen, wie viele Werte geteilt
werden, wie zum Beispiel demokratische Grundwerte und der Wunsch nach
einem toleranten Miteinander. Genau dies ist eine wichtige Basis, um sich
über Religionsgrenzen hinweg auszutauschen", sagt die Religions-Expertin
El-Menouar.


Zusatzinformationen

Der Religionsmonitor der Bertelsmann Stiftung untersucht regelmäßig
international vergleichend die Bedeutung von Religion für den
gesellschaftlichen Zusammenhalt. Er basiert auf repräsentativen
Bevölkerungsumfragen. Im Auftrag der Bertelsmann Stiftung hat Professor
Gert Pickel von der Universität Leipzig anhand dieser Daten die Rolle von
religiöser Vielfalt für die politische Kultur von Demokratien analysiert.

Die Ergebnisse der Studie basieren auf den Daten des Religionsmonitors
2017 sowie der Nacherhebung 2019. Der Religionsmonitor 2017 enthält
jeweils repräsentative Daten für Deutschland (rund 1.500 Befragte) sowie
Österreich, Schweiz, Frankreich, Vereinigtes Königreich und Türkei
(jeweils etwa 1.000 Befragte). Zusätzliche Sonderbefragungen der
muslimischen Bevölkerung in diesen Ländern lieferten (ohne
Berücksichtigung der jüngeren Fluchtmigration seit 2010) präzisere
Aussagen über die größte religiöse Minderheit in Europa (rund 1.000
Befragte in Deutschland und jeweils etwa 500 in den übrigen Ländern).

Im Rahmen der Nacherhebung des Religionsmonitors 2019 hat das infas
Institut für angewandte Sozialwissenschaft in Bonn rund 1.000 Personen
repräsentativ für Deutschland befragt. Die Sonderauswertung
"Weltanschauliche Vielfalt und Demokratie. Wie sich religiöse Pluralität
auf die politische Kultur auswirkt" ist die vierte Veröffentlichung einer
Publikationsreihe zum Religionsmonitor.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605
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ARBEIT/2962: Verschiedene Karrierepfade erklären Lohnungleichheit (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 11.07.2019

Verschiedene Karrierepfade erklären Lohnungleichheit



Warum verdient ein 55-jähriger Arbeitnehmer im Schnitt rund 40 Prozent
mehr als ein 25-jähriger? Besteht ein Zusammenhang zwischen Lohnwachstum
und steigender Lohnungleichheit? Viele Antworten lagen bislang noch
weitgehend im Dunkeln. Die Ökonomen Prof. Dr. Moritz Kuhn und Prof. Dr.
Christian Bayer von der Universität Bonn werteten nun Einkommensdaten für
den Zeitraum von 2006 bis 2016 aus. Wichtigster Faktor für Lohnwachstum
und steigende Lohnungleichheit ist, inwieweit es Arbeitnehmern gelingt,
die Karriereleiter emporzuklettern. Dabei ist ein Studienabschluss kein
Garant für höheres Einkommen. Die Forscher stellen ihre Ergebnisse nun als
"CEPR Discussion Paper" vor.

Ungleiche Löhne treiben die Menschen um. Warum verdienen Frauen im Schnitt
weniger als Männer? Weshalb erhalten Ältere mehr Lohn als Jüngere? Während
bei Berufseinsteigern die Lohnunterschiede moderat sind, zeigen
Arbeitsmarktdaten, dass die Lohnunterschiede nach dem Berufseinstieg immer
weiter ansteigen. "Wissenschaftliche Studien haben sich bislang vor allem
auf Unterschiede zwischen Arbeitgebern fokussiert oder die Bedeutung von
Arbeitnehmercharakteristika betont", berichtet Prof. Dr. Moritz Kuhn vom
Institut für Makroökonomik und Ökonometrie der Universität Bonn. Zusammen
mit seinem Institutskollegen Prof. Dr. Christian Bayer hat der Ökonom
Arbeitsmarktdaten des Statistischen Bundesamtes für den Zeitraum von 2006
bis 2016 ausgewertet.

Die Wissenschaftler vollzogen dabei einen Perspektivwechsel: Sie schauten
sich nicht nur die Charakteristika von Arbeitgebern und Arbeitnehmer an,
sondern bezogen auch die Unterschiede in Stellenprofilen in ihre Analyse
mit ein. Bayer: "Stellenprofile beschreiben Aufgaben und Pflichten und
unterschieden sich darin, wieviel Verantwortung, Komplexität und
Entscheidungsfreiheit mit der Stelle verbunden sind." Mit Hilfe
statistischer Methoden zerlegten die Ökonomen dann das Lohnwachstum und
den Anstieg der Lohnungleichheit im Lebensverlauf. Den wichtigsten
Einfluss, fanden die Forscher, machen die Veränderungen bei den
Stellenprofilen und damit unterschiedliche Karriereverläufe aus. "Die
unterschiedlichen Stufen der Karriereleiter erklären rund 50 Prozent der
Lohnunterschiede in der Bevölkerung", fasst Bayer das Ergebnis zusammen.

Wer studiert hat, verdient nicht zwangsläufig mehr

Die landläufige Idee, dass ein Studienabschluss allein zu einem höheren
Einkommen führt, erscheint durch die Studie damit in einem neuen Licht.
Wer studiert hat, verdient nicht zwangsläufig mehr. Ein Studienabschluss
eröffnet in den meisten Fällen nur den Zugang zu den Stellen an der Spitze
der Karriereleiter. "Entscheidend ist damit, was ich aus meinem
Hochschulabschluss mache: Werde ich Taxifahrer, Sachbearbeiter oder
Geschäftsführer?", erläutert Kuhn.

Mehr Licht ins Dunkel bringt die Studie auch bezüglich der Kluft zwischen
den Geschlechtern. "Die Hälfte der Lohnunterschiede zwischen Mann und Frau
sind auf unterschiedliche Karriereverläufe zurückzuführen", berichtet
Bayer. "Viele Männer machen zwischen 30 und 45 Jahren noch große Schritte
auf der Karriereleiter und haben hohes Lohnwachstum, das bei Frauen häufig
ausbleibt", erläutert Kuhn. Da die Daten keine umfassenden Informationen
über die Lebenssituation von Frauen liefern, müssen die Ursachen für
unterschiedliche Karriereverläufe weitgehend Spekulation bleiben. Es liegt
aber nahe, dass weit mehr Frauen als Männer aufgrund von
Familiengründungen den Arbeitsmarkt verlassen und damit Schritte auf der
Karriereleiter auslassen, die dann nach der Rückkehr die beobachteten
Lohnunterschiede ausmachen.

Glück spielt auch eine Rolle

Arbeitgeberwechsel werden oft als Voraussetzung für Karrierefortschritte
gesehen. In Übereinstimmung damit finden die Forscher, dass wer in
Deutschland das Unternehmen wechselt, eine rund 20 Prozent höhere
Wahrscheinlichkeit hat, beim neuen Arbeitgeber befördert zu werden. Jedoch
zeigen die Daten auch, dass die meisten Schritte auf der Karriereleiter
beim gleichen Arbeitgeber stattfinden. Ob man den nächsten Schritt auf der
Karriereleiter schafft, hängt dabei auch von der Situation im Betrieb ab.
Gibt es einen Konkurrenten mit gleichem Bildungsniveau, aber mehr
Erfahrung? Dann wird dieser zumeist eher die Karriereleiter emporklettern.
"Karriere ist damit zumindest zum Teil auch ein Lotteriespiel: Nur wenn in
einem Unternehmen zur richtigen Zeit ein passender Platz auf der
Karriereleiter frei wird, kann man den nächsten Schritt machen", fasst
Bayer die Ergebnisse zum Einfluss von Glück auf den Karriereverlauf
zusammen.

"Viele der Ergebnisse entsprechen unseren Erwartungen, dennoch fehlte
bislang die wissenschaftliche Untermauerung auf Grundlage repräsentativer
Daten für diese individuellen Erfahrungen", sagt Bayer. Die beiden
Forscher wollen nun die Mechanismen und Ursachen der Lohnungleichheit mit
der neu gewonnenen Perspektive weiter ergründen. Kuhn: "Jetzt wissen wir,
wo wir in Zukunft genauer hinsehen müssen."


Originalpublikation:

Christian Bayer, Moritz Kuhn:

Which Ladder to Climb? Decomposing Life Cycle Wage Dynamics,

CEPR Discussion Paper (DP13158-2),

Internet: https://cepr.org/active/publications/discussion_papers/dp.php?dpno=13158#

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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AUSSENHANDEL/1720: Waffen für die Welt, Teil 4 (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 12. Juli 2019

german-foreign-policy.com

Waffen für die Welt (IV)



BERLIN - Die Genehmigungen für deutsche Rüstungsexporte haben im ersten
Halbjahr 2019 einen neuen Rekordwert erreicht und belaufen sich auf rund
5,3 Milliarden Euro. Dies geht aus Angaben der Bundesregierung hervor, die
am gestrigen Donnerstag bekannt wurden. Demnach hat Berlin in den ersten
sechs Monaten dieses Jahres die Ausfuhr von mehr als doppelt so viel
Kriegsgerät erlaubt wie im Vorjahreszeitraum. Genehmigt wurde nicht zuletzt
der Export von Rüstungsgütern im Wert von über einer Milliarde Euro an
Staaten, die im Jemen Krieg führen. Der dortige Einsatz deutscher Waffen
durch die Armee der Vereinigten Arabischen Emirate ist belegt. Die im Jemen
kämpfende saudisch-emiratische Kriegsallianz wird darüber hinaus auch mit
deutscher Munition im Wert einer dreistelligen Millionensumme beliefert,
die an Standorten des deutschen Rheinmetall-Konzerns außerhalb der
Bundesrepublik hergestellt wird. Sie ist in den Angaben der Bundesregierung
nicht enthalten. Schusswaffenproduzenten nutzen ebenso Werke im Ausland und
umgehen damit den jüngsten Beschluss Berlins, Kleinwaffenexporte in
Drittländer nicht mehr zu genehmigen.

Rekorde im Rüstungsexport

Das überaus hohe Volumen der genehmigten deutschen Rüstungsexporte im
ersten Halbjahr 2019 stellt nicht nur einen neuen Rekordwert dar; es
bestätigt gleichzeitig, dass die Ausfuhr deutschen Kriegsgeräts auch in
langfristiger Perspektive unvermindert wächst. Die Feststellung ist
wichtig, weil die Exportgenehmigungen traditionell erheblichen Schwankungen
unterliegen; das ist darauf zurückzuführen, dass einzelne Lieferungen etwa
von Kriegsschiffen oder auch einer größeren Stückzahl an Kampfpanzern
leicht dreistellige Millionen- oder sogar Milliardenbeträge erreichen; ihre
Häufung in einem bestimmten Jahr führt zu spürbaren Ausreißern nach oben,
ihr punktuelles Ausbleiben zu ebenso deutlichen Ausreißern nach unten.
Pendelte der deutsche Rüstungsexport in den Jahren ab 1999, dem Jahr, in
dem die Bundesregierung ihren ersten offiziellen Exportbericht publizierte,
um den Betrag von rund drei Milliarden Euro pro Jahr, so stieg der
Mittelwert ab 2003 auf etwa fünf Milliarden Euro, während er ab 2015 um
sieben Milliarden kreiste. Im vergangenen Jahr lag der Wert der
Ausfuhrgenehmigungen lediglich bei 4,8 Milliarden Euro - ein Resultat der
Tatsache, dass die sich in die Länge ziehenden Koalitionsverhandlungen und
die arg verspätete Regierungsbildung einen Genehmigungsstau verursacht
hatten. Noch nicht klar ist, ob der Anstieg auf 5,3 Milliarden Euro im
ersten Halbjahr 2019 noch einer verzögerten Auflösung dieses Staus
geschuldet ist oder ob die deutschen Rüstungsexporte abermals auf ein
dauerhaft erhöhtes Niveau von nun deutlich mehr als durchschnittlich sieben
Milliarden Euro im Jahr zusteuern.[1]

Umwegausfuhren (I)

Abgesehen davon muss berücksichtigt werden, dass deutsche Rüstungskonzerne
längst begonnen haben, die Produktion ins Ausland zu verlagern, um
Einschränkungen für Rüstungsexporte aus der Bundesrepublik zu umgehen.
Bekanntestes Beispiel ist die Düsseldorfer Rheinmetall. Rheinmetall liefert
zum Beispiel über seine Tochterfirmen RWM Italia und RDM (Südafrika)
Munition an Saudi-Arabien. Laut Rheinmetall-Vorstandsmitglied Helmut Merch
beläuft sich der Wert dieser Munitionslieferungen auf rund 100 Millionen
Euro pro Jahr.[2] Allein RWM Italia hatte schon den Firmenumsatz im Jahr
2017 auf 90 Millionen Euro steigern können und steht vor einem weiteren
Wachstum; der Auftragsbestand wurde Ende vergangenen Jahres auf einen Wert
von mehr als 500 Millionen Euro beziffert.[3] Bei Rheinmetall wird
regelmäßig darauf verwiesen, dass für die auswärtigen Tochterfirmen die
nationalen Gesetze am jeweiligen Standort gelten; demzufolge sind die
deutschen Rüstungsexportbeschränkungen dort wirkungslos.

Gewinne aus dem Jemen-Krieg

Selbst wenn Rüstungslieferungen von Standorten deutscher Konzerne außerhalb
Deutschlands unberücksichtigt bleiben, hat die Bundesregierung im ersten
Halbjahr 2019 Exporte im Wert von mehr als einer Milliarde Euro an Länder
genehmigt, die im Jemen Krieg führen. So wurden etwa Genehmigungen für die
Ausfuhr von Kriegsgerät im Wert von mehr als 800 Millionen Euro an Ägypten
genehmigt. Die Lieferungen an Ägypten werden unabhängig vom Krieg im Jemen
auch deshalb scharf kritisiert, weil die Militärs in Kairo ihre Herrschaft
konstant mit brutaler Repression durchsetzen (german-foreign-policy.com
berichtete [4]). Kriegsgerät im Wert von mehr als 200 Millionen Euro darf
darüber hinaus laut den Genehmigungen, die die Bundesregierung seit dem 1.
Januar erteilt hat, an die Vereinigten Arabischen Emirate verkauft werden.
Emiratische Truppen verwenden, wie ein Rechercheverbund deutscher Medien
jüngst zeigen konnte, bei ihren Kämpfen im Jemen deutsche Waffen. Darüber
hinaus kommen deutsche Rüstungsgüter, die an die Emirate geliefert wurden,
im Krieg in Libyen zum Einsatz (german-foreign-policy.com berichtete [5]).

Das profitable Zwei-Prozent-Ziel

Die gestern bekannt gewordene Rangliste der Empfänger deutscher
Rüstungsexporte im ersten Halbjahr 2019 bestätigt erneut, dass deutsche
Waffenschmieden massiv von der Durchsetzung des Zwei-Prozent-Ziels der NATO
profitieren. Bereits 2017 war das deutlich erkennbar geworden, als auf
Platz drei unter den Käufern deutschen Kriegsgeräts Litauen rangierte; dem
kleinen NATO-Staat genehmigte die Bundesregierung damals den Kauf
gepanzerter Fahrzeuge im Wert von rund einer halben Milliarde Euro - 1,17
Prozent des damaligen litauischen Bruttoinlandsprodukts. In diesem Jahr
liegt bislang Ungarn unter den Kunden deutscher Rüstungsfirmen auf Platz
eins; die Bundesregierung erlaubte Lieferungen von Kriegsgerät im Wert von
1,76 Milliarden Euro - 1,33 Prozent des ungarischen Bruttoinlandsprodukts.
Ungarn hat vergangenes Jahr bei Krauss-Maffei Wegmann unter anderem 44
Kampfpanzer des Typs Leopard 2A7+ und 24 Panzerhaubitzen 2000 bestellt. Wie
im Falle Litauens begleiten die Käufe die Intensivierung der
Militärkooperation: Während die Bundeswehr im Rahmen ihrer Stationierung im
litauischen Rukla immer enger mit den Streitkräften des Landes
zusammenarbeitet, baut sie zur Zeit gemeinsam mit ungarischen Truppen eine
binationale Transportkompanie auf, die ab 2023 einsatzfähig sein soll.[6]

Umwegausfuhren (II)

Die aktuellen Zahlen widerlegen die wiederkehrende Behauptung der Großen
Koalition, man sei einer restriktiven Rüstungsexportpolitik verpflichtet.
Erst kürzlich hatte die Bundesregierung diese Behauptung mit neuen
Vorschriften zu untermauern versucht. So heißt es in einer Neufassung der
politischen Grundsätze für die deutschen Rüstungsausfuhren: "Der Export von
Kleinwaffen in Drittländer soll grundsätzlich nicht mehr genehmigt
werden".[7] Mit "Drittländern" sind Staaten außerhalb der EU und der NATO
sowie einer kleinen Gruppe der NATO offiziell gleichgestellter Länder [8]
gemeint. Tatsächlich sind die Genehmigungen für den Export von Kleinwaffen
in Drittländer seit 2013, als sie mit einem Wert von über 42 Millionen Euro
bei mehr als 50 Prozent der gesamten deutschen Kleinwaffenexporte lagen,
systematisch reduziert worden und lagen 2018 nur noch bei 400.000 Euro.
Allerdings nimmt parallel die Belieferung von Kleinwaffenkunden in
Drittländern über Standorte außerhalb der Bundesrepublik zu. So baut
Heckler & Koch seine Schusswaffenfabrik in Columbus (US-Bundesstaat
Georgia) bereits seit zwei Jahren aus. Dort soll zwar zunächst nur für den
US-Markt produziert werden; künftige Exporte sind allerdings nicht
ausgeschlossen. Der Schusswaffenhersteller Sig Sauer (Eckernförde bei Kiel)
hat schon 2016 über eine Schwesterfirma in Newport (US-Bundesstaat New
Hampshire) rund 90 Prozent des gesamten Firmenabsatzes abgewickelt. Im
April 2015 hat sein US-Werk die Genehmigung zum Export von Schusswaffen im
Wert von 265 Millionen US-Dollar nach Mexiko erhalten; die Erlaubnis ist
bis 2024 gültig.[9] Bereits Anfang 2017 hatte der Geschäftsführer des
Unternehmens erklärt: "Wir haben im Unternehmen festgelegt, dass wir uns
zukünftig auf den deutschen Markt, Europa, Nato-Staaten und 
Nato-gleichgestellte Staaten konzentrieren."[10] Das entspricht der Neuregelung
der Bundesregierung. Andere Exporte werden nicht mehr vom deutschen
Standort, sondern von der Schwesterfirma in den Vereinigten Staaten
getätigt. Auch sie tauchen in den Statisti
ken der Bundesregierung nicht auf.


Anmerkungen:

[1] S. auch Waffen für die Welt (II).

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7646/

[2] Hans-Martin Tillack: Rüstungsexporte nach Saudi-Arabien gehen indirekt
weiter. stern.de 04.12.2019.

[3] Otfried Nassauer: RWM Italia plant größer. bits.de 26.11.2018.

[4] S. dazu Mubarak 2.0.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7899/

[5] S. dazu Arabische Waffenbrüder.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7989/

[6] Transport: Multinational besser unterwegs. streitkraeftebasis.de
12.04.2019.

[7] Mike Szymanski: CDU und SPD wollen strengere Regeln beim
Rüstungsexport. sueddeutsche.de 26.06.2019.

[8] Der NATO gleichgestellt sind in puncto Rüstungsexport die Schweiz,
Australien, Neuseeland und Japan.

[9] S. dazu Die verschlungenen Pfade des Rüstungsexports.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7823/

[10] S. dazu Der transatlantische Schusswaffenmarkt.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7414/
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GEWERKSCHAFT/1845: ver.di und neue Autobahngesellschaft einigen sich auf Manteltarifvertrag (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
12. Juli 2019

ver.di
und neue Autobahngesellschaft einigen sich auf Manteltarifvertrag



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und die
privatrechtliche Autobahn GmbH des Bundes haben am Freitag (12. Juli
2019) eine Einigung über den Manteltarifvertrag für die zukünftig
rund 15.000 Beschäftigten sowie über den Tarifvertrag für die
Nachwuchskräfte der Autobahngesellschaft erzielt.

"Der Manteltarifvertrag bringt für die von den Ländern zur
Autobahngesellschaft wechselnden Beschäftigten eine Reihe deutlicher
Verbesserungen", bewertete Wolfgang Pieper, zuständiges Mitglied des
ver.di-Bundesvorstands für den öffentlichen Dienst, die Einigung.

Pieper wies insbesondere auf die Einführung eines vollen dreizehnten
Monatsentgelts für alle Beschäftigten hin. Eindeutig geregelt sei,
dass Teilzeitbeschäftigten Überstundenzuschläge bereits bei
Überschreitung der vereinbarten wöchentlichen Arbeitszeit zustehen.
Auch seien verbesserte Regelungen bei Höhergruppierungen, bei
Rufbereitschaft und für Dienstreisezeiten vereinbart. Außerdem würden
alle Beschäftigten bei Erfüllung der qualitativen Unternehmensziele
eine Bonuszahlung in der Regel in Höhe von 800 Euro erhalten. Bei den
Nachwuchskräften ist es erstmals im Bereich des öffentlichen Dienstes
gelungen, neben den Ausbildungsbedingungen der Auszubildenden nach
dem Berufsbildungsgesetz auch die ausbildungsintegrierten und die
praxisintegrierten dualen Studiengänge zu tarifieren. Die
Studierenden erhalten ein monatliches Studienentgelt in Höhe von
1.300 Euro. "Das ist ein großer Fortschritt", so Pieper weiter.

"Insgesamt konnte ver.di ein modernes, für die zukünftigen
Beschäftigten der Autobahngesellschaft attraktives Tarifrecht
durchsetzen", fasste Pieper das Ergebnis der Tarifverhandlungen
zusammen. "Den öffentlichen Arbeitgebern von Bund, Ländern und
Kommunen stünde es gut an, die darin enthaltenen tarifpolitischen
Fortschritte zu übernehmen."

Nach der Einigung vom 5. April 2019 über das
Eingruppierungsverzeichnis mit den Tätigkeitsmerkmalen, die neben der
Entgelttabelle maßgebend für die Bezahlung der Beschäftigten sind,
ist damit die tarifvertragliche Regelung der Arbeits- und
Bezahlungsbedingungen bei der im September 2018 nach Beschluss von
Bundestag und Bundesrat gegründeten Autobahn GmbH im Wesentlichen
abgeschlossen. Nur noch die Regelungen für die Überleitung der
Beschäftigten aus ihren bisherigen Arbeitsverhältnissen in den 16
Bundesländern stünden noch an, so Pieper. Die Verhandlungen darüber
sollen bis zum 31. August dieses Jahres abgeschlossen werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 12.07.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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INFOPOOL / RECHT / FAKTEN





INTERNATIONAL/284: Honduras - Zeuge im Mordfall Berta Cáceres tot aufgefunden (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Honduras 

Zeuge im Mordfall Berta Cáceres tot aufgefunden

Von Melanie Schnipper



(Tegucigalpa, 8. Juli 2019, amerika21) - Olvin Gustavo García Mejía,
ein Zeuge im Fall des Mordes an der honduranischen Umwelt- und
Menschenrechsaktivistin Berta Cáceres, ist tot. Cáceres wurde im März
2016 in ihrem Haus von mehreren Bewaffneten getötet [1]. Der Zivile
Rat für indigene und Basisorganisationen in Honduras (Copinh)
berichtete, dass der Mann am 4. Juli in San Bartolo leblos aufgefunden
wurde.

Mit García Mejía fehlt ein wichtiger Zeuge, der die Wahrheit über die
Mordpläne des Energieunternehmens Desarrollos Energéticos S.A. (Desa)
an Cáceres ans Licht hätte bringen können. García Mejía wurde
mutmaßlich von David Castillo Mejía, dem Präsidenten und
Geschäftsführer von Desa, beauftragt, Cáceres und andere
Anführer*innen gesellschaftlicher Organisationen zu ermorden. Castillo
bezeichnete ihn in einem von Copinh bereitgestellten Dokument als
seinen besten Sicherheitsmann.

García Mejía hatte angeblich schon im Dezember 2015 den Auftrag, die
Copinh-Koordinatorin zu ermorden. Der Plan konnte jedoch nicht
ausgeführt werden, weil er wegen illegalen Tragens von Waffen
verhaftet wurde. Außerdem lag gegen ihn ein Haftbefehl wegen der
Ermordung von Bernardo Pérez vor, einem Sympathisanten von Copinh.
Nach nur vier Tagen wurde er jedoch auf Druck von Führungskräften von
Desa wieder freigelassen. Copinh berichtet außerdem, dass er an
mehreren Gewaltverbrechen in der Gemeinde San Bartolo beteiligt
gewesen sei, jedoch nie verurteilt wurde. Die Frage stelle sich, so
Copinh, ob der Tod des Zeugen García Mejía "Teil eines Planes ist, um
die Beweise und Verbindungen von David Castillo Mejía mit der Gewalt
in der Gemeinde Río Blanco und der Ermordung von Berta Cáceres zu
beseitigen".


Anmerkung:

[1] https://www.npla.de/poonal/3-maerz-drei-jahre-ohne-berta-copinh-kaempft-weiter-fuer-gerechtigkeit/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/zeuge-im-mordfall-berta-caceres-tot-aufgefunden/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





GESCHICHTE/046: Weltweit älteste Handschrift eines Christen ist in Basel (idw)


Universität Basel - 11.07.2019

Weltweit älteste Handschrift eines Christen ist in Basel



Ein Brief in der Basler Papyrussammlung beschreibt ganz alltägliche
Familienangelegenheiten und ist doch einzigartig in seiner Art: Er
überliefert wertvolle Einblicke in die Welt der ersten Christen im
römischen Reich, die aus keiner anderen historischen Quelle bekannt sind.
Der Brief konnte in die 230er Jahre nach Christus datiert werden und ist
somit älter als alle bislang bekannten christlich-dokumentarischen
Zeugnisse aus dem römischen Ägypten.

Die ersten Christen im römischen Reich werden üblicherweise als
weltabgewandte und von Verfolgung bedrohte Sonderlinge dargestellt. Im
Kontrast dazu steht der Inhalt des Basler Papyrusbrief P.Bas. 2.43. Er
gibt Hinweise, dass Christen schon im frühen dritten Jahrhundert abseits
der Städte im ägyptischen Hinterland zu finden waren, wo sie politische
Leitungsfunktionen einnahmen und sich auch ansonsten in ihrem alltäglichen
Leben nicht von ihrer heidnischen Umwelt unterschieden.

Familie mit christlicher Gesinnung

Der Papyrus P.Bas. 2.43 befindet sich bereits seit über 100 Jahren im
Besitz der Universität Basel. Er überliefert einen Brief von einem
Arrianus an seinen Bruder Paulus. Das Dokument sticht aus der Masse der
erhaltenen Briefe des griechisch-römischen Ägyptens durch seine
abschliessende Grussformel heraus: Nachdem der Briefschreiber über
alltägliche Familienangelegenheiten berichtet und um die beste Fischsosse
als Mitbringsel bittet, wünscht er seinem Bruder in der letzten Zeile,
dass es ihm wohlergehen werde «im Herrn». Dabei verwendet der Autor die
abgekürzte Schreibweise der christlichen Formel «Ich bete, dass es Dir gut
geht 'im Herrn'».




[image: Bild: © Universität Basel]

Die letzte Zeile des Papyrus P.Bas. 2.43 enthält den entscheidenden
Hinweis: Der Autor verwendet die abgekürzte Schreibweise der
christlichen Formel «Ich bete, dass es Dir gut geht 'im Herrn'».

Bild: © Universität Basel



«Die Verwendung dieser Abkürzung - wir sprechen hier von einem sogenannten
nomen sacrum - lässt keinen Zweifel an der christlichen Gesinnung des
Briefschreibers», so Sabine Huebner, Professorin für Alte Geschichte an
der Universität Basel. «Es handelt sich dabei um eine exklusiv christliche
Formel, die uns aus neutestamentarischen Abschriften überliefert ist.»
Auch der Name des Bruders sei aufschlussreich, erklärt Prof. Huebner.
«Paulus ist ein zu dieser Zeit äusserst seltener Name und wir dürfen
daraus ableiten, dass die im Brief genannten Eltern bereits Christen waren
und ihren Sohn schon um 200 n. Chr. nach dem Apostel benannt hatten.»

Datierung und Herkunft

Mittels umfangreicher prosopographischer Forschungen konnte Huebner den
Papyrus auf die 230er Jahre n. Chr. datieren. Der Brief ist damit
mindestens 40-50 Jahre älter als alle übrigen weltweit bekannten
christlich-dokumentarischen Briefe. Er liefert zudem bedeutende Details
zur sozialen Herkunft dieser frühen christlichen Familie: Arrianus und
sein Bruder Paulus waren junge gebildete Söhne der Lokalelite,
Landbesitzer und Träger öffentlicher Ämter.

Auch der Fundort des Papyrus konnte rekonstruiert werden: Er stammt aus
dem Dorf Theadelphia in Mittelägypten und gehört zum berühmten
Heroninos-Archiv, dem grössten Papyrusarchiv aus römischer Zeit.




[image: Bild: © Universität Basel]

Der Papyrus P.Bas. 2.43 befindet sich bereits seit über 100 Jahren im
Besitz der Universität Basel.

Bild: © Universität Basel



Der Papyrusbrief steht im Zentrum von Huebners neuer Monographie «Papyri
and the Social World of the New Testament». Ihr Buch wendet sich an ein
breites Publikum und zeigt, wie die Papyri des griechisch-römischen
Ägyptens helfen können, die soziale, politische und wirtschaftliche
Lebenswelt der ersten Christen anschaulich zu machen. Darüber hinaus
erscheinen dieses Jahr alle Basler Papyri in einer Erstedition im Druck in
den Beiheften des Archiv für Papyrusforschung; die digitale
Veröffentlichung ist bereits im Juni 2019 auf der internationalen
Plattform Papyri.info erfolgt.

Die Basler Papyrussammlung

Im Jahr 1900 war die Universität Basel eine der ersten deutschsprachigen
Universitäten und die erste der Deutschschweiz, die sich eine
Papyrussammlung zulegte. Zu dieser Zeit boomte die Papyrologie gerade -
man hoffte, mehr über die Entwicklung des frühen Christentums zu erfahren
und verloren geglaubte Werke antiker Autoren wiederzuentdecken. Für den
Ankauf der Papyri stellt der Freiwillige Museumsverein der Stadt Basel
damals 500 Franken zu Verfügung, ein Betrag, der heute etwa 5000 Franken
entspricht.

Die Basler Sammlung umfasst 65 Schriftstücke in fünf Sprachen aus
ptolemäischer, römischer sowie spätantiker Zeit. Die meisten Schriftstücke
in der Sammlung sind dokumentarische Papyri, die vor allem in sozial-,
kultur- und religionsgeschichtlicher Hinsicht interessant sind, da sie den
Alltag der «einfachen» Leute vor 2000 Jahren dokumentieren. Der Grossteil
der Basler Papyri wurde noch nicht veröffentlicht und blieb von der
Forschung bislang weitgehend unbeachtet. Das dreijährige von Prof. Huebner
geleitete Editionsprojekt wurde vom Schweizerischen Nationalfond gefördert
und erfolgte in Zusammenarbeit mit dem Digital Humanities Lab der
Universität Basel.


Originalpublikation:

Sabine Huebner:

Papyri and the Social World of the New Testament.

Cambridge University Press, Cambridge 2019, 214 Seiten.

doi: 10.1017/9781108556453


Weitere Informationen unter:

https://altegeschichte.philhist.unibas.ch/de/forschung/forschungsprojekte/edition-
pbas/

https://www.unibas.ch/de/Aktuell/News/Uni-Research/Weltweit-aelteste-Handschrift-
eines-Christen-ist-in-Basel.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Basel, 11.07.2019
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06985: Der Kopf allein ist es nicht (SB)


Die mentale Verfassung eines Schachspielers gibt sicherlich stets den
Ausschlag bei einem Turnier. Nur sollte die körperliche Ausdauer und
Ausgeglichenheit nie zu kurz kommen. Wer allein auf seine
Geisteskräfte vertraut, kann leicht ins Hintertreffen geraten. Ein
Turnier ist lang und jede Partie fordert das Äußerste. Der Raubbau an
den physischen Potentialen rächt sich immer. Heutzutage zählt ein
Konditionstraining zur Vorbereitung eines Profis auf einen Wettkampf
ebenso dazu wie das Pauken von Varianten. Wer von Haus aus oder von
Berufswegen her mit einem austrainierten Körper zum Turnier erscheint,
besitzt unumstößliche Vorteile wie beispielsweise der Sportstudent
Smbat Lputjan im heutigen Rätsel der Sphinx, der in einem illustren
Feld von Großmeistern als Internationaler Meister startete, seine Norm
erfüllte und schließlich gar den ersten Platz errang. Befragt, was ihm
denn geholfen habe, erklärte der Armenier: "Ich kam mit kräftigen
Beinen zum Turnier. So konnte ich alle Runden gut durchstehen." Gegen
seinen Kontrahenten Lechtynsky, der zuletzt 1.e3-e4 gespielt hatte,
half ihm denn auch ein taktisch geschultes Auge, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06985: Der Kopf allein ist es nicht (SB)]



Lechtynsky - Lputjan

Ostberlin 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Von einem Dauerschach wollte Helmut Pfleger nichts wissen, also
schnappte er sich nach 1.Lf5xg6 gefahrlos den weißen Läufer:
1...h7xg6! 2.Dd3xg6+ Kg8-h8 3.Dg6-h5+ Kh8-g7 4.Dh5-g4+ Kg7-h6 5.Tf3xf8
Te8xf8 6.Dg4-e6+ Kh6-g7 7.De6-e7+ Tf8-f7 8.De7-e5+ Kg7-f8 9.De5-b8+
Kf8-e7! 10.Db8-c7+ Ke7-e6 11.Dc7-c8+ Ke6-f6 12.h4-h5 - 12.Dc8-d8+ Kf6-
g7 und der schwarze König steht sicher - 12...Dc1-c2+ 13.Kg2-g1 Dc2-
d1+ und Weiß gab auf.



Erstveröffentlichung am 13. Juli 2006

12. Juli 2019
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





AKTION/869: Cuxhaven - "Yoga im Watt" am 16. Juli 2019


Stadt Cuxhaven

Yoga im Watt

Die besondere Jubi-Wattführung "Yoga und Natur - Achtsam im Weltnaturerbe"



Das Wattenmeer Besucherzentrum Cuxhaven kann im Jahr 2019 zwei
Jubiläen feiern. Zum einen jährt sich die Auszeichnung des
Wattenmeeres zum UNESCO-Weltnaturerbe zum zehnten Mal, und zum anderen
besteht das WattBz seit 30 Jahren, denn im Jahr 1989 wurde das
Nationalpark-Zentrum Cuxhaven (NPZ) als Vorgänger des WattBz im
Hochhaus am Sahlenburger Strand eröffnet.

Das Weltnaturerbe-Jubiläum wird mit verschiedenen Veranstaltungen am
ganzen Wattenmeer gefeiert, und auch das WattBz hat sich für den
Doppel-Geburtstag einiges ausgedacht und bietet weitere
Sommer-Jubiläums-Veranstaltungen:

Die besondere Jubi-Wattführung "Yoga und Natur - Achtsam im
Weltnaturerbe"

Mit einer Yoga-Expertin die Wattlandschaft genießen, den Rhythmus der
Gezeiten vor Augen und gleichzeitig bei sanften, statischen und
fließenden Yogaübungen den bewegten Geist zur Ruhe kommen lassen.
Achtsam den Wattboden erkunden und dabei etwas über seine Bewohner
erfahren.

Termin: 16. Juli und 15. August 2019, 9.00 Uhr

Kosten: 16,- Euro / Person (nur für Erwachsene)

Dauer: 90 Minuten

Bitte mitbringen: bequeme Kleidung, warme Jacke

Anmeldung erforderlich beim WattBz unter Telefon: 04721 / 700-70400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Juli 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909
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INFOPOOL / TIERE / TIERSCHUTZ





TIERVERSUCH/783: Immer noch Tierversuche für Botox (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 12. Juli 2019

Botox-Protest-Woche (13.-19.07.)

Immer noch Tierversuche für Botox



Anlässlich der diesjährigen Botox-Protest-Woche (13. bis 19. Juli) macht
der Deutsche Tierschutzbund darauf aufmerksam, dass Mäuse immer noch
qualvoll für Botox sterben müssen - obwohl es bereits tierleidfreie
Alternativen gibt. Die europaweite Botox-Protest-Woche wird bereits zum
vierten Mal von der European Coalition to End Animal Experiments (ECEAE)
ausgerufen, einer Allianz europäischer Tierschutzorganisationen gegen
Tierversuche, der auch der Deutsche Tierschutzbund angehört.

"Wir rufen weiterhin zum Boykott des Faltenglätters Botox auf, bis alle
Tierversuche dafür durch tierfreundliche Alternativen ersetzt sind", sagt
Kristina Wagner, Leiterin des Referats für Alternativmethoden zu
Tierversuchen beim Deutschen Tierschutzbund. Denn obwohl bereits zahlreiche
Botox-Hersteller tierversuchsfreie Alternativmethoden zur Chargenprüfung
ihrer zur Faltenglättung verwendeten Produkte entwickelt haben und diese
auch von Behörden in Deutschland und anderen Ländern anerkannt wurden,
werden Tierversuche an Mäusen zur Botox-Testung nach wie vor durchgeführt.
"Dabei wird billigend in Kauf genommen, dass hunderttausende Mäuse jährlich
für ein Schönheitsprodukt leiden und qualvoll sterben müssen, das allein
der menschlichen Eitelkeit dient", so Wagner.

Ein Hersteller, der im Fokus der Proteste steht, weil er noch keinerlei
Alternativen zu den Tierversuchen vorweisen kann, ist Eisai. Das japanische
Unternehmen lässt seine Botox-Produkte unter anderem auch in Deutschland
testen. Jede Produktionseinheit Botulinum-Toxin, meist kurz als "Botox"
bezeichnet, das vor allem für kosmetische Zwecke zum Einsatz kommt, wird
dabei im sogenannten LD50-Test geprüft. Die Mäuse bekommen dafür das von
Bakterien produzierte Gift in unterschiedlich stark verdünnten Dosen in die
Bauchhöhle injiziert, um zu ermitteln, bei welcher Konzentration 50 Prozent
der Tiere sterben. Das Prozedere ist mit enormem Leid verbunden. Die Mäuse
ersticken langsam durch die Lähmung ihrer Atemmuskulatur - dabei kann sich
ihr Todeskampf über bis zu vier Tage hinziehen.

Alternativen sind vorhanden

Andere Botox-Hersteller, wie der Marktführer Allergan, aber auch Ipsen und
Merz, haben auf den Druck der Öffentlichkeit bereits reagiert und nutzen
heute Testmethoden mit im Labor gezüchteten Zellen. Aber auch die
Unternehmen mit Alternativmethoden haben die Botox-Tierversuche noch nicht
zu 100 Prozent abgeschafft. Grund ist eine fehlende Anerkennung der
Alternativmethoden in Ländern außerhalb der EU bzw. außerhalb der USA und
Kanada. So kann es sein, dass Unternehmen für den Vertrieb ihrer
Botox-Produkte noch immer Tierversuche durchführen müssen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 12. Juli 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / TIERE / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/166: Essen - "Mensch und Tier im Ruhrgebiet", 07.07.2019-25.02.2020


Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI)

Arbeitskreis "Mensch und Tier im Ruhrgebiet" startet umfangreiches
Veranstaltungsprogramm



In Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreis "Mensch und Tier im Ruhrgebiet"
wurde am 7. Juli 2019 die Sonderausstellung "Mensch und Tier im Revier" im
Ruhr Museum eröffnet, die eine ambivalente Machtgeschichte zwischen
Menschen und Tieren anschaulich und kritisch zugleich illustriert. Sie
wird bis zum 25. Februar 2020 zu sehen sein und bildet den Auftakt zum
Ausstellungs- und Veranstaltungsprogramm des Arbeitskreises "Mensch und
Tier im Ruhrgebiet".

Der Arbeitskreis ist ein Zusammenschluss von namenhaften Museen des
Ruhrgebiets und dem Kulturwissenschaftlichen Institut (KWI) und
beschäftigt sich mit dem Verhältnis zwischen Menschen und Tieren aus
historischer, soziologischer, künstlerischer und anthropologischer
Perspektive.

Im Frühjahr 2018 eröffnete die Tagung des Kulturwissenschaftlichen
Instituts Essen (KWI) unter der Fragestellung "Brauchen die
Kulturwissenschaften einen Animal Turn? - Theoretische Grundlagen und
konzeptionelle Probleme der Human-Animal-Studies" den wissenschaftlichen
Schwerpunkt des Arbeitskreises. Ein aus dieser Tagung hervorgehender Band
wird Anfang 2020 im Stuttgarter Verlag J.B. Metzler unter dem Titel
"Menschen und Tiere. Grundlagen und Herausforderungen der Human-Animal
Studies" erscheinen. In ihm werden aktuelle Entwicklungen und wichtige
Debatten im Rahmen dieses noch relativ jungen kulturwissenschaftlichen
Forschungsfeldes aufgearbeitet und dargelegt.

Das Programm des Arbeitskreises umfasst neben der Realisierung der
Ausstellung im Ruhr Museum auf Zeche Zollverein weitere Ausstellungen in
der Zeche Hannover in Bochum, in der Textilfabrik Cromford und an weiteren
Standorten der Industriemuseen des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe
und des Landschaftsverbandes Rheinland. Mit der Kombination
geisteswissenschaftlicher Theorie, kultureller Praxis und
kunsthistorischer Expertise des Museum Folkwang will der Arbeitskreis ein
noch junges kulturwissenschaftliches Forschungsfeld, die "Human - Animal
Studies", kartieren und zugleich einen bedeutenden, bisher noch
unerforschten Teil der Geschichte des Ruhrgebiets aufarbeiten.
Begleitend zu den Ausstellungen und den museumspädagogischen Angeboten
wird sich ein Veranstaltungsprogramm mit Vorträgen, Diskussionen,
Filmabenden und Lesungen an verschiedenen Veranstaltungsorten den
vielfältigen Themenfeldern der Mensch-Tier-Beziehung widmen. Das
Kulturwissenschaftliche Institut Essen (KWI) wird in Kooperation mit der
Buchhandlung Proust im Herbst/Winter 2019/20 Lesungen zum Thema "Nature
Writing" anbieten. Des Weiteren findet im Frühjahr 2020 ein Filmabend im
Filmstudio Glückauf "Menschen filmen Tiere: Zum Wandel von Ängsten und
Wünschen im 20. Jahrhundert" statt.

Eine Gesamtübersicht der Veranstaltungen des Arbeitskreises wird im Herbst
2019 vorliegen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution595

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Kulturwissenschaftliches Institut Essen (KWI), 11.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/678: Kiel - Breites Bündnis demonstriert gegen Kreuzfahrt (Initiative gegen Kreuzfahrt)


Initiative gegen Kreuzfahrt - Presseerklärung vom 10. Juli 2019

Kiel: Breites Bündnis demonstriert gegen Kreuzfahrt

am Samstag, den 13. Juli 2019 von 13 bis 16 Uhr

Platz der Kieler Matrosen (Bahnhofsvorplatz), 24114 Kiel



Kiel - Die Demonstration startet am Samstag, den 13. Juli,
um 13 Uhr auf dem Bahnhofsvorplatz. Von dort wollen die DemonstrantInnen
durch die Innenstadt ziehen, zwei Kundgebungen vor Reisebüros abhalten
und um 15:30 Uhr am Ostseekaiterminal enden. Mitführen wollen sie dabei
maritime Accessoires wie Schlauchboote, Rettungsringe und Neoprenanzüge.
Diese sollen symbolisch an die 6-stündige Blockade eines
Kreuzfahrtschiffs vom Pfingstwochenende erinnern. Die Demo wird von
einem breiten Bündnis aus Greenpeace Kiel, Extinction Rebellion Kiel,
BUND Kreisgruppe, NABU Kiel, der Initiative gegen Kreuzfahrt, der HSG
Klimagerechtigkeit und TKKG, der TurboKlimaKampfGruppe veranstaltet. Die
VeranstalterInnen selbst planen am Samstag keine Blockade.

Immer mehr Kreuzfahrtschiffe sollen dieses Jahr den Kieler Hafen
anlaufen. Das passt nicht damit zusammen, dass Kiel den Klimanotstand
ausgerufen hat und sich selbst offiziell als "Klimaschutzstadt Kiel.
100%" betitelt.

Die Landstromanlage in Kiel wird von deutschen Steuergeldern
subventioniert. Die Erfahrung in anderen Städten zeigt, dass kaum eines
der Schiffe die Landstromanlage nutzt. Auf freier See machen alle weiter
wie bisher. Der CO2-Ausstoß der Schiffe heizt den Klimawandel an und bei
Fahrten in die Arktis lagern sich Rußpartikel auf dem Eis ab, was zu
einem noch schnelleren schmelzen dieser immer kleiner werdenden Fläche
führt.

Wird LNG statt Schweröl als Kraftstoff benutzt ist dies kaum
klimafreundlicher: Meist kommt Fracking-Gas zur Verwendung, dessen
Förderung zur Verwüstung weiter Landstriche Nordamerikas führt. Zudem
ist der Transport durch die notwendige Verflüssigung sehr
energieaufwändig. Auch Gas ist ein fossiler Treibstoff, der schon in
wenigen Jahren kaum noch Verwendung finden darf. Weitere Nutzung von
fossilen Treibstoffen ist mit den Pariser Klimazielen 2035 nicht vereinbar.
Die Reedereien, der Seehafen und die Stadt Kiel kümmern sich nicht um
die Umsetzung wirkungsvoller Klimaschutz-Maßnahmen. Deswegen werden wir
selbst aktiv werden und setzen uns für Klimaschutz und soziale
Arbeitsbedingungen ein.

Dafür hat sich ein breites Bündnis an Kieler Organisationen
zusammengetan und eine Demonstration organisiert. Nachfolgend Statements
einiger beteiligter Gruppen:

Initiative gegen Kreuzfahrt Kiel: "Kreuzfahrten sind ungerecht:
Kreuzfahrtschiffe stoßen krankmachende Schadstoffe aus, die den
Treibhauseffekt anheizen. Während Menschen aus dem globalen Süden unter
den Folgen des Klimawandels leiden, schlürfen Menschen aus dem globalen
Norden an Deck ihre Cocktails. Arbeiter*innen an Bord der Schiffe
bekommen oftmals einen Stundenlohn um die 2EUR und die Konzerne maximieren
durch Steuertricks ihre Gewinne."

Greenpeace Kiel: "Die Klimakrise schreitet ungebremst voran wärend die
Kreuzfahrt-Branche weiter wächst. Der Seehafen und die Stadt Kiel stehen
in der Verantwortung Maßnahmen zu ergreifen um Einwohnerinnen und
Einwohner sowohl vor der Schadstoffbelastung durch laufende
Schiffsmotoren als auch das globale Klima zu schützen! Dabei genügt es
nicht Landstromanschlüsse zu bauen, die Reedereien müssen auch
verpflichtet werden den Strom aus regenerativen Quellen zum vollen Preis
abzunehmen. Sofort müssen weitere Maßnahmen eingeleitet werden, für
einen Klimaneutralen und damit zukunftfähigen Hafen bis 2035.

BUND Schleswig Holstein: "Es gibt keine umweltfreundliche Kreuzfahrt
außer der mit Segelschiffen. Kiel kann das Problem als Hafenstadt nicht
alleine lösen, deswegen sind v.a. die Kund*innen aufgefordert darüber
nachzudenken, ob ihr Tun für ihre Kinder und Enkel eine lebenswerte
Umwelt hinterlässt. Eine Kieler Klimagebühr für jeden
Kreuzfahrttouristen ist daher ein 1. Schritt zum Problembewusstsein."
TKKG Turboklimakampfgruppe: "Am Pfingstsonntag blockierten AktivistInnen
von "smash cruiseshit" 6 Stunden lang ein Schiff im Kieler Hafen. An
diesen erfolgreichen Protest möchten wir mit der Demonstration
anknüpfen. Wir werden Schlauchboote, Neoprenanzüge und Schwimmwesten
mitbringen, um an die Blockade zu erinnern. Kreuzfahrtschiffe sind in
Kiel nicht willkommen! Keiner der stinkenden Pötte ist sicher vor einer
weiteren Blockade."

Extinction Rebellion Kiel: "Kreuzfahrten sind die luxuriöseste Form der
Tourismus-Industrie und sorgen durch den "Schadstoff-pro-Kopf-Ausstoß"
für einen hohen anthropogenen Anteil an Treibhausgasemissionen. Der
Bericht des IPCC (Weltklimarat) hat im Dezember 2018 offengelegt, dass
bei gleichbleibender Emissionsrate die Erde zwischen 2030 und 2052 um
1,5 Grad Celsius weiter erwärmt wird und dies kolossale Konsequenzen für
unseres weltweites Ökosystem mit sich bringt. Daher sollte jeder
Bereich, der unnötige Emissionen verursacht, unter die Lupe genommen und
hinterfragt werden. Wir fordern hiermit die Politik auf, dringend
benötigte Maßnahmen zu ergreifen, die über die symbolpolitische Wirkung
des Klimanotstandes hinaus gehen. Nun müssen Taten folgen!"



Weitere Informationen zur Kreuzfahrt-Kritik finden Sie auf der Homepage
der Initiative gegen Kreuzfahrt: 

http://kreuzfahrt.nirgendwo.info

 * 

Quelle:

Initiative gegen Kreuzfahrt

E-Mail: kreuzfahrt@nirgendwo.info

Internet: http://kreuzfahrt.nirgendwo.info
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FORSCHUNG/1529: Älteste vollständig erhaltene Lilie entdeckt (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung - 10.07.2019

Älteste vollständig erhaltene Lilie entdeckt



In der renommierten Fachzeitschrift Nature Plants wurde von einem
internationalen Forscherteam unter Leitung von Clément Coiffard,
Museum für Naturkunde Berlin, die älteste vollständig erhaltene Lilie
publiziert, Cratolirion bognerianum. Damit lässt sich nachweisen, dass
einkeimblättrige Pflanzen erstaunlicherweise bereits vor 115 Millionen
Jahren alle für sie typischen Merkmale aufwiesen und die tropischen
Blütenpflanzen bereits sehr vielfältig waren. Damit ergeben sich neue
Forschungsfragen über die Rolle der Tropen in der Entwicklung
damaliger und heutiger Ökosysteme.




[image: Bild: © Carola Radke]
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Bild: © Carola Radke



Der Wissenschaftler Clément Coiffard, Botaniker am Museum für
Naturkunde Berlin, machte in der Forschungssammlung eine großartige
Entdeckung: Er fand die älteste, vollständig erhaltene Lilie.
Cratolirion bognerianum wurde in kalkigen Sedimenten eines einstigen
Süßwassersees in Crato im Nordosten Brasiliens gefunden. Mit einem
Alter von circa 115 Millionen Jahren gehört Cratolirion zu den
ältesten bekannten einkeimblättrigen Pflanzen. Dazu gehören zum
Beispiel Orchideen, Süßgräser, Lilien und Maiglöckchen. Cratolirion
ist außerordentlich gut und vollständig erhalten, mit allen Wurzeln,
der Blüte und selbst die einzelnen Zellen sind fossil überliefert. Das
Exemplar zeigt fast alle typischen Merkmale einkeimblättriger
Pflanzen, u.a. parallelnervige, schmale Blätter mit Blattscheide, ein
faseriges Wurzelsystem und dreizählige Blüten (zweimal drei
gleichartig aussehende Blütenhüllblätter und Kronblätter, zweimal drei
Staubblätter und drei Fruchtblätter). Zusätzlich zeigt Cratolirion mit
einer Dolde auch einen einzigartigen Blütenstand als besonderes
Merkmal. Aus den gleichen Sedimenten des einstigen Süßwassersees in
Crato wurden bereits viele frühe zweikeimblättrige Blütenpflanzen
beschrieben. Dazu gehören Seerosen (Jaguariba, Pluricarpellatia),
Aronstäbe (Spixiarum), dürreresistente Magnolien (Schenkeriphyllum,
Endressinia) sowie Verwandte von Pfeffer (Hexagyne) und Lorbeer
(Araripia). Im Gegensatz zu anderen Blütenpflanzen gleichen Alters aus
den USA, Portugal, China und Argentinien, sind die Blütenpflanzen der
Crato-Flora ungewöhnlich divers. Dies könnte damit zusammenhängen,
dass sich der Crato-See in den niedrigen Breitengraden befand, alle
anderen erhaltenen Fossilien früher Blütenpflanzen jedoch aus den
mittleren Breitengraden stammen. Anhand dieser neu beschriebenen
Pflanze Cratolirion bognerianum und der oben erwähnten Arten der
Crato-Flora lässt sich ableiten, dass die tropischen Blütenpflanzen
bereits sehr vielfältig waren. Damit ergeben sich aus dieser Studie
neue Forschungsfragen über die Rolle der Tropen in der Entwicklung
früher Blütenpflanzen und ihrem Aufstieg zur weltweiten Vorherrschaft.


Originalpublikation:

Publiziert in: Nature Plants Clément Coiffard [1]*, Nikolay Kardjilov
[2],
Mary E.C. Bernardes-de-Oliveira, Fossil evidence of Core monocots in
the Early Cretaceous

https://www.nature.com/articles/s41477-019-0468-y.epdf

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news719027

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1323

[1]
Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung, Berloin

[2]
Helmholtz-Zentrum Berlin für Materialien und Energie, Institut für
Angewandte Materialforschung, Berlin

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und

Biodiversitätsforschung - 10.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FRAGEN/012: Alle Dörfer bleiben (ROBIN WOOD magazin)


ROBIN WOOD magazin - Nr. 141/2.2019

Alle Dörfer Bleiben!

Gespräch von Ronja Heise mit David Dresen



Wer im letzten Herbst, vielleicht zum ersten mal, im Rheinischen
Braunkohlerevier war, um gegen die Rodung des Hambacher Forsts zu
demonstrieren, hat sie gesehen: die Dörfer, die der Braunkohle weichen
sollen. Teilweise in unmittelbarer Sicht- und Hörweite der Tagebaue,
teilweise bis auf einige wenige Haushalte verlassen oder schon zu
großen Teilen abgerissen, versinnbildlichen diese Dörfer auf
eindrucksvolle Weise, die zerstörerischen Konsequenzen des
Kohleabbaus. Um den Klimawandel zu bekämpfen und nachkommende
Generationen weltweit zu schützen, hätten wir schon längst aus der
Kohle aussteigen müssen! Doch werden trotzdem weiter alte Wälder und
Dörfer für diese gestrige Energieform zerstört. Das zeigt wie
unverfroren hier privater Profit vor das Gemeinwohl gestellt wird.

In allen drei deutschen Braunkohlerevieren sind immer noch Dörfer ganz
akut von der Abbaggerung bedroht. Auch der Vorschlag der
Kohlekommission hat hier keinen Schlusspunkt gesetzt. Das
vorgeschlagene Szenario macht es zwar möglich, dass die Dörfer
erhalten bleiben - allerdings ist dies in keinem Fall gesichert. So
hat Tagebaubetreiber RWE sich nach Ende der Kohlekommission für die
Planungssicherheit bedankt, die Dörfer im rheinischen Revier nun wie
geplant umsiedeln und abreißen zu können. Für die Anwohner*innen
bedeutet die drohende Zerstörung ihres Zuhauses eine enorme Belastung.
Aufgrund des noch aus der Nazi-Zeit stammenden Bergrechtes können
Menschen für den Braunkohletagebau enteignet und gegen ihren Willen
zwangsumgesiedelt werden. Das Umsiedeln zerstört Nachbarschaften,
Dorfstrukturen und Jahrhunderte alte Baudenkmäler Die Entschädigungen
für die Betroffenen reichen dabei häufig nicht aus, um den
Lebensstandard zu halten.

Im neuen Bündnis 'Alle Dörfer Bleiben!' setzen sich Bewohner*innen und
Menschen aus der Klimabewegung gemeinsam für den Erhalt der Dörfer
ein. Erste große Aktion war der Sternmarsch Ende März im Rheinland
beim Tagebau Garzweihler. Weitere Aktionen werden folgen, denn jetzt
heißt es Druck machen, damit die Bagger stillstehen und alle Dörfer
bleiben. Ronja Heise, ROBIN WOOD, sprach mit David Dresen vom Bündnis
'Alle Dörfer Bleiben'.

? ROBIN WOOD: Du lebst in Kuckum, einem Dorf beim Tagebau
Garzweiler, das laut Rahmenbetriebsplan dem Braunkohleabbau weichen
soll. Was bedeutet diese Zukunftsperspektive für das Leben in einem
Dorf?

! Dresen: Schon meine Eltern sind mit dem Gedanken groß
geworden, dass unser Dorf und auch die Nachbardörfer irgendwann dem
Braunkohletagebau weichen müssen. Und so ging es auch mir seit
Kindheitstagen. Die Menschen aus den bedrohten Dörfern haben jahrelang
versucht die Zerstörung ihrer Heimat auf demokratischem Wege zu
verhindern, doch der Macht der Kohlelobby waren sie nicht gewachsen.
Irgendwann haben die Menschen dann begonnen sich ihrem Schicksal zu
fügen. Für fast alle ist dies jedoch ein sehr belastender Prozess,
denn schließlich geht es um den unwiederbringlichen Verlust ihrer
Heimat. Nun versuchen sie aus ihrer Sicht das Beste aus der Situation
zu machen. Je nach Mentalität heißt das dann, früh mit RWE zu
verhandeln, um vor weiteren Schikanen zu flüchten, oder so lange wie
möglich am Ort verharren und hoffen, die Zwangsumsiedlung noch
abwenden zu können.

Das Urteil des Oberverwaltungsgerichtes in Münster zum Hambacher Wald
vom Oktober 2018 hat in der jüngsten Zeit noch einmal Hoffnung für die
Betroffenen gebracht, denn die Begründung für den Rodungsstopp war die
Tatsache, dass RWE nicht beweisen kann, dass die Rodung des Hambacher
Waldes für die Energieversorgung notwendig ist. Darauf stützen sich
nun die Hoffnungen der Betroffenen, die in ihrer Heimat bleiben
wollen.

Das massive Faktenschaffen durch RWE ist aktuell unsere größte Sorge.
Der Konzern gräbt sich im Höchsttempo auf Keyenberg zu. In
Wohngebieten werden plötzlich riesige Grundwasserpumpen gebaut.
Schneisen werden durch den Keyenberger Wald geschlagen, um eine
Umgehungsstraße zu bauen, die frühestens 2027 benötigt würde. Ziel
dieser Aktionen scheint es, das Leben in den Orten so unerträglich wie
möglich zu gestalten, damit die Betroffenen zeitnah einem
"freiwilligen" Verkaufsvertrag mit RWE zustimmen.

? Der Betreiber des Tagebaus Garzweiler RWE betont immer wieder,
wie sehr sie auf 'sozialverträgliche Umsiedlung' Wert legen. Was sagst
du dazu? Wie hast du den Umsiedlungsprozess erlebt?

! Sozialverträgliche Zwangsumsiedlungen hat es nie gegeben und
kann es auch nicht geben. Menschen gegen ihren eigenen Willen aus
ihrer Heimat zu vertreiben, alte Erinnerungsorte zu vernichten und die
eigene Vergangenheit auszulöschen ist absolut unmenschlich.
Kulturgüter, die unter Denkmalschutz stehen, werden zerstört,
Jahrhunderte alte Kirchen und Friedhöfe devastiert. Gerade für ältere
Menschen ist es einfach unerträglich. Das als sozialverträglich zu
deklarieren, grenzt an Zynismus.

Wir verhandeln bereits seit einigen Jahren mit RWE. Wir haben ein
14.000 Quadratmeter großes Grundstück mit Pferdekoppeln, Scheune und
Hühnerstall. Das für uns bestimmte Grundstück am neuen Ort ist jedoch
85 Prozent kleiner. Man legt uns nahe, unsere jetzige Lebensweise
aufzugeben und auf die Tierhaltung zu verzichten, denn sie sei ja nur
ein Hobby. Jede*r müsse Abstriche machen. RWE betitelt uns als
Sonderfall, doch das stimmt nicht. So wie uns geht es hier Vielen,
denn Landwirtschaft und Tierhaltung sind seit jeher das
strukturprägende Element des Dorflebens. Es geht nicht um ein paar
Wiesen, die wir aufgeben sollen, sondern darum, dass wir gezwungen
werden unsere naturverbundene Lebensweise aufzugeben.

Auf die Hilfe von Bundes-, Landes- und Kommunalregierung warten wir
leider vergeblich. Die Verstrickungen zwischen der Braunkohlelobby und
der Politik sind so stark, dass die Hilferufe der Betroffenen einfach
ignoriert und negiert werden. In einer Demokratie ist das ein
absolutes Armutszeugnis - Mitbestimmung für das eigene Leben gibt es
hier nicht.

? Gemeinsam mit anderen Anwohner*innen setzt du dich für den Erhalt
von Kuckum und der anderen bedrohten Dörfer ein. Was unternehmt ihr?
Wie sieht die Auseinandersetzung mit einem so mächtigen Akteur wie der
RWE aus?

! Anfang 2018 haben wir das deutschlandweite Bündnis 'Alle
Dörfer Bleiben!' gegründet, das sich für den Erhalt aller vom
Braunkohlebergbau bedrohten Dörfer einsetzt. Über Mahnwachen,
Dorfspaziergänge und Demonstrationen vor Ort versuchen wir,
überregional die Öffentlichkeit auf unsere Probleme aufmerksam zu
machen. Am 23. März 2019 gab es einen großen Sternmarsch, für den wir
deutschlandweit mobilisiert haben. Darüber hinaus informieren wir die
Öffentlichkeit über Fernsehbeiträge, Printmedien und alle gängigen
Social-Media-Portale.

Neben dieser breiten Öffentlichkeitsarbeit zielt unsere Arbeit auch
auf die direkte politische Einflussnahme ab. Den meisten politischen
Akteur*innen dürfte die Notwendigkeit, aus der Braunkohle
auszusteigen, mittlerweile klar sein. Hier setzen wir uns auf allen
politischen Ebenen ein, um unseren Interessen bei den jetzt
anstehenden Entscheidungen Gewicht zu verleihen. Um RWE die Stirn zu
bieten und den Kampf gegen die Zerstörung zu gewinnen, ist die
Mobilisierung der Öffentlichkeit und die Sensibilisierung der
Entscheidungsträger*innen für den Erhalt der Dörfer unverzichtbar.

? Seit 10 Jahren lädt das Klimacamp im Rheinland
Klimaaktivist*innen im Sommer in das Rheinische Braunkohle Revier. Wie
ist die Zusammenarbeit zwischen den Bewohner*innen und der
Klimabewegung?

! Es gibt eine sehr gute und konstruktive Kooperation zwischen
der Klimabewegung und den Bewohner*innen vor Ort. Viele Bewohner*innen
sind sehr dankbar, dass sie von den Klimaaktivist*innen unterstützt
werden, denn für die meisten Menschen hier vor Ort ist die politische
Arbeit absolutes Neuland. Die Klimaaktivist*innen sorgen für eine
Infrastruktur, die die Menschen vor Ort für ihre eigenen Aktionen
nutzen. Die Zusammenarbeit wird von beiden Seiten als absolut positiv
erlebt.

? Im Januar hat die Kohlekommission ihren Abschlussbericht
veröffentlicht. Wie bewertest du ihren Vorschlag? Was bedeutet er für
die bedrohten Dörfer?

! Noch kurz vor Ende der Verhandlungen stand in dem Bericht,
dass die Kohlekommission den Erhalt der Dörfer im Rheinland empfehlen
würde. Dieser Satz wurde im letzten Moment gestrichen und stattdessen
vorgeschlagen, dass der Ministerpräsident mit den Betroffenen in einen
Dialog treten solle. Das hat mich zunächst geschockt. Aber dann wurde
schnell klar, dass die Reduktion um 3,1 Gigawatt Braunkohle bedeutet,
dass alle Dörfer stehenbleiben können.

Nun fordern wir von der Landesregierung die schnelle Zusage, dass
sofort alle Zwangsumsiedlungen gestoppt werden und dass RWE sofort
weitere Zerstörungen in den Dörfern einstellen muss.

? Was können Menschen tun, um den Kampf für den Erhalt von Kuckum,
Keyenberg, Pödelwitz und Co. zu unterstützen?

! Sie können die Menschen vor Ort am besten dadurch
unterstützen, indem sie an unseren Demonstrationen teilnehmen.
Informationen über diese und weitere Aktionen finden sich auf unserer
Website https://www.alle-doerfer-bleiben.de und auf Twitter unter dem
#AlleDörferleiben. Wichtig ist aber auch, dass der politische Druck
für mehr Klimagerechtigkeit weiter steigt und die Menschen allerorts
auf die Straße gehen. Daher begrüßen wir auch ausdrücklich die
Schüler*innen-Bewegung "Fridays for Future". Außerdem sollten die
Menschen jetzt umgehend ihre Abgeordneten auffordern, sich für einen
raschen Kohleausstieg und für den Erhalt der Dörfer einzusetzen.


Ausstellung "Von Baggern und Dörfern"

Einige der Fotos von Arne Müseler auf diesen Seiten sind Teil der
Ausstellung 'Von Baggern und Dörfern' des Klimakollektivs. Mit Fotos
aus den zunehmend verlassenen Dörfern und Interviews mit (ehemaligen)
Bewohner*innen thematisiert die Ausstellung eindringlich die Folgen
des Braunkohleabbaus vor Ort. Ihr kennt ein Galarie-Café, eine Schule
oder einen Veranstaltungsort in dem die Ausstellung gezeigt werden
könnte? Die Ausstellung kann umsonst über das Klimakollektiv
ausgeliehen werden und kann per Post versandt werden. Wenn Ihr
überlegt die Ausstellung bei euch zu zeigen und ihr Ideen für
Ausstellungsbegleitende Veranstaltungen sucht, kontaktiert ansonsten
auch gerne unsere Energie-Referentin Ronja Heise.

Mehr Infos findet ihr unter:

klimakollektiv.org/de/projekte/ausstellung-rheinisches-revier/ 

Kontakt Klimakollektiv: info@k/imakollektiv.org


Ronja Heise, Energiereferentin ROBIN WOOD, Hamburg 

energie@robinwood.de



Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:

- David Dresen vom Bündnis 'Alle Dörfer Bleiben!' will nicht
umgesiedelt werden, sondern in seinem Elternhaus in Kuckum bleiben.
Seit Jahren verhandelt es mit RWE. Bisher jedoch erfolglos

- Im Bündnis 'Alle Dörfer Bleiben!' setzen sich Bewohner*innen und
Menschen aus der Klimabewegung gemeinsam für den Erhalt der vom
Braunkohlebergbau bedrohten Dörfer ein

- 2017 wurde der Ort Borschemich für den Tagebau Garzweiler 2
abgerissen: Seit 2006 dokumentiert der Fotograf Arne Müseler die
Zerstörung der Ortschaften für den Braunkohletagebau. Seine Bilder
sind jetzt in einer Ausstellung zu sehen

- Ob uralte Bäume und historische Gebäude wie das Haus Paland in
Borschemich, oder der Dom von Immerath, für die Braunkohle werden im
Rheinischen Braunkohlerevier immer noch ganze Orte von der Landkarte
ausradiert

 * 

Quelle:

ROBIN WOOD-Magazin Nr. 141/2.2019, Seite 32 - 35

Zeitschrift für Umweltschutz und Ökologie

Verlag:

ROBIN WOOD-Magazin

Bundesgeschäftsstelle

Bremer Straße 3, 21073 Hamburg (Harburg)

Tel.: 040/380 892-0, Fax: 040/380 892-14

E-Mail: magazin[at]robinwood.de

Internet: http://www.robinwood.de

 

Erscheinungsweise: vierteljährlich

Jahresabonnement: 12,- Euro inkl. Versand

Der Bezug des ROBIN WOOD-Magazins

ist im Mitgliedsbeitrag enthalten



veröffentlicht im Schattenblick zum 13. Juli 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





MELDUNG/511: Emnid-Umfrage zu Volksbegehren - Mehrheit wünscht Blühflächen und Pestizidverbot (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 12. Juli 2019

Von wegen alles nur grüne Städter

Emnid-Umfrage zeigt breite Unterstützung für Ziele des Volksbegehrens -
Mehrheit wünscht Blühflächen und Pestizidverbot



Hilpoltstein, 12.07.2019 - Am 17. Juli wird der Gesetzesentwurf des
Volksbegehrens Artenvielfalt endgültig ins bayerische
Naturschutzgesetz überführt. Im Vorfeld zeigt eine repräsentative
Umfrage des LBV, wie groß auch weiterhin die Unterstützung der
bayerischen Bevölkerung für mehr Naturschutz im Freistaat ist. Als
einer der Hauptträger des Volksbegehrens hatte der LBV das
Meinungsforschungsinstitut Kantar Emnid damit beauftragt. Die im Juni
durchgeführte Erhebung stellt klar, dass über drei Viertel der
insgesamt mehr als 1.000 Befragten aus allen Bevölkerungsgruppen die
Ziele des Volksbegehrens befürworten. Ebenso weit verbreitet ist der
Wunsch nach einem Verbot von Pestiziden auf Gemeindeflächen und in
Privatgärten. Überraschend hoch ist vor allem aber der Wunsch nach
Blühflächen: 90 Prozent der Befragten sprechen sich für mehr
Blühflächen in Städten und Gemeinden aus, ein klares Signal an die
Landes- und Lokalpolitik.

Im Auftrag des LBV führte Kantar Emnid im Zeitraum vom 5. bis 21. Juni
eine Befragung von insgesamt 1.022 Personen aus allen Einkommens- und
Wählerschichten durch. Das Ergebnis zur Frage "Unterstützen Sie die
Ziele des Volksbegehrens 'Rettet die Bienen'?" ist dabei eindeutig:
Sie werden mit 76 Prozent von einer breiten Mehrheit und durch alle
Bevölkerungsschichten gleichermaßen unterstützt. "Die Umfrage
widerlegt somit eindeutig die häufig verbreitete Unterstellung, dass
die Unterstützer des Volksbegehrens in erster Linie 'grüne Städter'
seien", so Schäffer. In Gemeinden zwischen 5.000 und 20.000 Einwohnern
gaben über 90 Prozent der Befragten an, die Forderungen des
Volksbegehrens zu unterstützen. Auch im ländlichen Bereich lag die
Zustimmung bei knapp 70 Prozent und somit kaum weniger, als in der
Stadt München (73 Prozent). Auch Wahlverhalten und Parteinähe spielen
keine große Rolle: Die geringste Zustimmung kam von FDP- und
CSU-Wählern, doch auch bei diesen fanden die Ziele des Volksbegehrens
mit über 50 bzw. über 60 Prozent der Befragten.

Detaillierter beleuchtet die Umfrage auch die Haltung der Bevölkerung
zu Pestizidverboten und dem Wunsch nach mehr Blühflächen. Das
eindeutige Ergebnis dazu überrascht selbst den Vorsitzenden des LBV:
"Dass sich 90 Prozent der Menschen in Bayern für mehr Blühflächen in
ihren Gemeinden und Städten aussprechen, haben selbst wir als LBV
nicht erwartet. Das Ergebnis zeigt uns, dass wir mit unserer
Naturschutzarbeit richtig liegen und sendet aber vor allem ein klares
Signal an die Staatsregierung, die Kommunen mehr in die Pflicht zu
nehmen. Die Bürger wollen den Verlust von Artenvielfalt nicht länger
hinnehmen und wünschen sich überall mehr Natur."

In der Pflicht sieht Schäffer aber auch die Regierungskoalition, wenn
es nächste Woche um die Verabschiedung des Gesetzespaketes zum
Volksbegehren Artenvielfalt geht. "Der Einsatz von Pestiziden auf
Gemeindeflächen und Privatgärten muss verboten werden. Das ist nicht
nur die Meinung einer Handvoll von Naturschützern. Unsere vorliegende
Emnid-Studie zeigt, dass die Mehrheit der Bevölkerung sich hier klare
Regulierungen und Gesetze wünscht", so Schäffer. Angesprochen auf den
Einsatz von Pestiziden befürwortet 76 Prozent der Befragten in Stadt
und Land ein Verbot auf Gemeindeflächen und 72 Prozent ein Verbot in
Privatgärten. Der LBV hatte erst diese Woche private Gartenbesitzer zu
einem freiwilligen Verzicht auf Gift im Garten aufgerufen.

Darüber hinaus versuchen Lobbyverbände nach wie vor Vereinbarungen,
die am Runden Tisch getroffen wurden, so zum Beispiel zu großen
Waldschutzgebieten, nachträglich aufzuweichen und zu verwässern, indem
sie Druck auf die Politik ausüben. Dies steht im krassen Gegensatz zu
dem im Konsens vereinbarten Abschlussbericht zum "Runden Tisch Arten-
und Naturschutz" von Alois Glück. "Jetzt muss die Politik auch Wort
halten", appelliert Schäffer.

 * 

Quelle:

Presseinformation 55/19, 12.07.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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POLITIK/1178: BMU startet globalen Fonds für lokale Projekte zum Schutz von Klima und Biodiversität (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 12. Juli 2019

BMU startet globalen Fonds für lokale Projekte zum Schutz von Klima
und Biodiversität



Das Bundesumweltministerium (BMU) startet ein neues Programm zur
Unterstützung von lokalen Projekten für den Klima- und Naturschutz in
Entwicklungs- und Schwellenländern. Das Programm mit dem Titel
"Capacity Building and Finance for National and Local Action on
Climate and Biodiversity" (CBF) ist speziell auf Kleinprojekte
ausgerichtet - zum ersten Mal in der Geschichte der Internationalen
Klimaschutzinitiative (IKI) des BMU. Im Mittelpunkt der
Förderbedingungen stehen unter anderem gesellschaftliche Fragen des
Strukturwandels sowie die Förderung von Frauen. Das BMU stellt dem
CBF-Programm für eine Laufzeit von sechs Jahren bis zu 30 Millionen
zur Verfügung. Mit der Umsetzung ist die Deutsche Gesellschaft für
Internationale Zusammenarbeit (GIZ) GmbH beauftragt.

Mit dem neuen Kleinprojektefonds erreicht und unterstützt das BMU
kleinere Durchführungspartner als bei herkömmlichen Projekten. Damit
kann das Ministerium vielen kleinen und innovativen Ideen zum
Durchbruch verhelfen sowie die Kommunen und Regionen stärken. Das
Kleinprojekteprogramm ist in zwei Förderlinien unterteilt. Zum einen
können Projekte von kleineren, lokalen gemeinnützigen Organisationen
Zuschüsse von bis zu 125.000 Euro erhalten. Zum anderen werden
nationale und regionale Förderinstitutionen finanziell gestärkt, damit
sie die landeseigenen und regionalen Förderstrukturen für Klimaschutz
und Biodiversität lokal verbessern können. Die erste Ausschreibung zur
Einreichung von Projektanträgen soll noch in diesem Jahr erfolgen.

Geplant ist in diesem Jahr zudem noch ein zweites Programm für
Kleinprojekte, das sich schwerpunktmäßig an deutsche
Nichtregierungsorganisationen richtet, von denen viele bedeutende
Unterstützungsleistungen in Entwicklungsländern erbringen.

Seit 2008 hat die IKI weltweit mehr als 600 Projekte mit insgesamt
über 2,7 Milliarden Euro gefördert. Ein wesentlicher Schwerpunkt ist
die Unterstützung der Partnerländer bei der Umsetzung des Pariser
Klimaschutzabkommens und des Übereinkommens über die biologische
Vielfalt.



Weitere Informationen:

https://www.giz.de/de/weltweit/77363.html

www.international-climate-initiative.com

www.giz.de

https://www.international-climate-initiative.com/de/projektfoerderung/informationen-fuer-antragsteller/kleinprojektefonds/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 153/19, 12.07.2019

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Referat MK1, Pressestelle
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STADT/506: Baustopp bei umstrittenen Gewerbegebiet in Hamburg-Rahlstedt (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - pm 31/Hamburg, 12. Juli 2019

BUND Hamburg setzt vorläufigen Baustopp durch

Umweltbehörde stoppt nach gerichtlichem Antrag des Umweltverbandes
weitere Bauarbeiten für umstrittenes Gewerbegebiet in
Hamburg-Rahlstedt



Nachdem der BUND Hamburg am Mittwochnachmittag einen dringlichen
Antrag beim Verwaltungsgericht Hamburg eingereicht hat, verfügte die
Behörde für Umwelt und Energie (BUE) gestern Abend einen Baustopp für
das geplante Gewerbegebiet "Viktoriapark" in Hamburg-Rahlstedt. Damit
konnte ein Großteil der geplanten Zerstörung geschützter Biotope auf
der rund 28 Hektar großen Fläche verhindert werden. In den nächsten
Monaten entscheidet nun das Gericht in dem vom BUND Hamburg ebenfalls
angestrengten Eilverfahren. Bis dahin ruhen die Arbeiten.

"Die Anweisung auf Baustopp ist eine wirklich gute Nachricht. Das
Gebiet und die wertvollen Biotope sind erst einmal sicher. Unser Ziel
bleibt aber weiterhin, das umstrittene Gewerbegebiet auf Dauer zu
verhindern und somit das Landschaftsschutzgebiet und den Biotopverbund
zu erhalten", so Manfred Braasch, Landesgeschäftsführer des BUND
Hamburg.

Für das als "Viktoriapark" bezeichnete neue Gewerbegebiet sollen 28
Hektar eines Landschaftsschutzgebietes zerstört werden. In dem Gebiet
finden sich neben wertvollen Knickstrukturen und Feuchtbiotopen auch
über 30 geschützte Tier- und Pflanzenarten, darunter die
Breitflügelfledermaus, der Moorfrosch, die Spitzblütige Binse und der
Fitis (Laubsänger).

Der BUND Hamburg, eine Bürgerinitiative und viele Bürger*innen hatten
jahrelang gegen die Planung protestiert. Der BUND Hamburg sieht neben
aller naturschutzfachlichen Kritik für das neue Gewerbegebiet keinen
wirklichen Bedarf, da im Bezirk Wandsbek über 20 Hektar bereits
ausgewiesener Gewerbefläche verfügbar sind. Trotz eines
Bürgerbegehrens und einer umfangreichen fachlichen Kritik hielten
Senat und der Bezirk Wandsbek aber am strittigen Bebauungsplan
Rahlstedt 131 fest. Dieser Bebauungsplan, der das eigentliche Baurecht
schaffen soll, ist bis heute aus unerklärlichen Gründen nicht
rechtskräftig vom Bezirk Wandsbek unterzeichnet.

 * 



Umweltbehörde gestattet massive Biotopzerstörung mitten in Vegetations-
und Brutzeit


pm 30/ Hamburg, 11. Juli 2019

BUND Hamburg beantragt sofortigen Baustopp beim Verwaltungsgericht /
Landschaftsschutzgebiet in Hamburg-Rahlstedt soll Gewerbegebiet
weichen



Nachdem die Behörde für Umwelt und Energie (BUE) vor wenigen Tagen
überraschend einem Antrag auf Sofortvollzug des Investors für das
geplante Gewerbegebiet Viktoriapark in Hamburg-Rahlstedt stattgegeben
hat, hat der BUND Hamburg einen dringlichen Antrag auf Baustopp vor
dem Verwaltungsgericht Hamburg eingereicht. Auf der rund 28 Hektar
großen Flächen im Nordosten Hamburg sollen gesetzlich geschützte
Biotope zerstört werden, die ersten Bagger rollen bereits.

"Es ist unglaublich. Die Umweltbehörde gestattet eine massive
Naturzerstörung mitten in der Brut- und Vegetationszeit, nur weil ein
einzelner Investor wirtschaftliche Verpflichtungen auf eigenes Risiko
eingegangen ist. Wir halten die nun erteilte Ausnahmegenehmigung aber
auch den gesamten Bebauungsplan Rahlstedt 131 für rechtswidrig", so
Manfred Braasch, Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg.

Bereits im Februar 2019 hatten erste Rodungsarbeiten für das geplante
Gewerbegebiet begonnen. Der BUND Hamburg konnte mit einem
Widerspruchsverfahren zunächst eine Aussetzung der Arbeiten erreichen
und damit die vollständige Zerstörung wertvoller Knicks und weiterer
gesetzlich geschützter Biotope stoppen. Anfang Juni hatte daraufhin
der Investor einen Antrag auf Sofortvollzug gestellt, dem die
Umweltbehörde mit Auflagen nun stattgegeben hat. Der Antrag des
Investors war mit vertraglichen Verpflichtungen begründet worden. Der
Bebauungsplan Rahlstedt 131 ist noch nicht rechtskräftig, hat aber
eine Vorweggenehmigungsreife erlangt.

"Erneut stehen große Flächen eines Landschaftsschutzgebietes auf dem
Spiel. Senat und Bezirke sind weit davon entfernt, eine
verantwortungsvolle Flächenschutzpolitik zu betreiben, zumal im Bezirk
Wandsbek freie Gewerbeflächen zur Verfügung stehen. Mit der Gestattung
des Sofortvollzugs mitten in der Vegetationszeit schafft die grün
geführte Umweltbehörde außerdem einen sehr problematischen
Präzedenzfall. Sollte dieser Schule machen, werden
Investoreninteressen zukünftig noch stärker gewichtet als dies ohnehin
schon der Fall ist", so Manfred Braasch weiter.

Der BUND Hamburg hofft nun auf eine schnelle Entscheidung des
Gerichtes und eine Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung. Der
Umweltverband wird auch gegen den Bebauungsplan Rahlstedt 131
juristisch vorgehen, um die geplante Zerstörung der wertvollen
Knicklandschaft im Nordosten zu verhindern. In dem Gebiet finden sich
über 30 geschützte Tier- und Pflanzenarten, darunter die
Breitmaulfledermaus, der Moorfrosch, die Spitzblütige Binse und der
Fitis (Laubsänger).

 * 

Quelle:

Presseinformation 31/19, 12.07.2019

Presseinformation 30/19, 11.07.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.
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Lange Reihe 29, 20099 Hamburg

Tel.: 040/600 387-0, Fax: 040/600 387-20

E-Mail: bund.hamburg@bund.net
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FORSCHUNG/774: Neues Berechnungskonzept - Wie hoch kann der Meeresspiegel maximal steigen? (idw)


Universität Hamburg - 11.07.2019

Neues Berechnungskonzept: Wie hoch kann der Meeresspiegel maximal
steigen?



Ein internationales Forschungsteam um Prof. Dr. Detlef Stammer vom
Centrum für Erdsystemforschung und Nachhaltigkeit (CEN) der
Universität Hamburg hat ein Konzept zur Berechnung des maximal
möglichen Meeresspiegelanstiegs entwickelt und im Fachjournal "Earth�s
Future" vorgestellt. Im Forschungsprogramm "SeaLevel", das den
Zuschlag für eine zweite Förderphase bekommen hat und sechs Millionen
Euro erhält, wird ein Teil der neuen Berechnugen erstellt werden.

Die Forscherinnen und Forscher zeigen in der Studie, wie in Zukunft
zuverlässige Informationen zum maximalen Anstieg des Meeresspiegels
bereitgestellt werden können (high-end sea-level rise). "Mit dem neuen
Konzept können wir viele Missverständnisse zum Thema, auch in der
Fachliteratur, auflösen und zu tragfähigen Aussagen kommen", sagt
Stammer. Physikalische Prozesse wie das Abschmelzen von Landeis in
Grönland oder in der Antarktis werden erstmals mit ihren
Unsicherheiten in die Berechnungen miteinbezogen.

Bisher wurden diese Prozesse international sehr unterschiedlich
berechnet oder bezogen sich auf andere Fragestellungen - und sind
daher nicht vergleichbar. Zum Beispiel gibt der IPCC-Bericht des
Weltklimarats jeweils nur eine wahrscheinliche Spanne für den Anstieg
an, keine Werte für den maximal möglichen Ausschlag.

Dabei ist der Informationsbedarf hoch: Da sich im Zuge des
Klimawandels der Meeresspiegel lokal völlig unterschiedlich entwickeln
wird - in einigen wenigen Regionen kann er sogar sinken -, brauchen
Akteurinnen und Akteure vor Ort weniger die Angaben zum globalen
Mittelwert, sondern konkrete Prognosen für den maximalen Anstieg in
ihrer Region. Dieser Wert setzt den Rahmen für das höchste Risiko und
die größten Schäden, aber auch für die höchsten Kosten für anstehende
Schutzmaßnahmen.

Doch je weiter der Anstieg des Meeresspiegels in die Zukunft hinein
berechnet werden soll, desto unsicherer wird die Prognose. Das neue
Konzept lässt sich deshalb an verschiedene Zeitskalen anpassen. "In
den nächsten 50 Jahren kann das Eis der Westantarktis nicht
vollständig abschmelzen. Das funktioniert physikalisch in dieser
Zeitspanne nicht", sagt Detlef Stammer. "Aber in 100 Jahren wäre dies
rein theoretisch möglich. Also muss dieses Risiko dann in die
Berechnung des maximalen Anstiegs einfließen."

Im Programm "SeaLevel" wird ein Teil dieser Berechnungen erstellt
werden. In weiteren Schritten geht es darum, die Eispakete in Grönland
und der Antarktis zu quantifizieren, um später konkrete Werte für den
höchstmöglichen Meeresspiegelanstieg in den ausgewählten
Beispielregionen des Projekts, Indonesien und Norddeutschland, zu
berechnen. Die Deutsche Forschungsgemeinschaft bewilligte jetzt sechs
Millionen Euro für die kommenden drei Jahre. Das Schwerpunktprogramm
"Regional Sea Level Change and Society" (SeaLevel) startete 2015 und
erhielt für die erste Phase ebenfalls sechs Millionen Euro.

Originalpublikation:

Stammer, D., Wal, R. S. W., Nicholls, R. J., Church, J. A., Le
Cozannet,
G., Lowe, J. A., et al (2019): Framework for high-end estimates of
sea-level rise for stakeholder applications. Earth's Future, 7.

https://doi.org/10.1029/2019EF001163

Weitere Informationen finden Sie unter

Webseite des Projektes "Regional Sea Level Change and Society"
(SeaLevel): 

https://www.spp-sealevel.de/index.php?id=3130

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news719084

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg - 11.07.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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STIMMEN/123: Zum Scheitern verurteilt - Entwurf zum Nationalen Energie- und Klimaplan (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Zum Scheitern verurteilt: Entwurf zum Nationalen Energie- und 
Klimaplan

Von Parents for Future Deutschland, 12. Juli 2019



Zum Entwurf eines Nationalen Energie- und Klimaplans (NECP) der
Bundesregierung erklärt Sabine Ponath von Parents for Future
Deutschland:

"Noch bis Anfang August läuft die Möglichkeit, Änderungsvorschläge am
Entwurf des Nationalen Energie- und Klimaplans (NECP) der
Bundesregierung zu machen. Alle Bürgerinnen und Bürger könnten sich
einbringen. Wir werden uns daran aber bewusst nicht beteiligen. Denn:
das Ganze ist eine Farce! Die Vorhaben aus dem Plan sind bei Weitem
nicht ausreichend. Die Bundesregierung will 80 bis 95 Prozent der
Emissionen bis 2050 mindern - damit ist es nicht möglich, die im
Pariser Klimaschutzabkommen zugesagte Begrenzung der globalen
Erwärmung möglichst auf 1,5 Grad Celsius zu erreichen. Selbst das
Einhalten der viel zu schwachen Ziele der Bundesregierung ist mehr als
fraglich. Darum fordern wir das Vorlegen eines Arbeitspapiers, mit dem
wir in Deutschland bis 2035 bereits Nettonull aller
Treibhausgas-Emissionen erreichen und somit das Pariser
Klimaschutzabkommen einhalten können. Alles andere ist in unseren
Augen nicht mehr als Schaufensterpolitik!

Die Forderungen [1] die Fridays for Future an die Politik gestellt
haben, sind laut wissenschaftlichem Stand das Mindestmaß, um das Ruder
noch einmal herum zu reißen:

Nettonull 2035 erreichen

Kohleausstieg bis 2030

100% erneuerbare Energieversorgung bis 2035

Der NECP-Entwurf zeigt einmal mehr, wie wenig der Bundesregierung der
Ernst der Lage bewusst zu sein scheint. Die Online-Konsultation endet
am 2. August, danach soll das Entwurfspapier bis Ende Dezember diesen
Jahres fertig gestellt werden und Maßnahmen daraus abgeleitet werden.
Dieser Arbeitsprozess ist inhaltlich so schwach und zeitlich so träge
wie auch schon das Vorgehen des Klimakabinetts, das bislang noch keine
substanziellen Vorschläge zu Tage gefördert hat. Auch die
EU-Kommission hat äußerst schlechte Noten für den NECP-Entwurf
vergeben und als Fazit daraus gezogen: Ohne zusätzliche Maßnahmen wird
Deutschland die Klimaziele 2030 in den Bereichen Gebäude, Verkehr und
Landwirtschaft deutlich verfehlen.

Es ist für uns unbegreiflich und grauenvoll beobachten zu müssen, wie
die Bundesregierung weiterhin gar keinen Willen an den Tag legt, das
Pariser Klimaschutzabkommen einzuhalten und damit die Lebensgrundlagen
der künftigen Generationen aufs Spiel setzt. Schon jetzt, mehr als
sieben Jahrzehnte früher als wissenschaftlich angenommen, sind in
einigen kanadischen und sibirischen Regionen die Permafrostböden stark
abgetaut. Das Tauen der Permafrostböden ist ein möglicher Kipppunkt im
globalen Klimasystem. Rückkopplungseffekte, die daraus resultieren,
heizen das Klima noch mehr an und machen Gegenmaßnahmen umso
dringender nötig. Denn je länger keine effektiven Maßnahmen ergriffen
werden und je mehr sich die Situation in dieser Zeit zuspitzt, weil
weiterhin mehr und mehr Treibhausgase in die Atmosphäre gelangen,
desto unwahrscheinlicher wird es, dass wir die Klimakrise noch
halbwegs in den Griff bekommen werden."


Anmerkung:

[1] https://fridaysforfuture.de/forderungen/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger
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MELDUNG/387: Bundesagrarministerium unterstützt Wanderschäfer - Schutzmaßnahmen gegen den Wolf werden gefördert (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft - 12. Juli 2019

Bundesagrarministerium unterstützt Wanderschäfer mit über einer
Million Euro

Schutzmaßnahmen gegen den Wolf werden gefördert



Ab dem kommenden Montag, 15. Juli, können Wanderschäfer, die mit ihren
Herden durch Wolf- und Wolfspräventionsgebiete ziehen, eine Förderung
für Maßnahmen zum Schutz gegen den Wolf beantragen. Dann tritt eine
entsprechende Förderrichtlinie des Ministeriums der Bundesministerin
für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, in Kraft. Für das so
genannte 'Bundesprogramm Wolf' stehen 1,05 Millionen Euro zur
Verfügung.

Julia Klöckner: "Die Rückkehr des Wolfes nach Deutschland ist ein
Erfolg des Artenschutzes. Gleichzeitig stellt sie insbesondere die
heimischen Wanderschäfer vor große Herausforderungen. Denn die
Errichtung, Überwachung und Absicherung wolfsabweisender Zäune und
anderer Schutzmaßnahmen kostet nicht nur viel Zeit, sondern auch Geld.
Den finanziellen Mehraufwand der Wanderschäfer wollen wir mit unserem
'Bundesprogramm Wolf' ausgleichen. Vorgesehen ist eine Prämie von 36
Euro pro Wanderschaf. Mir ist es ein wichtiges Anliegen, so zum
bestmöglichen Schutz der Schafe und Herden beizutragen."

Die entsprechende Förderrichtlinie Bundesministeriums für Ernährung
und Landwirtschaft, Antragsformulare und weitere Informationen sind
unter dem folgenden Link zusammengestellt: 

https://www.ble.de/Bundesprogramm_Wolf.

Hintergrund:

Das 'Bundesprogramm Wolf', dessen Fördervolumen 1,05 Million Euro
beträgt, hat zum Ziel, Wanderschäfer mit geringen oder keinen
direktzahlungsberechtigten Flächen bei Maßnahmen zum Schutz der Herden
vor dem Wolf finanziell zu unterstützen. Die Förderung soll dazu
verwendet werden, um finanzielle, laufende Mehraufwendungen der
Wanderschäfer für den Herdenschutz vor Wolfsübergriffen im Jahr 2019
aufzufangen. Investitionskosten werden nicht gefördert. Es ist ein
pauschaler Betrag in Höhe von 36 EUR pro Wanderschaf vorgesehen,
sofern jedoch die Anzahl der beantragten Prämien die verfügbaren
Mittel übersteigt, wird die Prämie pro Tier entsprechend gekürzt.

Voraussetzung für die Förderung ist zum einen eine Herde von
mindestens 200 Wanderschafen, die zum Stichtag 15.Juli 2019 über ein
Jahr alt sind, die Wanderung durch Wolfs- und Wolfspräventionsgebiete
in der Hauptweidesaison 2018 und 2019 (01.04. - 01.10.), eine maximal
40 Hektar große im Eigentum befindliche oder gepachtete Grünland- oder
Dauergrünlandfläche sowie die Verwendung von Maßnahmen gegen den
Schutz vor Wölfen (wolfsabweisende Zäune und/oder Herdenschutzhunde).

Die Zuwendung erfolgt als De-minimis-Beihilfe auf Grundlage der
Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013
über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrages über die
Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im
Agrarsektor (ABl. Nr. L 352 vom 24.12.2013, S. 9 - 17), zuletzt
geändert durch Verordnung (EU) 2019/316 (Amtsblatt der EU Nr. L51 I
vom 22.02.2019, S. 1 ff) und wird als einmaliger nicht rückzahlbarer
Zuschuss im Wege der Festbetragsfinanzierung gewährt. Antragsfrist ist
der 31. August 2019.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 153/19, 12.07.2019

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Referat MK1, Pressestelle

Hausanschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3170, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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BERICHT/151: Albatross - gespaltene Sichten ... (SB)


Für mich ist das Knien über ihren Kadavern wie der Blick in
einen makabren Spiegel. Diese Vögel spiegeln ein schreckliches
sinnbildliches Ergebnis der kollektiven Trance unseres Konsumismus
und des unkontrollierten industriellen Wachstums wider. Wie dem
Albatros fehlt es uns Menschen in der Ersten Welt nunmehr an der
Fähigkeit, zu unterscheiden, was für unser Leben und unseren Geist
nahrhaft und was toxisch ist. Der mythische Albatros, der an unserem
Abfall erstickt, fordert uns auf, zu erkennen, daß unsere größte
Herausforderung nicht da draußen, sondern in uns liegt.

(Chris Jordan, Seattle, Februar 2011 [1])




[image: Spärliche bewachsene Sandfläche mit zahllosen, hockenden Jungvögeln, dazwischen eine militärische Hinterlassenschaft - Foto: U.S. Government Accountability Office]

Midway-Atoll, 16. April 2015: Junge Albatrosse warten auf ihre
Eltern, die ihnen unwissentlich teils tödliche Nahrung mitbringen

Foto: U.S. Government Accountability Office



Der Film "Albatross" von Chris Jordan zeigt hautnah Schlüpfen,
Aufwachsen und Sterben von Albatrossen auf der Insel Midway im
Pazifik. Dort leben Hunderttausende Seevögel, weitgehend ungestört
von Menschen, in einer Umgebung mit allmählich zerfallenden
Hinterlassenschaften des US-Militärs. Viele junge Albatrosse verenden
hier, am Rande des riesigen pazifischen Müllstrudels, weil sie von
ihren Eltern mit Plastikmüll wie den allgegenwärtigen Flaschendeckeln
gefüttert werden, den diese zuvor von der Meeresoberfläche als
vermeintlich glitzernde Fische aufgenommen haben.

Junge Albatrosse benötigen bestimmte kräftige Winde, damit sie bei
ihrem ersten, noch unbeholfenen Start genügend Andruck unter die
Flügel bekommen, um von der Insel abheben zu können, so daß sie fortan
selber auf Fischjagd gehen. Der Plastikmüll im Magen schwächt die
Tiere jedoch und macht sie zu schwer. Landen sie bei einem Fehlversuch
im Wasser, saugen sich die Flügel voll und halten die Tiere fest. Das
ist ihr sicherer Tod.

Ein Jahr lang hat die Surfrider Foundation den Film "Albatross" in 15
europäischen Städten gezeigt, Ausgangs- und Endpunkt war jeweils
Berlin. Gemäß den Bedingungen des Filmemachers Chris Jordan aus den
USA waren die Vorführungen kostenlos; auch im Internet ist der Film
frei verfügbar. Passend zu dem von den Vereinten Nationen
ausgerufenen Welttag der Ozeane wurde "Albatross" am 8. Juni dieses
Jahres zum Abschluß der Einjahrestour im Freilichtkino in der
Cassiopeia in Berlin Friedrichshain-Kreuzberg präsentiert.

Er müsse bei dem Film jedesmal weinen, bekannte Luca von der
Surfrider Foundation, der die Moderation des Abends übernommen hatte,
freimütig. So oft er den Film auch gesehen habe, zu einer Gewöhnung
sei es nie gekommen. Er könne die Liebe zu den Tieren nachvollziehen,
von der Jordan in dem Film spreche, sagte er im Anschluß an die
Vorführung gegenüber dem Schattenblick.

Luca, der früher Mitglied bei Greenpeace war, und seine
Mitstreiterinnen und Mitstreiter haben die Tour kreuz und quer durch
Europa aus idealistischen Gründen unternommen und nichts daran
verdient. Ermöglicht wurde dies von Sponsoren wie der
Meeresschutzorganisation Parley for Oceans, die auch Jordans Film
mitfinanziert hat.




[image: Moderator mit Mikrofon bei der Ansage - Foto: © 2019 by Schattenblick]

Luca von der Surfrider Foundation moderiert den Film "Albatross" und
stellt verschiedene Gruppen, die sich mit Meeresschutz befassen,
vor

Foto: © 2019 by Schattenblick



Jene Albatrosse auf dem als "nicht inkorporiertes Territorium" zu den
Außengebieten der Vereinigten Staaten zählenden Midway-Atoll sind
überhaupt nicht menschenscheu, und so gelingen dem Dokumentarfilmer,
Naturschützer und Künstler Chris Jordan und seinen Teams bei ihren
acht Besuchen binnen vier Jahren einzigartige Aufnahmen. Erstmals
hatte Jordan im September 2009 die Insel aufgesucht und dort das
Sterben von sprichwörtlich Tausenden junger Albatrosse gefilmt. Diese
Erfahrung sei "erschütternd" gewesen, "nicht nur für das, was sie für
das Leiden der Vögel bedeutet, sondern auch für das, was sie uns über
die zerstörerische Kraft unserer Kultur des Massenkonsums und die
beschädigte Beziehung der Menschheit zur lebenden Welt
widerspiegelt", schreibt Jordan auf der Website zum Film. [2]

Die sehr gelungenen Tonaufnahmen ergänzen die Erzählung des Films,
die Jordan am Schneidetisch aus über 400 Stunden Filmmaterial und
zahllosen Fotos zu einem 97minütigen Dokument über die Albatrosse
zusammengefügt hat, um ihn der Weltöffentlichkeit zu zeigen.
Angefangen vom Balztanz der Eltern, der Eiablag, über lange
Einstellungen vom Schlüpfen eines Kükens, das über mehrere Tage
hinweg die Schale aufbricht, in der es aufgewachsen ist - dabei
aufmerksam beäugt von seinen Eltern, die es immer wieder anstubsen
und anregen, den Kraftakt nicht zu scheuen und die bis dahin
schützende Hülle vollends zu verlassen. Und, nachdem der Nestling
flügge und etwas größer geworden ist, kommt irgendwann sein Warten
und das seiner Artgenossen auf den Wind, der ihn erstmals in die
Lüfte tragen soll. Wie gefährlich dieser entscheidende Moment im
Leben der Albatrosse ist, zeigt der Film ebenfalls sehr ausführlich.
Die Leute gehen immer mit einer sehr dankbaren Haltung aus den
Vorstellungen, berichtete Luca, der Jordan in Berlin kennengelernt
und sich mit ihm angefreundet hat. Vielleicht habe das etwas mit der
Entschleunigung zu tun, die der Film vermittle.




[image: Ein Küken breitet seine Flügel aus - Foto: Forest and Kim Starr (USGS), CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]]

[image: Nahezu komplett verwester Kadaver eines Laysan-Albatrosses, im Bauchbereich Unmengen von Plastikmüll - Foto: Forest and Kim Starr (USGS), CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]]

Links: Flügge werden ist schwer ...
Rechts: Plastikmülltod
Foto: Forest and Kim Starr (USGS), CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]



Allein wegen der beeindruckenden Tieraufnahmen ist "Albatross"
attraktiv. Jordan macht jedoch außerdem deutlich, welch tödliche
Konsequenzen die vielen Plastikteile auf den Ozeanen haben.
Allerdings kann man den Eindruck gewinnen, daß der Filmemacher vom
Elend der Tiere geradezu fasziniert ist, da er wiederholt ähnliche
Szenen zeigt, nämlich wie er Kadaver aufschneidet und den
Plastikinhalt des Magens offenlegt. Sicherlich sollte man sich nicht
scheuen, die tödlichen Folgen der menschlichen Zivilisation für die
Albatrosse zu zeigen. Das kann nicht drastisch genug sein. Vielleicht
war es dem nachvollziehbaren Verlangen Jordans geschuldet, den
Menschen vor Augen zu führen, was sie mit ihrem Plastikmüll an Leid
produzieren, aber mit solchen Wiederholungen meint es der Film zu
gut. So auch, wenn die Gefühlsaufwallungen Jordans gezeigt werden,
während dieser über einem verreckten Jungvogel mit aufgeschnittenem
Bauch voller Plastikmüll die Hände vor das Gesicht schlägt, sich auf den
Knien zu dem Kadaver beugt und anscheinend zu weinen beginnt.
"Albatross" ist eben nicht nur ein Naturfilm, sondern ein Klagelied
... und eine Selbstfindung. Jordan schreibt auf der Film-Website
dazu:

"Meine Zeit mit diesen großartigen Wesen war ebenso eine innere
Erfahrung wie eine äußere, durchdrungen von oft überwältigenden
Niveaus von Schönheit, Lyrik, Geheimnis, Ehrfurcht, Trauer und
Freude. Und sowohl die Vögel als auch die Insel schwangen mit den
reichhaltigen poetischen Schichten von Symbolismus, Archetyp,
Metapher und Geist mit. Midway fühlte sich für mich wie eine Art
Akupunkturpunkt auf der Erdkugel an, der eine transformative heilende
Energie ausstrahlt, die, wenn sie in ihrer ganzen Tiefe und Breite
geehrt würde, weit hinaus in das Feld des menschlichen kollektiven
Bewußtseins reichen könnte. Ich fühlte, daß es unerläßlich war, all
diese Elemente als ganzheitlichen Ansatz in die dokumentarische
Kunstform zu integrieren."

Die ins Esoterische übergehenden Kommentare des Filmsprechers, die
das Sterben zu harmonisieren versuchen, indem sie es als Ordnung der
Natur beschreiben, nehmen bedauerlicherweise das, was der Film an
Zivilisationskritik leisten könnte, wieder weg. Die notwendige
Rebellion, um sich mit den vorherrschenden, schier überwältigenden
Verhältnissen wenigstens an dieser einen Stelle zu konfrontieren,
wird auf diese Weise eher kanalisiert und in den von Wiederholungen
genährten Kreisschluß von Betrachtungsweisen gelenkt, in denen Werden
und Vergehen als gleichgestellt beschrieben sind. Um mit Chris Jordan
zu sprechen: "Die Poesie des Albatros offenbarte sich Schicht für
Schicht, als mein Team und ich mit intimen Aufnahmen aus jeder Phase
ihrer Zyklen von Leben, Tod und Geburt beschenkt wurden."

In diesem Sinne positioniert sich "Albatross" als bewußt
nicht-rebellisch. Das ändert jedoch nichts daran, daß er überaus
sehenswert ist und ein breites, interessiertes und kritisches
Publikum verdient hat. Wenn es anschließend auch noch zornig ist, hat
der Film eine Menge erreicht.




[image: Zwei Albatrosse beim Schnäbeln - Foto: Forest and Kim Starr (USGS), CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]]

Albatrosspaare gehen sehr behutsam miteinander um und "tanzen"
teils synchron bei der Balz

Foto: Forest and Kim Starr (USGS), CC BY 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by/2.0/]




Fußnoten:


[1] http://www.chrisjordan.com/gallery/midway/#about

[2] https://www.albatrossthefilm.com/ourstory
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COMIC STRIP/0131: Hartze - Gleichstart ... (SB)






[image: Hartze - Gleichstart ... Copyright 2019 by Schattenblick]
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AKTION/1482: Münster - Taschenlampenführung durch den Historischen Zwinger am 18.7.2019


Stadt Münster

Zwinger in besonderem Licht



Münster (SMS) In einem besonderen Licht erscheint der Zwinger bei
einer Führung am Donnerstag, 18. Juli, wenn Besucherinnen und Besucher
das fast 500 Jahre alte Gemäuer mit Taschenlampen in der Hand
erkunden. So kommen sie der wechselvollen Geschichte des ehemaligen
Bollwerks und heutigen Baudenkmals auf die Spur. 

Treffpunkt ist um 20 Uhr am Zwinger an der Promenade (drei / zwei Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 12. Juli 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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FESTE/2557: Mönchengladbach - "Ritterfest Schloss Rheydt 2019" vom 9.-11. August 2019


Stadt Mönchengladbach

Ritterfest Schloss Rheydt 2019



Vom Freitag, 9. August, bis Sonntag, 11. August 2019, hält das
Mittelalter wieder Einzug im Schloss Rheydt: das beliebte Ritterfest
Schloss Rheydt lädt kleine und große Besucher ein zur faszinierenden
Zeitreise ins 15. Jahrhundert. Das von der Marketing Gesellschaft der
Stadt organisierte historische Familienfest hat sich nicht nur am
Niederrhein, sondern weit über die Grenzen der Region hinaus als
besondere Attraktion im sommerlichen Ausflugskalender etabliert. Wie
in den vergangenen Jahren sorgt ein breites Programm mit vielen
Highlights für Unterhaltung der Extraklasse.

Ritterturnier 

Auch in diesem Jahr wird auf einem 4.000 qm großen Areal vor dem
Schloss ein atemberaubendes Ritterturnier ausgetragen. Präsentiert
wird es von der auf solche Schauturniere spezialisierten 
Stunt-Reitergruppe "Die Kaskadeure", zu der nicht nur die Reiterschaft mit
ihren Pferden gehört, sondern auch eine große Anzahl von Fuß-Truppen,
Fechtern, Knappen und Parsevanten. Eine Tribüne mit 200 Sitzplätzen
bietet beste Sicht auf die spannende Show: "Das Herz des Ritters von
Rheydt". Nach dem Sieg feierte der Ritter von Rheydt ein Fest und
verliebte sich dort in Agnes von Kirchberg, deren Vater jedoch bereits
einen anderen Gatten für seine Tochter ausgewählt hat. Dieser
Entscheidung will das Liebespaar sich jedoch nicht fügen. Wie es mit
der Geschichte weitergeht, ist beim diesjährigen Ritterfest zu
erleben.

Buhurt 

Zwischen den Turnierterminen fasziniert der Buhurt. Die historisch
gerüstete Kontaktsportart kam zur Jahrtausendwende auf und findet sich
erst in der jüngeren Vergangenheit in ihrer heutigen Form. Alle
Wettkämpfe werden nach einheitlichem Regelwerk national und
international ausgetragen. Zusammen mit den Deutschen Schwert- und
Rossfechtern zeigen die Kämpfer aus dem In- und Ausland Disziplinen
wie Schwert und Schild, Stangenwaffen und Ritterliches Langschwert -
im Modus fünf gegen fünf.

Mittelalterlicher Markt 

Der große Mittelalterliche Markt lädt in der einzigartigen
Schlossatmosphäre mit seinem reichen Angebot - vom edlen Geschmeide
bis zur warmen Filzweste - zum Schlendern und Staunen ein.
Korbflechter, Stellwerker, Schmied, Steinmetz, Kerzenzieher,
Stofffärber, Filzer und viele andere mehr geben einen Einblick in ihre
Handwerkskunst und bieten ihre Waren feil. Bäckereyen, Brätereyen und
Tavernen sorgen für das leibliche Wohl.

Tavernenspiel und Mittelalterliche Musik 

Am Freitag- und Samstagabend bietet das Tavernenspiel auf dem mit
Fackeln beleuchteten Konzerthof ein stimmungsvolles Programm mit dem
Gaukler Jeremias und dem Gauklerpack, einer kleinen Spielmannsgruppe
von Taschenspielern, Jongleuren, Tänzerinnen, Zauberern und anderen
vogelfreien Gesellen. Der beliebte Narrenkai präsentiert seine
einzigartige Comedy-Jonglage und begeistert seine Zuschauer mit
perfekter Technik und genialer Improvisation. Auf Sackpfeifen,
Schalmeien und Trommeln lässt die Gruppe "Belicha" wilde Melodien im
Wechsel mit fremdländischen Tönen und mitreißenden Tänzen durch den
Schlosshof klingen. Als Belicha ziehen Brunhilla vom Reichenstein,
Taravas zu Suegelbalch, Josefine die Schlagfertige und Johannes der
Rote durch die Lande. Zu den vielseitigsten historischen Musikgruppen
gehört "Ranunculus" mit ihren beliebten Tanzanimationen, die kleine
wie große Zuhörer zum Mittanzen bewegen. Mit Dudelsack und Drehleier,
Rauschpfeifen, Schlagwerk, Lauten und Geigen sind die Spielleute
unterwegs und freuen sich über jeden, der
mit ihnen zieht.

Greifvogel-Vorführung: Eulenbann und Federspiel 

Majestätisch, stolz und erhaben beeindrucken die Greifvögel mit ihrer
Ungezähmtheit. In der Obhut eines Falkners bleiben die Vögel wilde
Tiere, deren Respekt und Kooperationswille ständig neu erarbeitet
werden muss. Die beeindruckende Greifvogelvorführung ist am Samstag
und Sonntag im Arkadenhof zu beobachten.

Kinderprogramm 

Für kleine Ritter und Edelfräuleins wird ein buntes Kinderprogramm mit
abenteuerlichem Kinder-Ritterturnier und spannendem Bogenschießen,
einer faszinierenden Greifvogel-Vorführung, einem neuen Karussell und
kurzweiligem Puppentheater geboten. Auf einem kleinen Bauernhof warten
Ponys, Gänse, Schafe und viele andere Tiere auf Streicheleinheiten.
Beim Filzen, Seilen oder in der Kinderschmiede können die jüngsten
Besucher sich in mittelalterlichem Handwerk versuchen.

Informationen unter

Tel. 02161-25 52414

www.ritterfest-schloss-rheydt.de

Eintritt: 12 Euro, ermäßigt 5 Euro (Kinder bis 12 Jahre)

Im Eintrittspreis ist der Zutritt zum Mittelalterlichen Markt, zum
Tavernenspiel und zum Ritterturnier enthalten. Die Eintrittskarte
berechtigt zum einmaligen Eintritt sowie zum Besuch des Museums
Schloss Rheydt und dessen Ausstellungen. Spezielle Angebote für
starpac- und S-Club-Kunden der Stadtsparkasse Mönchengladbach; weitere
Rabatte sowie Mehrtageskarten sind nicht verfügbar.

Öffnungszeiten:

Freitag, 09.08.2019: 18.00-24.00 Uhr

Samstag, 10.08.2019: 11.00-24.00 Uhr

Sonntag, 11.08.2019: 11.00-18.30 Uhr

Das Mitführen von Hunden ist auf dem Schlossgelände wegen der
freilaufenden Pfauen nicht erlaubt.

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 5. Juli 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/1269: Leer - Kreativkurs "Figürliches Gestalten mit Ton" am 24. Juli 2019


Landkreis Leer

24. Juli: Figürliches Gestalten mit Ton



Schalen, Blütenformen und weitere dekorative Figuren aus Ton können am
24. Juli von 14.30 bis 17.30 Uhr im Schloss Evenburg gestaltet werden.
Die Skulpturen trocknen an der Luft und können anschließend durch
Bemalen weiter verarbeitet werden.

Für Interessierte ist eine Anmeldung unter Telefon 0175 1533028
erforderlich. Die Teilnahmegebühr beträgt 36 Euro.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 26. Juni 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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KURSUS/1268: Leer - Kreativkurs "Sommer-Kräuter-Menü" am 17. Juli 2019


Landkreis Leer

17. Juli: Sommer-Kräuter-Menü



Mit frischen Kräutern der Saison entsteht am 17. Juli in der Zeit von
14.30 bis 17.30 Uhr ein mediterranes Sommer-Kräuter-Menü. Bei einem
informativen Nachmittag werden gemeinsam Vorspeisen, Hauptgerichte und
Desserts mit Wildkräutern zubereitet und in gemütlicher Runde
gegessen.

Eine Teilnahme kostet 28,50 Euro. Anmeldungen unter T.: 0175 1533028.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

Café Schloss Evenburg

Telefon: 0491 99236723

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 26. Juni 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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TOUR/7468: Mönchengladbach - "Die Stadt mit dem Bus entdecken" am 27.7.2019


Stadt Mönchengladbach

Am 27. Juli: Stadtrundfahrt - Mönchengladbach mit dem Bus
entdecken



Für Samstag, den 27. Juli bietet die MGMG wieder eine große
Stadtrundfahrt an. Die informative und spannende Tour durch 1000 Jahre
Stadtgeschichte führt im modernen Reisebus zu den interessantesten
Sehenswürdigkeiten Mönchengladbachs. Gestartet wird um 15 Uhr am
Parkplatz Geroweiher/Schild "Treffpunkt Stadt-Touren". Unter anderem
führt die Tour am Wasserturm, am Minto, an der Hochschule, am
"Blauhaus" und dem Rheydter Marktplatz vorbei. Nach einem Ausstieg am
Wickrather Schloss geht es weiter zum Nordpark, der exemplarisch für
den wirtschaftlichen Wandel in Mönchengladbach steht, und durch den
Stadtteil Speick zurück zum Geroweiher.

Die etwa 2,5-stündige Fahrt kostet für Erwachsene 12,50 Euro (für
Kinder 7 Euro), zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro
Buchung. Karten sind erhältlich beim Reisebüro Haupts (Tel.: 02161-82
09 80), beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros
(Tel.: 02161-93 09 20) sowie online unter www.stadttouren-mg.de

(MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 9. Juli 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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